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Wegelagerer

Es liegt nicht gerade in ihrer Natur, auch nur auf den kleinsten
Vorteil von Anbeginn verzichten zu können. Deshalb schieben und
drängen sie sich, noch bevor Fronten vollends aufgewühlt und
Widersprüche zugespitzt an das Ende ihrer Bedeutung gelangt sind, mit
territorialer Wucht und lärmenden Begleiterscheinungen raumgreifend
sowie drohend und bedrückend den indessen viel zu kleinen und längst
besetzten Plätzen schamlos auf. Dabei kommt es ihren Interessen
durchaus förderlich entgegen, kleinere Rangeleien und Zerstörungen
auszulösen.

Alles in allem sind die zumeist vertrauten Wegelagerer, in welchem
Status ihrer Entwicklung auch immer fixiert, als solche für jedermann
leicht auszumachen. Deshalb sollte der Umstand wohl kaum irritieren,
daß gerade diese Wegelagerer im Prozeß ihrer Umstrukturierung und
Neuausrichtung ihre Absichten und Ziele, wenn auch in überschaubaren
Fristen, auf diese Weise deutlich präsentieren. Sie liegen oder lagern
allen übrigen Möglichkeiten doch sprichwörtlich im Wege. Der Raub im
Kern aber definiert ihre Perspektive, ihr Wesen und ihre Profession.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/386: Hambacher Forst - ein Appell ... (Michael Zobel)


60 Monate Waldspaziergang - kein Ende abzusehen 

Appell zur Rettung von Dörfern und Wald

von Michael Zobel, 10. April 2019



Guten Tag zusammen,

60 Monate Waldspaziergang am Hambacher Wald, Wald statt Kohle, Sonntag, 14.
April, 11.30 Uhr Treffpunkt, diesmal in Morschenich, 12.00 Uhr geht es
los... Begrüßung der TeilnehmerInnen durch Eva Töller, Michael Zobel und
Todde Kemmerich, dann übernimmt Eva...

Zeitgleich gibt es einen Dorf- und Naturspaziergang in Keyenberg, dort
führe ich im Auftrag von WDR5 unter dem Motto Was die Bagger noch holen
wollen. (Anmeldung bei WDR5)

Seit 60 Monaten führen wir Menschen durch den Wald und die Dörfer, weit
mehr als 50000 TeilnehmerInnen waren bisher dabei. Und wir haben
vermeintlich viel erreicht. Zwei Jahre hintereinander gab es keine
Rodungssaison, der wunderbare Wald steht immer noch. Die Kohlekommission
hat seinen Erhalt für "wünschenswert" erklärt, die Landesregierung NRW
möchte die Empfehlung eins zu eins umsetzen. Und RWE prüft den Erhalt des
Waldes ebenfalls... so zumindest wird es der Öffentlichkeit vermittelt.

Doch im der Realität sieht es komplett anders aus. Die Bagger kommen immer
näher, inzwischen beträgt die Entfernung Schaufelrad/Waldrand an einer
Stelle deutlich unter 200 Meter. Legt es RWE wirklich darauf an, den Wald
in den Tagebau rutschen zu lassen? Nimmt die Politik das reglos hin,
schauen die Gerichte diesem Treiben weiter zu? Manheim wird weiter täglich
ausradiert, in wenigen Wochen soll die Kirche fallen, in Morschenich werden
die Gärten verwüstet, die ersten Häuser sind unbewohnbar gemacht worden.
Niemals werden die Kohlebagger diese beiden Orte erreichen, wenn die
Empfehlungen der Kommission umgesetzt werden. Trotzdem werden tagtäglich
weitere unumkehrbare Tatsachen geschaffen. Den verbliebenen Bewohnern der
Dörfer am Tagebau Hambach und am Tagebau Garzweiler wird das Leben zur
Hölle gemacht. Und das, wo doch das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung vorgerechnet hat, dass Wald und Dörfer bleiben können,
ohne die Energieversorgung des Landes ernsthaft zu gefährden.

Wer gedacht hatte, wir hätten unsere Ziele erreicht, hat sich dramatisch
getäuscht. Entschieden ist gar nichts. Die Bagger baggern weiter, das
Grundwasser wird weiter abgepumpt, Menschen werden weiter vertrieben,
Agrar- und Kulturland wird unwiederbringlich vernichtet.

Und wir werden weiter belogen, erst gestern wurde offiziell von der
Landesregierung bestätigt, dass die Räumung der Baumhäuser im Hambacher
Wald im Auftrag von RWE durchgeführt wurde. NRWE? Niemals so offensichtlich
wie jetzt. 60000 Euro hat die Landesregierung an externe Gutachter gezahlt,
um Vorwände für den größten und teuersten Polizeieinsatz in der Geschichte
NRW's zu finden. Weitere Stichworte, die Böschungslüge, Polizeieinsätze
unter dem Vorwand einer nicht existierenden "Verkehrssicherungspflicht",
unter Polizeischutz gefällte Bäume, massiver Ausbau von waldfremden Pisten
im potentiellen FFH-Gebiet...

Das Alles nehme ich erneut zum Anlass für einen eindringlichen Appell an
RWE, an die Politik, an die Gewerkschaften und die Kirchen, ihrer
Verantwortung gerecht zu werden, Dörfer und Wald zu retten und für eine
dauerhafte Befriedung der Region zu sorgen.

Es geht um Glaubwürdigkeit, es geht um die Ernsthaftigkeit der
Energiewende, es geht um die Bewahrung der Schöpfung.

Im Anhang mein Appell, er geht an führende Vertreter von RWE einschließlich
Herrn Schmitz. Dazu an den Bundespräsidenten Frank Walter Steinmeier, die
Bundeskanzlerin Angela Merkel, an die Bischöfe Woelki und Dieser, an den
Präses der evangelischen Kirche im Rheinland Rekowski und den Vizepräses
Pistorius, an die Vorsitzenden der Gewerkschaften IGBCE und ver.di Michael
Vassiliadis und Frank Bsierske, an den Ministerpräsidenten von NRW Armin
Laschet, an Christian Lindner und an den Aachener Polizeipräsidenten Dirk
Weinspach. Zusätzlich per Mail an alle aktuellen Bundestagsabgeordneten, an
die Landtagsabgeordneten in Düsseldorf.

Weiterhin versende ich meinen Appell an die bundesweite Presse und an
Menschen, die sich seit Jahren mit dem Thema in unterschiedlichster Weise
beschäftigen.

Ich bin dankbar

• wenn Sie als Pressevertreter diesen Appell aufgreifen, zum Thema
machen, die Bilder der Zerstörung in die Welt bringen, bei RWE, der Politik
und den anderen Entscheidungsträgern nachfragen.

• wenn Sie als Politiker den Appell lesen und schnellstens in Handeln
umsetzen.

• wenn der Appell über möglichst viele Verteiler bei möglichst vielen
Menschen ankommt.

• wenn Sie an einem der kommenden Spaziergänge im Hambacher Wald und
in den Dörfern teilnehmen, Sie sind herzlich eingeladen, die nächsten
Termine sind der 14. April, 12. Mai, 16. Juni, 14. Juli...

Danke für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung.

Für Rückfragen stehe ich natürlich jederzeit zur Verfügung,

mit hoffnungsvollen Grüßen,

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen

 * 

Appell im April 2019 - Versöhnen statt spalten - Wald und alle Dörfer
können bleiben

April 2019, es ist viel in Bewegung, wir stehen vor großen Veränderungen.
Der Klimawandel wird immer drastischer, der UN-Generalsekretär ruft um
Hilfe. Steigender Meeresspiegel, Dürren, Überschwemmungen, Tornado in der
Eifel. Die "Jahrhundertereignisse" im Monatstakt. Und was machen wir?
Weiter wie gehabt? Aussitzen hilft nicht mehr. Vielleicht sind es am Ende
unsere Kinder, die Schüler und Studenten, die für eine drastische Wende
sorgen. Indem sie weltweit auf die Straßen gehen und für ihr Überleben und
ihre Zukunft kämpfen. Unterstützt von Eltern, Lehrern, Wissenschaftlern,
Künstlern. Unüberhörbar, unübersehbar. Es geht um nicht weniger als um das
Überleben auf diesem Planeten. Viele Akteure sind jetzt gefragt, wir haben
keine Zeit mehr. Die Erkenntnisse liegen auf dem Tisch, jetzt muss
gehandelt werden, bei uns und anderswo.

Regierung und Politik

Frau Merkel, Herr Altmeyer, Frau Schulze, Herr Laschet, setzen Sie
mindestens die Empfehlungen der Kohlekommission sofort um. Oder zeigen Sie
der Welt, dass Sie die Zeichen der Zeit erkannt haben und gehen Sie noch
über die Empfehlungen der Kommission hinaus. Greifen Sie die Sorgen vor
allem der jungen Menschen auf, diese Bewegung ist nicht aufzuhalten. Herr
Laschet, mit einem Rodungs-Moratorium bis 2020 ist niemandem gedient.
Helfen Sie mit, einen dauerhaften Rodungsstopp durchzusetzen, setzen Sie
genau dieses Zeichen, viele Menschen werden Ihnen dankbar sein.

Kirchen

Es geht um die Bewahrung der Schöpfung. Nicht nur als Lippenbekenntnis.
Auch durch Taten. Entwidmen Sie keine Kirchen in den Tagebaudörfern mehr.
Verkaufen Sie keine weiteren Gotteshäuser an RWE. Retten Sie die Kirchen in
Manheim, Morschenich, Keyenberg, Kuckum und den anderen Dörfern an den
Tagebauen. Stellen Sie sich an die Seite der Menschen, die in ihrer
angestammten Heimat bleiben wollen.

Gewerkschaften

Angst ist ein denkbar schlechter Ratgeber. Der Strukturwandel ist in vollem
Gange, jetzt wird er zusätzlich angeschoben mit großen Summen. Sagen Sie
Ihren Mitgliedern, dass die kommenden Veränderungen eine ganz große Chance
für die Braunkohlereviere sind. Schon jetzt äußern die Arbeitsagenturen,
dass der Bedarf an Arbeitskräften im Revier in den kommenden Jahren kaum
gedeckt werden kann. Für mich gehört zu den Aufgaben von Gewerkschaften,
für zukunftsfähige und nachhaltige Beschäftigung zu arbeiten. Nehmen Sie
den Beschäftigten die Sorge vor den längst überfälligen Veränderungen...

Fridays for Future

Ich setze auf die jungen Menschen. Sie nehmen das Handeln jetzt selbst in
die Hände, hunderttausendfach jeden Freitag, bei uns, weltweit. Die
"Profis" hatten genug Zeit, jetzt läuft die Zeit davon. Und je größer die
Restriktions-Drohungen und die Schmähungen werden, umso klarer wird, dass
die jungen Leute auf dem richtigen Weg sind. Ich freue mich, für meine
Kinder und meine Enkel. Zusammen mit vielen Eltern, Lehrern,
Wissenschaftlern, Künstlern. Und wir bleiben dabei, in den kommenden Wochen
und Monaten. Auch am 21. Juni in Aachen, mit 50000 oder mehr Menschen aus
ganz Europa, unsere Stadt wird dann das Zentrum der ständig wachsenden
Bewegung sein. Danke, Fridays for Future!

RWE

Ich appelliere an den Konzern. Hören Sie sofort auf, tagtäglich
unumkehrbare Tatsachen zu schaffen. Hören Sie auf, den Hambacher Wald zu
zerstören. Stoppen Sie die Bagger auf der oberen Sohle. Hören Sie auf mit
der Zerstörung der Dörfer, niemals wird ein Braunkohlebagger Manheim oder
Morschenich erreichen. Stoppen Sie die Vertreibung der Menschen aus den
Dörfern. Machen Sie möglich, dass Menschen in ihrer Heimat bleiben. Helfen
Sie mit, den Tagebaudörfern eine neue Zukunft zu geben. Hören Sie auf mit
Ihrer unsäglichen Propaganda. Mit der Böschungslüge am Hambacher Wald.
Zweimal haben Sie den Stillstand des Tagebaus Hambach beschworen. Vor
Gericht. Ohne Rodungen käme das Ende des Tagebaus. Unwahr. Das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung hat Ihnen präzise vorgerechnet, dass
Dörfer und Wald erhalten bleiben können, ohne die Tagebaue in den kommenden
Jahren stoppen zu müssen. Hören Sie auf, Öl ins Feuer zu gießen, helfen Sie
mit, eine ganze Region zu befrieden.

Waldbewohner und Waldschützer

Bekanntlich habe ich großen Respekt vor den Menschen im Wald, die seit
sieben Jahren den Wald unter großem persönlichem Einsatz vor der
endgültigen Vernichtung bewahrt haben. Ich verlange aber von jedem
Menschen, der sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einsetzt, dass er
sehr genau überlegt, welche Handlungen dem gemeinsamen Ziel dienlich sind
und welche nicht. Es gibt auf beiden Seiten Menschen, die nicht an einer
friedlichen Lösung interessiert sind. Unüberlegte Handlungen werden gerne
benutzt, um von jeglicher inhaltlicher Diskussion abzulenken. Und genau das
brauchen wir nicht.

Polizei

Ich appelliere an den Innenminister, die unsägliche Eskalations-Rhetorik
einzustellen. Sie dient nicht dem Frieden. Ich appelliere an die Polizei
von NRW und darüber hinaus, sich nicht weiter für eine verfehlte Politik
missbrauchen zu lassen. Aktuell wird bekannt, dass der große
Räumungseinsatz im September 2018 eben doch von RWE beauftragt war, die
Landesregierung NRW hat externe Gutachter beauftragt, nach Vorwänden für
diesen sündhaft teuren und völlig sinnlosen Einsatz zu suchen. Ein Skandal.
Baumhäuser können geräumt werden. Wieder und wieder. Aber mit diesen
überflüssigen und teuren Einsätzen wird nicht ein einziges Problem gelöst.
Mit jedem Ihrer Einsätze wird ein weiteres Stück des Hambacher Waldes
massiv geschädigt. Es kann und darf nicht sein, dass die Polizei des Landes
sich so zum Erfüllungsgehilfen eines profitorientierten Konzerns macht.

Danke für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung.

Für Rückfragen stehe ich natürlich jederzeit zur Verfügung,

mit hoffnungsvollen Grüßen,

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 10. April 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BRENNPUNKT





LIBYEN/014: Die nächste Runde im libyschen Krieg (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 9. April 2019

german-foreign-policy.com

Die nächste Runde im libyschen Krieg



BERLIN/TRIPOLIS - Mit der erneuten Eskalation des Bürgerkriegs in Libyen
stehen die dortigen Einflussbemühungen Berlins und der EU endgültig vor
einem Scherbenhaufen. Insbesondere die Bundesrepublik hatte sich schon vor
Jahren für die Einsetzung der "Einheitsregierung" stark gemacht, die nun
von Truppen des ostlibyschen Generals Khalifa Haftar aus der Hauptstadt
Tripolis verjagt zu werden droht. Allerdings waren Berlin und Brüssel nur
an einer Anlaufstelle für die Flüchtlingsabwehr interessiert; dies habe dem
offiziellen Ziel, "zur Wiederherstellung einer funktionierenden Regierung
beizutragen", "direkt entgegen[gestanden]", urteilt ein Experte der
Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP). Vom Westen nicht nur im
Stich gelassen, sondern auch aktiv sabotiert, sei die Einheitsregierung
faktisch eine leichte Beute für Mafia-Milizen geworden. Paris hingegen, von
der Chancenlosigkeit der Einheitsregierung überzeugt, unterstützte bereits
früh die Truppen von General Haftar. Es handelt sich um Frankreichs zweiten
Versuch nach 2011, in Libyen stärkeren Einfluss zu erlangen.

"Weitgehend machtlos"

Beobachter hatten die Einsetzung der libyschen Einheitsregierung Anfang
2016 durch die westlichen Mächte von Anfang an mit scharfer Kritik
begleitet. Offiziell ging es darum, die verfeindeten Bürgerkriegsparteien
im Rahmen der Vereinten Nationen in Richtung auf eine Einigung hin zu
steuern. Tatsächlich aber, warnte bereits damals der Libyen-Experte der
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), Wolfram Lacher, wolle der Westen,
der die UN-Verhandlungen leitete, vor allem eines: "unbedingt endlich die
Bildung einer Einheitsregierung" durchsetzen, "die dann international
anerkannt" werde - dies selbst dann, wenn sie "weitgehend machtlos" sei.[1]
Der Vorwurf traf nicht zuletzt den deutschen UN-Sondergesandten für Libyen,
Martin Kobler, der - als einer "der fähigsten und erfahrensten deutschen
Diplomaten" geltend [2] - am 4. November 2015 in sein neues Amt eingesetzt
worden war und die Bildung der "Einheitsregierung" führend organisierte.
Der Westen war vor allem aus zwei Gründen an einer international
anerkannten Regierung interessiert: Sie sollte - das strebten vor allem die
Vereinigten Staaten an - den längst geplanten Krieg gegen die
IS-Stützpunkte in Libyen offiziell legitimieren, und sie sollte - darum war
es vor allem Deutschland und Italien zu tun - bei der Abwehr von
Flüchtlingen kooperieren.

Mafiöse Milizen

Libyens Einheitsregierung, die unter Koblers Leitung schließlich Anfang
2016 ihr Amt zumindest offiziell antrat, hat mangels einer eigenen realen
Machtbasis von Beginn an große Schwierigkeiten gehabt, sich in der
Hauptstadt Tripolis auch nur niederzulassen. Zunächst in ihrem
Handlungsradius auf ein paar Gebäude in der Marinebasis von Tripolis
beschränkt, gelang es ihr im Laufe der Zeit, sich durch enge Kooperation
mit den in der Hauptstadt dominierenden Milizen einigermaßen festzusetzen.
Wurde im westlichen Ausland gerne die Fiktion genährt, die Regierung
gewinne langsam, aber sicher die Kontrolle, so ist tatsächlich genau das
Gegenteil der Fall gewesen: Wie SWP-Experte Lacher vor einem Jahr
feststellte, war die Einheitsregierung "zu einer bloßen Fassade verkommen,
hinter der die bewaffneten Gruppen und der mit ihnen assoziierte Klüngel
das Sagen" hatten.[3] Faktisch herrscht in der Hauptstadt seither ein
Geflecht schwer bewaffneter mafiöser Netzwerke, "die in Politik, Wirtschaft
und Verwaltung operieren" - ein Zustand, der bereits Ende 2017 zu
Bestrebungen von der Macht ferngehaltener Kräfte führte, die
Einheitsregierung zu stürzen. Lacher warnte: "Westliche Regierungen und die
VN sind für die Lage in Tripolis mitverantwortlich." Die Zuspitzung der
Spannungen erfordere dringend eine "Richtungskorrektur".[4]

Eine Marionette der Europäer

Dazu ist es nicht gekommen. Nur an der Durchsetzung ihrer eigenen Ziele
interessiert, verwendeten die westlichen Mächte die Einheitsregierung
lediglich als Deckmantel - und trugen so de facto sogar noch dazu bei, sie
weiter zu destabilisieren. Die Vereinigten Staaten etwa nutzten bei ihrem
Krieg gegen libysche Basen des IS nicht die Milizen, die der
Einheitsregierung nahestanden, als Bodentruppen, sondern Milizen aus
Misrata - "unter der Fiktion, es handele sich um Truppen, die der Regierung
gegenüber loyal seien", berichtet die SWP.[5] Tatsächlich waren sie dies
allenfalls punktuell. Die EU gab ebenfalls vor, mit der Einheitsregierung
zu kooperieren, um praktisch aber "Arrangements mit lokalen Milizen zur
Verhinderung von Migration einzugehen und in libyschen Gewässern aktiv zu
werden". Auch die Unterstützung der sogenannten libyschen Küstenwache habe
faktisch örtliche Banden gestärkt, die zutiefst in "kriminelle[...]
Geschäfte verwickelt" seien, konstatiert die SWP. Die Einheitsregierung,
ohnehin weitgehend machtlos, leide aufgrund des ignoranten Vorgehens der EU
auch "unter dem Vorwurf ..., sie sei eine Marionette der Europäer"; das
habe ihr jede noch verbliebene Legitimation geraubt. Die SWP hielt im
vergangenen Juli fest: "Der mittlerweile alles dominierende Fokus der
europäischen Libyenpolitik auf die Eindämmung von Migration hat das einst
wichtigste Ziel, zur Wiederherstellung einer funktionierenden Regierung
beizutragen, nicht nur verdrängt, sondern steht ihm direkt entgegen."[6]

Der General und das Öl

Von den westlichen Mächten zwar ins Amt gebracht, von Beginn an aber auch
von ihnen unterminiert, sieht sich die Einheitsregierung nun dem Ansturm
der Libyan National Army (LNA) von General Khalifa Haftar gegenüber. Diese
hatte seit 2014 zunächst jihadistische Milizen im Osten des Landes
niedergeschlagen und im Jahr 2016 Libyens bedeutendste Ölverladehäfen unter
ihre Kontrolle gebracht.[7] Zu Jahresbeginn hat sie Teile Südlibyens
eingenommen, darunter das Ölfeld Sharara, das größte des Landes. Dort
fördern in einem Joint Venture mit der libyschen National Oil Corporation
(NOC) die Konzerne Total (Frankreich), OMV (Österreich), Repsol (Spanien)
und Equinor (Norwegen) Öl.[8] Weil Haftar und die LNA nicht nur Jihadisten,
sondern auch andere Kräfte des politischen Islam bekämpfen, darunter die
Muslimbruderschaft, werden sie schon lange von Ägypten sowie den
Vereinigten Arabischen Emiraten unterstützt. Französische Spezialkräfte
waren bereits Anfang 2016 an der Seite von Haftars Verbänden aktiv.[9]
Zuletzt hat der französische Außenminister die Einnahme von Teilen
Südlibyens durch Haftars LNA gelobt.[10] Auch Russland hat Haftar
Unterstützung zukommen lassen.

Kriegsziele

Mit der Unterstützung für Haftar hat Paris wohl schon früh die Konsequenzen
aus der absehbaren Chancenlosigkeit der von Berlin und Brüssel protegierten
- und gleichzeitig sabotierten - Einheitsregierung gezogen. Setzt Haftar
sich durch, kann Frankreich auf größeren Einfluss in Tripolis hoffen.
Dasselbe Ziel hatte die Regierung Sarkozy 2011 bewogen, Luftangriffe zum
Sturz von Muammar al Gaddafi vom Zaun zu brechen - um größeren politischen
Einfluss in Nordafrika und stärkeren Zugriff auf libysches Erdöl zu
erhalten, wie ein Untersuchungsbericht des britischen Parlaments unter
Berufung auf Gespräche mit französischen Geheimdienstlern konstatiert
(german-foreign-policy.com berichtete [11]). Mit diesem Krieg, an dem sich
auch deutsche Soldaten in NATO-Hauptquartieren beteiligten, haben die
westlichen Mächte Libyen in seine heutige fatale Situation gebombt: Ihrem
Militäreinsatz verdankt das Land letztlich den Bürgerkrieg.
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KURSUS/5022: Bielefeld - "Französisch für Anfänger", 10 Termine ab 30. April 2019


Stadt Bielefeld

Französischkurs für Anfänger



Bielefeld (bi). Nach den Osterferien startet am Dienstag, 30. April,
in der Volkshochschule im Ravensberger Park ein Französischkurs für
Teilnehmer ohne Vorkenntnisse. Der Kurs läuft über zehn Termine,
jeweils dienstags von 18.15 bis 20.30 Uhr, und eignet sich besonders
als Vorbereitung auf eine Reise ins französischsprachige Ausland.

Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder 

Telefon 0521 / 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. April 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1352: Münster - 21. Internationales Lyrikertreffen vom 24. bis 26. Mai 2019


Neue Noten beim Lyrikertreffen

21. Internationales Lyrikertreffen Münster mit Cees Nooteboom und
Herta Müller / Gastkuratorin Anja Kampmann macht Neue Musik



Münster (SMS) Beim ersten Internationalen Lyrikertreffen vor 40 Jahren
war der Große Hörsaal am Schlossplatz in Münster ausverkauft. Erich
Fried, der streitbare Dichter politischer Poesie, las sogar im Freien.
Ein großer Erfolg. Alle zwei Jahre trafen sich fortan Lyrikerinnen und
Lyriker in Münster, um ihre Gedichte vor Publikum auszuloten. Vom 24.
bis zum 26. Mai wird Münster in diesem Jahr wieder zum Zentrum für
Gegenwartspoesie.

"Heute, zur 21. Ausgabe sind über 20 Dichterinnen und Dichter aus
sieben Ländern zu Gast. Mit dabei sind prominente Namen wie der
Niederländer Cees Nooteboom und die Nobelpreisträgerin Herta Müller,
aber auch neuere Stimmen wie Carolin Callies und Nancy Hünger", freut
sich Kulturdezernentin Cornelia Wilkens über das internationale Flair
zum Lyrikertreffen in Münster. Zum Höhepunkt und Finale vergibt die
Stadt Münster am Sonntag, 26. Mai, im barocken Erbdrostenhof ihren
Preis für Internationale Poesie an den russisch-amerikanischen Autor
Eugene Ostashevsky und seine beiden deutschen Übersetzerinnen Monika
Rinck und Uljana Wolf für den Gedichtband "Der Pirat, der von Pi den
Wert nicht kennt".

Das Festival ist eine gemeinsame Veranstaltung vom städtischen
Kulturamt und dem Literaturverein und gehört zu den herausragenden
Kulturereignissen in Münster, was auch überregional wahrgenommen wird:
"Wir freuen uns sehr, dass die Kunststiftung NRW das Lyrikertreffen in
diesem Jahr fördert", so Wilkens.

Dem künstlerischen Leiter Hermann Wallmann stand zum ersten Mal eine
Gastkuratorin zur Seite. Die Schriftstellerin Anja Kampmann, im Jahr
2018 für den Leipziger Buchpreis nominiert, bringt lyrische und
musikalische Stimmen zusammen. In Leipzig hat sie gemeinsam mit dem
Verein "forma" die Veranstaltungsreihe "Tektonik" für Lyrik und Neue
Musik gegründet. In Münster wird sie mit der Kontrabassistin Sophia
Scheifler ein Late-Night-Programm mit eigenen Gedichten präsentieren.
Zudem stellt sie als Kuratorin gleich drei Kollegen vor: José F. A.
Oliver, Sohn einer spanischen Gastarbeiterfamilie, Nikola Madzirov aus
Mazedonien und Nancy Hünger aus Erfurt. Begleitet werden sie von dem
griechischen Komponisten und Pianisten Ermis Theodorakis.

Die Kunst des Übersetzens

Zum Start des Lyrikertreffens richtet sich der Blick nach Syrien - und
auf die Kunst des Übersetzens. In der Anthologie "Deine Angst - Dein
Paradies" hat Herausgeber Hans Thill Gedichte von syrischen Autorinnen
und Autoren und ihren Übersetzern versammelt. Welche Tücken das Sprach-
Handwerk birgt, machen Aref Hanza, Lina Atfah und Mohammed Al-Matroud
gemeinsam mit ihren deutschen Kollegen Julia Trompeter, Brigitte
Oleschinski und Joachim Sartorius in einem öffentlichen Workshop
erfahrbar.

Mit Thilo Krause erlebt man einen Lyriker mit ungewöhnlicher
Biografie: Er ist promovierter Wirtschaftswissenschaftler und arbeitet
in Zürich beim Elektrizitätswerk. Aktuelle Poesie aus Großbritannien
bringt die vielfach ausgezeichnete Lyrikerin Jo Shapcott auf die
Bühne. Und Carolin Callies liest aus ihrem Gedichtband "Schatullen &
Bredouillen", der in diesem Jahr ihrem ebenso klangvollen Debüt "Fünf
Sinne & nur ein Besteckkasten" folgte.

Auch Cees Nooteboom bringt neue Gedichte mit. Sein aktueller Band
"Mönchsauge" spielt auf den Namen der westfriesischen Insel
Schiermonnikoog an. "Die Gedichte sind aber nicht nur dort, sondern
auch auf Menorca, dem spanischen Sommerdomizil des Autors,
entstanden", verrät Hermann Wallmann.

Nobelpreisträgerin Herta Müller gibt Einblicke in ihre
außergewöhnliche Arbeitsweise mit Klebestift und Nagelschere. Die
Lyrikerin versteht sich als Regisseurin, wenn sie ausgeschnittene
Zeitungswörter zu Gedichten komponiert. Die Wort-Gebilde werden nicht
nur zu hören, sondern auch zu sehen sein.

Neue sinnliche Eindrücke

Neue sinnliche Eindrücke versprechen auch Poesiefilme, die einige
Lyriklesungen ergänzen. "Wir ziehen damit eine Verbindung zum
münsterschen Poesiefilmfestival ZEBRA", erklärt Kulturamtsleiterin
Frauke Schnell. Auch die Veranstaltungsreihe POETRY, die im Vorfeld
des Lyrikertreffens stattfindet, wird sich stärker als bisher auf das
Lyrikertreffen beziehen. Zudem gibt es Berührungspunkte mit der
Westfälischen Wilhelms-Universität. So bot beispielsweise das
Germanistische Institut ein Seminar zum Lyrikertreffen an, und neben
dem Theater Münster wird die Studiobühne der Uni ein Veranstaltungsort
sein. "Solche Vernetzungen möchten wir in den kommenden Jahren noch
intensivieren", so Frauke Schnell.

Sehr beliebt sind weiterhin die Schullesungen, bei denen Lyriker in
Klassenzimmern live von ihrer Arbeit berichten. Es gab bereits
Vormerkungen von Schulen, obwohl das Programm noch gar nicht
veröffentlicht war. Fester Bestandteil des Lyrikertreffens ist auch
weiterhin das Memorial, das dieses Mal Paul Celan gewidmet ist. Ein
Vorgriff auf das Celan-Jahr 2020, wenn der 100. Geburtstag und der 50.
Todestag des Ausnahmelyrikers zusammenfallen. Der Autor und
Literaturkritiker Helmut Böttiger wird in Münster Celans jüdische
Familiengeschichte, sein lyrisches Werk und seine Liebe zur
Schriftstellerin Ingeborg Bachmann beleuchten. Poetologisch in die
Tiefe geht Autor und Literaturkritiker Christian Metz mit seinem
Grundsatzvortrag "Warum Lyrik", der sich an eine Bestandsaufnahme des
Lyrikbooms der vergangenen 20 Jahre wagt.

Info:

Teilnehmende Lyrikerinnen/Lyriker/Musiker: Urs Allemann, Mohammed al-
Matroud, Lina Atfah, Helmut Böttiger, Carolin Callies, Maciej
Frackiewicz, Aref Hamza, Nancy Hünger, Anja Kampmann, Thilo Kraus,
Nikola Madzirov, Christian Metz, Herta Müller, Cees Nooteboom,
Brigitte Oleschinski, José F. A. Oliver, Eugene Ostashevsky, Monika
Rinck, Joachim Sartorius, Sophia Scheifler, Jo Shapcott, Ermis
Theodorakis, Hans Thill, Julia Trompeter, Uljana Wolf

Moderatoren: Hans Jürgen Balmes, Dr. Maren Jäger, Hermann Wallmann.

Kartenverkauf:

Theaterkasse Städtische Bühnen Münster, Telefon (02 51) 59 09 100. Ein
ausführliches Programmheft ist ab Ende April bei der
Münster-Information erhältlich. Informationen gibt es auch auf der
Webseite: www.lyrikertreffen.muenster.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. April 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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ATTAC/1982: Aktionen für Verkehrswende - Mobilität nicht den Autokonzernen überlassen


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 10. April 2019

Mobilität der Zukunft nicht den Autokonzernen überlassen

Attac startet Kampagne für sozial-ökologische Verkehrswende / Aktionen
bei Hauptversammlungen und der IAA geplant



Mit Aktionen bei Hauptversammlungen der Autokonzerne im Frühjahr und der
Automesse IAA im Herbst in Frankfurt startet Attac seine Kampagne für
eine sozial-ökologische Verkehrswende. Unter dem Motto "Einfach
umsteigen - Mobilität für alle" wird sich das globalisierungskritische
Netzwerk für eine konsequent andere Verkehrspolitik stark machen - weg
vom Individualverkehr hin zu ressourcenschonenden öffentlichen
Verkehrssystemen. Das haben die Attac-Aktiven bei ihrem bundesweiten
Ratschlag in Köln beschlossen.

"Nur ein radikaler Bruch mit der heutigen Produktions- und Konsumweise
kann den Klimakollaps verhindern. Ein Kernelement des
sozial-ökologischen Umbaus muss die Verkehrs- und Mobilitätswende sein",
sagte Achim Heier vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Wir
dürfen die Mobilität der Zukunft nicht den Autokonzernen überlassen.
Denn wir brauchen Verkehrssysteme, die ressourcenschonend und
gemeinwirtschaftlich organisiert und allen zugänglich sind." Eine
Eins-zu-eins-Umwandlung in individuelle Elektromobilität ändere dabei
nichts am Naturverbrauch und der Unwirtlichkeit der Städte.

Der Verkehrssektor ist Deutschlands größter Energieverbraucher und mit
etwa 25 Prozent zweitgrößter Emittent von Treibhausgasen. Anders als in
anderen Bereichen wachsen die klimaschädlichen Emissionen im Verkehr
weiter an.

Die Globalisierungskritiker wollen verhindern, dass die großen Konzerne
den Mobilitätsmarkt der Zukunft nach ihren Profitinteressen gestalten.
So investieren IT-Giganten wie Google derzeit in das "Auto als
IT-Produkt", um sich die massiv anfallenden Daten zu sichern. Klassische
Autokonzerne setzen auf verstärkte Kooperation wie jüngst Daimler und
BMW, weil ihnen ein Teil ihrer Wertschöpfungskette durch den
Elektroantrieb wegbricht.

Achim Heier: "Während die Bundesregierung sich zum Büttel der
Autoindustrie macht, wächst in der Bevölkerung die Kritik am ungesunden,
klimazerstörenden und sozial ungerechten Verkehrssystem. Wir werden den
Konzernen nicht das Feld überlassen, sondern für ein Verkehrssystem
streiten, das der Lebensqualität von uns allen dient."

Zwei Attac-Tagungen zu sozial-ökologischer Transformation

Die diesjährige Kommunenkonferenz von Attac am 20. und 21. September
befasst sich ebenfalls mit der notwendigen sozial-ökologischen
Trasnformation unserer Gesellschaft, diesmal mit dem Fokus auf dem Thema
Wohnen. Und bei einer öffentlichen Tagung des Netzwerkes vom 11. bis 13.
Oktober in Oer-Erkenschwick wird es um die Frage gehen, wie sich der
sozial-ökologische Umbau finanzieren lässt.

www.attac.de/verkehrswende

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6388: Köln - Lesungen und Poesiefilme von Studierenden der Kunsthochschule für Medien, 4.5.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

Lesungen und Poesiefilme von Studierenden der KHM

Samstag, 4.5.2019, 17-23 Uhr, Raum 0.18/0.19, Filzengraben 18-24

Programm im stündlichen Wechsel

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei



Kunst und Film treffen auf Drehbuch und Roman. Seit 2014 hat sich eine
kleine Tradition im Bereich des Poesiefilms gebildet, und im Jahr 2017
wurde der neue Studienschwerpunkt Literarisches Schreiben eröffnet.

Mit Martin Baumeister, Inga Fischer, Wadim Halter, Natalie Harapat,
Mathilde Hawkins, Naama Heiman, Henrik Hillenbrand, Rebana John,
Constanze Klaue, Jonathan Lahr, Valeria Matehha, Katharina Singh,
Charlotte Triebus.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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AUSSICHTEN/8605: Und morgen, den 11. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.04.2019 bis zum 12.04.2019 +++
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STANDPUNKT/066: Rechtsextreme "Europäische Allianz" zu EU-Wahlen (Gerhard Feldbauer)


Rechtsextreme "Europäische Allianz" zu EU-Wahlen

AfD-Chef Meuthen: EU soll "europäische Festung" werden

von Gerhard Feldbauer, 10. April 2019



Auf einer laut dem linken Manifesto "großaufgezogenen medialen
Show" hat der Führer der faschistisch-rassistischen Lega Italiens und
Vizepremier der Regierung, Matteo Salvini, am Montag im luxuriösen
Hotel Gallia in Mailand mit drei Vertretern rechtsextremer EU-Parteien
die Bildung einer "Europäischen Allianz der Völker und Nationen"
(European Alliance of People and Nations - EAPN) angekündet, die "zur
stärksten Fraktion im EU-Parlament" werden soll. Neben der deutschen
AfD mit ihrem Chef Jörg Meuthen waren die Dansk Folkeparti aus
Dänemark mit Anders Vistisen und die finnische Finns Party mit Olli
Kontro erschienen. Mit Frankreichs Marine Le Pen vom französischen
Rassemblement National (RN), Österreichs Chef der neofaschistischen
FPÖ, Vizekanzler Heinz-Christian Strache, und Ungarns Regierungschef
Viktor Orbán vom Fidesz waren Spitzenleute der Rechtaußen-Parteien
Europas nicht erschienen. Auch die polnische Regierungspartei PiS war
zunächst nicht mit von der Partie. Nicht gerade "ein guter Sprint",
meinte Manifesto.

Während Salvini vergangene Woche noch davon gesprochen hatte, daß bis
zu 20 Parteien und Bewegungen dem neuen Bündnis beitreten würden, war
jetzt laut der Nachrichtenagentur ANSA nur noch von etwa zehn
die Rede. Dazu würden mit Fidesz und Spaniens Vox, die seit den
Regionalwahlen vom Dezember im Regionalparlament von Andalusien
vertreten ist, weitere Gespräche geführt.

Zur Eröffnung des Treffens hatte Salvini laut ANSA auch noch
davon gesprochen, daß sofort in fast allen EU-Ländern mit dem Aufbau
von Parteien der Allianz begonnen werde und dazu "Kommissare"
eingesetzt werden sollten. Offensichtlich waren nicht alle Teilnehmer
mit dem von ihm vorgelegten Tempo und auch seinen Führungsambitionen
einverstanden. Denn auf der abschließenden Pressekonferenz ruderte er
zurück und erklärte: "Heute entsteht der erste Kern einer großen
europäischen Familie", die EAPN werde erst nach der EU-Wahl gebildet.
Obwohl AfD-Chef Meuthen Salvini als selbsternannten Führer der
Alliance unterstützte und meinte, er wäre "ein perfekter Kandidat" für
den Posten des EU-Kommissionspräsidenten, dementierte dieser, als
Spitzenkandidat anzutreten. Er werde aber an der Spitze seiner Lega
überall in Italien kandidieren. Jüngste Meinungsumfragen, die die
römische "La Repubblica" am Dienstag veröffentlichte, sehen ihn mit
31,8 Prozent als stärkste Partei Italiens an der Spitze.

Olli Kotrop (Die Finnen) warnte vor der Gefahr eines "europäischen
Super-Staates", an dem Bundeskanzlerin Merkel und Frankreichs
Präsident Emmanuel Macron arbeiteten. AfD-Chef Meuthen nutzte die
Gelegenheit, Kanzlerin Merkel zu kontern und forderte, die
EU-Außengrenzen zu schützen, um "Europas reiches Erbe" zu verteidigen.
Dazu werde "die illegale Migration in die EU hinein auf Null
reduziert". Man müsse "eine europäische Festung sein, wo wir selber
beschließen, wer kommen darf und wer nicht". Salvini und seine Lega
"bezeugten", daß das zu machen ist.

Meuthen betonte, es gebe weitere künftige Mitglieder der Fraktion, die
"sich uns anschließen werden". Willkommen seien alle, "für die
Attribute wie konservativ, freiheitlich und patriotisch mehr sind als
leere Worthülsen". "Nicht willkommen sind uns Sozialisten,
Kommunisten, Ökofaschisten und Extremisten - und zwar aus dem linken
wie aus dem rechten Lager."

FPÖ-Generalsekretär Harald Vilimsky teilte am Dienstag auf Twitter ein
Dokument, in dem sich die FPÖ dem "gemeinsamen patriotischen Projekt"
anschließt. "Auch die EU-Abgeordneten der FPÖ werden nach der Wahl dem
in Mailand von @matteosalvinimi präsentierten Reformbündnis
selbstverständlich gerne beitreten", schrieb Vilimsky. AfD-Chef
Meuthen zeigte sich erfreut. "Ein ganz herzliches Willkommen,
@HCStracheFP, @vilimsky und all unsere Freunde von der #FPÖ! Ich freue
mich riesig auf die künftige Zusammenarbeit, nun auch endlich in
gemeinsamer Fraktion", schrieb er auf Twitter.

Was "Europa" von diesem von Salvini geführten Bündnis zu erwarten hat,
demonstrierten in den vergangenen Tagen in Rom die international
vernetzten faschistischen Stoßtrupps Casa Pound und Forza Nuova der
Lega, die eine Umsiedlung von Roma in der Hauptstadt mit Drohungen
"wir werden euch alle töten" verhinderten.

Um der angekündigten Bildung der rechtsextremen Alliance den nicht
ganz erreichten Auftrieb zu verschaffen, gab Salvini auf der
Pressekonferenz bekannt, daß die verbündeten Partner zum Abschluß der
EU-Wahlkampagne am 18. Mai in Mailand zu einer Großveranstaltung
zusammenkommen werden.

M5S-Chef und Vizepremier Luigi Di Maio schwimmen die Felle davon. Ihm
sagen die Umfragen von erreichten 32 Prozent bei den italienischen
Wahlen im März vergangenen Jahres zum EU-Votum ein Absinken auf 22
Prozent voraus. Er bemüht sich um Distanz zur Lega und will eine
Fraktion mit der rechten polnischen Oppositionspartei Kukiz'15, der
ähnlich angesiedelten oppositionellen "Zivi zid" (Lebende Mauer) aus
Kroatien sowie mit der finnischen Bewegung Liike Nyt und einer
griechischen Gruppierung bilden.

In diese Tendenz paßt auch die Meldung vom Dienstag, laut der ein
Urenkel des italienischen faschistischen Diktators Benito Mussolini,
Caio Giulio Cesare Mussolini für die faschistische Partei "Fratelli
d'Italia" für die EU-Wahl kandidiert. "So viele wollen 'Mussolini' auf
ihre Wahlzettel schreiben", erklärte er. "Deshalb habe ich
entschieden, daß das Motto meiner Kampagne #ScriviMussolini (schreib
Mussolini) ist. Und ich muß sagen, es gefällt", sagte er der römischen
Zeitung Il Messaggero (Dienstag).

Parteichefin Giorgia Meloni habe ihn nicht nur wegen seines Namens
ausgewählt, sondern "für das, was ich in meinem Leben gemacht habe:
Offizier bei der Marine, Manager von großen Unternehmen, zwei
Uniabschlüsse, viel internationale Erfahrung".

Zuletzt hatte der italienische Präsident des EU-Parlaments, Antonio
Tajani, mit einer Bemerkung über Mussolini Empörung ausgelöst. Der
habe vor der Einführung der Rassengesetze und vor der Kriegserklärung
"an die ganze Welt" auch "einige positive Dinge getan", sagte Tajani
Mitte März.

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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AUSSENHANDEL/313: Die nächste Strafzollrunde (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 10. April 2018

german-foreign-policy.com

Die nächste Strafzollrunde



BERLIN/WASHINGTON - Die Trump-Administration spitzt ihren
Handelskonflikt mit der EU durch die Ankündigung neuer Strafzölle zu und
droht weiterhin mit zusätzlichen Strafzöllen auf Autoimporte. Die jüngste
Ankündigung stellt eine Reaktion auf ein WTO-Urteil vom Mai 2018 dar; die
Welthandelsorganisation hatte geurteilt, die EU habe Airbus unerlaubt
subventioniert und damit dem US-Wettbewerber Boeing empfindlich geschadet.
Der US-Handelsbeauftragte kündigt nun Zölle auf Importe im Wert von elf
Milliarden US-Dollar an, darunter vor allem Produkte aus Frankreich. Paris
blockiert in den Freihandelsgesprächen mit Washington die von Donald Trump
geforderte Öffnung des EU-Agrarmarktes für Produkte von US-Farmern, die
stark unter dem Handelskrieg gegen China leiden. Umgekehrt kündigt die EU
Strafzölle auf US-Importe wegen eines WTO-Urteils gegen Boeing an. Über die
Kfz-Strafzölle muss der US-Präsident bis Mitte Mai entscheiden. Sie sollen
verhängt werden, wenn die Freihandelsgespräche zu keinem Ergebnis führen.
Genau dies scheint gegenwärtig der Fall zu sein. Der deutschen Branche
drohen Milliardenverluste.

Ein alter Konflikt

Der Streit um offene oder verdeckte Staatsbeihilfen für Airbus und Boeing
ist so alt wie die Konkurrenz zwischen den beiden größten
Luftfahrtkonzernen der Welt. Bereits in den 1970er Jahren - Airbus war 1970
gegründet worden, um der EG eine eigene tragfähige Basis in der strategisch
zentralen Luft- und Raumfahrtindustrie zu verschaffen - beschwerte sich der
US-Konzern über angeblich unzulässige staatliche Unterstützung für den
Rivalen aus Europa. In den 1980er und 1990er Jahren setzte sich der
Konflikt fort.[1] Der aktuelle Streit datiert auf den 6. Oktober 2004
zurück; an jenem Tag reichten bei der WTO die Vereinigten Staaten eine
Klage gegen die EU, die EU wiederum eine Klage gegen die Vereinigten
Staaten ein. In beiden wurde die jeweils andere Seite bezichtigt, den
eigenen Luftfahrtkonzern in unerlaubter Weise zu fördern.[2] Die Eskalation
des Streits erfolgte ein Jahr, nachdem Airbus erstmals mehr Flugzeuge
ausgeliefert hatte - nämlich 305 - als Boeing (281); das war 2003 der Fall.
Seit 2012 liegt allerdings Boeing (601) wieder vorn (Airbus: 588).[3]

Allseitige Subventionen

Die beiden entscheidenden WTO-Urteile in den jeweiligen Prozessen sind am
15. Mai 2018 und am 28. März 2019 gefällt worden. Im Mai vergangenen Jahres
entschied die WTO, zwar habe die EU diverse Staatsbeihilfen im Jahr 2011
eingestellt. Das sei aber bei vergünstigten Darlehen für die Produktion
neuerer Modelle, des A380 und des A350 XWB, nicht der Fall gewesen. Darauf
bezieht sich nun die Trump-Administration mit der aktuellen Ankündigung,
Strafzölle gegen die EU zu verhängen.[4] Umgekehrt hat die WTO Ende März
dieses Jahres geurteilt, die US-Regierung habe unzulässige Begünstigungen
für Boeing gleichfalls nicht eingestellt.[5] Dabei handele es sich vor
allem um Steuererleichterungen im Bundesstaat Washington, in dem Boeing
fast die Hälfte seiner Angestellten weltweit beschäftigt und der größte
private Arbeitgeber ist. Darüber hinaus subventioniert die US-Regierung den
Konzern über Raumfahrtprogramme. Nach den jeweiligen Urteilen haben beide
Seiten bei der WTO das Verhängen von Strafzöllen beantragt. Die WTO soll
die Summe in Kürze festlegen.

Frankreichs Landwirte

Bereits vorab hat der US-Handelsbeauftragte Robert Lighthizer am Montag
erste konkrete Strafzölle gegen die EU in Aussicht gestellt. Dabei geht es
um Einfuhren im Wert von rund elf Milliarden US-Dollar. Konkret betroffen
sind Produkte und Komponenten für die Luftfahrtindustrie, aber auch
verschiedenste Lebensmittel von Käse über Wein bis Olivenöl. Beobachter
weisen darauf hin, dass Frankreich besonders betroffen ist: Einerseits
lieferte es im vergangenen Jahr zivile Flugzeugteile im Wert von 12,34
Milliarden US-Dollar in die Vereinigten Staaten (Deutschland: 5,1
Milliarden US-Dollar; Italien: 1,79 Milliarden US-Dollar) [6]; andererseits
umfasst die Sanktionsliste vor allem in Frankreich produzierte Lebensmittel
wie Käse und Wein [7]. Experten vermuten, französische Landwirte sollten
getroffen werden, da Paris in den EU-Handelsgesprächen mit Washington eine
Öffnung des EU-Agrarmarktes für die Produkte von US-Farmern blockiert.
US-Farmer gehören zu den Hauptopfern von Washingtons Handelskrieg gegen
Beijing.

Deutschlands Autobauer

Während es in Brüssel heißt, die US-Strafzolldrohungen seien weit überzogen
und könnten von der EU mit eigenen Strafzöllen wegen der Boeing-Sanktionen
leicht gekontert werden, macht sich insbesondere in Deutschland Sorge wegen
etwaiger Kfz-Strafzölle breit. Ein offizieller Bericht zu der Frage, ob der
Import von Autos und Autoteilen die nationale Sicherheit der Vereinigten
Staaten bedrohe, ist dem US-Präsidenten im Februar übergeben worden. Er
liegt nicht öffentlich vor, kann aber mutmaßlich als Grundlage herangezogen
werden, um Strafzölle auf die Pkw-Einfuhr zu legitimieren. US-Präsident
Donald Trump droht dies an, sollten die Gespräche mit Brüssel über ein
Freihandelsabkommen zu keinem Erfolg führen. Zur Zeit stecken die Gespräche
fest. Trump muss nach US-Regelungen seine Entscheidung in der Sache
spätestens Mitte Mai gefällt haben. In der deutschen Branche herrscht
Pessimismus: Trump habe, so heißt es, seine Drohungen stets mit
bemerkenswerter Regelmäßigkeit wahr gemacht.

Milliardenverluste

Strafzölle auf Kfz-Exporte in die Vereinigten Staaten wögen schwer. Im Jahr
2017 lieferten deutsche Hersteller Autos und Autoteile im Wert von 28,6
Milliarden Euro in die USA. Die Zahl der dorthin exportierten Pkw ist im
vergangenen Jahr um 4,7 Prozent auf gut 470.000 Fahrzeuge gesunken. Laut
Berechnungen des Münchener ifo-Instituts könnten Strafzölle im Umfang von
25 Prozent die deutschen Autoexporte in die USA langfristig fast halbieren.
Insgesamt würden sich so "die gesamten Auto-Exporte aus Deutschland um 7,7
Prozent verringern", wird der ifo-Ökonom Gabriel Felbermayr zitiert: Dies
entspräche "einem Wert von 18,4 Milliarden Euro".[8] Zwar könnten die
Einbußen womöglich durch Lieferungen in andere Länder gedämpft werden;
selbst dann sei allerdings mit Ausfuhrverlusten von 11,6 Milliarden Euro zu
rechnen.

Dünnes Eis

Noch nicht einbezogen ist dabei freilich die Gefahr eines harten Brexits.
Großbritannien ist mit erheblichem Abstand größter Abnehmer deutscher
Pkw-Ausfuhren überhaupt. Bereits im vergangenen Jahr ging die Zahl der ins
Vereinigte Königreich gelieferten Autos von knapp 769.000 um 13,4 Prozent
auf rund 666.000 zurück. Sollte der Austritt des Landes aus der EU nicht
nach einem einvernehmlichen Deal erfolgen, dann würde London zwar die
meisten Zölle auf Einfuhren von außerhalb der EU auf Null setzen, zum
Schutz einheimischer Firmen jedoch unter anderem Zölle in Höhe von zehn
Prozent auf Kfz-Importe erheben (german-foreign-policy.com berichtete [9]).
Die deutsche Autoindustrie, traditionell die Paradebranche der
Bundesrepublik, stünde dann vor einem zweiten schweren Schlag: Das Eis, auf
dem sich die Berliner Politik bewegt, wird dünn.


Anmerkungen: 

[1] Özgür Çaliskan: An Analysis of the Airbus-Boeing Dispute From the
Perspective of the WTO Process. In: Ege Akademik Bakis Vol. 10,4. October
2010. S. 1129-1138.

[2] James Freirich: Battle for the Skies: Boeing-Airbus WTO Trade Dispute.
pulj.org 30.06.2018.

[3], [4] Robert Wall, Emre Peker: WTO Ruling Advances U.S. and Boeing in
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Boeing. wsj.com 28.03.2019.
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[7] Der Handelsstreit mit Amerika eskaliert. Frankfurter Allgemeine Zeitung
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https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7905/
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/437: Umfrage und Studie - Deutsche sehen sich nicht als "Zahlmeister" Europas


Heinrich-Böll-Stiftung - Pressemitteilung vom 10. April 2019

Deutsche wollen mehr in die Zukunft Europas investieren

Neun von zehn Deutschen wollen laut einer Umfrage mehr in Europa
investieren, wenn es um konkrete Politikfelder und Aufgaben geht. Rund 61
Prozent der Befragten sehen sich nicht als "Zahlmeister Europas"



Berlin, 10.04.2019 - Eine heute in Berlin vorgestellte Studie der
Heinrich-Böll-Stiftung und des Progressiven Zentrums stellt auf Grundlage
einer Umfrage fest, dass neun von zehn Deutschen mehr in Europa investieren
wollen, wenn es um konkrete und zukunftsrelevante Politikfelder wie Klima
und Umweltschutz, Bildung, Forschung und Innovation oder Verteidigung und
Sicherheit geht. Den Nutzen der EU sehen die Deutschen laut der Studie "Vom
Zahlmeister zum Zukunftsmeister - Ein neues Selbstverständnis Deutschlands
in der EU" in erster Linie politisch und in zweiter Linie wirtschaftlich:
76,6% sind der Meinung, dass Deutschland seine politischen Ziele eher mit
als ohne die EU erreichen kann. 66% glauben, dass Deutschland unterm Strich
wirtschaftlich mehr Vor- als Nachteile von der EU hat.

Eine Mehrheit von 60,7% hält den finanziellen Beitrag Deutschlands zum
EU-Budget nicht für zu hoch. Davon meinen 51,1%, dass der Beitrag
angemessen ist und 9,6% halten ihn für zu niedrig. Eine klare Mehrheit der
Deutschen von jeweils über 75% wünscht sich zudem künftig ein
kooperativeres und aktiveres Auftreten Deutschlands in der EU. Nur 22,6%
präferieren ein dominantes Auftreten gegenüber den anderen EU-Ländern und
19,8% ein weniger aktives Verhalten.

Die Autor/innen der Studie Johannes Hillje und Dr. Christine Pütz fassen
die Ergebnisse der Studie wie folgt zusammen: "Die Mehrheit der Deutschen
fühlt sich nicht als Zahlmeister Europas, will aber das Deutschland zum
Zukunftsmeister Europas wird. Die Deutschen reflektieren mehrheitlich die
EU-Mitgliedschaft weit über den wirtschaftlichen Nutzen hinaus und wünschen
sich mehr politisches und finanzielles Engagement von Deutschland und den
EU-Partnern. Zukunftsrelevante Themen wie Klimaschutz, Forschung und
Sicherheit stehen oben auf der Agenda der Bürger. Die Zeit ist reif für ein
neues, zukunftsorientiertes und über rein ökonomische Parameter
hinausgehendes Selbstverständnis von Deutschlands Rolle in Europa."

Dr. Ellen Ueberschär, Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung, sagte: "Der
deutsche Europadiskurs ist bis heute auch von der These geprägt,
Deutschland sei "Zahlmeister Europas" und tue bereits mehr als genug für
die EU - das ist ein Mythos, der nicht stimmt. Pro Kopf zahlen die
Bundesbürger/innen nicht mehr als andere in den EU-Haushalt. Zudem
profitiert Deutschland als Exportnation überdurchschnittlich vom
Binnenmarkt. Unsere Erhebung zeigt, dass die EU-Mitgliedschaft der
deutschen Bevölkerung durchaus viel wert ist. Die Mehrheit wünscht sich
eine aktivere und kooperativere deutsche Europapolitik und ist bereit, mehr
in die Zukunft Europas und damit in die eigene Zukunft zu investieren, wenn
es denn um konkrete gemeinschaftliche Politikfelder geht. Die Ergebnisse
sind ein klarer Appell, Zurückhaltung und Stillstand in der deutschen
Europapolitik der letzten Jahre nicht länger auf die Wähler/innen zu
schieben.

Die deutsche Europapolitik muss vielmehr mit konkreten Strategien in den
zukunftsbestimmenden Politikfeldern die Glaubwürdigkeit des europäischen
Versprechens von Frieden, Freiheit und Wohlstand wiederherstellen. Das ist
die zentrale Herausforderung künftiger Europapolitik, gerade auch in
Deutschland. Diese Herausforderung ist nur zu meistern, wenn Deutschland
seiner Verantwortung für Europa aktiv gerecht wird."

Für die Studie "Vom Zahlmeister zum Zukunftsmeister - Ein neues
Selbstverständnis Deutschlands in der EU" hat das
Meinungsforschungsunternehmen Civey zwischen dem 23. und 25.01.2019 online
5.000 Personen befragt. Die Ergebnisse sind repräsentativ für die deutsche
Bevölkerung ab 18 Jahren. Zudem wurden drei 90-minütige Fokusgruppen von
pollytix research durchgeführt.

Ende Spaltenforma


Die Studie finden Sie als download unter:

https://www.boell.de/de/2019/04/08/vom-zahlmeister-zum-zukunftsmeister

 * 
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70 Jahre NATO: Jubiläum ohne Jubel

von Erhard Crome



Ende der 1940er Jahre geriet Thomas Mann ins Visier der US-amerikanischen
Kommunistenjäger. Er hatte sich nicht offen gegen die Sowjetunion und "den
Kommunismus" ausgesprochen. Die Illustrierte Life publizierte am 4. April
1949 Porträts von fünfzig prominenten US-Bürgern, die als
"Kommunistenfreunde" zu gelten hätten, darunter Thomas Mann. Just am selben
Tag wurde in Washington der NATO-Vertrag unterzeichnet. Antikommunismus war
die regulative Idee zur Schaffung des Paktes.

Es waren zwölf Gründungsstaaten. Die BRD war noch nicht dabei. Die musste
erst gegründet werden und sich dann noch militärpolitisch und wehrtechnisch
häuten. Das war bis zum 6. Mai 1955 vollbracht.

So tagte im Anschluss an die NATO-Vertragsunterzeichnung vom 5. bis 8.
April 1949 in Washington eine Konferenz der Außenminister der USA,
Großbritanniens und Frankreichs, auf der das "Tri-Zonen-Abkommen", das
heißt das Abkommen über die Zusammenlegung der drei westlichen
Besatzungszonen in Deutschland, sowie das Besatzungsstatut für
Westdeutschland vereinbart wurden. Beides Voraussetzung für die
Konstituierung der BRD und damit für die Teilung Deutschlands. Insofern
hingen die Gründung der NATO und der BRD sowie die Einbeziehung der
letzteren in die Militärplanungen der USA und des Westens von Anfang an
zusammen.

In den Glanzbroschüren zur Propaganda und Volksaufklärung heißt es, das
Ganze sei ein Akt der Verteidigung gewesen. Der "Truppenkoloss" der Roten
Armee stand an der Elbe, "als wollte er, einer Lawine gleich, Westeuropa
unter seinem Gewicht erdrücken". Die Sowjetunion hatte damals eine halbe
Million Soldaten in ihrer Besatzungszone in Deutschland, das waren
allerdings nicht mehr, als die des Westens in dessen Zonen. Man sei im
Westen jedoch durch den "Umsturz in Prag" 1948 erschreckt worden, heißt es
dann weiter.

Tatsächlich war die historische Abfolge komplizierter. In Frankreich und
Italien waren die kommunistischen Parteien große, eigenständige
Massenparteien, tief in der nationalen Geschichte verankert und mit einem
beträchtlichen Anteil am Widerstandskampf gegen die deutsche Besatzung im
Zweiten Weltkrieg. Beide Parteien waren maßgebliche politische Mitbegründer
der neuen Staatlichkeit nach dem Ende der Besatzung und des Krieges. Die
Kommunistische Partei Frankreichs hatte bei den Wahlen zur
Nationalversammlung am 10. November 1946 5,5 Millionen Stimmen erhalten und
einen Wähleranteil von 28 Prozent. Die Kommunistische Partei Italiens war
aus den Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung am 2. Juni 1946 als
drittstärkste Partei des Landes hervorgegangen. Schon am 5. Mai 1947 wurden
in Frankreich, nicht zuletzt auf Druck der USA, die kommunistischen
Minister aus der Regierung gedrängt, am 31. Mai 1947 geschah dies in
Italien.

Genau zu dieser Zeit begannen die Vorbereitungen für den Marshallplan, der
neben der Hilfe für die notleidende und hungernde Bevölkerung des durch den
Krieg zerstörten Europas und die Schaffung eines Absatzmarktes für die
amerikanische Überproduktion auf eine Eindämmung der Sowjetunion zielte.
Nach außen hin wurde die Marshallplan-Hilfe auch der Sowjetunion und den
osteuropäischen Ländern angeboten. Intern jedoch war man sich von Anfang an
darüber klar, dass diese das Angebot nicht annehmen konnten, ohne ihre
außenpolitische und gesellschaftspolitische Eigenständigkeit aufzugeben.

Die UdSSR sah im Marshallplan folgerichtig den Versuch, die Souveränität
der europäischen Staaten zu unterminieren und eine Abhängigkeit von den USA
zu schaffen, lehnte den Plan für ganz Osteuropa ab.

Im Februar 1948 wurden dann in der Tschechoslowakei die bürgerlichen
Minister aus der Regierung gedrängt - was in der verkürzten westlichen
Geschichtsinterpretation bis heute als einer der Auslöser für die 
NATO-Gründung unterstellt wird.

Tatsächlich hatte beides - die Herausdrängung der kommunistischen Minister
in Frankreich und Italien sowie die der bürgerlichen Minister in der
Tschechoslowakei - mit der Konstellation um den Marshallplan zu tun: Im
Westen sollte auf Wunsch der USA die Zustimmung der Regierungen zum
Marshallplan gesichert werden, im Osten dessen Ablehnung auf Geheiß der
Sowjetunion. Deshalb wurden Mitglieder in den jeweiligen Regierungen, die
als "unsichere Kantonisten" wahrgenommen wurden, präventiv entfernt. So
vollzog sich die Spaltung Europas im Zeichen des Kalten Krieges bereits im
Vorfeld der NATO-Gründung. Nach der Aufnahme der BRD in den
Nordatlantikpakt 1955 wurde im gleichen Jahr der Warschauer Vertrag als
östliches militärisch-politisches Gegenstück geschaffen.

Der verschwand nach dem Ende des "realen Sozialismus" ebenso wie die
Sowjetunion. Die NATO, die als Instrument des Kalten Krieges nun keinen
kommunistischen Feind mehr hatte, blieb. Sie sollte den USA einen Fuß in
Europas Tür sichern, Deutschland weiter unter Kontrolle halten, und sie
wurde weiter nach Osten ausgedehnt, um den strategisch kontrollierbaren
Raum so weit als möglich auszuweiten. Die Feindschaft gegen Russland blieb,
auch ohne Kommunismus. Eine "Friedensdividende" nach dem Kalten Krieg,
verbunden mit einer seit Ende des Zweiten Weltkrieges so zuvor nie
dagewesenen konventionellen Abrüstung in Europa, hat es zwar gegeben, aber
sie trug nur temporären Charakter. Heute sind die Rüstungsausgaben höher
als am Ende des Kalten Krieges.

Im Jahre 1999 hat die NATO als Bündnis ihren ersten Krieg geführt, gegen
Jugoslawien, um die gewollte geopolitische Neuordnung im Südosten Europas
gegen die Renitenz der widerspenstigen Regierung in Belgrad mit Gewalt
durchzusetzen. Und gegen das internationale Recht, obwohl im NATO-Vertrag
pro forma ein Bezug auf das Völkerrecht, den UNO-Sicherheitsrat und
friedliche Konfliktbeilegung festgeschrieben wurde.

Beobachter mutmaßen, die NATO wird sich am 4. April 2019 als
erfolgreichstes Militärbündnis der Weltgeschichte, mindestens seit Pharao
Ramses II., befeiern. Allerdings verzichtet die Allianz auf ein
Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs, das man schon aus
symbolischen Gründen eigentlich für angemessen halten sollte. Für das
Geburtstagsbild werden nur die Außenminister posieren. Die Planer fürchten
einen neuerlichen Gipfel mit Donald Trump. Auf früheren drängelte er sich
vor und beschimpfte die anderen Staats- und Regierungschefs als
wortbrüchige Knauser, die aufrüstungspolitische Pflichten nicht erfüllten
und Trittbrettfahrer der USA seien. Man weiß jetzt nicht, ob er noch etwas
mit der NATO vorhat, und wenn ja, was. Die NATO-erfahrenen Altkader des
interventionistischen Globalismus der USA, die in den beiden ersten
Amtsjahren Trumps noch Rollen in seinem Stück übernommen hatten, sind
gefeuert. Stattdessen auch hier Wirtschaftsleute, die eher auf die Zahlen
schauen.

Trumps NATO-Politik scheint ähnlich der von Bush II: Mitentscheidung ist
weder erwartet noch gewünscht; kein Bündnis von Gleichberechtigten, sondern
ein Reservoir für die Rekrutierung von Willigen ist gewollt; kein
Wertegeschwafel, sondern Interessendurchsetzung; keine Investitionen in
eine Bündnisperspektive, sondern Schaffung und Sicherung von Absatzmärkten.

Kürzlich hat Trump den Präsidenten Brasiliens gefragt, ob sein Land nicht
in die NATO wolle. Später forderte er Russland ultimativ auf, seine
militärische Zusammenarbeit mit Venezuela unverzüglich einzustellen: "Alle
Optionen liegen auf dem Tisch!" Montenegro, Albanien und das hilfswillige
Georgien, dem der NATO-Generalsekretär gerade wieder die Mitgliedschaft in
Aussicht gestellt hat, würden sicherlich Freiwillige schicken, wenn man sie
fragte.

Andere NATO-Staaten ebenfalls?

Dann ist kein Gipfel doch besser.

 * 
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Einmischung nicht gemeinnützig

von Georg Rammer



Die politische Bewertung klingt alarmierend: Das Urteil sei rechts-,
verfassungs- und demokratiewidrig (so der Publizist Werner Rügemer),
es fördere die Entpolitisierung und beschränke den
zivilgesellschaftlichen Handlungsspielraum (Allianz Rechtssicherheit)
und signalisiere die Rückkehr zu einem autoritären Regierungsstil
(Jurist Ulf Buermeyer). In der Tat: Das Urteil des Bundesfinanzhofes
(BFH) zum Thema Gemeinnützigkeit der Bewegung Attac, die sich für eine
ökologische, solidarische und friedliche Weltwirtschaftsordnung
einsetzt, gibt Anlass zu Unruhe.

Fünf Jahre lang schwebte über Attac das Damoklesschwert des Entzugs
der Gemeinnützigkeit. Mit der Folge, dass keine Spendenquittungen
ausgestellt, Räume nicht zu günstigen Konditionen angemietet und keine
Zuschüsse aus öffentlichen Kassen beantragt werden konnten. Zwar
bedeutet das BFH-Urteil noch nicht die definitive Aberkennung des
Prädikats "gemeinnützig"; es setzt aber für politisches Engagement so
enge Grenzen, dass dem letztinstanzlichen Kasseler Gericht praktisch
kein Ermessensspielraum bleibt. Dabei bedrohen die BFH-Kriterien, die
den Geist vergangener Zeiten verströmen, absehbar Tausende engagierter
Vereine.

Das BFH-Urteil VR 60/17 "Politische Betätigung und Gemeinnützigkeit"
ist unter Berücksichtigung der Hintergründe und der beabsichtigten
Wirkung eindeutig ein politisches Urteil. Denn zunächst hatte Attac
vom zuständigen Kassler Gericht ohne Wenn und Aber die
Gemeinnützigkeit bestätigt bekommen. Aber das Finanzamt ging in
Revision - nicht von sich aus, sondern auf Anweisung: Das
Bundesfinanzministerium unter Wolfgang Schäuble wollte partout ein
anderes Urteil. Ging es Schäuble um Recht oder ums Sparen? Nichts
dergleichen.

Mit Attac sollte ein Exempel statuiert werden: So ergeht es allen, die
sich kritisch gegen neoliberale Politik und für soziale Gerechtigkeit
engagieren. Offensichtlich setzt es der Regierungspolitik zu, wenn
sich Menschen und Organisationen gegen Steuerflucht und Steueroasen,
gegen die undemokratische Macht der Konzerne und Banken und die
Allmacht der Märkte einsetzen. Oder gerechten Welthandel, soziale
Gerechtigkeit und Einhaltung der Menschenrechte aktiv werden - also
für die Schwerpunktthemen von Attac. Ist das eine böse Unterstellung?
Offensichtlich nicht, wenn man berücksichtigt, welche Vereine, welche
"knallharten Lobbyorganisationen der Industrie und des Militärs",
welche "miliardenschweren Unternehmensstiftungen" (W. Rügemer) als
gemeinnützig anerkannt sind, ohne jede Beanstandung seitens der
Politik oder der Finanzgerichte.

Etwa die Deutsche Gesellschaft für Wehrtechnik, eine Rüstungslobby mit
massivem Einfluss auf die Politik, bestens vernetzt in Wirtschaft,
Medien, Bundeswehr und Wissenschaft: "In den Führungsgremien [...]
sind hochrangige Entscheidungsträger aus diesen Bereichen vertreten"
(DWT-Selbstdarstellung). Oder die Desiderius-Erasmus-Stiftung: Sie
steht nach eigenem Bekunden der AfD nahe und bemüht sich, als
offizielle Partei-Stiftung anerkannt zu werden. Erika Steinbach,
früher Bundestagsabgeordnete für die CDU und Präsidentin des Bundes
der Vertriebenen, fungiert als Vorstandsvorsitzende. Bemerkenswert
auch die "gemeinnützigen" Verdienste des Europäischen Instituts für
Klima & Energie (EIKE), eine "Speerspitze der neoliberalen
Anti-Klima- und Anti-Umwelt-Lobby in Europa" (Susan Bonath, RT
19.3.19) mit engen Verbindungen zu AfD, CDU und FDP. Seine Mittel
setzt das Institut für die Leugnung der menschenverursachten
Klimaschäden ein. Selbstverständlich darf auch die enorm
finanzkräftige und politisch einflussreiche Bertelsmann Stiftung
- maßgeblich am Hartz-IV-Gesetz beteiligt - nicht auf der Liste der
staatstragenden Gemeinnützigkeit fehlen oder die Atlantik-Brücke, die
"Mutter aller US-Netzwerke in Deutschland" (Hermann Ploppa) mit ihrem
Vorsitzenden Friedrich Merz, Top-Lobbyist und Aufsichtsratschef von
BlackRock Deutschland.

Die wenigen Beispiele zeigen: Als förderungswürdig - mit Hilfe der
Gerichte - gilt eine staatstragende, neoliberale und militaristische
Ideologie. Die Bedeutung des Urteils gegen Attac reicht aber noch
tiefer. Es zielt nicht nur auf Schwächung und Ausschaltung kritischer
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) - auch die Deutsche Umwelthilfe,
die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes / Bund der
Antifaschistinnen und Antifaschisten und das politische Netzwerk
Campact müssen um die weitere Anerkennung ihrer Gemeinnützigkeit
bangen -, sondern auf außerparlamentarisches Engagement generell. Laut
Paragraph 52 der Abgabenordnung (AO) sind nämlich Tätigkeiten
gemeinnützig, wenn sie die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem
oder sittlichem Gebiet zu fördern trachten. Aufgezählt werden etwa
Religion und Wissenschaft, Kunst und Kultur, aber auch Sport
einschließlich Schach, Heimatpflege, Tierzucht und Kleingärtnerei,
Karneval und Hundesport. Ganz am Schluss der langen Liste erwähnt wird
die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens und des
bürgerlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und
kirchlicher Zwecke. Aber der Präsident des BFH, Rudolf Mellinghoff,
urteilt über Attac: "Dazu gehört nicht die politische Betätigung auf
allen möglichen Feldern" (Monitor, 14.3.19). Zählt er
Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit oder Klimakatastrophe zu "allen
möglichen Feldern"?

Das Urteil spricht allen demokratischen Prinzipien Hohn. Es erlaubt
politische Forderungen, nicht aber den Einsatz für deren Umsetzung:
"Wer politische Zwecke durch Einflussnahme auf politische
Willensbildung und Gestaltung der öffentlichen Meinung verfolgt,
erfüllt keinen gemeinnützigen Zweck", so der Leitsatz des Urteils.
Danach soll das Meinungs- und Gestaltungsmonopol auf die Parteien
beschränkt bleiben. Diese Einschränkung ist eines autoritären Staates
würdig und verletzt zudem den Artikel 21 GG, wonach die Parteien an
der Meinungsbildung mitwirken, aber auch nicht mehr.

Das Bundesfinanzministerium hat im Zusammenwirken mit dem
Bundesfinanzhof für Klarheit gesorgt: Der Einsatz
außerparlamentarischer NGOs gegen militarisierten Marktradikalismus
wird abgestraft. Es ist ein Lehrstück: Wen, welche Bestrebungen
unterstützt der Staat - und wer wird Repressionen ausgesetzt? Die
Machtelite will nicht durch Aktionen zur Durchsetzung der
Menschenrechte in der kapitalistischen Wirtschaft gedrängt werden. Man
will ungestört 70 Jahre Grundgesetz feiern, ohne ständig an seine
Verwirklichung gemahnt zu werden. Im autoritären neoliberalen
Kapitalismus verliert "Gemeinnützigkeit" zusammen mit dem Gemeinwohl
offensichtlich seine Bedeutung. Aber die verbreitete Empörung über das
Urteil zeigt: Die hohen Staatsvertreter könnten sich verkalkuliert
haben. Schon SchülerInnen erkennen: Wenn Lösungen in diesem System so
schwer zu erreichen sind, dann sollten wir vielleicht das System
ändern.

Der Autor ist Mitglied bei Attac.

 * 
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Antisemitismus in Frankreich - und wie er benutzt wird

von Bernard Schmid



Der Antisemitismus in Frankreich nimmt zu. Seinen vielleicht
schlimmsten Ausdruck fand er jüngst in einer Schmiererei, die am
11. Februar entdeckt wurde.


Der Graffitikünstler Christian Guemy, alias "C215", hatte vor
einigen Monaten zwei kunstvoll gemalte, kleine Porträts der 2017
verstorbenen Ministerin und Auschwitz-Überlebenden Simone Veil auf
zwei Briefkästen an der Außenwand des Bezirksrathauses im 13. Pariser
Arrondissement angebracht. Anlass dazu war die Überführung des Sargs
von Simone Veil ins Pariser Panthéon am 1. Juli 2018. In der Nacht
waren zwei Hakenkreuze über die Porträts gepinselt worden.

Eine knappe Woche später gab es einen weiteren Vorfall. Am Rande einer
Demonstration der Gelben Westen wurde am 16. Februar der Philosoph und
Schriftsteller Alain Finkielkraut angefeindet und angepöbelt.
Finkielkraut wird, je nach Standpunkt der Betrachter, eher als
konservativ oder vorwiegend als jüdisch wahrgenommen. Dass ihm
Feindseligkeit entgegenschlug, hat auch mit der Ablehnung seiner
Positionen zu tun. Einige Anwesenden pöbelten jedoch unabhängig von
Finkielkrauts Positionen - etwa zur Elitebildung oder zur Migration
- darauf los, er wurde unter anderem als "schmutziger Zionist"
beschimpft. Einer der Anwesenden kündigte an: "Gott wird dich strafen"
und "Frankreich gehört uns".

Diese Vorfälle haben einen unterschiedlichen Hintergrund. Die Attacke
auf das Andenken an Simone Veil dürfte mit hoher Wahrscheinlichkeit
aus einem der rechtsextremen Milieus kommen. In diesen Kreisen gilt
Veil als Todfeindin, seitdem die jüdischstämmige liberale Politikerin
1975 als Gesundheitsministerin den Gesetzentwurf zur Legalisierung
der Abtreibung - damals in den ersten zehn Schwangerschaftswochen
- vorgelegt und durch das Parlament gebracht hatte - übrigens mit
den Stimmen der Linksparteien und gegen Teile ihrer eigenen
liberal-konservativen Mehrheit. Bezeichnungen wie "Planerin eines
Völkermords an den Franzosen" wurden damals auf der extremen Rechten
erfunden.

Der Angriff auf ihr Bild steht in einer Reihe mit einer Serie von
Hakenkreuzschmierereien und antisemitischen Graffiti, die seit Anfang
des Jahres erheblich an Intensität gewinnen. Auch andere Einrichtungen
sind betroffen, Hakenkreuze wurden beispielsweise bei einer
Geschäftsstelle der PCF in Vienne gefunden oder auf einer
Moscheebaustelle im westfranzösischen Amboise. Die südfranzösische
sozialdemokratische Regionalpräsidentin Carole Delga erhielt am
15. Februar einen Drohbrief mit Hakenkreuzen.


Die Urheber

In diesen Fällen dürfte klar sein, dass die Urheber in der
außerparlamentarischen, stiefelfaschistischen oder neonazistischen
Rechten zu suchen sind. Letztere hat sich damit in den vergangenen
Wochen in die Offensive gebracht. Im Spätherbst 2018 hatte sie sich
noch an den Straßenauseinandersetzungen im Rahmen der Proteste der
Gelbwesten beteiligt, deren Legitimität sie in Anspruch nahm, um sich
selbst als eine Art "Speerspitze des Volkswiderstands" zu inszenieren.

In jüngerer Zeit hat die Teilnahme der gewaltbereiten Rechten an den
Gelbwesten-Demonstrationen jedoch wieder abgenommen. Zum einen weil
die Konflikte mit Linken zugenommen haben, vor allem, seit diese
Anfang Februar fraktionsübergreifend auf die rechtsextreme Attacke
gegen einen Demoblock der Neuen Antikapitalistischen Partei (NPA)
reagierten, die sich am 26. Januar in Paris ereignete. Andererseits
fürchten die Rechtsextremen, zusammen mit Teilen der Protestbewegung
stärker ins Visier staatlicher Verfolgungsbehörden zu geraten.

Bei dem Mann um die Mitte dreißig, der sich bei den Pöbeleien gegen
Alain Finkielkraut am stärksten hervortat - er wurde identifiziert und
polizeilich vernommen -, handelt es sich um einen zum Islam
konvertierten, aktiven Salafisten, den gebürtigen Elsässer Benjamin
Weller. Seine Barttracht - rötlich gefärbter Vollbart, aber
abrasierter Schnurrbart - bestätigt die Zugehörigkeit zum
salafistischen Milieu. Personen mit solcher Ideologie bilden keine
eigene Strömung in der Protestbewegung; da sich zumindest einige von
ihnen subjektiv als "Rebellen" gegen eine als ungerecht wahrgenommene
Ordnung betrachten, laufen sie mitunter bei den heterogen
zusammengesetzten Protestzügen mit.


Instrumentalisierung

Anfang Februar rückte Regierungssprecher Benjamin Griveaux in einem
Tweet üble Schmierereien - etwa die Aufschrift "Juden" (in deutscher
Sprache), die am jüdischen Restaurant Bagelstein entdeckt worden waren
- in eine Reihe mit Attacken auf Polizisten bzw. auf eine Baustelle am
Parlamentsgebäude durch Protestierende. Alle zusammen stellte er unter
das Motto "Nie wieder" und behauptete eine Vergleichbarkeit zwischen
diesen unterschiedlichen Handlungen. Es war der Eigentümer des
Bagelstein selbst, der daraufhin öffentlich klarstellte, für ihn gebe
es keinerlei nachgewiesenen Zusammenhang zu den Gelbwesten.

Die liberale Pariser Abendzeitung Le Monde zitierte in ihrer
Wochenendausgabe vom 16. Februar Sammy Ghozlan vom "Nationalen Büro
der Wachsamkeit gegen Antisemitismus", einer Einrichtung der jüdischen
Gemeinden, mit den Worten: "Je mehr der Staat sich um die Juden zu
kümmern scheint, desto mehr verärgert das, und manche versuchen, ihnen
dies heimzuzahlen." Anhänger der Protestbewegung sprechen in diesem
Zusammenhang davon, die politische Instrumentalisierung des
Antisemitismus durch das Regierungslager gefährde die Juden, die als
"Geiseln" der Politik dienten.

Das kritisieren auch Teile der Linken und der Gelbwesten. Leider
entspricht es aber auch der Wahrheit, dass ein Teil des heterogenen
Gelbwesten-Spektrums zugleich, in dieser wie in anderen Fragen in
Verschwörungstheorien schwelgt: Da man der etablierten Politik und den
etablierten Medien nicht mehr vertraut, sind jedenfalls einige bereit,
jeden Unsinn zu glauben, der ein "Komplott" aufzudecken vorgibt. Das
ist nicht notwendig antisemitisch, hat aber jedenfalls eine offene
Flanke in dieser Richtung.

 * 
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VORWÄRTS/1453: Dem SRF mangelt es an Neutralität


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 09/10 vom 21. März 2019

Dem SRF mangelt es an Neutralität

von Fabian Perlini



Anhand der Berichterstattung zu Venezuela wird mehr als deutlich,
wen das SRF im Konflikt in Venezuela unterstützt. Auf Anfrage des
vorwärts rechtfertigte der Chefredaktor Gregor Meier die Haltung des
SRF mit dem angeblich baldigen Ende von Maduro.


Die unterschlagenen Fakten sprechen Bände. Beispielsweise
erfährt das SRF-Publikum nichts von den gravierenden Auswirkungen der
wirtschaftlichen Sanktionen, die sogar vom wissenschaftlichen Dienst
des deutschen Bundestags als "potentiell völkerrechtswidrig"
eingestuft wurden. Dafür ständig der winkende und lächelnde Juan
Guaidó - natürlich ohne je ein Wort zu seiner dubiosen Vergangenheit.
Und während dieser Putschist immer wieder zu Wort kommt, geht die
Sendezeit von Maduro gegen Null, und was übrig bleibt, wird mit einer
diffamierenden Tonspur überlegt. Dass US-Vize Mike Pence Maduro einen
"kranken Tyrann" nannte, wird dagegen gerne wiederholt zitiert.


Für SRF ist Maduro ein Diktator

Besonders aufstossend war die Berichterstattung über die Grenz-Show am
23. Februar. Dass es sowohl die Caritas als auch das Rote Kreuz aus
Neutralitätsgründen abgelehnt hatten, sich an der Hilfslieferung zu
beteiligen, wird verschwiegen. Und obwohl noch gleichentags Luftbilder
kursierten, die deutlich zeigen, dass die Lastwagen ohne Beteiligung
venezolanischer Sicherheitskräfte in Brand gesteckt wurden, begnügte
sich SRF damit, ausschliesslich von den Behauptungen Guaidós zu
berichten und zwar unkommentiert. Unterdessen hat selbst die
NewYorkTimes eingestanden, dass die Lastwagen nicht von der
Maduro-Seite aus in Brand gesteckt worden sein konnten. Von all dem
nichts auf SRF.

Auf Anfrage des vorwärts sagte SRF-Chefredaktor Gregor Meier, dass SRF
Probleme dabei gehabt habe, von Venezuela Visa für Journalist*innen zu
erhalten. Eine andere SRF-Quelle, die nicht genannt werden möchte,
berichtete uns hingegen, dass Visa-Anträge vor allem dann abgelehnt
würden, wenn sie aus einem verfeindeten Land, wie Kolumbien, beantragt
werden - wo westliche Korrespondenten gerne stationiert werden. Ein
aus der Schweiz gestellter Antrag von SRF sei jedoch durchaus
bewilligt worden, so dass ein Team ins Land geschickt werden konnte.
Doch habe man dann darauf verzichtet, davon zu berichten, da sämtliche
angefragten Regierungsstellen nicht auf Interview-Anfragen geantwortet
hätten. Dies widerspricht jedoch den Erfahrungen der
vorwärts-Redaktion. An einer Veranstaltung der venezolanischen
Botschaft in Bern von neulich erschien keine Vertretung der grossen
Medienhäuser. Darauf angesprochen klagte eine Sprecherin der
Botschaft, dass die Medien sie ignorieren würden. Auch SRF schickte
keine Journalist*innen vorbei. Chefredaktor Meier begnügt sich mit den
abgelehnten Visa-Anträgen. Diese sind für ihn ein "untrügliches
Zeichen, dass ein Regime mit diktatorischen Zügen an er Macht ist,
welches nicht will, dass objektiv und kritisch berichtet wird."


"Nicht relevant genug"

SRF berichtet somit auch von Ereignissen, die von dritten recherchiert
werden. Aber offenbar nur dann, wenn man sich auf solche beziehen
kann, die auf der favorisierten politischen Seite stehen. Zum Beispiel
als Russland mit Verweis auf Fotos und Videos den USA vorwarf, unter
dem Deckmantel angeblicher humanitärer Hilfe militärischen Aktivismus
zu betreiben. Die Aktionen der USA seien derart ungeschickt und dumm,
liess das russische Aussenministerium verkünden, dass nun sogar jene
ihre Meinung ändern, die bisher den USA blind gefolgt seien. Als der
vorwärts vom SRF wissen wollte, weshalb nichts davon berichtet wurde,
meinte Gregor Meier: "Die Aussagen einer Sprecherin des
Aussenministers waren für uns nicht relevant genug für eine
Berichterstattung." Dies klingt so, als ob Maria Zajarova ihre
persönliche Meinung geäussert hätte. Der Grund liegt eher darin, dass
die SRF-Zuschauer*innen die Worte des Aussenministeriums gar nicht
hätten nachvollziehen können, nachdem ihnen so viel verschwiegen
worden ist.

Chefredaktor Meier rechtfertigt die SRF-Berichterstattung damit, dass
"zahlreiche Experten und Beobachter des Landes ein baldiges Ende
Maduros vorhersagen. Doch leider sagt er nichts dazu, wie dieses Ziel
erreicht werden soll und was dies für die Bevölkerung bedeuten würde.
Sogar US-Botschafter William Brownfield betonte, dass dies harte
Auswirkungen auf "Abermillionen von Menschen" haben werde, "die schon
jetzt grosse Schwierigkeiten haben, genug Essen aufzutreiben". Und
dennoch empfiehlt er, den Zusammenbruch des Landes zu beschleunigen.
("Wir müssen die harte Entscheidung treffen!") Die indoktrinierten
Vertreter*innen der US-Regierung scheinen nicht in der Lage, sich
Lösungen ausserhalb des Katastrophen-Kapitalismus vorzustellen. Und
gerade deswegen ist eine aufklärerische Berichterstattung
unerlässlich.

 * 
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MELDUNG/988: Fernsehen, Fans und Fantasy - zum Start der finalen Staffel von "Game of Thrones" (idw)


Universität Paderborn - 09.04.2019

Fernsehen, Fans und Fantasy: Prof. Dr. Adelmann zum Start der finalen
Staffel von "Game of Thrones"



Weiße Wanderer, epische Schlachten und überraschende Intrigen: Die
preisgekrönte Serie "Game of Thrones" steuert am 15. April in Deutschland
auf ihre finale achte Staffel zu und weckt bei Serien-Fans weltweit hohe
Erwartungen. Was Erfolgsfaktoren dieser Serie sein können und warum
Netflix, Maxdome, Amazon und Co. zunehmend auf Serienproduktionen setzen,
erklärt Prof. Dr. Ralf Adelmann, Medienwissenschaftler an der Universität
Paderborn.

"Mit Filmen wie der "Herr der Ringe"-Trilogie gab es bereits einen
fruchtbaren Boden, auf dem eine Fantasy-Serie wie "Game of Thrones"
aufbauen konnte. Es darf aber auch nicht vergessen werden, dass die
Bücher, auf denen die Serie beruht, in der Fantasy-Gemeinde sehr populär
gewesen sind", erinnert sich Adelmann. Allein die Pilotfolge soll bis zu
zehn Millionen US-Dollar Produktionskosten verschlungen haben. Nicht
unüblich für den US-Sender HBO, der die Serie produziert, erklärt der
Paderborner Wissenschaftler: "Eine solche Summe zu investieren, war damals
durchaus sehr gewagt, zumal etwa 90 Prozent der Pilotfolge nochmal
neugedreht und teilweise mit anderen Schauspielern besetzt wurde. Es ist
allerdings seit 20 Jahren die Strategie von HBO, durch hohe
Produktionskosten eine Qualität zu erreichen, die nahezu den
Hollywood-Standards entspricht und für den Sender ein
Alleinstellungsmerkmal darstellt."

Gut und Böse, Hollywood und die Kreativen

Einen weiteren möglichen Erfolgsfaktor von "Game of Thrones" sieht
Adelmann in der Konzeption der einzelnen Charaktere: "Für die
Ereignishaftigkeit einer Serie ist es besonders wichtig, dass die
Charaktere sich ändern und entwickeln können. Die klare Einteilung in
"Gut" und "Böse" hat man früher mit der Soap Opera verbunden. Damals gab
es zwar auch schon Zwischentöne, aber dass beispielsweise böse Charaktere
gewissermaßen zu Serienhelden werden können, ist ein neues Phänomen.
Allein aufgrund der politischen Konstellationen in "Game of Thrones" und
dass es dort in einem Krieg nie nur Gut und Böse gibt, ist die Serie sehr
gut dafür geeignet, zwiespältige Charaktere zu entwickeln." Dass dann eine
Geschichte, die sich ursprünglich an ein fantasy-orientiertes
Nischenpublikum richtete, einem breiteren Publikum zugänglich gemacht
wurde, ist laut Adelmann vor allem auf die sozialen Medien zurückzuführen:
"In der Populärkultur nehmen soziale Medien einen wichtigen Platz ein, von
dem auch "Game of Thrones" stark profitiert. Deswegen ist auch der sehr
umstrittene Upload-Filter ein großes Problem, weil er Grundlagen populärer
Kultur zerstört, wovon dann auch das Entstehen von Trends und Hypes
betroffen wäre."

Neben "Game of Thrones" eroberten im Verlauf der letzten Jahre ebenso
viele andere Serien, wie "House of Cards", "The Walking Dead" oder
"Stranger Things" den Markt. Eine Entwicklung, die auch damit
korrespondiere, dass der Film für viele Kreative aus Hollywood an
Attraktion verloren habe, so Adelmann: "Wenn man in Hollywood einen Film
machen möchte, muss man viel Zeit investieren und schauen, wann oder ob
der Film dann überhaupt verwirklicht wird. Beim Fernsehen lässt sich
hingegen relativ einfach eine Probe- bzw. Pilotfolge drehen. Man kann eine
Entwicklung beobachten, bei der es viele Kreative aus Hollywood ins
Fernsehen zieht und mit dieser Wanderschaft haben sich dann auch die
Produktionsstandards erhöht. Hinzu kommt, dass wir heute viel bessere
Bild- und Tonqualität haben, womit wir den Kinostandard zuhause erleben
können."

Fernsehen, Erzählwelt und Mobilität

Das Fernsehen besitzt über seine kulturelle Bedeutung hinaus auch einen
ökonomischen Wert. So sei laut Adelmann mittlerweile ein zahlungskräftiges
Publikum herangewachsen, das es sich leisten könne, Bezahlkanäle wie
Netflix, Maxdome und Amazon Prime oder Pay-TV zu abonnieren und dem Markt
somit mehr Geld zur Verfügung zu stellen. Steigende Einnahmen bedeuten
dann, dass Serienproduzenten die Möglichkeit haben, verschiedene
Erzählmodelle auszuprobieren. Erst im Dezember 2018 veröffentlichte
Netflix mit "Black Mirror: Bandersnatch" einen interaktiven Film, der auf
einer Fernsehserie beruht und es Zuschauern erlaubt, aktiv in das
Geschehen einzugreifen und somit den Handlungsverlauf mitzubestimmen. Neu
sei so ein Modell allerdings nicht, wie Adelmann erklärt: "Diesen Trend
gab es immer wieder mal, wie in den 1980er Jahren, als Zuschauer per
Telefon-Voting mitentscheiden konnten, wie ein Fernsehfilm zu Ende gehen
soll. Ich bin hierbei skeptisch und der Meinung, dass uns als Zuschauer
gerade das fasziniert, was uns präsentiert wird und wo wir nicht
eingreifen müssen. Man muss beachten: Das Fernsehen mit seiner
Serienkultur ist gerade durch die Mobilität, die ein Smartphone oder ein
Tablet bietet, ein "Nebenbei-Medium", das ich im Rahmen anderer
Aktivitäten nutze." Die Interaktivität spiele sich dagegen auf einer
anderen Ebene ab, so der Medienwissenschaftler. "Eine Fantasy-Serie wie
"Game of Thrones" lebt davon, dass es eine einzige Erzählwelt gibt, in der
sich alle austauschen können. Die Anschlusskommunikation, ob in der
Schule, auf der Arbeit oder bei Twitter, bedingt, dass wir alle in
derselben Erzählwelt zusammen sind und dadurch dann auch Gemeinschaft
gestiftet wird", fasst Adelmann zusammen.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 09.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/1642: BR - Filmabend zu Elmar Weppers 75. Geburtstag, 13.4.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. März 2019

Bayerischer Rundfunk

Zum 75. Geburtstag von Elmar Wepper

Samstag, 13. April 2019, 20.15, 22.00, 23.30 Uhr, BR Fernsehen



Er ist einer der beliebtesten Schauspieler Deutschlands und dem
Bayerischen Rundfunk seit Jahrzehnten durch viele gemeinsame Projekte
verbunden: darunter TV-Klassiker wie "Polizeiinspektion 1", "Der
Millionenbauer" oder "Irgendwie und Sowieso" sowie ganz aktuell Doris
Dörries neuen Film "Kirschblüten & Dämonen", der diese Woche in den
Kinos startet. Zu Elmar Weppers 75. Geburtstag (16. April 2019) ehrt
der Bayerische Rundfunk den Publikumsliebling am Samstag, 13. April,
mit einem Filmabend im BR Fernsehen, sowie einem neuen Hörfunkporträt
auf Bayern 2.


Die Sendungen am Samstag, 13. April 2019, im
Einzelnen: 


20.15 Uhr Hopfensommer

Fernsehfilm, Deutschland 2010

Regie: Christian Wagner

Darsteller: Elmar Wepper, Gaby Dohm, Fritz Karl, Anna Schudt,
Christina Hecke u.a.

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 3 Monate lang verfügbar

Kurzinhalt: Vor vielen Jahren verließ der junge Hopfenbauer Karl
Singhammer (Fritz Karl) den elterlichen Hof im Streit. Inzwischen hat
er als Bierbrauer bei einem großen Münchner Getränkehersteller
Karriere gemacht. Der unverhoffte Anruf seiner Mutter (Gaby Dohm)
reißt jedoch alte Wunden auf: Sein Vater Josef (Elmar Wepper) liegt
nach einem Herzanfall im Krankenhaus, jemand muss die Hopfenernte
einbringen. Mit gemischten Gefühlen reist Karl erstmals wieder nach
Hause in die Hallertau.


22.00 Uhr Adel Dich

Fernsehfilm, Deutschland 2011

Regie: Tim Trageser

Darsteller: Elmar Wepper, Gisela Schneeberger, Friedrich von Thun,
Rita Russek u.a.

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 3 Monate lang verfügbar

Kurzinhalt: Wendel Overmann (Elmar Wepper), frisch pensionierter
Reporter eines Münchner Lokalblattes, steht vor einer allumfassenden
Lebenskrise: Ist er bei seiner Geburt in den Wirren des Zweiten
Weltkriegs in einem Münchner Klinikum vertauscht worden? Zumindest
erfährt er mittels eines Gentests, dass er nicht der leibliche Sohn
seiner soeben verstorbenen Mutter ist. Und er findet heraus, dass zur
gleichen Zeit im Bombenhagel auch ein Graf geboren wurde. Ist Wendel
in Wirklichkeit ein Blaublüter?


23.30 Uhr Im Zweifel für die Liebe

Fernsehfilm, Deutschland 2004

Regie: Johannes Fabrick

Darsteller: Elmar Wepper, Saskia Vester, Max Herbrechter, Lisa Maria
Potthoff, Elisabeth Lanz, Dietrich Hollinderbäumer u.a.

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 3 Monate lang verfügbar

Kurzinhalt: Eigentlich wollte der Anwalt und passionierte Hobbykoch
Rainer Maria Beerlitz (Elmar Wepper) ein kleines Hotel am Meer
eröffnen, tagsüber Gäste verwöhnen und nachts mit seiner Frau Sandra
(Saskia Vester) im Mondschein schwimmen gehen. Doch 17 Ehejahre später
liegen die hehren Pläne noch immer auf Eis. Sandra hat genug von den
Versprechungen ihres Mannes und reicht die Scheidung ein. Sie lebt
ohnehin schon in einer eigenen Wohnung und geht voll in ihrem Beruf
auf. Endlich erkennt Rainer Maria, wie ernst die Lage ist. Trotzdem
glaubt er fest daran, seine Frau zurückzuerobern, wenn er endlich das
Hotel unter Palmen eröffnet. Also kündigt er seinen gut dotierten
Anwaltsjob und macht ein Praktikum als Profikoch. Doch der abrupte
Wechsel vom Gerichtssaal an die Bratpfanne ist nicht so leicht.


Ab Donnerstag, 7. März 2019 im Kino:

"Kirschblüten & Dämonen" von Doris Dörrie

Mit Golo Euler, Aya Irizuki, Elmar Wepper, Hannelore Elsner, Felix
Eitner u.a.

Regie: Doris Dörrie

In Doris Dörries Film "Kirschblüten - Hanami" (2008) berührte Elmar
Wepper ein breites Publikum. Dafür erhielt er den Bayerischen
Filmpreis und den Deutschen Filmpreis als "Bester Hauptdarsteller".
"Kirschblüten & Dämonen", die Fortsetzung von "Kirschblüten-Hanami",
ist ab Donnerstag, 7. März 2019, in den Kinos zu sehen.

Inhalt: Zehn Jahre nach dem Tod von Rudi (Elmar Wepper) und Trudi
(Hannelore Elsner) steht ihr jüngster Sohn Karl (Golo Euler) vor den
Trümmern seines Lebens: Er trinkt, hat seinen Job verloren und lebt
getrennt von Frau und Kind. Seine Dämonen kann er nur mit Alkohol
besänftigen. Wie eine Halluzination taucht plötzlich die Japanerin Yu
(Aya Irizuki) auf, die Karls Vater vor zehn Jahren in Japan
kennengelernt hatte. Für Karl wirkt Yu wie eine Andeutung aus einer
vergangenen Welt. Schnell hebt Yu das Leben von Karl aus den Angeln.
Sie begleitet ihn in sein leerstehendes Elternhaus, zurück zu den
Erinnerungen an die eigene, schwierige Kindheit. Warum lassen die
toten Eltern Karl nicht frei? Welche Dämonen verfolgen Karl? Mit
Dämonen und Gespenstern hat Yu Erfahrung. Denn in Japan sind sie ganz
real und mächtig ...

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts
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Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1919: Deutschlandfunk - "Atlas eines Dorfes", 13.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ponto dos Mentirosos - Atlas eines Dorfes

Von Merzouga und Nina Hellenkemper

Deutschlandfunk 2019/ca. 60'

(Ursendung)

Hörspiel

Samstag, 13. April 2019, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Vor 500 Jahren ist Pedro Álvarez Cabral an diesem Strand
gelandet und hat Brasilien 'entdeckt'. Noch immer steht der Lügenbaum,
der Ponto dos Mentirosos, am Ufer des Dschungelflusses. Hier erzählen
die Menschen sich Geschichten. Die Hütte des Medizinmannes stand
früher mitten im Urwald, der Mata Atlantica. Der Wald ist
verschwunden, der Garten mit den Heilkräutern vertrocknet. Wenn die
Sehnsucht nach den Vögeln zu groß wird, nach dem Wald, dann singt
Jakama, seine Frau, die Lieder von früher. Das Wissen um die Pflanzen
interessiert die Jungen nicht mehr. Aber wenn der Vollmond aus dem
Meer auftaucht, tanzen 300 Pataxó ums Feuer. "Atlas eines Dorfes"
verbindet Geschichten, Gesänge und Geräusche aus dem ältesten Dorf des
neuen Brasilien mit einer opulenten Klangkomposition und evoziert
einen tropischen Ort von dunkler Schönheit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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MELDUNG/1872: Bayern 2 - Der Schauspieler Elmar Wepper, 13.4.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. März 2019

Jede Rolle ein Charakter

Der Schauspieler Elmar Wepper - Ein Porträt zum 75. Geburtstag

Von Joana Ortmann


Bayerisches Feuilleton


Samstag, 13.4.2019, 08.05 - 09.00 Uhr, Bayern 2

(Wiederholung am Sonntag, 14. April 2019, 20.05 Uhr)

BR Podcast: Nach Ausstrahlung für 24 Monate



Wie oft haben wir diesen Mann im Fernsehen gesehen, seinen Blick,
seine Gesten, sein Spiel beobachtet? Lässig, ohne falsches Pathos,
reduziert auf das Nötigste. Elmar Wepper war "Der Kommissar", einer
von "Zwei Brüdern", einer von "Zwei Münchnern in Hamburg" und
natürlich der Automechaniker Sepp in der BR-Kult-Serie "Irgendwie und
sowieso". Wenn Schauspieler über Jahre so erfolgreich in einem Genre
sind, bleiben sie oft dort hängen. Bei ihm kam es anders: 2008 feierte
Wepper mit 63 Jahren sein Kino-Debüt. In "Kirschblüten - Hanami" von
Doris Dörrie war er Rudi, ein Beamter aus Bayern, den der Tod seiner
Frau nach Japan, ins Land ihrer ungelebten Träume führt. Bei der
Premiere auf der Berlinale war das Publikum damals zu Tränen gerührt,
der furiose Hauptdarsteller bekam den Deutschen Filmpreis und die
späte Anerkennung der Feuilletons. "Ich wurde danach anders
wahrgenommen - als Charakterschauspieler", sagt Elmar Wepper
rückblickend. Es amüsiert ihn, war doch für ihn schon immer jede Rolle
ein Charakter.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1871: Deutschlandfunk Kultur - Robinsonaden in der Literatur, 12.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

300 Jahre Einsamkeit

Robinsonaden in der Literatur

Von Christian Blees

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 12. April 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Daniel Defoes "Robinson Crusoe", erschienen im April 1719, gilt als
erster Abenteuerroman der Weltliteratur und entwickelte sich auf
Anhieb zum Bestseller. Zwar wird Defoes Werk vor allem aufgrund
regelmäßig vorgenommener, meist umfangreicher Kürzungen inzwischen
eher als Jugendbuch wahrgenommen, doch dient das Buch bis heute noch
vielen Autoren als Inspirationsquelle. So erschienen im Laufe der
vergangenen drei Jahrhunderte weltweit unzählige Werke von Nachahmern,
die alle jeweils die Idee eines isolierten Individuums in ungewohnter
Umgebung thematisierten beziehungsweise variierten. Längst gelten
derlei Robinsonaden als eigene Literaturgattung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2863: Deutschlandfunk - Die Liedermacherin Bettina Wegner, 12.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ziemlich unkontrollierbar

Die Liedermacherin Bettina Wegner

Von Daniel Guthmann und Christian Buckard

Deutschlandfunk 2016

Das Feature

Freitag, 12. April 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Im Westen ist die deutsche Liedermacherin Bettina Wegner vor allem für
ihre Liedzeile "Sind so kleine Hände" berühmt. Für die Menschen im
Osten Deutschlands ist die Sängerin eine Ikone des Widerstands gegen
die SED-Diktatur. Die beiden Autoren nähern sich dem Menschen jenseits
der Legende an: einer Frau, die bis heute singt, sagt und tut, wozu
sie Lust hat. Traurig ist sie sowieso. Aber auch rebellisch und
humorvoll. Und neugierig. Auch auf ihre eigene Geschichte: So machte
sich Bettina Wegner nach der Wiedervereinigung auf, um jenen Stasi-
Offizier kennenzulernen, der den "operativen Vorgang" gegen sie und
ihre Familie geleitet hatte. Auf dieser Reise bleibt Bettina Wegner,
was sie stets war: unkontrollierbar.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. April 2019
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DERMATOLOGIE/743: Frühlingssonne - UV-Strahlung richtig einschätzen (DKH)


Deutsche Krebshilfe - 9. April 2016

Frühlingssonne: UV-Strahlung richtig einschätzen!

Deutsche Krebshilfe und Arbeitsgemeinschaft Dermatologische Prävention geben Tipps für richtigen Sonnenschutz



Bonn (sts) - Endlich Frühling! Sonnige, warme Tage laden zum Verweilen
im Freien ein: Rad fahren, spazieren gehen, entspannen auf dem Balkon
oder im Straßencafé ... Dabei können die milden Temperaturen schnell
über die Intensität der potenziell hautkrebserregenden UV-Strahlung
hinwegtäuschen. Diese ist oft bereits im April so stark wie im August.
Die Deutsche Krebshilfe und die Arbeitsgemeinschaft Dermatologische
Prävention (ADP) raten daher zu einem bedachten Umgang mit der
Frühlingssonne: "Gewöhnen Sie Ihre Haut langsam an die sonnenreiche
Jahreszeit, schützen Sie sich vor intensiver UV-Strahlung und
vermeiden Sie Sonnenbrände", rät Gerd Nettekoven,
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Krebshilfe.

Bewegung im Freien tut gut. Wärme und Licht der Sonne beleben Geist
und Körper. "Wovon wir zunächst allerdings nichts spüren, ist die
ultraviolette Strahlung, die ebenfalls in jedem Sonnenstrahl steckt",
sagt Professor Dr. Eckhard Breitbart, Dermatologe und Vorsitzender der
ADP. "UV-Strahlung verändert das Erbgut der Hautzellen und kann zu
bleibenden Zellschäden führen. Dies geschieht sofort, bereits lange
bevor uns ein Sonnenbrand schmerzhaft aus der Sonne drängt." In der
Regel behebt der körpereigene Reparaturmechanismus die aufgetretenen
UV-Schäden. Ist die Haut allerdings durch intensive Sonnenbestrahlung
überlastet, bleiben geschädigte Zellen im Körper zurück, aus denen
sich im Laufe des Lebens Hautkrebs entwickeln kann.

Wie stark die ultraviolette Strahlung tagesaktuell tatsächlich ist,
darüber informiert der UV-Index. Von April bis September wird dieser
vom Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) im Internet unter
www.bfs.de/uv-prognose angegeben. Je höher der Indexwert auf einer
Skala von 1 bis 11+ steigt, desto größer ist das Sonnenbrandrisiko bei
ungeschütztem Aufenthalt in der Sonne. Den UV-Indexwerten (UVI) sind
international abgestimmte Empfehlungen zum Sonnenschutz zugeordnet.
Bereits im April sind hierzulande UVI-Werte von 4 und mehr üblich. Das
bedeutet: "Halten Sie sich während der Mittagszeit im Schatten auf,
lassen Sie das T-Shirt an und benutzen Sie auch jetzt schon
Sonnencreme für unbedeckte Hautstellen und eine Kopfbedeckung.
Schützen Sie zudem die Augen durch eine geeignete Sonnenbrille
(Kennzeichnung UV-400)", so Breitbart. Da Kinderhaut empfindlicher auf
UV-Strahlung reagiert als die Haut von Erwachsenen, ist ein
angemessener Sonnenschutz für sie besonders wichtig.

Das BfS gibt den UVI zudem als 3-Tagesprognose an. So können
beispielsweise Eltern, Kita- oder Schulpersonal Ausflüge und
Veranstaltungen im Freien eher in die Morgen- beziehungsweise
Nachmittagsstunden verlegen. Oder es werden direkt schattige
Pausenplätze eingeplant, um Schutz vor hoher UV-Strahlung zu finden.
Der UVI ist eine internationale Maßeinheit, die auch von anderen
Ländern angeboten wird. Dieser bietet somit auch eine Orientierung für
die Planung am Urlaubsort. In südlichen Ländern sollten im Sommer
Siestas in Innenräumen stattfinden, um hohen UVI-Werten in der
Mittagszeit auszuweichen.

Hautkrebs - das maligne Melanom (schwarzer Hautkrebs) sowie das
Basalzell- und Plattenepithelkarzinom (weißer Hautkrebs) - zählen
bundesweit zu den häufigsten Krebserkrankungen. Über 293.000 Menschen
erkranken derzeit jährlich neu an einem dieser Tumore, mehr als 35.000
davon am malignen Melanom. Im Gegensatz zum Basalzellkarzinom können
Melanome und Plattenepithelkarzinome, in Abhängigkeit von ihrer
Tumordicke, metastasieren. Wegen der Schnelle der Metastasierung ist
das maligne Melanom ganz besonders gefährlich. Ungefähr 3.800 Menschen
sterben jedes Jahr an Hautkrebs.

Die Deutsche Krebshilfe und die ADP setzen sich gemeinsam mit weiteren
unabhängigen Partnern für die Umsetzung Experten-konsentierter
UV-Schutzmaßnahmen zur Prävention von Hautkrebs im Alltag ein. Dies
gilt insbesondere für die Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen in
Kitas, Schulen und Freizeitvereinen. Mehr Informationen finden
Interessierte unter www.krebshilfe.de und www.unserehaut.de. Zudem
stellt die Deutsche Krebshilfe kostenfrei Informationsmaterialien zum
richtigen UV-Schutz für verschiedene Zielgruppen bereit. Diese können
im Internet bestellt oder heruntergeladen werden.

 * 
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NEUROLOGIE/1001: Wird Rotwein als Auslöser von Migräneattacken überbewertet? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 05.04.2019

Wird Rotwein als Auslöser von Migräneattacken überbewertet?



Eine aktuelle Studie [1] zeigte, dass Rotwein nur bei 8,8% der Patienten
immer eine Migräneattacke auslöst. Die Studienautoren zweifeln daher an,
dass Alkohol/Rotwein ein eigenständiger Migräne-Trigger ist. Wurde die
Migräne auslösende Wirkung von Rotwein bislang also überschätzt?
DGN-Pressesprecher Professor Dr. Hans-Christoph Diener, Essen, glaubt nicht:
"Alkohol, insbesondere Rotwein, ist ein Migräne-Trigger, nicht geklärt ist
nur, wie groß sein Einfluss tatsächlich ist." Migränepatienten seien immer
gut beraten, jeden vermeidbaren Auslöser einer Migräneattacke zu umgehen.

Etwa 15% der Bevölkerung leidet unter Migräne. Diese Kopfschmerzerkrankung
ist gekennzeichnet durch wiederkehrende, in der Regel sehr starke,
einseitige Kopfschmerzen, die bei einigen der Betroffenen auch mit
bestimmten neurologischen Symptomen (sogenannten Aura-Symptomen)
einhergehen. Diese treten meistens vor den eigentlichen Kopfschmerzen auf,
zu Ihnen gehören z.B. Schwindel, Augenflimmern, Einengungen des
Gesichtsfeldes, auch Kribbeln oder Taubheitsgefühl in den Gliedmaßen. Bei
einigen Patienten kommt es während der Kopfschmerzphase zu Übelkeit und
Erbrechen, häufig ist auch eine besonders ausgeprägte Lärm- oder
Lichtempfindlichkeit während der Kopfschmerzattacke. Die Dauer eines
Migräneanfalls variiert von Patient zu Patient - bei einigen ist sie
bereits nach vier Stunden überstanden, bei anderen hält sie bis zu drei
Tagen an. Auch die Häufigkeit von Migräneattacken ist ganz
unterschiedlich. Außer Frage steht, dass Migräne für die Betroffenen
extrem belastend ist und die Lebensqualität stark einschränkt. Viele
Patienten müssen zur Vorbeugung von schweren Migräneanfällen
kontinuierlich Medikamente einnehmen.

Migräne zählt zu den neurologischen Erkrankungen, deren Ursachen noch
nicht vollständig erforscht sind. Bekannt sind aber Auslöser (sogenannte
Trigger) einer Migräneattacke, wie beispielsweise Stress, Änderungen des
Schlaf-Wachrhythmus, Wetterumschwünge oder zyklusbedingte hormonelle
Veränderungen bei Frauen (der Anteil der Frauen, die unter Migräne leiden,
ist übrigens fast doppelt so hoch wie der der Männer!). Auch ungewohnte,
"extreme" Sinneswahrnehmungen wie Lärm, visuelle Reize oder Gerüche können
Migräneanfälle auslösen. Ebenso kann die Ernährung hineinspielen: Bei
einigen der Betroffenen können die Kopfschmerzen durch das Auslassen von
Mahlzeiten, bei andere durch bestimmte Lebens- und Genussmittel wie
Schokolade oder Alkohol provoziert werden.

Eine aktuell im "European Journal of Neurology" publizierte,
niederländische Studie [1] untersuchte den Stellenwert alkoholischer
Getränke als Auslöser von Migräneattacken und den Effekt auf den Konsum
von Alkohol bei Migränepatienten. 2.197 Patienten wurden webbasiert zu
ihrem Trinkverhalten und den Triggern, die bei ihnen die
Kopfschmerzattacken auslösen, befragt. Die Befragten waren Teilnehmer des
"Leiden University MIgraine Neuro-Analysis" (LUMINA)-Projektes im Alter
von 18 bis 80 Jahren, die unter Migräne gemäß der internationalen
medizinischen Klassifikation ICHD-3 leiden.

1.547 von den 2.197 Befragten gaben an, Alkohol zu konsumieren. Von den
Befragten erklärten insgesamt 783 Patienten (35,6%), dass Alkohol bei
ihnen Kopfschmerzattacken auslöst. Unter den 1.547 Befragten, die
gelegentlich Alkohol trinken, war der Anteil sogar noch höher: In dieser
Gruppe gaben 42,5% an, dass Alkohol bei ihnen ein Migräne-Trigger sei.
Diese Patienten, bei denen der Konsum von Alkohol Migräneanfälle auslöst,
hatten im Vergleich zu den anderen einen geringeren Body-Mass-Index (BMI),
litten häufiger unter Migräne ohne Aura-Symptome, hatten mehr
Migräneattacken pro Jahr und mehr "Migränetage".

Die Studie untersuchte auch, welche alkoholischen Getränke besonders
häufig zu Migräneattacken führen. Am häufigsten wurde Wein, insbesondere
Rotwein, genannt. Es wird vermutet, dass bestimmte, in Rotwein enthaltene
Inhaltsstoffe wie Histamin, Tyramin oder Phenylethylamin diesen Effekt
verursachen könnten. Die Befragten gaben an, dass bereits zwei
Standardgläser ausreichen, um einen Migräneanfall zu provozieren.
Andererseits berichteten aber nur 8,8% der Studienteilnehmer, dass Rotwein
bei ihnen immer und ausnahmslos zu Migräneanfällen führt. Die
Studienautoren zweifeln daher an, dass Alkohol/Rotwein ein eigenständiger
Trigger ist. Fakt sei aber, dass Migräne das Konsumverhalten von Alkohol
verändert, viele Patienten nehmen Abstand. Laut den Studienautoren kann
daher diskutiert werden, ob Alkohol ein echter oder nur ein "gefühlter"
Auslöser von Migräneattacken sei.

Professor Dr. Hans-Christoph Diener, Essen, Pressesprecher der Deutschen
Gesellschaft für Neurologie (DGN) ordnet die Ergebnisse wie folgt ein:
"Selten ist nur ein einziger Trigger für den Ausbruch eines Migräneanfalls
verantwortlich, meist kommen mehrere Auslöser zusammen. Rotwein kann man
leicht umgehen, andere Migräneauslöser, wie z.B. Hormonschwankungen oder
Wetterumschwünge, aber nicht. Deswegen ist es klug, auf vermeidbare
Auslöser zu verzichten, um das Risiko für das Auftreten von
Migräneattacken geringer zu halten. Die Studie sollte keinesfalls so
interpretiert werden, dass Migränepatienten ruhig Rotwein trinken sollten
- Alkohol, insbesondere Rotwein, bleibt ein Migräne-Trigger, nicht geklärt
ist nur, wie groß sein Einfluss tatsächlich ist. Migränepatienten sind
immer gut beraten, jeden vermeidbaren Auslöser einer Migräneattacke zu
umgehen."


[1] Onderwater GLJ, van Oosterhout WPJ, Schoonman GG et al. Alcoholic
beverages as trigger factor and the effect on alcohol consumption behavior
in patients with migraine. Eur J Neurol. 2019 Apr;26(4):588-595

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgn.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276
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PSYCHOSOMATIK/169: Dauerstress stört die Frakturheilung - Chronisch psychosoziale Belastung behindert Knochneubildung (idw)


Universität Ulm - 08.04.2019

Dauerstress stört die Frakturheilung - Chronisch psychosoziale Belastung behindert Knochneubildung



Ein Forscherteam der Universität Ulm hat nun gemeinsam mit Fachkollegen
aus Kalifornien herausgefunden, dass chronischer psychosozialer Stress die
Knochenheilung massiv behindert. In der aktuellen Studie konnten sie zudem
zeigen, dass sich diese stressbedingten Knochenheilungsstörungen mit Hilfe
des Betablockers Propranolol beheben lassen.

Wenn Knochen brechen, dauert es schon im Normalfall Wochen, bis diese
wieder verheilt sind. Ein Forscherteam der Universität Ulm hat nun
gemeinsam mit Fachkollegen aus Kalifornien herausgefunden, dass
chronischer psychosozialer Stress die Knochenheilung massiv behindert. In
der aktuellen Studie konnten sie zudem zeigen, dass sich diese
stressbedingten Knochenheilungsstörungen mit Hilfe des Betablockers
Propranolol beheben lassen. Dieser blockiert die Kommunikation von
Stresshormonen des sympathischen Nervensystems mit verschiedenen
Immunzellen und verhindert damit eine stressvermittelte Überreaktion des
Immunsystems.

Menschen, die Extremsituationen erlebt haben - ob im Krieg, auf der Flucht
sowie als Missbrauchs-, Gewalt- oder Verkehrsunfallopfer - leiden häufig
unter einer Posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS). Die Folgen einer
solchen extremen Stresserfahrung machen sich nicht nur psychisch, sondern
auch physisch bemerkbar. So sind Menschen mit PTBS deutlich häufiger von
chronisch-entzündlichen Erkrankungen betroffen und haben zudem ein viel
höheres Frakturrisiko. "Wir haben uns deshalb gefragt, ob sich ein solches
Stresssyndrom auch negativ auf die Frakturheilung auswirkt", erklärt
Professor Stefan Reber, Leiter der Sektion für Molekulare Psychosomatik an
der Ulmer Universitätsklinik für Psychosomatische Medizin und
Psychotherapie. Gemeinsam mit dem Institut für Unfallchirurgische
Forschung und Biomechanik der Universität Ulm haben die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun erforscht, ob und wie sich
chronischer psychosozialer Stress auf Knochenheilungsprozesse auswirkt.
Dabei haben sie einen zentralen molekularen Mechanismus aufgedeckt, der
die Wirkung von chronischem Stress auf das Immunsystem und die
Regeneration von Knochengewebe vermittelt. Über die Blockade dieses
Signalwegs ließ sich die Frakturheilungsstörung schließlich sogar
medikamentös aufheben.

"Bricht sich jemand das Bein, treten kurz danach an der Bruchstelle lokale
Immunreaktionen auf. Der Körper sondiert sozusagen die Lage und beseitigt
schadhaftes Gewebe. Mit der Zeit überwachsen Knochenzellen den
bruchbedingten Spalt und der Bruch heilt ab", erklärt Professorin Anita
Ignatius die normalen Heilungsprozesse. Die Direktorin des Instituts für
Unfallchirurgische Forschung und Biomechanik gehört zum Sprecherkreis des
Ulmer Trauma-Sonderforschungsbereichs, in dem die molekularen
Wechselwirkungen von physischen und psychischen Traumata beforscht werden.
Bei langanhaltendem Stress kommt es jedoch zu Störungen dieser akuten
immunologischen Prozesse und zu einem Überschießen der
Entzündungsreaktion. So entwickeln sich einerseits im Knochenmark vermehrt
Immunzellen wie Neutrophile Granulozyten, die an der Bruchstelle in die
dort entstandenen Hämatome einwandern. Andererseits ist die Umwandlung von
Knorpel zu Knochen und damit die Knochenneubildung gestört, wie sich in
der Ulmer Studie zeigte. Die Biegesteifigkeit der Knochen nimmt messbar
ab, und das neu gebildete Knochengewebe an der Bruchstelle wird nicht mehr
so hart.

Ein weiterer Befund der in der renommierten Fachzeitschrift PNAS jüngst
publizierten Untersuchung: Die überschießende Immunreaktion und die
Störung der Geweberegeneration wird über einen molekularen Signalweg
vermittelt, an dem bestimmte Rezeptoren beteiligt sind, die auf Adrenalin
reagieren (ß-Adrenozeptoren). Es besteht also eine Verbindung zum
sogenannten sympathischen Nervensystem. Dies ist ein Teil des vegetativen
Nervensystems, über das der Körper auf Stress und Gefahren reagiert.
"Dieser Adrenalin-vermittelte Signalweg konnte durch die Gabe von
Propranolol unterbrochen werden. Damit normalisierten sich nicht nur die
Immunreaktionen, sondern auch die Knochenheilung verlief wieder
ungestört", fasst Dr. Melanie Haffner-Luntzer das Ergebnis der Studie
zusammen. Die Molekularmedizinerin vom Institut für Unfallchirurgische
Forschung und Biomechanik teilt sich mit Sandra Förtsch aus der
Arbeitsgruppe von Professor Reber die Erstautorenschaft für die Studie.
Zum Einsatz kam in diesem Projekt ein Mausmodell für chronischen
psychosozialen Stress. Hierfür wurden männliche Mäuse 19 Tage lang
gemeinsam in einem Käfig gehalten. Die von Unterordnung und
Dominanzverhalten geprägten sozialen Interaktionen bedeuten für die
Männchen ein hohes Maß an Stress. Dieses sogenannte "chronic subordinate
colony housing" (CSC) Modell gilt auch als präklinisch validiertes
Mausmodell für Posttraumatische Belastungsstörungen (PTSD).

"Die grundlegenden Erkenntnisse aus dieser neuen Studie bringen nicht nur
Licht in das komplexe Wechselspiel zwischen Nervensystem, Immunsystem und
Geweberegenation. Sie werden sicherlich auch dabei helfen, Knochenbrüchen
bei Menschen mit Posttraumatischen Belastungsstörungen wirkungsvoller zu
behandeln", sind sich die Forscherinnen und Forscher einig. Dies können
schwerverletzte Verkehrsunfallopfer sein oder Soldaten aus
Kriegseinsätzen.

Gefördert wurde das Forschungsvorhaben, an dem auch Wissenschaftler der
University of California beteiligt waren, unter anderem im Rahmen des von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Sonderforschungsbereichs
SFB 1149 "Gefahrenantwort, Störfaktoren und regeneratives Potential nach
akutem Trauma", der 2018 verlängert wurde.

Text: Andrea Weber-Tuckermann


Originalpublikation:

Literaturhinweis:

Chronic psychological stress comprises the immune response and
endochondral ossification in bone fracture healing via ß-AR signaling.
Melanie Haffner-Luntzer, Sandra Foertsch, Verena Fischer, Katja Prystaz,
Miriam Tschaffon, Yvonne Mödinger, Chelsea S Bahney, Ralph S Marcucio,
Theodore Miclau, Anita Ignatius, Stefan O Reber.

https://doi.org/10.1073/pnas.1819218116
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DIAGNOSTIK/597: Diagnostik von durch Zecken übertragbare Krankheiten (idw)


Hochschule Coburg - 08.04.2019

Diagnostik von durch Zecken übertragbare Krankheiten



Eine genaue Diagnose von zeckenübertragbaren Krankheiten wie Borreliose
oder FSME gestaltet sich als schwierig. Labore können Zecken zwar auf die
Erreger untersuchen und diese nachweisen. Problematisch ist das aber dann,
wenn die Oberfläche der Tiere durch Fremdstoffe verunreinigt ist. Dies
kann zu verfälschten Ergebnissen führen. Angeline Hoffmann und Prof. Dr.
Matthias Noll vom Institut für Bioanalytik der Hochschule Coburg
entwickeln ein Dekontaminierungsverfahren, das die Zecke im Vorfeld der
Analyse reinigt.

Die Temperaturen steigen, Gräser und Blumen blühen. Jetzt erwacht die
Zecke aus ihrer Winterstarre. Vor allem der gemeine Holzbock ist in
Süddeutschland weit verbreitet und fühlt sich in den warmen Temperaturen
und der Luftfeuchtigkeit in diesen Regionen wohl. Das harmlos erscheinende
Tier kann für den Menschen eine große Gefahr werden. Denn in seinem Magen
trägt es Bakterien, Viren und andere Krankheitserreger, die schwerwiegende
Erkrankungen auslösen können.

Vor allem Borreliose und die Frühsommer-Meningoenzephalitis, kurz FSME,
sind in Mitteleuropa bestens bekannt. Die genaue Diagnose gestaltet sich
oftmals aber schwierig. Grippeähnliche Symptome könnten ein erstes Indiz
sein. Im Blut lassen sich Antikörper aber erst nach zwei bis vier Wochen
feststellen, was die genaue Diagnose im Frühstadium erschwert. Liegen
erste Anzeichen auf der Hand, so können Mediziner die Zecke, falls noch
vorhanden, in ein Labor einsenden. Mit einem Einzelerreger-Nachweis lässt
sich feststellen, ob das Tier den FSME-Virus in sich trägt. Das Problem:
Ist die Zecke durch Fremdstoffe, beispielsweise durch menschlichen
Schweiß, kontaminiert, kann das Ergebnis verfälscht sein.
Angeline Hoffmann und Professor Noll vom Institut für Bioanalytik der
Hochschule Coburg forschen an einer Methode, um Zecken im Vorfeld der
Analyse zu dekontaminieren. Sie untersuchen vier
Dekontaminationsstrategien, die helfen sollen, Fremderreger zu beseitigen.
So soll eine Analyse ermöglicht werden, die genau und unverfälscht ist. Im
Vorfeld der Versuche wird die Zecke mit einer fest definierten Mischung
aus unterschiedlichen Fremdstoffen versetzt, die anschließend durch die
verschiedenen Dekontaminationsstrategien eliminiert werden sollen. Dieses
Vorhaben wird zusammen mit Synlab Labordiagnostik, dem Öffentlichen
Gesundheitsdienst sowie dem Nationalen Referenzzentrum für Borreliose
umgesetzt.

Erste Ergebnisse stellte Angeline Hoffmann auf dem 13. Internationalen
Symposiums über Zecken und durch Zecken übertragbare Krankheiten in Weimar
vor. Im Zuge ihrer Promotion sollen die Methoden weiter verbessert und so
neue Therapiemöglichkeiten für von Zecken übertragbare Krankheiten
entstehen. Anknüpfend an das Forschungsgebiet des Instituts für
Bioanalytik sollen weitere Krankheitserreger, die bisher bei Zecken aus
Deutschland noch nicht beschrieben worden sind, detektiert und eine
zuverlässige Diagnostik etablieren werden. Ebenso sollen
Multierreger-Nachweise möglich sein. Dabei kann die Zecke in einer Analyse auf
verschiedene Mikroben gleichzeitig getestet werden. Unnötige präventive
Maßnahmen wie eine Antibiotikagabe bei Borrelioseverdacht könnten so
vermieden werden.
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DROGEN/379: Studie beleuchtet Folgen des Methamphetamin-Missbrauchs bei Frauen in Sachsen (idw)


Technische Universität Dresden - 08.04.2019

Dresdner Studie beleuchtet Folgen des Methamphetamin-Missbrauchs bei Frauen in Sachsen



Methamphetamin (MA), umgangssprachlich auch Crystal genannt, ist die
weltweit am häufigsten konsumierte illegale Droge aus der Gruppe der
Stimulantien vom Amphetamin-Typ. Die Sicherstellungsmenge lag 2015 bei 132
Tonnen weltweit. In Europa konzentriert sich die illegale Produktion auf
Tschechien und die baltischen Staaten. Die Lage des Freistaates Sachsen an
der deutsch-tschechischen Grenze erleichtert den Erwerb von MA in den
grenznahen Regionen erheblich. Ärzte und Forscher beobachten hier seit
Jahren einen zunehmenden Methamphetamin-Konsum. Untersuchungen zum Risiko
des MA-Konsums für Schwangerschaft und Geburt liegen aus dem
deutschsprachigen Raum aber bislang nicht vor.

Wissenschaftler des Instituts für Rechtsmedizin an der Medizinischen
Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden sowie der Klinik und Poliklinik
für Frauenheilkunde und Geburtshilfe des Universitätsklinikums Dresden
haben deshalb Behandlungsakten aller an der Uniklinik betreuten
Schwangerschaften und Geburten der Jahre 2010 bis 2015 mit dokumentiertem
MA-Konsum retrospektiv untersucht. 119 Schwangerschaften mit 113 Geburten
von 115 Frauen mit MA-Konsum konnten ausgewertet werden. 88 Frauen räumten
den Konsum während der Untersuchungen ein, 28 Frauen bestritten ihn, in
drei Fällen lag keine Information in der Akte vor. In 113 Fällen erfolgte
ein immunochemischer Drogentest auf MA mit Zustimmung der Frauen, der in
93 Fällen positiv war. Als Vergleichsgruppe dienten die Daten des jährlich
erscheinenden Qualitätssicherungsberichts Geburtshilfe des Jahres 2015.

"Wir konnten anhand der Daten aufzeigen, dass
Methamphetamin-Konsumentinnen signifikant jünger schwanger sind, oft ohne festen Partner
leben, selten einem Beruf nachgehen und meist eine geringe berufliche
Qualifikation besitzen«, fasst Dr. Uwe Schmidt, Erstautor der Studie, die
Ergebnisse zusammen. »Die Erstfeststellung der Schwangerschaft erfolgt
zeitlich später, die Zahl der Vorsorgeuntersuchungen einschließlich
Ultraschall ist im Vergleich zur Referenzgruppe geringer", unterstreicht
Dr. Katharina Nitzsche, Co-Autorin der Studie. "Sieben Frauen nahmen gar
keine Vorsorgeuntersuchung wahr."

Deutlich häufiger bestanden vorzeitige Wehen, eine Muttermundschwäche mit
der Gefahr der vorzeitigen Weitung des Muttermundes sowie
Schwangerschaftsdiabetes. Während der Schwangerschaft traten bei
MA-Patientinnen signifikant häufiger Frühgeburtsbestrebungen auf.
Die Rate der noch im Mutterleib verstorbenen Kinder lag mit 3,5 Prozent
weit über dem Wert der Referenzgruppe (0,35 Prozent).

Das LKA Sachsen vermeldet zudem den starken prozentualen Anstieg der
MA-assoziierten Kriminalität an der drogenbezogenen Kriminalität von 18,3
Prozent im Jahr 2005 auf über 37 Prozent im Jahr 2016. Seit über zehn
Jahren war in Sachsen ein kontinuierlicher Anstieg stationärer
Behandlungen infolge des Missbrauchs von Stimulantien (F15-Diagnose gemäß
ICD-10) zu beobachten. Im Jahr 2015 wurden 1693 Patienten behandelt, über
90 Prozent waren von einer MA-Abhängigkeit betroffen. Erstmals konnte 2016
ein Rückgang auf 1173 Patienten beobachtet werden, der Anteil
MA-assoziierter stationären Behandlungen (Einzeldiagnose illegale Drogen)
liegt aber immer noch bei über 90 Prozent. Dabei ist rund ein Drittel der
Patienten weiblich und überwiegend im gebärfähigen Alter. In sächsischen
Suchtberatungsstellen liegt der Anteil der Klienten mit Crystal-bedingter
Beratung bei knapp 24 Prozent und somit deutlich oberhalb des
Bundesdurchschnitts von 6,9 Prozent.

MA-Konsumentinnen zeigen eine erhöhte sexuelle Aktivität. Dadurch steigt
das Risiko von ungewollter Schwangerschaft und der Infektion mit sexuell
übertragbaren Erkrankungen. Trotz Schwangerschaft wird MA häufig weiter
konsumiert, sodass der Embryo bzw. der Fötus einem pränatalen
Methamphetamin-Einfluss (PME) ausgesetzt ist. Exakte Daten über den
MA-Konsum während der Schwangerschaft sind für Deutschland nicht verfügbar.
Die Analyse der Daten aus dem Zentralregister behandelter Neugeborener
erlaubt jedoch eine Abschätzung. In Sachsen lag die Zahl der behandelten
Säuglinge mit einem neonatalen Abstinenzsyndrom bis 2012 relativ stabil
bei 2 bis 3 pro 1000 Neugeborenen; diese Zahl ist vergleichbar mit dem
deutschen Durchschnitt. In den letzten Jahren war jedoch ein erheblicher
Anstieg des neonatalen Abstinenzsyndroms infolge PME auf über fünf pro
1000 Neugeborener in Sachsen zu beobachten. Die tatsächliche Zahl dürfte
noch höher sein.

Eine monokausale Bewertung des MA-Konsums und der festgestellten
Komplikationen bei Mutter und Kind ist durch den häufigen Co-Konsum
weiterer Suchtmittel nicht möglich. Gleichwohl entsprechen die Ergebnisse
der vorliegenden Studie denen der Literatur und stellen eine wichtige
Ergänzung der Datenlage dar. Die frühe Einbindung der Schwangeren in
multiprofessionelle Unterstützungssysteme wie dem Dresdner Crystalpfad zur
besseren Vorsorge bietet die Chance, dass die Schwangeren bzw. Mütter eine
Suchtberatung und -therapie beginnen und das Kindeswohl durch Stärkung der
mütterlichen Kompetenzen gesichert wird.


Originalpublikation:

Schmidt, Uwe; Capek, Claudia; Birdir, Cahit; Erfurt, Christine; Nitzsche,
Katharina: "Crystal" und Schwangerschaft - erste Ergebnisse einer
retrospektiven Studie zum Schwangerschafts- und Geburtsverlauf
Methamphetamin-konsumierender Frauen in Sachsen; in: Zeitschrift für
Geburtshilfe und Neonatologie; 

DOI 10.1055/a-0831-3642
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ERNÄHRUNG/1473: Forschung - Neue Erkenntnisse zur Wirkung von Bittersalz ... Epsom-Salz-Rezeptor identifiziert (idw)


Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie - 08.04.2019

Neue Erkenntnisse zur Wirkung von Bittersalz - Epsom-Salz-Rezeptor identifiziert



Ein Wissenschaftlerteam um Maik Behrens vom Leibniz-Institut für
Lebensmittel-Systembiologie an der Technischen Universität München hat nun
den Rezeptor identifiziert, der für den Bittergeschmack verschiedener
Salze verantwortlich ist. Zu diesen zählt auch medizinisch verwendetes
Epsom-Salz. Die Entdeckung trägt dazu bei, die physiologischen Mechanismen
aufzuklären, über die Epsom-Salz das Herz oder den Darm beeinflusst.

Das Team veröffentlichte die Ergebnisse nun in der Fachzeitschrift
Biochemical and Biophysical Research Communications (DOI:
10.1016/j.bbrc.2019.03.139). An der Studie waren auch Forschende des
Deutschen Instituts für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke beteiligt.

Salz mit physiologischer Wirkung

Magnesiumsulfat, auch Bitter- oder Epsom-Salz genannt, ist das wohl
bekannteste bitter schmeckende Salz. Das natürlich vorkommende Mineral ist
nach der britischen Stadt Epsom benannt, in der man es bereits im Jahr
1697 aus Quellwasser gewann. Noch heute hat es in der Heilkunde seinen
Platz, beispielsweise um Darmträgheit oder bestimmte
Herz-Rhythmus-Störungen zu behandeln.

Rezeptor für Magnesium-, Mangan- und Eisenionen

Maik Behrens und seinem Team ist es nun mit Hilfe eines zellulären
Testsystems gelungen, einen Rezeptor zu identifizieren, der auf Epsom-Salz
bzw. auf Salze reagiert, die Magnesium- oder zweiwertige Mangan- und
Eisenionen enthalten. Es handelt sich um den Bitterrezeptor TAS2R7. Er ist
einer der 25 verschiedenen Bitterrezeptortypen, über die der Mensch
verfügt.

Mehr als nur Geschmackssensoren

Als Torwächter im Mund warnen die Sensoren für Bitteres vor dem Verzehr
potentiell giftiger Substanzen. Neben Pflanzenstoffen wie Coffein zählen
auch Medikamente wie Chlorphenamin (Antihistaminikum) dazu. Eine weitere
Substanzgruppe bilden bestimmte Salze, die bei zu hoher Dosierung zu
beträchtlichen Nebenwirkungen führen können.

Neue Studien weisen darauf hin, dass die Rezeptoren nicht nur als
Geschmackssensoren fungieren, sondern auch physiologische Effekte von
Bitterstoffen vermitteln. So finden sich Bitterrezeptoren auf Organen wie
dem Herzen oder im Darm. "Interessanterweise reagieren beide Organe auf
die Zufuhr von Magnesiumsalzen", sagt Studienleiter Behrens. Eine
Überdosierung von Magnesiumsalzen führe nachweislich zu Blutdruckabfall,
Herzstillstand, starken Durchfällen und Erbrechen, so der Forscher weiter.
Welche molekularen Mechanismen genau den jeweiligen physiologischen
Reaktionen zu Grunde lägen, sei jedoch bis heute nicht eindeutig geklärt.

Die Forschenden sind überzeugt, dass die Entdeckung des
Bittersalz-Rezeptors dazu beitragen wird, die physiologischen Effekte von
Mineralstoffen besser zu verstehen und neue Therapeutika zum Beispiel für
Herzerkrankungen zu entwickeln.


Hintergrundinformationen:

Nicht nur zum Riechen und Schmecken gut -
Chemorezeptoren bieten Ansätze für die Entwicklung neuer Medikamententherapien

Geruchs- und Geschmacksrezeptoren finden sich nicht nur in Nase bzw. Mund.
Neueste Studien weisen darauf hin, dass sie im Körper noch andere
Funktionen übernehmen, zum Beispiel bei der Immunabwehr oder der
Regulation des Stoffwechsels. Daher könnten sie als Ansatzpunkte dienen,
um computerunterstützt neue Therapeutika zu entwickeln. Ein
Übersichtsartikel des Leibniz-LSB@TUM fast nun die aktuelle Datenlage zu
diesem Thema zusammen.

Di Pizio A, Behrens M, Krautwurst D. (2019) International Journal of
Molecular Sciences, DOI: 10.3390/ijms20061402. Beyond the flavor: the
potential druggability of chemosensory GPCRs

Was machen Geschmacksrezeptoren im Gehirn?

Geschmacksrezeptoren sind nicht nur zum Schmecken gut, denn sie finden
sich auch auf Zellen von Organen, die an der hormonellen Regulation des
Körpers beteiligt sind. Hierzu zählen das Gehirn, die Bauchspeichel- oder
Schilddrüse. Ein aktueller Übersichtsartikel des Leibniz-LSB@TUM fasst
jetzt zusammen, was die Wissenschaft bislang über mögliche Funktionen von
Geschmacksrezeptoren im (neuro)endokrinen System weiß.

Behrens M, Meyerhof W (2019) J Neuroendocrinol, DOI: 10.1111/jne.12691. A
role for taste receptors in (neuro)endocrinology?
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MELDUNG/985: Schlaganfallbehandlung im ländlichen Raum - Chancen und Grenzen der Telemedizin (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 08.04.2019

DSG: Schlaganfallbehandlung im ländlichen Raum: Chancen und Grenzen der Telemedizin



Bei Schlaganfall-Patienten zählt jede Minute - je früher die Betroffenen
die richtige medizinische Betreuung bekommen, desto größer sind ihre
Chancen, Schäden im Gehirn zu vermeiden. Eine ideale Versorgung bieten
spezialisierte Schlaganfall-Stationen - sogenannte Stroke Units - mit
hochqualifizierten Fachärzten. Aber anders als in den urbanen Zentren, die
in der Regel gut mit diesen Einrichtungen ausgestattet sind, mangelt es in
ländlichen Regionen oft daran.

Wie die Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) erklärt, bietet die
Telemedizin hier wertvolle Chancen: Über Videokonferenzen unterstützen
Experten aus städtischen Gebieten die Kollegen im ländlichen Raum - etwa
in Bayern und Rheinland-Pfalz - rund um die Uhr mit ihrem Expertenwissen.
Die Telemedizin ermöglicht so eine zeitnahe Diagnose und Therapie und
damit die wohnortnahe Versorgung von Schlaganfallpatienten. Sie sollte
nach Ansicht der Experten jedoch nur eine Übergangslösung darstellen bis
ausreichender neurologischer Sachverstand jederzeit vor Ort verfügbar ist.

Bei einem Schlaganfall ist ein Blutgefäß im Gehirn verstopft oder geplatzt
und ein Hirnbereich leidet unter Sauerstoffmangel. "Nur wenn die
Versorgung der Nervenzellen schnell wiederhergestellt wird, können
Spätschäden wie Lähmungen oder Sprachstörungen verhindert werden", erklärt
Professor Dr. med. Wolf-Rüdiger Schäbitz, Pressesprecher der DSG. Eine
ideale Versorgung erhalten Patienten in Stroke Units - da hier
Akuttherapien bestmöglich durchgeführt werden.

Während die städtischen Zentren meistens gut mit diesen spezialisierten
Einrichtungen versorgt sind, fehlen in den Krankenhäusern auf dem Land oft
entsprechende Abteilungen und vor allem neurologische Fachärzte. "Doch
durch die Telemedizin können auch Schlaganfall-Patienten in diesen
Gegenden schnell und fachmännisch versorgt werden", erklärt Professor Dr.
med. Armin Grau, Vorsitzender der DSG. In Bayern, Rheinland-Pfalz und
anderen Bundesländern gleichen telemedizinische Netzwerke in der
Schlaganfallversorgung also die schlechtere medizinische Infrastruktur auf
dem Land so weit wie möglich aus.

Zentren mit spezialisierter Stroke Unit und Kliniken im ländlichen Raum
haben sich zu einem Netzwerk zusammengeschlossen und sich auf definierte
Behandlungsstandards geeinigt. Der telemedizinische Konsiliardienst ist
rund um die Uhr ansprechbar. Wenn bei einem Patienten ein Verdacht auf
einen Schlaganfall besteht, kommt er in ein Krankenhaus, das dem Netzwerk
angeschlossen ist. Die dortigen Ärzte stellen ihn sofort per
Konferenzschaltung dem Spezialisten im städtischen Zentrum vor. Patient,
behandelnder Arzt vor Ort und ein spezialisierter Neurologe stehen über
Video und Audiokonferenzschaltung miteinander in Kontakt. Auch auf
radiologische und andere medizinische Befunde kann der Experte zugreifen.
Wird so die Diagnose Schlaganfall gestellt, spricht der Spezialist eine
Empfehlung zur Therapie aus. In den meisten Fällen erfolgt die Therapie
vor Ort im ländlichen Krankenhaus, nur ein Teil der Patienten muss in eine
Spezialklinik verlegt werden.

Doch wie kann eine qualitativ hochwertige Versorgung unter solchen
Umständen gewährleistet werden? "Für eine erfolgreiche Umsetzung der
Telemedizin müssen klare Vereinbarungen zwischen den Kliniken getroffen
und eingehalten werden, die technischen und personellen Voraussetzung
müssen stimmen", erklärt Professor Grau, Direktor der Neurologischen
Klinik mit Klinischer Neurophysiologie und Stroke Unit am Klinikum
Ludwigshafen. So sollen nach Ansicht der DSG-Experten regelmäßige
gemeinsame Fortbildungsmaßnahmen der behandelnden Ärzte und Pflegekräfte
in den Zentren und den Kliniken im ländlichen Raum auch die weitere
adäquate ärztliche Versorgung und Pflege vor Ort sicherstellen.

Im Moment profitieren Schlaganfall-Patienten aus dem ländlichen Raum von
den telemedizinischen Netzwerken. Doch Professor Schäbitz sieht auch die
Grenzen der Telemedizin: "Die DSG setzt sich weiter dafür ein, die
medizinische Infrastruktur mit spezialisierten Einrichtungen auf dem Land
zu verbessern. Die momentane Situation darf nur eine Übergangsphase sein,
bis wir unser Ziel - eine flächendeckende Versorgung mit zertifizierten
Stroke Units - erreicht haben." Die persönliche Betreuung der Patienten
habe natürlich immer weiterhin die höchste Priorität.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dsg-info.de
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HERZ/1158: Herzchirurgie - Herzklappen aus eigenem Gewebe (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 3/2019

Herzchirurgie

Herzklappen aus eigenem Gewebe

von Uwe Groenewold



Kongress in Wiesbaden: Gemeinsame Tagung mit den Kinderkardiologen.
Beteiligung aus Schleswig-Holstein. 97 % Überlebensrate in der
Herzchirurgie - trotz immer älterer Patienten.


Einer der Referenten in Wiesbaden war Prof. Stefan Ensminger,
Leiter der Herzchirurgie am UKSH-Campus Lübeck. Im Fokus von Ensminger
befinden sich insbesondere minimalinvasive Herzklappenreparaturen an
der Aorten- und Mitralklappe sowie die Erforschung der Eigenschaften
bestimmter Typen von biologischen Herzklappenprothesen. Er berichtete
von einem neuen, nach dem japanischen Chirurgen Shigeyuki Ozaki
benannten Operationsverfahren, bei dem eine Klappe aus körpereigenem
Gewebe geformt und die alte, defekte Aortenklappe entfernt wird. Um
die menschliche Aortenklappe möglichst naturgetreu nachzubilden,
werden die dafür notwendigen Elemente aus Herzbeutelmaterial des
Patienten entnommen. "Die alten Klappentaschen werden anschließend
vermessen und millimetergenau aus Herzbeutelmaterial nachgebildet.
Anschließend werden die neuen Taschen in der ursprünglichen Position
am natürlichen Klappenring angenäht", erläuterte Ensminger.

Der Klinikleiter verspricht sich von einer solchen maßgeschneiderten
Herzklappe eine lange Haltbarkeit ohne die Einnahme von
blutverdünnenden Medikamenten. Zusätzlich bleiben die natürlichen
mechanischen Eigenschaften einer Herzklappe weitestgehend erhalten, so
Ensminger. "Wir haben die Operation seit Sommer 2018 insgesamt sieben
Mal durchgeführt und sehr gute Kurzzeit-Ergebnisse erzielt." Wie sich
der Eingriff langfristig auswirkt, soll im Rahmen einer klinischen
Studie geprüft werden. Das OP-Verfahren soll in Zukunft weiteren, vor
allem jüngeren Patienten mit Klappenerkrankungen zugutekommen.

Dr. Buntaro Fujita, Leiter des herzchirurgischen Forschungslabors am
Lübecker UKSH-Campus, stellte in Wiesbaden aktuelle Erkenntnisse aus
dem deutschen Aortenklappenregister im Zusammenhang mit einer
Schrittmacherimplantation vor. Ziel seiner Analyse war es, die
Häufigkeit von permanent implantierten Schrittmachern sowohl nach
einem chirurgischen Aortenklappenersatz (SAVR), als auch nach einer
minimalinvasiven Transkatheter-Aortenklappenimplantation (TAVI) und
deren Auswirkungen auf die einjährige Mortalität zu untersuchen. In
die Analyse wurden annähernd 40.000 Patienten einbezogen, die sich
laut Register zwischen 2011 und 2015 einer der beiden Operationen
unterzogen hatten. Auffällig: Nach einer herkömmlichen chirurgischen
Operation wurde lediglich in 3,6 % der Fälle ein permanenter
Schrittmacher implantiert; nach TAVI dagegen bei 16,6 % der Patienten.
Auf die 30-Tages-Mortalität hatte der Schrittmacher keinen Einfluss;
jedoch lag die Sterberate der mit einem Schrittmacher versorgten
Patienten nach einem Jahr über der der nicht-versorgten Patienten -
bei den chirurgisch behandelten Patienten war der Unterschied
signifikant.

Dr. Katharina Huenges, Herzchirurgin am UKSH-Campus Kiel, berichtete
über akute Nierenschädigungen als gefürchtete Komplikation nach einer
chirurgisch behandelten Aortendissektion. In ihrer Studie untersuchte
sie den Verlauf von 363 zwischen 2001 und 2016 in Kiel operierten
Patienten. Ergebnis: Eine akute Nierenschädigung nach einer Operation
bei Aortendissektion ist mit einem beeinträchtigten Ergebnis
verbunden, das sich in einer signifikant höheren postoperativen
Morbidität und 30-Tages-Mortalität äußert.

Wenige Tage vor dem Kongress wurde der Deutsche Herzbericht 2018 mit
vielfältigen Zahlen vorgestellt: In den 78 deutschen Fachabteilungen
für Herzchirurgie haben die 1048 Herzchirurgen 2017 insgesamt 101.728
Operationen durchgeführt; 12.032 davon bei Notfallpatienten. Die
Patienten werden auch im OP - immer älter: jeder zweite
herzchirurgisch behandelte Patient ist 70 Jahre und älter; der Anteil
der über 80-jährigen liegt bei 16 %. "Trotz des Anstiegs des
Lebensalters der herzchirurgischen Patienten bleibt die Überlebensrate
bei einer Herzoperation nahezu konstant bei circa 97 %", erklärte
DGTHG-Präsident PD Dr. Wolfgang Harringer aus Braunschweig.

Die Kinderkardiologen haben in Wiesbaden das 50-jährige Bestehen ihrer
Fachgesellschaft gefeiert. Waren die Überlebenschancen der betroffenen
Kinder in den 1970er und 1980er Jahren noch ausgesprochen niedrig,
erreichen heute weit über 90 % der Kinder mit angeborenem Herzfehler
das Erwachsenenalter, freute sich Kongresspräsident Prof. Christian
Jux aus Gießen. Dank innovativer chirurgischer und Kathetergestützter
OP-Verfahren können inzwischen selbst komplexe angeborene Herzfehler
frühzeitig und erfolgreich behandelt werden.

Weitere aktuelle Zahlen aus der Herzchirurgie: 2017 wurden bundesweit
34.394 Herzklappeneingriffe vorgenommen. Im Vergleich zum Vorjahr ist
ein leichter Anstieg um 2,8 % zu verzeichnen, wobei Männer deutlich
häufiger operiert werden als Frauen. Eine isolierte oder kombinierte
Bypassoperation wurde 2017 bundesweit 47.673 Mal durchgeführt (2016:
50.114); in 87 % aller Operationen unter Einsatz der
Herz-Lungen-Maschine. Koronare Bypass-OP und Herzklappenchirurgie
werden häufig als Kombinationseingriffe durchgeführt.

Die Bedeutung der Bypass-Chirurgie wird durch die Leitlinie der
Europäischen Gesellschaft für Herz-Thorax-Chirurgie und der
Europäischen Gesellschaft für Kardiologie zur invasiven Behandlung der
koronaren Herzerkrankung unterstrichen: Bei der Drei-Gefäß-Erkrankung
und Stenose des linken Hauptstamms gibt es eine eindeutige Empfehlung
für die koronare Bypass-Operation, um die Durchblutung des Herzmuskels
wieder zu verbessern. Ebenso profitieren Diabetes-Patienten besonders
langfristig von dem herzchirurgischen Eingriff.


2.000

 Teilnehmer waren zum gemeinsamen Kongress von Herzchirurgen und
Kinderkardiologen nach Wiesbaden gekommen. An der 48. Jahrestagung der
Deutschen Gesellschaft für Herz-, Thorax- und Gefäßchirurgie (DGTHG) und
der 51. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Pädiatrische
Kardiologie (DGPK) Mitte Februar nahmen Fachleute vor allem aus dem
deutschsprachigen Raum teil; darunter auch eine ganze Reihe aus
Schleswig-Holstein.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 3/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201903/h19034a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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HERZ/1157: Vorteile durch TAVI-Eingriffe in neuen Studien eindrucksvoll belegt (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 08.04.2019

Vorteile durch TAVI-Eingriffe in neuen Studien eindrucksvoll belegt



Neue Studienergebnisse zeigen nachdrücklich, dass die kathetergestützte
Therapie der Aortenklappenstenose (TAVI) nun auch für Patienten mit
niedrigem Operationsrisiko der Goldstandard ist. Viele Komplikationen -
vor allem Schlaganfälle - treten nach TAVI signifikant seltener auf als
nach einem chirurgischen Aortenklappenersatz.

Seit über 13 Jahren setzen Kardiologen Aortenklappen per Katheter ein und
haben das Verfahren über die Jahre stetig optimiert. Was zu Beginn noch
als einzige und letzte Lösung für Patienten galt, die ein zu hohes Risiko
für eine Operation am offenen Herzen hatten, ist inzwischen zur
Standardprozedur für Patienten mit mittlerem und hohem Risikoprofil
geworden. Im März wurden nun die lange erwarteten Ergebnisse des Evolut
Low Risk Trials und der PARTNER 3-Studie während des Kongresses des
American College of Cardiology präsentiert. Beide Studien untersuchten, ob
eine transfemoral durchgeführte TAVI verglichen mit dem chirurgischen
Aortenklappenersatz (AKE) auch für Niedrigrisiko-Patienten eine mindestens
gleichwertige, wenn nicht sogar bessere Therapiealternative darstellen
könnte.

Risikoreduktion für Tod, Schlaganfall und Rehospitalisierung liegt bei fast 50%

Die Ergebnisse sind eindeutig, vor allem in der PARTNER 3-Studie, die den
Marktführer unter den von Kardiologen eingesetzten Transkatheterklappen,
die Sapien 3-Prothese, untersuchte. Als primärer Endpunkt galt in der
Studie eine Kombination aus Tod, Schlaganfall oder Rehospitalisierung nach
12 Monaten. Der Endpunkt trat nur bei 8,5% der TAVI-Patienten ein, jedoch
bei 15,1% der Patienten, die einer chirurgischen Prozedur unterzogen
wurden. Dies bedeutete ein um 46 % geringeres Risiko für die TAVI-Gruppe,
dass eines der im Endpunkt formulierten Ereignisse eintrat. Die Mortalität
nach einem Jahr lag in der TAVI-Gruppe bei gerade einmal 1%. "Wenn bei
einem Patienten in der Frühphase nach dem Eingriff so harte Endpunkte wie
Schlaganfall oder Tod signifikant selten eintreten, ist das ein mehr als
überzeugendes Argument für die TAVI-Methode der Kardiologen", sagt Prof.
Dr. Helge Möllmann, stellvertretender Sprecher der DGK-Arbeitsgruppe
Interventionelle Kardiologie (AGIK).

Keine erhöhte Rate von Schrittmacherimplantationen bei PARTNER 3

Die PARTNER 3-Studie liefert zudem ein überraschendes Ergebnis, das für
die kardiologische Methode des Aortenklappenersatzes spricht: Es zeigte
sich im Vergleich zwischen TAVI und AKE kein statistisch signifikanter
Unterscheid in der Rate der nach dem Eingriff erforderlichen
Schrittmacherimplantationen. Dieser Wert war zwar im Evolut Low Risk Trial
bei TAVI erhöht, jedoch ging dies nicht mit einer Zunahme von behindernden
Schlaganfällen oder mit mehr Todesfällen einher.
"Sobald für eine neue Methode eine Überlegenheit gezeigt wurde, wie jetzt
durch die neuen Daten zu TAVI eindeutig geschehen, muss der bisherige
Goldstandard grundsätzlich infrage gestellt werden", so Prof. Möllmann.

Keine Hinweise auf kürzere Haltbarkeiten der TAVI-Klappen

Als Argument gegen TAVI als Verfahren der Wahl wird immer wieder
vorgebracht, dass die bei diesem Verfahren implantierten Klappenprothesen
weniger lang haltbar seien als chirurgisch eingesetzte Klappen. Doch
diesen Verdacht kann Prof. Möllmann ausräumen: "Es existieren belastbare
Langzeitdaten, die bis zu zehn Jahre zurückreichen. Sie zeigen nicht den
kleinsten Anhaltspunkt für eine frühzeitigere Degeneration der Klappen."

Richtlinie den neuen Erkenntnissen anpassen

Die neuen Daten bestätigen ohnehin, was in Deutschland längst
Versorgungsrealität ist. Ein nicht unerheblicher Teil der mit TAVI
behandelten Patienten sind schon jetzt der Niedrig-Risiko-Gruppe
zuzuordnen, wie eine Auswertung des Deutschen Aortenklappenregisters GARY
zeigt. "Es gibt viele Faktoren, die nicht in die üblichen,
standardisierten Risiko-Scores einberechnet werden können, in den lokalen
Herzteams aber die Entscheidung zugunsten einer TAVI ausfallen lassen,
beispielsweise, wenn ein Patient vorgealtert ist", erklärt Prof. Möllmann.
"Die Daten spiegeln also wider, was wir im klinischen Alltag schon
erleben."

Für die Richtlinien des gemeinsamen Bundesausschusses zu TAVI sollten sich
daraus folgende Änderungen ergeben: Zum einen müssten die Altersgrenzen
kritisch hinterfragt werden. Es ist aufgrund der belastbaren und
brandaktuellen Daten naheliegend, die Altersgrenze von momentan 75 Jahren
auf 70 zu senken. Außerdem sollte die TAVI, sofern Sie anatomisch gut
durchführbar ist, als Standardbehandlung erwogen und der chirurgische
Klappenersatz bei Patienten ab 70 nur als Alternative in Erwägung gezogen
werden. Auch sollte der nach Zuweisung initial chirurgisch geplante
Klappenersatz als Voraussetzung für die Erstattungsfähigkeit von
interventionellen Kardiologen evaluiert und schriftlich akzeptiert werden.

"Die Ergebnisse der PARTNER 3-Studie und des Evolut Low Risk Trials
zeigen uns einmal mehr, dass die Katheterintervention ein bahnbrechender
Erfolg der Kardiologie ist, der nur durch die unaufhörliche Verfeinerung
der kardiologischen Kathetertechnik einschließlich modernster
Gefäßverschlussverfahren ermöglicht wurde. Ich schließe mich ohne jede
Einschränkung dem Zitat von Professor Braunwald, dem Nestor der
Kardiologie, an: dies ist ein historischer Moment für unsere Patienten mit
Aortenklappen-Stenose", kommentiert Prof. Dr. Andreas Zeiher, künftiger
Präsident der DGK, die Studiendaten.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/099: Gentest sagt Depressionsrisiko für Kinder und Jugendliche voraus (idw)


Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 05.04.2019

Gentest sagt Depressionsrisiko für Kinder und Jugendliche voraus



Erstmals ist es in einer Studie anhand eines genetischen Profils
gelungen, das Erkrankungsrisiko für eine Depression bei Kindern und
Jugendlichen vorauszusagen. In einer multizentrischen Studie unter der
Leitung des Max-Planck-Instituts für Psychiatrie (MPI) in München und der
Klinik und Poliklinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und
Psychotherapie der LMU München (KJP) wurden über 2000 Kinder und
Jugendliche genetisch, mit Fragebögen und klinischen Interviews
untersucht.

Laut der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist Depression heute eine der
häufigsten psychischen Erkrankungen, die bereits im Kindes- und
Jugendalter beginnen und zu schweren psychosozialen Beeinträchtigungen
sowie Suizidalität führen kann. Weltweit leiden über 300 Millionen
Menschen an einer Depression. Trotz vieler Diagnostik- und
Behandlungsmöglichkeiten in Deutschland gelangen weniger als 50 Prozent
der behandlungsbedürftigen Kinder und Jugendlichen in die Versorgung. Oft
wird die Erkrankung zu spät entdeckt.

Als Ursachen werden genetische, neurobiologische, soziale und
psychologische Faktoren gesehen, die sich gegenseitig verstärken können.
Obwohl die Erkrankung in jedem Alter auftreten kann, beginnt sie häufig
schon im Kindes- und Jugendalter. Um möglichst frühzeitig wirksame und
zielgerichtete Hilfen zur Vorbeugung der Depression entwickeln zu können,
ist die Identifizierung von Risikofaktoren, die zur Entstehung der
Erkrankung beitragen, zentral.

Das internationale Forschungsteam, zu dem auch die Emory Universität,
Atlanta (USA) sowie die Universitäten von Coimbra (Portugal) und Helsinki
(Finnland) gehören, hat nun erstmals herausgefunden, dass mittels eines
genetischen Profils vorausgesagt werden kann, ob ein erhöhtes genetisches
Risiko für eine Depression bei Kindern und Jugendlichen vorliegt. Große
Genom-weite Studien in Erwachsenen haben im vergangenen Jahr wichtige
Erkenntnisse zur Genetik der Depression gebracht. Das Team testete nun, ob
die genetischen Profile auch genutzt werden können, um Vorhersagen über
Entstehung, Schweregrad und Erkrankungsbeginn bei Kindern und Jugendlichen
zu tätigen. Die Erstautorin der Studie Dr. Thorhildur Halldorsdottir vom
MPI erklärt das Vorgehen: "Auf der Basis von 460.00 Erwachsenen mit einer
Depression wurde dieses Risikoprofil erstmals gefunden. Darauf aufbauend
haben wir bei Kindern und Jugendlichen in drei Stichproben, bei Patienten
aus der Klinik und zwei epidemiologischen Stichproben, zeigen können, dass
das Risikoprofil sowohl die klinische Diagnose Depression als auch
depressive Symptome beeinflusst."

Professor Dr. med. Gerd Schulte-Körne, Direktor der KJP, sieht dieses
Ergebnis als einen Meilenstein für unser Ursachenverständnis von
Depression bei Kindern: "Mit dieser Studie ist ein wichtiger Schritt in
Richtung des Verstehens der komplexen genetischen Ursachen der Depression
bei Kindern und Jugendlichen gelungen. Allerdings erklärt der Score nur
eine Risikoerhöhung und nicht die Erkrankung!"

Zudem konnte gezeigt werden, dass bei bereits an einer Depression
erkrankten Kindern und Jugendlichen ein Zusammenhang zwischen einem
erhöhten genetischen Risikoprofil und der Schwere der depressiven
Erkrankung sowie dem Ersterkrankungsalter besteht. Liegen
Missbrauchserfahrungen in der Kindheit vor, stellt dies einen zusätzlichen
Risikofaktor für die Entwicklung einer Depression und depressiver Symptome
dar.

Max-Planck-Direktorin und Leiterin der Studie, Professor Dr. Dr. Elisabeth
Binder, merkt an: "Es gibt noch viel zu tun, um die frühzeitige Diagnose
von Depressionen bei Jugendlichen zu verbessern. Wenn wir jedoch wissen,
welche Kinder mit höherer Wahrscheinlichkeit eine Depression entwickeln,
haben wir die Möglichkeit, wirksame Präventionsstrategien einzusetzen und
die enorme Belastung der Depression zu reduzieren."


Originalpublikation:

Polygenic Risk: Predicting Depression Outcomes in Clinical and Epidemiological Cohorts of Youth

American Journal of Psychiatry

DOI: https://doi.org/10.1176/appi.ajp.2019.18091014

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.psych.mpg.de/2470819/news_publication_13297335?c=1496476

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2061

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 05.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/991: Hamburg - Lesungen, Vortrag, Gespräch ... Ärztin/Arzt werden, 11.04.-27.06.2019


Medizinhistorisches Museum Hamburg - April 2018

Lesungen - Vortrag - Gespräch

Veranstaltungsreihe zu Medizin, Gesellschaft und Politik

Ärztin/Arzt werden

Zur Neueröffnung des Ausstellungsraums zur Geschichte der
medizinischen Lehre und Ausbildung im Medizinhistorischen Museum
Hamburg



Veranstaltungsreihe zu Medizin, Gesellschaft und Politik

Ärztin/Arzt werden

Vor genau 100 Jahren begannen in Hamburg die ersten
Medizinstudierenden mit ihrer Ausbildung. Anlässlich des
Universitätsjubiläums widmet sich ein neuer Ausstellungsraum im
Medizinhistorischen Museum Hamburg unter dem Titel "Ärztin/Arzt
werden" der Geschichte der medizinischen Lehre. Er beleuchtet die
Wechselwirkungen von Medizin, Gesellschaft und Politik von der
umstrittenen Gründung einer medizinischen Fakultät in Hamburg, der
umkämpften Zulassung von Frauen zum Medizinstudium, über die
Komplizenschaft universitärer Institute mit der
nationalsozialistischen Diktatur bis hin zu den Forderungen der
68er-Bewegung nach einem neuen Ärztinnen/Ärzte-Bild. Der weiße
Arztkittel, ein zentrales Exponat, steht dabei stellvertretend für den
Status und das Ansehen, welches dem Arztberuf bis heute zuteil wird.
Zugleich fordert er zu einer kritisch-reflektierten Auseinandersetzung
mit der ärztlichen Identität im Wandel der Zeit auf.

Die Veranstaltungsreihe lädt mit einem Vortrag, einer Lesung, einer
Buchpräsentation und einer Gesprächsrunde zur gemeinsamen Diskussion.

Vor den Veranstaltungen am 11. April, 6. Juni und 27. Juni 2019 bietet
das Medizinhistorische Museum kostenlose Führungen mit wechselnden
thematischen Schwerpunkten durch ausgewählte Ausstellungsräume
an.

Treffpunkt ist jeweils um 18 Uhr im Museumsfoyer.


Donnerstag, 11. April 2019, 18.30 Uhr

Leichen für die Anatomie. Verwaltungsgrundlagen und Praxis in Hamburg
während der NS-Diktatur

Vortrag von Michael Viebig

Donnerstag, 9. Mai 2019, 18.30 Uhr

Erste Ärztinnen. Lesung aus autobiografischen Texten mit Birte
Schnöink und einem Kommentar von Eva Brinkschulte und Monika Ankele

Donnerstag, 6. Juni 2019, 18.30 Uhr

Vertreibung aus Hamburg.

Die Ärztin Rahel Liebeschütz-Plaut

Buchpräsentation mit Doris Fischer-Radizi

Freitag, 14. Juni 2019, 18.00 Uhr

Neueröffnung des Ausstellungsraums zur Geschichte der medizinischen
Lehre und Ausbildung

Donnerstag, 27. Juni 2019, 18.30 Uhr

Ärztin/Arzt werden, Ärztin/Arzt sein

Gesprächsrunde mit Athanasios Soulos (Leiter des Prodekanats für
Lehre, UKE), Friederike Kröger (Assistenzärztin in der Klinik und
Poliklinik für Allgemeine und Interventionelle Kardiologie am
Universitären Herzzentrum Hamburg GmbH), Ricarda Bessel
(Medizinstudentin am UKE), Doris Fischer-Radizi
(Allgemeinärztin)

Moderation: Dirk Schneider (Journalist)

Veranstaltungsort:

Medizinhistorisches Museum Hamburg

Fritz-Schumacher-Haus (Gebäude N30)

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

Martinistraße 52, 20246 Hamburg

Telefon: (040) 7410 - 57172 | medizinhistorisches-museum@uke.de
www.uke.de/medizinhistorisches-museum

Wegen Bauarbeiten ist der barrierefreie Zugang im Moment nur über
die Geschwister-Scholl-Straße und über die Martinistraße möglich. Der
Zugang Frickestraße ist nicht barrierefrei.

Öffnungszeiten

mittwochs, samstags und sonntags von 13 Uhr bis 18 Uhr

Eintrittspreise

6 Euro/4 Euro

Für Schwerbehinderte und ihre Begleitpersonen, Patientinnen und
Patienten des UKE sowie für Personen, die an der Kasse darauf
hinweisen, dass sie den Eintritt nicht aufbringen können, ist der
Museumsbesuch kostenlos.

 * 

Quelle:

Medizinhistorisches Museum Hamburg

Pressemitteilung vom April 2018

Fritz-Schumacher-Haus (Gebäude N30)

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

Martinistraße 52, 20246 Hamburg

Telefon: (040) 7410 - 57172
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LABEL/5076: Sony Music Press Relations Newsletter - KW15/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW15/2019

München, 9. April 2019



Soundtrack Is Coming - Am 26. April erscheint von "Game Of
Thrones" inspirierte Musik

Passend zur finalen Staffel "Game Of Thrones" erscheint am 26. April
mit "For The Throne" ein Soundtrack mit Künstlern und Songs, die von
der Erfolgsserie inspiriert wurden. Sammler dürfen sich neben der
erst einmal rein digitalen Veröffentlichung dann im Sommer auf elf
verschiedene Vinyl-Varianten freuen. So bekommt jedes Haus eine
eigene Sonderfarbe spendiert.

Soundtrack-Interpreten (in alphabetischer Reihenfolge):

A$AP Rocky

Chloe X Halle

Ellie Goulding

Jacob Banks

James Arthur

Joey BadA$$

Lennon Stella

Lil Peep

Maren Morris

Matthew Bellamy

Mumford & Sons

Rosalía feat. A.Chal

SZA

The Lumineers

The National

The Weeknd

Travis Scott

Ty Dolla $ign

X Ambassadors


Kommende Alben-Veröffentlichungen

12.04. Labrinth, Sia & Diplo Present ... - LSD

12.04. Missio - The Darker The Weather // The Better The Man

19.04. Cage The Elephant - Social Cues

26.04. O.S.T. - For The Throne - Music Inspired By The HBO Series Game Of Thrones

26.04. Das Moped - Alle wollen Liebe

26.04. Winnetka Bowling League - Cloudy With A Chance Of Sun

26.04. Pink - Hurts 2B Human

26.04. Estikay - Blueberry Boyz

26.04. AJR - Neotheatre

03.05. Amon Amarth - Berserker

03.05. Von wegen Lisbeth - sweetlilly93@hotmail.com

03.05. Vampire Weekend - Father Of The Bride

10.05. Lukas Rieger - Justice

17.05. Guapo Lou - Lucky Land (EP)

17.05. Exclusive - Lieder für die Autobahn

14.06. Alle Farben - Stickers On My Suitcase

21.06. Estikay - Blueberry Boyz

05.07. Semino Rossi - So ist das Leben

30.08. Hämatom - Maskenball


On Tour

Adesse

abgesagt

Missio

17.05. Berlin - Maze

18.05. Köln - Artheater

Backstreet Boys

21.05. Hannover - TUI-Arena

25.05. Mannheim - SAP-Arena

27.05. München - Olympiahalle

29.05. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

20.06. Köln - Lanxess-Arena

Mariah Carey

02.06. Hamburg - Barcleycard-Arena

P!nk

05.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

06.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

08.07. Hamburg - Volksparkstadion

10.07. Stuttgart - Mercedes-Benz-Arena

12.07. Hannover - HDI-Arena

14.07. Berlin - Olympiastadion

22.07. Frankfurt - Commerzbank-Arena

26.07. München - Olympiastadion

27.07. München - Olympiastadion

09.08. Gelsenkirchen - Veltins-Arena

Annett Louisan

19.07. Weißenfels - Schloss Weißenfels

20.07. Rathenow - Optikpark Rathenow

27.07. Zwickau - Planitzer Schlossakkord

29.07. Bad Hersfeld - Stiftsruine

30.07. Friedrichshafen - Kulturufer

31.07. Calw-Hirsau - Klosterruine Hirsau

02.08. Bad Elster - NaturTheater

08.09. Hamburg - Elbphilharmonie

21.10. Dresden - Konzertsaal im Kulturpalast

23.10. Erfurt - Messe

25.10. Magdeburg - Stadthalle

26.10. Braunschweig - Staatstheater Braunschweig

28.10. München - Philharmonie im Gasteig

29.10. Nürnberg - Meistersingerhalle

03.11. Frankfurt am Main - Jahrhunderthalle Frankfurt

04.11. Chemnitz - Stadthalle

05.11. Leipzig - Gewandhaus

06.11. Kassel - Kongress-Palais Kassel

08.11. Wilhelmshaven - Stadthalle Wilhelmshaven

09.11. Münster - Münsterland Halle

11.11. Berlin - Tempodrom

12.11. Rostock - Stadthalle Rostock

13.11. Bremen - Metropol-Theater Bremen

15.11. Kiel - Sparkassen-Arena-Kiel

17.11. Köln - Palladium

18.11. Saarbrücken - Saarlandhalle

19.11. Zürich - Kaufleuten Restaurants

21.11. Hannover - Kuppelsaal

22.11. Bochum - Jahrhunderthalle

Tash Sultana

24.07. München - Zenith

26.07. Köln - Tanzbrunnen

27.07. Berlin - Zitadelle

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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BLUES/074: Mönchengladbach - Niederrheinischer Blues-Pop mit "Hier geht was"am 27.4.2019


Stadt Mönchengladbach

"Hier geht was" in der Schriefersmühle

Mönchengladbacher Band präsentiert am 27. April ihr Programm "Hemmel
on Äd"



Die Mönchengladbacher Band "Hier geht was" hat sich mit ihrem 
Blues-Pop vom Niederrhein in der Region einen hervorragenden Ruf erspielt.
Am Samstag, 27. April, um 18 Uhr (Einlass 17:30 Uhr) geben Manna
Meurer (Gitarre), Achim Guse (Drums / Percussion) und Stephan Schwiers
(Gesang, Gitarre) ein Benefizkonzert in der Schriefersmühle
(Schriefersmühle 25, 41179 MG). Unterstützt wird die Band, die ihr
Programm "Hemmel on Äd" präsentiert, und dabei wieder tiefe und
humorvolle Einblicke in die rheinische Seele gibt, von Arnold Küsters
an der Blues-Harp.

Der Erlös des Abends ist für den Förderverein Schriefersmühle
bestimmt, der sich seit Jahren für den Erhalt und die Sanierung des
Baudenkmals aus dem Jahre 1747 direkt an der B57 zwischen Rheindahlen
und Erkelenz einsetzt.

Tickets für das Konzert kosten 8 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. April 2019
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FESTIVAL/812: Mönchengladbach - "Sommermusik Schloss Rheydt" vom 23. August bis 1. September


Stadt Mönchengladbach

Vom 23. August bis 1. September: Sommermusik Schloss Rheydt



Bei der Sommermusik Schloss Rheydt geht es um mehr als Stars nach
Mönchengladbach zu holen und sie einem möglichst großen Publikum zu
präsentieren. Hier geht es um Emotionen. Dafür sorgt natürlich die
jeweilige Musik, aber auch die besondere Atmosphäre des Schlosses und
der doch sehr intime Charakter der Konzerte tragen viel dazu bei. So
nah wie bei der Sommermusik Schloss Rheydt, vom 23. August bis zum 1.
September, kommt man Künstlern nur selten.

Für Oberbürgermeister Hans Wilhelm Reiners, der auch bei der 13.
Ausgabe der Sommermusik die Schirmherrschaft übernommen hat, ist es
genau dieser besondere Charme, der das Publikum begeistert: "Schloss
Rheydt ist eine der guten Stuben unserer Stadt und so hat es fast
etwas davon als würden wir Menschen, auch aus dem gesamten Umfeld, zu
einem Wohnzimmerkonzert einladen. Und neben dem Ambiente sorgt Günter
vom Dorp mit seinem gesamten Team dafür, dass man sich hier einfach
nur wohlfühlen kann."

Und genau diese Wohlfühlatmosphäre ist es auch, die Künstler egal
welcher Musikrichtung, bekanntere und unbekanntere, nationale und
internationale, nach Mönchengladbach kommen lässt. Dabei ist
Konzertveranstalter vom Dorp besonders auch an der Vielfalt gelegen:
"In diesem Jahr ist so ziemlich für jede Zielgruppe etwas dabei und
sicher auch viele Konzerte, die einer ganzen Familie Spaß machen
können."

"Wir starten gleich mit einem Vollblut-Musiker" sagt Günter vom Dorp.
Zur Eröffnung kommt mit SEVEN am Freitag, 23. August der zurzeit
erfolgreichste Soulact in Europa. SEVEN ist in diesem Sommer mit
seiner 10-köpfigen Liveband on tour und freut sich riesig auf seine
Fans im Rheinland. Der gebürtige Schweizer hat über 400.000 Alben
verkauft und über 1,5 Millionen Fans besuchten bisher seine
schweißtreibenden Konzerte. Den Auftakt machen als special guests FLO
MEGA & THE KBC's.

Am Samstag, 24. August rockt die Sommermusikbühne. Nik Kershaw holte
mit seinen Welthits "The Riddle" und "Wouldn't it be good" Platin.
Sein Riesenerfolg "I won't let the sun go down on me" ist bis heute
der Klassiker aus den 80ern.

Fury in the Slaughterhouse verkauften über 4 Millionen Alben und
hatten mit "Mono" ihr erfolgreichstes Album über 28 Wochen in den
deutschen Charts! Mit dem Band-Erfolg von Fury In The Slaughterhouse
im Rücken haben die Brüder Kai und Thorsten Wingenfelder, die Köpfe
der Furys, 2010 ihr Bandprojekt "Wingenfelder" aus der Taufe gehoben -
seitdem begeistern die beiden ihre Fans mit ihrem ganz eigenen Stil.
Der große und der kleine Bruder - ohne Fury unterwegs, aber nicht
weniger erfolgreich.

Deutschlands beliebteste Entertainerin kommt am Sonntag, 25. August
zur Sommermusik nach Mönchengladbach. Seit mehr als zehn Jahren tritt
Barbara Schöneberger als Sängerin auf und hat bereits mehrere meist
ausverkaufte Konzerttourneen absolviert. Und jetzt singt sie wieder:
Im Frühjahr 2018 erschien "Eine Frau gibt Auskunft", das insgesamt
vierte Musikalbum der begnadeten Entertainerin, mit dem sie exklusiv
zur Sommermusik Schloss Rheydt aus Berlin anreist.

Fetzige Beats, tanzende Massen und ein Feeling wie im Dauersommer:
Culcha Candela sorgen mit einem Mix aus Reggae, Dancehall, Salsa und
Hip Hop für eine explosive Mischung, bei der keiner die Füße still
halten kann. Auf der Bühne entwickelt sich das volle Potenzial der
Jungs, wenn sie auf Deutsch, Englisch, Spanisch oder Patois singen und
die Menge mit ihren mitreißenden Rhythmen zum Tanzen bringen. Die Fans
wissen vor allem ihre Live Auftritte zu schätzen, bei denen die
absoluten Megahits "Hamma!" und "Monsta" niemals fehlen dürfen.

Herbert Knebels Affentheater als Open-Air-Show - das kann ja heiter
werden am Donnerstag, 29.August. "Das wird ein Frontalangriff auf die
Lachmuskeln" warnt vom Dorp. Im Jubiläumsjahr ist das verrückte
Quartett immer noch "Außer Rand und Band".

Das Klassik Open Air steht in diesem Sommer unter dem Motto: L'amour,
toujours l'amour Musikalisch dreht sich also diesmal alles um die
Liebe. Mit französischem Flair und Inspirationen aus der Stadt der
Liebe entführen die Niederrheinischen Sinfoniker also in klassische
Liebeswelten.

Gleich vier Gesangssolisten bereichern das Programm, das am
Dirigentenpult von Generalmusikdirektor Mihkel Kütson geleitet wird:
Sophie Witte (Sopran), Valerie Eickhoff (Mezzosopran; Mitglied des
Opernstudio Niederrhein), Woogyi Lee (Tenor; Mitglied des Opernstudio
Niederrhein) und Rafael Bruck (Bariton)

Wenn FUN im Schloss auftreten, ist das mehr als nur ein Konzert.
Wunderkerzen - Gänsehaut - Kulthits - Seit 12 Jahren gehört dieses
Liveerlebnis zu den Highlights der Sommermusik. Das
Jugendsinfonieorchester der Stadt Mönchengladbach mit mehr als 60
Mitwirkenden begeistert mit Spielfreude und musikalischem Engagement -
Jahr für Jahr. Ein Abend mit vielen Hits der Rockgeschichte, großen
Emotionen, Nostalgie und jede Menge FUN.

Zum Abschluss der Sommermusik stehen am Sonntag, 01. September "Alte
Bekannte" auf der Bühne. Alte Bekannte? Die Wise Guys sorgten über 20
Jahre lang für viele tolle Ohrwürmer, 2017 war dann Schluss. Doch die
A-capella-Band lebt weiter, unter dem Namen "Alte Bekannte". Als neue
alte Vokal-Pop-Gruppe sind Dän, Björn und Nils wieder mit von der
Partie, wohlbekannt als Sänger der Wise Guys. Komplettiert wird das
Quintett von zwei weiteren Musikern, die längst kein unbeschriebenes
Blatt mehr in der Szene sind.

Karten für die Konzerte gibt es an allen bekannten Vorverkaufsstellen
und online: online unter www.voilakonzerte.de / www.reservix.de und
www.eventim.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. März 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10196: Kassel - Sinfoniekonzert mit dem Orchester der Musikakademie am 28.4.2019


Stadt Kassel

Sinfoniekonzert mit dem Orchester der Musikakademie der Stadt
Kassel "Louis Spohr" unter Leitung von Ulrich Moormann



Zum ersten Mal in Fulda präsentiert sich das Orchester der
Musikakademie der Stadt Kassel "Louis Spohr" unter der Leitung von
Ulrich Moormann in einem Sinfoniekonzert am Sonntag, 28. April, ab 17
Uhr in der Aula der Alten Universität Fulda.

Auf dem Programm der Veranstaltung stehen eine Ouvertüre natürlich vom
Namenspatron der Musikakademie, Louis Spohr, sowie das
Trompetenkonzert Joseph Haydns, dessen Solist Helmut Pöhner
Solotrompeter des Göttinger Sinfonieorchester und Dozent für sein
Instrument in Kassel ist. Hauptwerk des Konzerts ist Ludwig van
Beethovens Sinfonie Nummer 6, F-Dur (Opus 68), an der der Komponist
seit 1803 arbeitete und der er selbst den Beinamen "Pastoral-Sinfonie
oder Erinnerungen an das Landleben" gab.

Das Akademieorchester wird seit Oktober 2018 durch Ulrich Moormann
geleitet. Moormann ist Jahrgang 1963, studierte katholische
Kirchenmusik in Stuttgart (A-Examen) sowie Dirigieren in Karlsruhe
(Kapellmeisterexamen). Seit 1994 ist er Regionalkantor und
Kirchenmusiker an der Fuldaer Stadtkirche, kann aber auch auf
umfangreiche Erfahrungen als Orchesterleiter zurückgreifen. So war er
von 1997 bis 2009 Leiter des Kammerorchesters der Jugend e.V. Fulda.
Unterstützt wird der Dirigent beim Fuldaer Konzert durch die Geigerin
Susanne Berendes, die sowohl Mitglied der 1. Violinen im
Staatsorchester Kassel ist als auch seit vielen Jahren engagiert
Violine und Fachdidaktik an der Musikakademie unterrichtet.

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten siebten
Lebensjahr zahlen vier Euro.

Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten bei
der Musikakademie unter 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41
88 oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

Hintergrund:

Die Musikakademie der Stadt Kassel "Louis Spohr" besteht seit mehr als
75 Jahren und ist heute eine staatlich anerkannte Berufsakademie für
Musikberufe. 130 junge Menschen als mehr als 20 Nationen studieren
hier in einem der beiden angebotenen Bachelorstudiengänge, um sich auf
eine Tätigkeit als Musikschullehrerinnen/Musikschullehre oder ein
Berufsleben als freiberufliche Musikerin/freiberuflicher Musiker
vorzubereiten.

Das moderne Studienangebot der Musikakademie ist dual angelegt,
beinhaltet also über die künstlerische und wissenschaftliche
Ausbildung im Akademieunterricht hinaus auch umfangreiche
Praxisanteile in Kooperation mit Musikschulen und anderen
Kultureinrichtungen in ganz Nordhessen. Darüber hinaus wird das
deutschlandweit einzige zertifizierte Jungstudienprogramm angeboten,
in dem hochbegabte Jugendliche sich nicht nur gezielt auf die Aufnahme
eines anschließenden Vollstudiums vorbereiten können, sondern auch
bereits Leistungen erbringen können, die später anrechenbar sind,
sodass sich Studienzeiten verkürzen lassen.

Weitere Informationen unter www.musikakademie-kassel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. April 2019
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AUSLAND/9032: Aus aller Welt - 10.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote bei Massenprotesten im ostafrikanischen Sudan

Auch am Mittwoch haben sich wieder Tausende Sudanesen in den Straßen
der Hauptstadt Khartum versammelt, um den Rücktritt des seit 1989
regierenden Staatschefs Omar al-Baschir zu fordern. Gegner des
umstrittenen Staatschefs belagern seit Samstag das Hauptquartier der
Armee in Khartum, auf dessen Gelände sich auch die Residenz des
Präsidenten befindet. Die Sicherheitskräfte des Staatschefs sollen
scharfe Munition, Gummigeschosse und Tränengas gegen die
Demonstranten einsetzen. Nach Informationen des Zentralkomitees der
sudanesischen Ärzte (CCSD) wurden in den vergangenen Tagen 22
Menschen getötet und mehr als 150 verletzt. Die von Ärzten, Lehrern
und Anwälten organisierten Proteste brachen Mitte Dezember wegen
steigender Brotpreise aus.

10. April 2019
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JUSTIZ/9032: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mann hortete alte Waffen und Munition

Auf der Suche nach verbotenen Degen stießen Polizeibeamte auf einem
Privatgrundstück in Grabow im Landkreis Ludwigslust-Parchim in
Mecklenburg-Vorpommern auf ein Waffenlager. Bei den Zufallsfunden
handelt es sich um mehrere Gewehre und Pistolen in zum Teil
verrostetem Zustand sowie zahlreiche Munition und eine Mörsergranate.
Mindestens drei Waffen unterliegen nach Angaben der Behörden dem
Kriegswaffenkontrollgesetz. Die Herkunft der Waffen und warum der
Mann sie hortete sei bislang noch unklar.

10. April 2019
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MILITÄR/9029: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indien baut russische Kampfpanzer

Die indischen Bodenstreitkräfte rüsten massiv auf. Wie aus einem
Beitrag der Nachrichtenagentur Tass hervorgeht, will die indische
Regierung für mehr als eine Milliarde Dollar 464 moderne Kampfpanzer
des Typs T-90MS aus Rußland kaufen. Am Dienstag hatte das
britische Militärportal Jane's unter Berufung auf eine anonyme Quelle
berichtet, daß der indische Sicherheitsausschuß (CCS) den Panzerkauf
gebilligt habe. Darüber hinaus sollen weitere 1.000 T-90-Panzer in
Indien im Rahmen eines Technologietransferabkommens mit Rußland
hergestellt werden.

10. April 2019
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POLITIK/9031: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kabinett beschließt Beteiligung an UN-Mission im Jemen

Die Bundeswehr wird an der UN-Beobachtermission im arabischen
Bürgerkriegsland Jemen teilnehmen. Das Bundeskabinett billigte am
Mittwoch den Einsatz von bis zu zehn deutschen Soldaten. Nach Angaben
des Verteidigungsministeriums soll zunächst ein unbewaffneter
Bundeswehrsoldat entsandt werden. Ziel der UN-Mission UNMHA (UN
Mission to support the Hodeidah Agreement) ist es, die Umsetzung der
Waffenruhe zwischen den Konfliktparteien in der Hafenstadt Hodeidah
zu unterstützen.

10. April 2019
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SONSTIGES/9030: Tragisches und Kurioses - 10.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Regierungsflugzeug muß am Boden bleiben

Die große Regierungsmaschine "Konrad Adenauer" darf vorerst nicht
mehr starten. Wie ein Sprecher der Luftwaffe am Mittwoch mitteilte,
platzte beim Aufsetzen des Airbus auf der Landebahn des Kölner
Flughafens ein Reifen. Die Maschine sei erst einmal aus dem Verkehr
gezogen worden, bis die Analyse des Vorfalls abgeschlossen sei. Erst
am Montag vergangener Woche war bei der Landung in New York ein
Reifen der "Konrad Adenauer" geplatzt und hatte den Besuch von
Außenminister Heiko Maas (SPD) verzögert.

10. April 2019
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WISSENSCHAFT/8115: Aus Forschung und Technik - 10.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dichtungsmittel für die ISS

Acht Monate nach dem von ESA-Astronaut Alexander Gerst entdeckten
Loch in der Orbitalsektion des russischen Raumschiffes Sojus MS-09
hält der Raumfahrtkonzern RKK Energija in Koroljow bei Moskau nun
Notfallmaßnahmen für ähnliche Vorfälle parat. Nach Informationen der
Agentur RIA Novosti sollen Sojus-Kapseln und die Internationale
Raumstation ISS künftig mit Instrumenten für das Aufspüren von Lecks
ausgerüstet werden. Die Ermittlungen zu der Leckage gehen unterdessen
weiter. Die im Dezember von der ISS zur Erde gebrachten
Materialproben sollten in einem Labor des Inlandsgeheimdienstes FSB
auf Klebstoffrückstände analysiert werden. Wie sich inzwischen
herausstellte, reichen die Proben für eine endgültige Beurteilung des
Falls nicht aus. Es sei ein weiteres Experiment im Weltraum
erforderlich, um genau zu ermitteln, wie es zu dem Loch kam, teilte
der Direktor der Weltraumbehörde Roskosmos, Dimitri Rogosin, Ende
März mit.

10. April 2019
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AUSLAND/8128: Aus aller Welt - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Wieder Stromausfälle in ganz Venezuela

Die seit Wochen anhaltende Serie von Stromausfällen in Venezuela hat
sich in der Nacht auf Mittwoch mit einem Blackout in der Hauptstadt
Caracas sowie fast allen 23 Bundesstaaten des südamerikanischen
Landes fortgesetzt. Die von den USA unterstützte Opposition nutzt die
Stromausfälle für ihre Propaganda gegen die sozialistische Regierung.
Diese machte bislang Sabotage und Hackerangriffe aus dem Ausland
verantwortlich. Aktuell gab es seitens der Regierung und des
staatlichen Stromkonzerns Corporación Eléctrica Nacional (Corpoelec)
keine Stellungnahmen.

Eine Delegation des Internationalen Komitees des Rotes Kreuzes (ICRC)
verschafft sich zur Zeit in Venezuela einen Eindruck von den
Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf die Situation der Bevölkerung,
die zum Teil keinen Zugang zur Grundversorgung hat. Uno-Angaben
zufolge ist fast ein Viertel der Bevölkerung dringend auf Hilfe
angewiesen. Das Rote Kreuz hat sich mit Präsident Maduro abgestimmt,
zunächst Krankenhäuser mit Hilfsgütern zu beliefern, wie die
Tageszeitung El Universal meldete.

10. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8087: Medizin und Gesundheitswesen - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Komplikationsrisiko selbst bei 20 Prozent nur "vereinzelt"

Die Bewertung von Zahlen liegt offenbar ganz im Auge des Betrachters.
Das hat gerade das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main laut
Deutschem Ärzteblatt in einem veröffentlichten Urteil (Az.: 8
U 219/16) nachhaltig unterstrichen. Die Richter urteilten, daß in
Aufklärungsformblättern zum Komplikationsrisiko von Operationen auch
dann von möglichen "vereinzelten" Zwischenfällen gesprochen werden
darf, wenn das Risiko bei bis zu 20 Prozent liegt. Die Richter waren
der Auffassung, daß das Operationsrisiko durch diese Formulierung
nicht verharmlost wird. Das Gericht ließ eine Revision nicht zu. Der
Kläger kann sich jetzt nur noch mit einer Nichtzulassungsbeschwerde
an den Bundesgerichtshof wenden.

10. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8116: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Razzien bei Ansaar International und WWR Help

In neun westdeutschen Bundesländern sind Polizeirazzien in rund 90
Objekten durchgeführt worden, welche den Vereinen Ansaar
International und World Wide Resistance Help zugeordnet werden. Die
Ermittler wollten bei den in NRW ansässigen Vereinigungen Belege
dafür finden, daß diese die im Gazastreifen regierende, international
als Terrororganisation geführte Hamas mit gesammelten Spenden
finanziell sowie propagandistisch unterstützt haben. Es wurde auch
nach Hinweisen auf eine finanzielle Unterstützung z. B. des
Islamischen Staats gesucht. Hinsichtlich Ansaar International suchte
die Steuerfahndungsdienststelle beim nordrhein-westfälischen
Landeskriminalamt Aufklärung über komplexe, in das Ausland reichende
finanzielle Geschäftsbeziehungen. Laut Bundesinnenminister Seehofer
mißachtet fundamentale Wertentscheidungen der Verfassung, wer unter
dem Deckmantel humanitärer Hilfe die Hamas unterstützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8039: Sprache, Kunst und Medium - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Streetart-Künstler möchten Zeugnisse für ihre Festivals schaffen

Um Zeugnisse für ihre Arbeiten hinterlassen zu können, suchen die
Organisatoren des sächsische Streetart-Festivals "ibug" Geldgeber.
Laut MDR Kultur haben sie eine Crowdfunding-Kampagne gestartet.

Da die Kunstwerke regelmäßig in früheren Industriegeländen realisiert
werden, die später nicht mehr zugänglich sind, wollen die Künstler mit
den Einnahmen nach den Veranstaltungen Foto-Sammelbände mit den
Kunstwerken finanzieren.

Die Ausgabe zum Festival 2017 in der ehemaligen VEB
Spezialmaschinenfabrik Chemnitz ist demnach bereits druckfertig.

Beim Festival "ibug" werden verlassene Industrieobjekte und -brachen
von Künstlern aus aller Welt als Atelier genutzt und für Ausstellungen
umgestaltet. Daneben werden Workshops angeboten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8106: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Uno sagt Friedenskonferenz für Libyen ab

Die für kommende Woche in der libyschen Oasenstadt Ghadames geplante
Friedenskonferenz ist wegen der neu aufgeflammten Kämpfe um Tripolis
abgesagt worden. Die Vereinten Nationen hatten ursprünglich die
ersten Parlaments- und Präsidentschaftswahlen zu einer echten
libyschen Einheitsregierung nach dem gewaltsamen Sturz des Regimes
von Oberst Gaddafi im Jahr 2011 vorbereiten wollen. Die historische
Chance ist jetzt vertan, so der für Libyen zuständige Uno-Gesandte
Salame. In der vergangenen Woche waren die Truppen der in Tobruk
ansässigen Gegenregierung unter dem Befehl von General Haftar gegen
Tripolis vorgerückt, wo die international anerkannte Regierung von
Ministerpräsident al-Sarradsch ihren Sitz hat. Bei den Kämpfen sind
rund 50 Menschen getötet und etwa 3000 in die Flucht getrieben
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8120: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Rheinland-Pfalz schließt Abkommen mit Aleviten

Die Landesregierung von Rheinland-Pfalz hat im Mainzer Rathaus einen
Vertrag mit der Glaubensgemeinschaft der Aleviten geschlossen. Das
von Ministerpräsidentin Dreyer und dem Bundesvorsitzenden der
Alevitischen Gemeinde, Mat, am Dienstagabend unterzeichnete Abkommen
regelt alevitischen Religionsunterricht und Feiertage alevitischer
Landesbediensteter und definiert gemeinsame Wertegrundlagen. Die
Unterzeichnungszeremonie fand im Rahmen der 30-Jahr-Feier der
Alevitischen Gemeinde Deutschland statt. In Rheinland-Pfalz zählen
die alevitischen Gemeinden mehr als 8000 Mitglieder. Mit Hamburg und
Bremen haben die Aleviten bereits Abkommen getroffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8089: Tragisches und Kurioses - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Pakistan entläßt rund 100 indische Fischer aus der Haft

Indien und Pakistan sind seit ewigen Zeiten verfeindet. Um das Klima
zu entspannen, wurden in der Hafenstadt Karachi 100 indische Gefangene
aus der Haft entlassen. Wie ein Gefängnissprecher erklärte, sollen im
April ein Teil der insgesamt 355 Fischer sowie fünf Zivilisten
freigelassen werden.

Die große Zahl der Fischer ergibt sich laut ZDF heute aus der
Tatsache, daß die indischen Fischer regelmäßig in die pakistanischen
Hoheitsgewässer eindringen, dort aufgebracht und dann inhaftiert
werden.

Seit der Unabhängigkeit beider Länder von Großbritannien haben Indien
und Pakistan drei Mal Krieg gegeneinander geführt.

10. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8117: Arbeit, Soziales und Familie - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen Aussortierung von Menschen mit Down-Syndrom

In Berlin haben am Mittwoch rund 150 Gegner einer Aufnahme
vorgeburtlicher Gen-Tests in den Leistungskatalog der Krankenkassen
protestiert. Zum einen wollen sie in der Debatte darum stärker gehört werden,
zum anderen wenden sie sich gegen eine Aussortierung von Menschen mit
Down-Syndrom (Trisomie 21). Am Donnerstag befaßt sich der
Bundestag mit dem Thema kassenfinanzierter Bluttests zur Bestimmung
des Down-Syndroms bei Ungeborenen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8098: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Massiver Eisverlust der Gletscher weltweit

Die globale Erwärmung hat immer dramatischere Folge. So haben
schmelzende Gletscher den Meeresspiegel laut dpa zuletzt um im
Schnitt fast einen Millimeter im Jahr steigen lasse. Bei der
Auswertung von Satellitenmessungen und Beobachtungen gelangten
Forscher um Michael Zemp von der Universität Zürich des weiteren zu
dem Schluß, daß die Gletscher jedes Jahr 335 Milliarden Tonnen Eis
verlieren. Den größten Verlust beklagen die Gletscher in Alaska,
gefolgt von denen in Patagonien im Süden Chiles und Argentiniens und
in den arktischen Gletscherregionen um den Nordpol. Auch in den
Alpen, im Kaukasus oder in Neuseeland sollen die Gletscher viel Eis
verloren haben. Da diese Gletscherflächen dort aber relativ klein
sind, trägt das weniger zum Anstieg des Meeresspiegels bei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8105: Märkte und Finanzen - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



China erwägt Verbot von Digitalwährung Bitcoin

In der Volksrepublik China läßt die Nationale Entwicklungs- und
Reformkommission die Erzeugung der Kryptowährung Bitcoin prüfen. Die
nichtstaatliche digitale Währung wird auf Computern geschaffen, die
in Massen sinnlose Rechenaufgaben durchführen. Dabei verbrauchen sie
enorme Strommengen und tragen so zur Schädigung des Klimas bei. Der
staatlichen Behörde zufolge verstößt das sogenannte Schürfen von
Bitcoin auch gegen Gesetze und Vorschriften. Bis zum 7. Mai holt die
Regierung die Meinung der Öffentlichkeit zum Thema ein. Danach kann
ein Verbot von Bitcoin und verwandten Digitalwährungen folgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8121: Aus Forschung und Technik - 10.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Nächste SoC-Evolutionsstufe bei Apple

In letzter Zeit häuften sich die Zeichen, daß Apple sich langsam aus 
dem Mobilfunkbereich zurückziehen könnte. Vielen Neuerungen wie das 
faltbare Smartphone schien man in Cupertino wenig abgewinnen zu 
können. Und der Streit mit Qualcomm ließ vermuten, daß der 
Hightech-Gigant aus Kalifornien auch noch den Anschluß an die 
5G-Technologie verlieren könnte. Womöglich könnten sich die 
Vermutungen über einen Apple-Abschied als verfrüht erweisen. Wie 
AreaMobile.de gerade meldete, scheint Apple für das iPhone 11 an der 
nächsten SoC-Evolutionsstufe zu arbeiten. Schließlich hatte mit TSMC 
der größte Chiphersteller der Welt gerade verkündet, daß inzwischen 
Prozessoren in einer 5-nm-Struktur möglich sind und für Kunden in 
absehbarer Zeit erhältlich sein werden. Außerdem verdichten sich die 
Gerüchte, daß Apple beim iPhone 11 neben einer Triple-Kamera auch zwei 
neue Display-Varianten verwenden wird. Neben einem 6,1-Zoll-Display 
auf OLED-Basis soll es ein zweites Modell mit 6,5-Zoll-Bildschirm 
geben.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





FORSCHUNG/547: Das erste Bild eines schwarzen Lochs (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
10.04.2019

Das erste Bild eines schwarzen Lochs



ESO, ALMA und APEX tragen zu revolutionären Beobachtungen des
massereichen schwarzen Lochs im Herzen der Galaxie Messier 87 bei.

Das Ereignishorizontteleskop (EHT, Event Horizon Telescope) - eine
erdumspannende Anordnung von acht bodengebundenen Radioteleskopen, durch
internationale Zusammenarbeit entstanden - wurde entwickelt, um Bilder von
schwarzen Löchern aufzunehmen. Heute zeigen die EHT-Forscher in
koordinierten Pressekonferenzen auf der ganzen Welt, dass es ihnen
gelungen ist. Sie präsentieren den ersten direkten visuellen Nachweis für
ein supermassereiches schwarzes Loch und seinen Schatten.

Dieser Durchbruch wurde heute in einer Reihe von sechs Artikeln
angekündigt, die in einer Sonderausgabe von The Astrophysical Journal
Letters veröffentlicht wurden. Das Bild zeigt das schwarze Loch im Zentrum
von Messier 87 [1], einer massereichen Galaxie im nahegelegenen
Virgo-Galaxienhaufen. Dieses schwarze Loch liegt 55 Millionen Lichtjahre von der
Erde entfernt und hat eine Masse, die 6,5 Milliarden Mal größer ist als
die der Sonne [2].




[image: Bild: © EHT Collaboration]

Das erste Bild eines schwarzen Lochs im Zentrum der Galaxie Messier 87.

Bild: © EHT Collaboration



Das EHT verbindet Teleskope rund um den Globus zu einem beispiellosen
erdumspannenden virtuellen Teleskop [3]. Das EHT bietet Wissenschaftlern
eine neue Möglichkeit, die extremsten Objekte im Universum zu untersuchen,
die von Einsteins Allgemeiner Relativitätstheorie im Jubiläumsjahr des
historischen Experiments vorhergesagt wurden, das die Theorie zuerst
bestätigte [4].

"Wir haben das erste Bild eines schwarzen Lochs gemacht", sagt
EHT-Projektleiter Sheperd S. Doeleman vom Harvard & Smithsonian Center for
Astrophysics. "Das ist eine außergewöhnliche wissenschaftliche Leistung,
die von einem Team von mehr als 200 Forschern erbracht wurde."

Schwarze Löcher sind außergewöhnliche kosmische Objekte mit enormen Massen
bei vergleichsweise äußerst kompakten Abmessungen. Die Anwesenheit dieser
Objekte beeinflusst ihre Umgebung in extremer Weise, verzerrt die Raumzeit
und heizt alle umgebenden Materialien enorm auf.

"Wenn wir in eine helle Region eintauchen, wie eine Scheibe aus glühendem
Gas, erwarten wir, dass ein schwarzes Loch eine dunkle Region ähnlich
einem Schatten erzeugt - etwas, das durch Einsteins allgemeine
Relativitätstheorie vorhergesagt wird, aber wir noch nie zuvor gesehen
haben", erklärt der Vorsitzende des EHT-Wissenschaftsrates Heino Falcke
von der Radboud University, Nijmegen, Niederlande. "Dieser Schatten,
verursacht durch die Gravitationskrümmung und den Einfang von Licht durch
den Ereignishorizont, offenbart viel über die Natur dieser faszinierenden
Objekte. Er hat es uns ermöglicht, die enorme Masse des schwarzen Lochs
von M87 zu messen."

Mehrere Kalibrier- und Abbildungsmethoden haben eine ringförmige Struktur
mit einem dunklen zentralen Bereich - dem Schatten des schwarzen Lochs -
ergeben, die über mehrere unabhängige EHT-Beobachtungen hinweg Bestand
hatte.

"Sobald wir sicher waren, dass wir den Schatten aufgenommen hatten,
konnten wir unsere Beobachtungen mit umfangreichen Computermodellen
vergleichen, die die Physik des verzerrten Raums, von heißer Materie und
starken Magnetfeldern beinhalten. Viele der Merkmale des beobachteten
Bildes entsprechen unserem theoretischen Verständnis überraschend gut",
bemerkt Paul T. P. Ho, EHT-Vorstandsmitglied und Direktor des East Asian
Observatory [5]. "Das macht uns zuversichtlich für die Interpretation
unserer Beobachtungen, einschließlich unserer Abschätzung der Masse des
Schwarzen Lochs."

"Die Konfrontation von Theorie und Beobachtung ist für einen Theoretiker
immer ein dramatischer Moment. Es freut uns und macht uns stolz zu
erkennen, dass die Beobachtungen unseren Vorhersagen so gut entsprechen",
erklärt EHT-Vorstandsmitglied Luciano Rezzolla von der Goethe-Universität,
Frankfurt am Main, Deutschland.

Der Zusammenschluss des EHT war eine gewaltige Herausforderung, die den
Ausbau und die Verbindung eines weltweiten Netzwerks von acht bereits
existierenden Teleskopen erforderte, die an einer Vielzahl von
anspruchsvollen hochgelegenen Standorten zum Einsatz kamen. Zu diesen
Orten gehörten Vulkane in Hawaii und Mexiko, Berge in Arizona und der
spanischen Sierra Nevada, die chilenische Atacama-Wüste und die Antarktis.

Die EHT-Beobachtungen verwenden eine Technik, die als "Interferometrie mit
sehr langen Basistrecken" (VLBI) bezeichnet wird, die Teleskopanlagen auf
der ganzen Welt synchronisiert und die Rotation unseres Planeten ausnutzt,
um ein riesiges, erdumspannendes Teleskop zu bilden, das bei einer
Wellenlänge von 1,3 mm beobachtet. VLBI ermöglicht dem EHT eine
Winkelauflösung von 20 Mikro-Bogensekunden - genug, um eine Zeitung in New
York aus einem Café in Paris zu lesen [6].

Zu diesem Ergebnis trugen ALMA, APEX, das IRAM 30-Meter-Teleskop, das
James Clerk Maxwell Telescope, das Large Millimeter Telescope Alfonso
Serrano, das Submillimeter Array, das Submillimeter Telescope und das
South Pole Telescope [7] bei. Petabytes von Rohdaten von den Teleskopen
wurden von hochspezialisierten Supercomputern kombiniert, die vom
Max-Planck-Institut für Radioastronomie und dem MIT Haystack Observatorium
betrieben wurden.

Europäische Einrichtungen und Finanzmittel spielten bei diesen weltweiten
Bemühungen eine entscheidende Rolle, wobei die Beteiligung
fortschrittlicher europäischer Teleskope und die Unterstützung des
Europäischen Forschungsrates - insbesondere ein Zuschuss von 14 Mio. Euro für
das BlackHoleCam-Projekt [8] - eine wichtige Rolle spielten. Die
Unterstützung durch ESO, IRAM und die Max-Planck-Gesellschaft war
ebenfalls von zentraler Bedeutung. "Dieses Ergebnis baut auf
jahrzehntelanger europäischer Expertise in der Millimeterastronomie auf",
kommentiert Karl Schuster, Direktor des IRAM und Mitglied des
EHT-Vorstands.

Mit der Errichtung des EHT und den heute angekündigten Beobachtungen ist
der Höhepunkt jahrzehntelanger Beobachtungsarbeit in technischer und
theoretischer Hinsicht erreicht. Dieses Beispiel für globale Teamarbeit
erforderte eine enge Zusammenarbeit von Forschern aus der ganzen Welt.
Dreizehn Partnerinstitutionen arbeiteten bei der Schaffung des EHT
zusammen und nutzten dabei sowohl die bereits vorhandene Infrastruktur als
auch die Unterstützung durch eine Vielzahl von Behörden. Die wichtigsten
Mittel wurden von der US National Science Foundation (NSF), dem
Europäischen Forschungsrat (ERC) der EU und Fördereinrichtungen in
Ostasien bereitgestellt.

"Die ESO ist erfreut, durch ihre europäische Führung und Schlüsselrolle
bei zwei der in Chile ansässigen Teilteleskope ALMA und APEX wesentlich zu
diesem Ergebnis beigetragen zu haben", kommentiert ESO-Generaldirektor
Xavier Barcons. "ALMA ist die empfindlichste Anlage des EHT, und seine 66
hochpräzisen Antennen waren entscheidend für den Erfolg des EHT."

"Wir haben etwas erreicht, das noch vor einer Generation als unmöglich
galt", schloss Doeleman. "Durchbrüche in der Technologie, Verbindungen
zwischen den besten Radioobservatorien der Welt und innovative Algorithmen
haben ein völlig neues Fenster zu schwarzen Löchern und dem
Ereignishorizont geöffnet."


Endnoten

[1] Mit dem Schatten eines schwarzen Lochs kommen wir einem Bild des
schwarzen Lochs selbst am nächsten, einem völlig dunklen Objekt, aus dem
das Licht nicht entweichen kann. Die Grenze des schwarzen Lochs - der
Ereignishorizont, von dem das EHT seinen Namen hat - ist etwa 2,5 mal
kleiner als der knapp 40 Milliarden Kilometer große Schatten, den es
wirft.

[2] Supermassereiche schwarze Löcher sind relativ kleine astronomische
Objekte - was sie bisher einer direkten Beobachtung entzogen hat. Da die
Größe des Ereignishorizonts eines schwarzen Lochs proportional zu seiner
Masse ist, gilt: Je massereicher ein schwarzes Loch, desto größer der
Schatten. Dank seiner enormen Masse und relativen Nähe wurde das schwarze
Loch von M87 als eines der größten von der Erde aus sichtbaren Löcher
vorhergesagt - was es zu einem perfekten Ziel für das EHT macht.

[3] Obwohl die Teleskope nicht physikalisch verbunden sind, sind sie in
der Lage, ihre aufgezeichneten Daten mit Atomuhren - Wasserstoffmastern -
zu synchronisieren, die ihre Beobachtungen genau zeitlich steuern. Diese
Beobachtungen wurden bei einer Wellenlänge von 1,3 mm während einer
weltweiten Kampagne 2017 gesammelt. Jedes Teleskop des EHT produzierte
enorme Datenmengen - etwa 350 Terabyte pro Tag -, die auf
leistungsstarken, mit Helium gefüllten Festplatten gespeichert wurden.
Diese Daten wurden zu hochspezialisierten Supercomputern - den so
genannten Korrelatoren - am Max-Planck-Institut für Radioastronomie und am
MIT Haystack Observatorium geflogen und dort kombiniert. Sie wurden dann
mit Hilfe neuartiger, in der Kooperation entwickelter Rechenwerkzeuge
mühsam in ein Bild umgewandelt.

[4] Vor 100 Jahren starteten zwei Expeditionen auf die Insel Principe vor
der Küste Afrikas und nach Sobral in Brasilien, um die Sonnenfinsternis
von 1919 zu beobachten. Ziel war es, die allgemeine Relativitätstheorie zu
testen, indem man prüfte, ob Sternenlicht um den Sonnenrand gebogen würde,
wie von Einstein vorhergesagt. In Anlehnung an diese Beobachtungen hat das
EHT Teammitglieder zu einigen der höchsten und isoliertesten
Radioteleskope der Welt geschickt, um unser Verständnis der Gravitation
erneut zu testen.

[5] Der Partner des East Asian Observatory (EAO) im Rahmen des
EHT-Projekts repräsentiert die Beteiligung vieler Regionen in Asien, darunter
China, Japan, Korea, Taiwan, Vietnam, Thailand, Malaysia, Indien und
Indonesien.

[6] Zukünftige EHT-Beobachtungen werden unter Beteiligung des IRAM NOEMA
Observatoriums, des Grönland-Teleskops und des Kitt Peak-Teleskops zu
einer wesentlich höheren Empfindlichkeit führen.

[7] ALMA ist eine Partnerschaft der Europäischen Südsternwarte (ESO;
Europa, das seine Mitgliedstaaten vertritt), der National Science
Foundation (NSF) der USA und der National Institutes of Natural Sciences
(NINS) Japans, zusammen mit dem National Research Council (Kanada), dem
Ministry of Science and Technology (MOST; Taiwan), dem Academia Sinica
Institute of Astronomy and Astrophysics (ASIAA; Taiwan) und dem Korea
Astronomy and Space Science Institute (KASI; Republic of Korea) in
Zusammenarbeit mit der Republik Chile. APEX wird von der ESO betrieben,
das 30-Meter-Teleskop wird von IRAM (die IRAM-Partnerorganisationen sind
MPG (Deutschland), CNRS (Frankreich) und IGN (Spanien)), das James Clerk
Maxwell-Teleskop wird von der EAO betrieben, das Large Millimeter
Telescope Alfonso Serrano von INAOE und UMass, das Submillimeter Array von
SAO und ASIAA und das Submillimeter-Teleskop vom Arizona Radio
Observatorium (ARO). Das South Pole Telescope wird von der University of
Chicago betrieben, wobei die University of Arizona spezielle
EHT-Instrumente zur Verfügung stellt.

[8] BlackHoleCam ist ein von der EU finanziertes Projekt zur Darstellung,
Messung und zum Verständnis astrophysikalischer schwarzer Löcher. Das
Hauptziel von BlackHoleCam und dem Event Horizon Telescope (EHT) ist es,
die ersten Bilder des Milliarden Sonnenmassen schweren schwarzen Lochs in
der nahen Galaxie M87 und seines kleineren Cousins, Sagittarius A*, des
supermassereichen schwarzen Lochs im Zentrum unserer Milchstraße, zu
erstellen. Dies ermöglicht die Bestimmung der Verformung der Raumzeit
durch ein schwarzes Loch mit höchster Präzision.

Weitere Informationen

Diese Forschung wurde in einer Reihe von sechs Artikeln vorgestellt, die
heute in einer Sonderausgabe von The Astrophysical Journal Letters
veröffentlicht wurden.

An der EHT-Kooperation sind mehr als 200 Forscher aus Afrika, Asien,
Europa, Nord- und Südamerika beteiligt. Die internationale Partnerschaft
arbeitet daran, die detailliertesten Bilder von schwarzen Löchern aller
Zeiten aufzunehmen, indem sie ein virtuelles Teleskop in Erdgröße
entwickelt. Unterstützt durch erhebliche internationale Investitionen
verbindet das EHT bestehende Teleskope mit neuartigen Systemen und schafft
so ein grundlegend neues Instrument mit der bisher höchsten
Winkelauflösung.

Die einzelnen beteiligten Teleskope sind: ALMA, APEX, das IRAM
30-Meter-Teleskop, das IRAM NOEMA Observatorium, das James Clerk Maxwell Teleskop
(JCMT), das Large Millimeter Teleskop (LMT), das Submillimeter Array
(SMA), das Submillimeter-Teleskop (SMT), das Südpolteleskop (SPT), das
Kitt Peak Teleskop und das Grönland-Teleskop (GLT).

Das EHT-Konsortium besteht aus 13 teilnehmenden Instituten; das Academia
Sinica Institute of Astronomy and Astrophysics, die University of Arizona,
die University of Chicago, das East Asian Observatory, die
Goethe-Universität Frankfurt am Main, das Institut de Radioastronomie
Millimétrique, Large Millimeter Telescope, Max Planck Institute for Radio
Astronomy, das MIT Haystack Observatory, das National Astronomical
Observatory of Japan, das Perimeter Institute for Theoretical Physics, die
Radboud University und das Smithsonian Astrophysical Observatory.

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Originalpublikation:

Artikel I: The Shadow of the Supermassive Black Hole,

https://doi.org/110.3847/2041-8213/ab0ec7

Artikel II: Array and Instrumentation,

https://doi.org/110.3847/2041-8213/ab0c96

Artikel III: Data processing and Calibration, 

https://doi.org/110.3847/2041-8213/ab0c57

Artikel IV: Imaging the Central Supermassive Black Hole,

http://doi.org/10.3847/2041-8213/ab0e85

Artikel V: Physical Origin of the Asymmetric Ring,

https://doi.org/10.3847/2041-8213/ab0f43

Artikel VI: The Shadow and Mass of the Central Black Hole,

https://doi.org/10.3847/2041-8213/ab1141


Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/news/eso1907 

- Originalpressemitteilung der ESO mit vielen zusätzlichen Bildern und
Videos

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 10.04.2019
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PLANET/677: Driftende interstellare Welten wie "Oumuamua" könnten Keimzellen für neue Planeten sein (idw)


Forschungszentrum Jülich - 08.04.2019

Driftende interstellare Welten wie "Oumuamua" könnten Keimzellen für
neue Planeten sein



Interstellare Objekte in Wolkenkratzergröße, wie der vor zwei Jahren
entdeckte Oumuamua, könnten neuen Sternensystemen helfen, schnell Planeten
zu bilden. Das zeigt eine neue Studie des Jülich Supercomputing Centre
(JSC) und der Queens University Belfast. Wahrscheinlich driften Myriaden
solcher Asteroiden durch unsere Milchstraße. Einst Teil neu entstehender
Sternensysteme, könnten diese riesigen Objekte zwischen den Sternen das
Wachstum neuer Planeten beschleunigen.

Möglicherweise hat ein Gesteinsbrocken aus einem Lichtjahre entfernten
Planetensystem auch Planeten in unserem Sonnensystem "Starthilfe" gegeben.
Das zeigt eine neue Studie der Astrophysikerinnen Susanne Pfalzner vom
Jülich Supercomputing Centre in Deutschland und Michele Bannister von der
Queen's University Belfast in Nordirland: Die Milchstraße könnte voller
driftender interstellarer Objekte wie der Asteroid Omuamua sein, der
unserem Sonnensystem im Oktober 2017 einen kurzen Besuch abgestattet hat.
Planetensysteme bilden sich und werfen dann Billionen von winzigen Welten
in den interstellaren Raum hinaus, so wie Pusteblumen ihre Samen streuen.
Diese driftenden Felsbrocken können als eine Art Keimzellen dienen, aus
denen schließlich ganze Planeten entstehen.




[image: Bild: © ESA/Hubble, NASA, ESO, M. Kornmesser]

Künstlerische Darstellung des interstellaren Asteroiden Oumuamua

Bild: © ESA/Hubble, NASA, ESO, M. Kornmesser



"Nach bestehenden Modellen bilden sich Planeten langsam aus
mikrometergroßen Gas- und Feinstaubteilchen in protoplanetaren Scheiben um
einen Stern, die sich Millionen von Jahren immer mehr verdichten", erklärt
Susanne Pfalzner. Doch es gibt auch Beobachtungen, die ein anderes Bild
zeichnen. Manche Planeten müssen in weitaus kürzerer Zeit entstanden sein,
als es nach dem Standardmodell möglich wäre. Interstellare Objekte wie
Oumuamua könnten diese Widersprüche in Einklang bringen.

Die Forscherinnen schätzen, dass es in der Milchstraße, unserer
Heimatgalaxie, Quadrillionen (das ist eine '1' mit 24 Nullen) von
Oumuamua-ähnlichen Objekten gibt, in einem Würfel mit einer Kantenlänge
von einem Lichtjahr etwa 29 Billionen (eine '1' mit 12 Nullen). Zum
Vergleich: Proxima Centauri, der sonnennächste Stern, ist mehr als vier
Lichtjahre entfernt. Diese Planetoiden - wahrscheinlich relativ klein,
dunkel und schnell - bewegen sich frei im Weltraum, nachdem sie aus der
Umlaufbahn um ihre Heimatsterne geworfen wurden. Die interstellaren
"Exilanten" könnten eine entscheidende Rolle bei der Bildung von Planeten
spielen, wenn sie von der protoplanetaren Scheibe um einen anderen Stern
eingefangen würden.

"Viele dieser Objekte bewegen sich vermutlich zu schnell, um von
protoplanetaren Scheiben eingefangen zu werden", erklärt Pfalzner. "Und
von denen, die gefangen werden, fallen die meisten wahrscheinlich in den
Stern hinein." Dennoch, so berechneten die Astrophysikerinnen, sollte es
um jeden Stern mindestens 10 Millionen dieser interstellaren Objekte
geben. "Beim Einfangprozess gehen also die meisten verloren. Doch da es so
viele dieser Objekte gibt, bleiben am Ende trotzdem noch reichlich von
ihnen übrig", erklärt Michele Bannister. "Tausende davon sind
wahrscheinlich mehr als einen Kilometer groß. Einige wenige könnten die
Größe von Zwergplaneten wie Ceres oder Pluto haben - oder wie unser Mond."

Mit ihrer Schwerkraft könnten die Planetoiden Materie anziehen - Gas,
Staub, kleine Gesteinsbrocken - und so schließlich zu vollwertigen
Planeten anwachsen. Dieses Szenario würde das Problem mit der
Geschwindigkeit der Planetenbildung lösen. "Nach dem üblichen sogenannten
Akkretions-Modell würde es bis zu Zehntausende Jahre dauern, um aus
mikroskopischen Staubpartikeln auch nur auf millimeter- oder
zentimetergroße Materieteilchen zu kommen", erklärt Michele Bannister.
"Die Bildung von erdähnlichen Planeten braucht dann noch einmal viele
Millionen Jahre, die von Gasgiganten wie Jupiter sogar noch länger."
Dennoch finden sich in jüngeren Sternclustern Planeten, die nur eine
Million Jahre alt sind.

"Wenn sich Planeten nicht langsam aus mikrometergroßen Staub- und
Gasteilchen aufbauen müssten, würde das ihren Entstehungsprozess enorm
beschleunigen", erklärt Susanne Pfalzner. "Als die Idee aufkam, war sie so
einleuchtend. Ich hoffe, dass viele andere Forscher sie aufgreifen und das
Modell testen werden." Dieser Mechanismus würde auch auf sich selbst
zurückwirken: Systeme mit mehr Planeten werfen mehr Gesteinsbrocken wie
Oumuamua aus, die dann mehr Planeten in anderen Systemen erzeugen:
Planetensysteme helfen beim Aufbau von Planetensystemen.

"Wenn sich unser Modell als richtig herausstellt, würde es auch erklären,
warum die ältesten Sterne weniger Planeten haben, als wir es bei neueren
Sternsystemen beobachten", so Pfalzner. "Frühe Planetengenerationen wären
auf konventionelle Art entstanden - und hätten dann mit ausgeworfenen
Oumuamuas die Keimzellen für neue protoplanetare Scheiben geliefert." Die
Planetenbildung in der gesamten Galaxie könnte immer mehr zunehmen, da
immer mehr verirrte Felsen im Raum herumfliegen.


Weitere Informationen:

Die Arbeit an der Studie startete auf einen Workshop zum Thema "Oumuamua"
am International Space Science Institute in Bern.

Originalpublikation:

A hypothesis for the rapid formation of planets

Susanne Pfalzner and Michele T. Bannister

Astrophysical Journal Letters, April 2019


Weitere Informationen unter:

http://www.fz-juelich.de/portal/DE/Presse/Pressemitteilungen/PM_node.html

- Pressemitteilungen des Forschungszentrums Jülich

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution50
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich, 08.04.2019
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FORSCHUNG/1135: Optimal bewirtet - Wie ein Bakterium einen ganzen Plattwurm versorgt (idw)


Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie - 08.04.2019

Optimal bewirtet: Wie ein Bakterium einen ganzen Plattwurm versorgt



Im Sandboden warmer Küstengewässer lebt Paracatenula - ein kleiner Wurm,
der weder Mund noch Darm besitzt. Trotzdem fehlt es ihm an nichts dank
Riegeria, dem Bakterium, das den Großteil des Körpers des winzigen Wurms
ausfüllt. Riegeria umsorgt seinen Wirt rundum - es ist Landwirt,
Quartiermeister und Koch in einem. Ein internationales Forscherteam um
Harald Gruber-Vodicka und Oliver Jäckle vom Max-Planck-Institut für Marine
Mikrobiologie in Bremen hat nun herausgefunden, wie die Bakterien den Wurm
mit Nahrung versorgen. Ihre Ergebnisse veröffentlichen sie in der
Fachzeitschrift PNAS.




[image: Bild: © Oliver Jäckle/Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie]

Paracatenula lebt rund um den Globus überall dort, wo es Sand unter
geschützten Bedingungen gibt. Die weiße Färbung von Paracatenula ist
ihren symbiotischen Bakterien zu verdanken.

Bild: © Oliver Jäckle/Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie



Ob auf einer Expedition in der Antarktis, in der Raumfahrt oder auch nur
beim Camping - wenn wir unser Essen nicht aus der Umgebung bekommen,
müssen wir Proviant einpacken. ForscherInnen aus Bremen haben nun einen
faszinierenden Rundum-Versorger in Form eines symbiotischen Bakteriums im
sandigen Meeresboden der Insel Elba im Mittelmeer entdeckt. Das Bakterium
lebt im Inneren seines Wirts, ein winziger Plattwurm, und liefert ihm
alles, was er braucht. Es macht das so gut, dass der Wurm keinen Mund und
keinen Darm mehr braucht. Es serviert die Speisen sogar in handlichen
Portionen.

Passt perfekt: seit 500 Millionen Jahren ein Paar

Die Bakterien und der Wurm sind schon seit mindestens 500 Millionen Jahren
ein Paar. Im Laufe dieser Jahre hat der Symbiont sein Genom auf das
Allernötigste reduziert. Dennoch ist er in der Lage, den Wurm mit allem zu
versorgen, was dieser zum Leben braucht. "Die Proviantpakete des
Bakteriums enthalten auf jeden Fall Fette und Eiweiße, vermutlich auch
Zucker und Fettsäuren ebenso wie Vitamine und eine Reihe anderer Stoffe
zur Energie- und Nahrungsversorgung", so Harald Gruber-Vodicka vom
Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie in Bremen, Initiator und Leiter
der Studie. "Das kennen wir von keiner anderen Symbiose, dass ein einziges
Bakterium trotz eines so reduzierten Genoms so viele verschiedene Stoffe
selbstständig produzieren und seinem Partner bereitstellen kann."
Während Pflanzen Licht als Energiequelle zur Herstellung von Biomasse
nutzen, verwenden die Symbionten chemische Energie in einem Prozess namens
Chemosynthese. Sie nutzen die Energie aus Schwefelwasserstoff - jener
Verbindung, die den Geruch von faulen Eiern hervorruft - im umgebenden
Sediment, um Kohlendioxid in organische Verbindungen umzuwandeln. Diese
dienen dann dem Wirt als Nahrung.

Nachhaltig ernten in der Paracatenula-Symbiose

Besonders überrascht waren die ForscherInnen davon, wie die Symbionten die
Nahrung an den Wurm bringen. "In allen bisher bekannten chemosynthetischen
Symbiosen verdaut der Wirt die Bakterien, um an deren Inhalt zu kommen",
erklärt Erstautor Oliver Jäckle vom Max-Planck-Institut für Marine
Mikrobiologie in Bremen, der die Studie im Zuge seiner Doktorarbeit
durchführte. "Manche chemosynthetische Symbionten besitzen zusätzlich
sogenannte Transporter-Proteine, die die Lieferung der Nahrung an den Wirt
übernehmen. Bei Paracatenula und seinen riesigen Symbionten fanden wir
aber kaum Verdau oder Transporter-Proteine. Alles deutete auf einen
anderen Mechanismus hin." Erst kurz vor Abschluss seiner Dissertation
konnten Jäckle und Gruber-Vodicka das Rätsel mithilfe ihres Kollegen Niko
Leisch und seiner Arbeit am Elektronenmikroskop lösen: Die Bakterien
liefern dem Wurm viele kleine, tröpfchenartige Vesikel. "Es ist ein
bisschen wie bei einem Obstgarten", beschreibt Gruber-Vodicka diese
Beobachtung. "Die Bakterien tragen kontinuierlich Früchte, die der Wurm
erntet. Bei anderen Symbiosen geht es eher zu wie bei der Maisernte - wie
ein Feld werden die Bakterien dort komplett abgeerntet, der Wurm verdaut
die meisten Bakterienzellen. Das zeigt deutlich, wie bildgebende Analysen
für das tiefe Verständnis der wechselseitigen Beziehung von Bakterien und
Tieren entscheidend sein können."




[image: Bild: © Manuel Kleiner]

Harald Gruber-Vodicka vom Bremer Max-Planck-Institut bei der
Feldarbeit. In Seegraswiesen vor der Mittelmeerinsel Elba sammelten
die ForscherInnen solche sogenannten Sedimentkerne.

Bild: © Manuel Kleiner



Neue Einblicke dank interdisziplinärer Arbeitsweise

Die vorliegende Arbeit liefert einen bisher nicht dagewesenen
tiefgreifenden Einblick, wie eine Symbiose mit einem mund- und darmlosen
Wirten funktioniert. Neben den bildgebenden Verfahren trugen insbesondere
die weitgreifenden Vergleiche mit ähnlichen Symbiosen, beispielsweise bei
Muscheln oder Röhrenwürmern, zu einem detaillierten Verständnis dieser
besonderen Symbiose bei. "Durch unsere interdisziplinäre Arbeit, die
Genomik mit biochemischen und elektronenmikroskopischen Untersuchungen als
auch physiologischen Experimenten kombiniert, konnten wir aus
verschiedenen Blickwinkeln auf diese Symbiose schauen", schwärmt Jäckle.
Mit diesem Wissen und viel Geduld ist es Jäckle gelungen, Paracatenula
seit mittlerweile drei Jahren im Labor zu halten und zu vermehren.
Ausgehend von diesen spannenden Ergebnissen wollen Jäckle, Gruber-Vodicka
und ihre KollegInnen nun das Genom des Wurms nutzen, um seine Rolle
genauer zu untersuchen. "Der Wurm hat keine Mittel zur Ausscheidung,
scheint aber auch keine Art von Zellmüll zu haben. Alles, was die
Bakterien liefern, wird offenbar vom Wurm auf die eine oder andere Weise
genutzt", so Gruber-Vodicka. Zudem kommt Paracatenula nicht nur im
Mittelmeer vor, sondern konnte bereits von den Bremer ForscherInnen an
mehreren Standorten weltweit gesammelt werden. Derzeit vergleich sie, wie
Symbionten verschiedener Wirtsarten die Nahrungsbereitstellung lösen, aber
auch, wie sich diese Prozesse in den Linien der Paracatenula entwickelt
haben, die sich vor zehn bis hundert Millionen Jahren in verschiedene
Arten aufgeteilt haben.


Originalpublikation:

Oliver Jäckle, Brandon K. B. Seah, Målin Tietjen, Nikolaus Leisch, Manuel
Liebeke, Manuel Kleiner, Jasmine S. Berg, und Harald R. Gruber-Vodicka:

Chemosynthetic symbiont with a drastically reduced genome serves as
primary energy storage in the marine flatworm Paracatenula.

PNAS.

DOI: 10.1073/pnas.1818995116

Weitere Informationen unter:

http://vimeo.com/290672261

http://mpi-bremen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution536
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MELDUNG/571: Smart City für Bienen - Universität Graz entwickelt High-Tech-Bienenstock (idw)


Karl-Franzens-Universität Graz - 08.04.2019

Smart City für Bienen: Universität Graz entwickelt High-Tech-Bienenstock



Was nach Science-Fiction klingt, soll mit neuartig entwickelter
Technologie im Bienenstock bald Wirklichkeit werden: Die Bienen werden
frühzeitig vor Gefahren in ihrer Umgebung gewarnt. Sie erhalten
Informationen über einen bevorstehenden Wetterumschwung, der ihre Brut
gefährden würde. Und sie werden ganz gezielt zu Blüten gelenkt, um die
Bestäubung zu übernehmen. Ein internationales Forschungsteam unter der
Leitung der Universität Graz will eine "Smart City" für Bienen entwickeln,
um die Insekten bei der Bewältigung nachteiliger Umwelteinflüsse zu
unterstützen. Das EU-Projekt HIVEOPOLIS mit einem Volumen von sieben
Millionen Euro ist kürzlich gestartet und für fünf Jahre anberaumt.

Die Kommunikation zwischen Tieren und Robotern funktioniert bereits
ausgezeichnet. Mit dieser Pionierleistung hat das Team rund um Thomas
Schmickl, Professor für Zoologie an der Universität Graz und Leiter des
Artificial Life Lab, weltweit für Furore gesorgt. In einem jüngst
durchgeführten Versuch kommunizierten Bienen und Zebrafische via Roboter
erfolgreich miteinander, und das sogar über die hunderte Kilometer lange
Distanz zwischen Graz und Lausanne.

Nun wollen die WissenschafterInnen ihre Technik in den Bienenstock
integrieren. "Unser Ziel ist es, den Insekten Technologien zur Verfügung
zu stellen, die ihnen helfen, auf Veränderungen der Umwelt rechtzeitig zu
reagieren", erklärt Schmickl. Denn die Lebensräume der Honigbienen sind
stark bedroht, führen zu einem massiven Sterben und zu einer
folgenschweren Störung ganzer Ökosysteme.

Mit Hilfe von Sensoren soll etwa die Temperatur in der Wabe reguliert und
damit die Aufzucht der Nachkommen optimiert werden. Digitale Landkarten
sollen Hinweise auf Pestizide bei potenziellen Nahrungsquellen liefern und
eine Warnung an den Stock senden. Roboter werden den Bienentanz - der
übrigens vom an der Universität Graz tätigen Nobelpreisträger Karl von
Frisch entschlüsselt wurde - imitieren und so das Bienenvolk
benachrichtigen. "Wir wollen darauf Einfluss nehmen, wohin die Insekten
ihre Bestäubungsflüge machen", schildert Schmickl. Die Möglichkeiten zu
einer solchen Schwarm-Kontrolle haben sie bereits im vorangegangenen
Großprojekt ASSISI erforscht.


HIVEOPOLIS - also "Bienenstadt" - wird bis 2024 gemeinsam mit fünf
Partner-Hochschulen - École polytechnique fédérale de Lausanne, Freie
Universität Brüssel, Freie Universität Berlin, Humboldt-Universität
Berlin, lettische Landwirtschaftliche Universität - und dem bulgarischen
Unternehmen Bee Smart Technologies OOD umgesetzt. Interessensgruppen wie
ImkerInnen, LandwirtInnen, ProgrammiererInnen, UmweltschützerInnen und
PädagogInnen sollen in die Forschung eingebunden werden und bei der
Entwicklung eines smarten Bienenstocks mitarbeiten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution35
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karl-Franzens-Universität Graz, 08.04.2019
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FORSCHUNG/544: Vom Emmer zum Pastaweizen - Die Hartweizendomestizierung birgt Erkenntnisse für die Züchtung (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
09.04.2019

Vom Emmer zum Pastaweizen - Die Hartweizendomestizierung birgt
Erkenntnisse für die Weizenzüchtung



Der Anbau von Hartweizen (Triticum turgidum L. ssp. durum) ist eine
Voraussetzung für die Produktion von "Pasta", denn diese Getreideart
liefert Körner mit ausreichend Kleberproteinen, welche für die
Teigwarenherstellung essentiell sind. In einer von italienischen
Wissenschaftlern geführten internationalen Kollaboration wurde nun das
Genom der Hartweizen Sorte "Svevo" vollständig sequenziert und
assembliert.

Dabei führten Forscher des Leibniz- Instituts für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK), Gatersleben, die Genomassemblierung
basierend auf der Methode der 3D-Capture Sequenzierung (Hi-C) durch. Durch
die Sequenzierung konnte nun die Domestizierungsgeschichte des
Hartweizens, welcher vom Wilden Emmer (Triticum turgidum ssp. dicoccoides)
abstammt, entschlüsselt werden. Zusätzlich wird das neue Wissen zur
Gewinnung von Erkenntnissen zu den genetischen Eigenschaften der
Kulturpflanze verwendet. So wurde bereits durch den Vergleich der Genome
der Emmer Akzession "Zavitan" und der Hartweizen-Sorte "Svevo" eine
Mutation in der modernen Kulturart gefunden, welche zu einer unerwünschten
Anreicherung von Cadmium im Weizenkorn führt. Dank dieser Entdeckung kann
diese Eigenschaft nun aus modernen Sorten herausselektiert werden.

Zur Herstellung von Pasta wird Mehl mit einer hohen Klebrigkeit benötigt,
welches durch Klebeproteine in den Getreidekörnern geliefert wird. Der
tetraploide Hartweizen (Triticum turgidum L. ssp. durum), auch bekannt als
Durumweizen, liefert Körner mit dem idealen Eiweißgehalt für die
Herstellung leckerer Teigwaren und gilt somit neben dem hexaploiden Weich-
oder Brotweizen (Triticum aestivum) als eine der wichtigsten
Getreidearten.

Die ersten Nachweise des Hartweizens wurden auf vor ca. 6.500 - 7.500
Jahren datiert. Er gilt jedoch erst seit ca. 1.500 - 2.000 Jahren als
wichtige Kulturpflanze. Dabei stammte der Hartweizen ursprünglich vom
domestizierten Emmer (Triticum turgidum ssp. dicoccum) ab, welcher
wiederum vermutlich vor ca. 10.000 Jahren ausgehend vom Wilden Emmer
(Triticum turgidum ssp. dicoccoides) im nahöstlichen Fruchtbaren Halbmond
domestiziert wurde. Kontinuierliche Selektion und Anpassung führten später
zu den heutigen Kulturvarietäten des modernen Durumweizens, so dass
Durumweizen als die Fortführung der von Menschen getriebenen Evolution von
tetraploidem Weizen gilt.

In einer von Italienern geführten Zusammenarbeit internationaler
Wissenschaftler ist nun das 10,45 Gigabasenpaare-große (Gbp) Genom der
Durumweizen-Sorte "Svevo" vollständig sequenziert und assembliert wurden.
Zum Vergleich: das im letzten Jahr vollständig sequenzierte Genom unseres
hexaploiden Brotweizens weist eine Größe von über 15 Gbp auf. Die Forscher
Dr. Sara Milner, Dr. Axel Himmelbach, Dr. Martin Mascher und Dr. Nils
Stein des Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK), Gatersleben, waren in der aktuellen
Publikation für die Feinarbeit bei der Genomassemblierung zuständig. Dafür
verwendeten sie am Gaterslebener Institut die 3D-Chromosome Conformation
Capture Sequenzierung Methode (kurz "Hi-C"). Bei dieser werden
Genomabschnitte, die aufgrund ihrer dreidimensionalen Faltung im Zellkern
beieinanderliegen, ermittelt und zugeordnet, so dass eine exakte Zuordnung
der linearen Sequenz möglich wird.

Anschließend wurde eine generelle Analyse der genetischen Diversität und
der Selektionssignaturen von 1856 Mustern der "Global tetraploid Wheat
Collection" durchgeführt und das assemblierte Genom der Sorte "Svevo" im
Detail mit dem Genom der Emmer Sorte "Zavitan" verglichen. Letzteres
diente dabei der Identifizierung von sogenannten "Quantitativen Trait
Loci" (QTL) - statistisch abgesicherte Bereiche im Genom, die für eine
Merkmalsausprägung verantwortlich und ein erster Schritt für die Isolation
der entsprechenden Zielgene sind. QTLs markieren somit die für die
Züchtung vorteilhaften Allele in den unterschiedlichen Genomen einer
Varietät (Population).

Dank des direkten Vergleichs des Durumweizens "Svevo" mit dessen wilden
Vorfahren entdeckten die Wissenschaftler außerdem eine Mutation auf dem
Chromosom 5B. Diese Veränderung resultierte in zwei Versionen des Allels
TdHMA3-B1. Das ursprüngliche Allel TdHMA3-B1a, welches im "Zavitan" zu
finden ist, kodiert einen Metall-Transporter, welcher Cadmium
transportiert und für einen geringen Cadmium-Gehalt in den Körnern sorgt.
Das mutierte Allel TdHMA3-B1b hingegen führt zum Defekt des Transporters,
was einen unerwünscht höheren Gehalt des Schwermetalls im Korn der
modernen Kulturart verursacht. Die Forscher zeigten, dass das "high
Cadmium" Allel in Durum-Kulturvarietäten weit verbreitet ist und vermehrt
in einer Untergruppe aus der Türkei vorkommt, was vermuten lässt, dass
dies der Herkunftsort dieser Mutation ist.

Dank der Entdeckung des "high Cadmium" Allels kann die Eigenschaft, die
sich versehentlich im Laufe der Domestizierung im modernen Durumweizen
etabliert hat und zu einer erhöhten Anlagerung des Schwermetalls im
Weizenkorn führt, aus neuen Sorten herausgezüchtet werden. Die
Genomanalyse des modernen Durumweizens und dessen wilden Vorfahren ist
somit eine Schlüsselstrategie zur Identifizierung von Allelen in Weizen,
die, wie beispielsweise in diesem Falle, Toxizität reduzieren aber auch
für Zuchtbemühungen, welche den Hartweizen widerstandsfähiger oder
ertragsreicher machen.

Zusammenfassung:


	Hartweizen (Triticum turgidum L. ssp. durum) wird aufgrund seines hohen Eiweißgehaltes in Teigwaren wie Pasta verwendet. Er stammt ursprünglich vom Wilden Emmer (Triticum dicoccoides) ab, dessen Domestizierung über Emmer Weizen zur modernen Form des Hartweizens führte.

	Internationale Kollaboration von Wissenschaftlern zur Sequenzierung und Untersuchung des Genoms des Hartweizens. Darunter Forscher des IPKs, welche unter Benutzung der 3D-Capture Sequenzierung (Hi-C) für die Assemblierung und Verankerung der Genome zuständig waren.

	Aufzeigen der Veränderungen im Hartweizen Genom, die aufgrund von tausender Jahre empirischer Selektion und Züchtung stattgefunden haben.

	U.a. wurde so eine Mutation im modernen Hartweizen identifiziert, welche zu einer unerwünschten Anreicherung von Cadmium im Weizenkorn führt.

	Publikation in Nature Genetics




Originalpublikation:

Marco Maccaferri et al. (2019)

"Durum wheat genome reveals past domestication signatures and future
improvement targets",

Nature Genetics,

DOI: http://dx.doi.org/10.1038/s41588-019-0381-3


Weitere Informationen unter:

https://www.eurekalert.org/pub_releases/2019-04/uos-itd040419.php

https://www.ipk-gatersleben.de/fileadmin/content-ipk/content-ipk-institut/Presseinformationen/2016/160713_PM_2016_11_Hartweizen_IPK.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2011
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung, 09.04.2019
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FORSCHUNG/483: Klimageschichte im Eis (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
09.04.2019

Klimageschichte im Eis

In der Antarktis wollen europäische Forscher wichtige Klimadaten aus den
letzten 1,5 Millionen Jahren analysieren



In einem Projekt der Europäischen Union haben Forscher von 14
Institutionen in zehn europäischen Ländern im Eis der Antarktis drei Jahre
lang nach einem Ort gesucht, an dem sie am besten die Klimageschichte der
letzten 1,5 Millionen Jahre untersuchen können. Das Ergebnis hat das
Konsortium Beyond EPICA - Oldest Ice (BE-OI) unter Leitung von Olaf Eisen
vom Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) in Bremerhaven heute auf einer Tagung der "European
Geosciences Union" in Wien vorgestellt.

Ausgewählt haben die Forscher einen der kältesten, trockensten und
leblosesten Plätze, die es auf der Erde gibt: "Little Dome C" liegt drei
Stunden Schneemobil-Fahrt (30 Kilometer) von der Antarktis-Station Dome
Concordia entfernt, die Frankreich und Italien auf dem Eis des Wilkes-Landes
in einer Höhe von 3233 Meter über dem Meeresspiegel betreiben.
Niederschläge beobachten die Forscher dort kaum einmal, und im
Jahresdurchschnitt liegen die Temperaturen bei minus 54,5 Grad Celsius.
Wärmer als minus 25 Grad wird es dort sehr selten und im Winter fallen die
Temperaturen manchmal unter minus 80 Grad.

Wo heute die Concordia-Station steht, bohrten Forscher zwischen 1996 und
dem Dezember 2004 im Rahmen des europäischen EPICA-Projektes (European
Project for Ice Coring in Antarctica) 3270 Meter tief ins das Eis der
Antarktis. Mit genauen Analysen der so erhaltenen Bohrkerne konnten
Forscher die Klimageschichte der vergangenen 800.000 Jahre zuverlässig
rekonstruieren. "In dieser Zeit wechselten sich lange Kaltzeiten mit
kürzeren warmen Epochen in einem Rhythmus von ungefähr hunderttausend
Jahren ab", erklärt AWI-Forscher und BE-OI-Projektkoordinator Olaf Eisen.
Da in diesem Eis auch winzige Bläschen eingeschlossen sind, die noch Luft
aus der Zeit enthalten, in der das Eis sich bildete, können die
Klimaforscher darin den Gehalt der wichtigen Treibhausgase Kohlendioxid
und Methan messen. Und sie finden klare Zusammenhänge: War das Klima auf
der Erde kalt, gab es viel weniger Kohlendioxid und auch weniger Methan in
der Luft als in wärmeren Epochen.

Aus den Jahrhunderttausenden vor dieser Zeit haben die Forscher bisher
allerdings keine Eisbohrkerne, in deren Luftbläschen sie den damaligen
Gehalt der Treibhausgase messen könnten. Gerade in dieser Epoche aber hat
sich der Rhythmus stark verändert, in dem sich Kaltzeiten und wärmere
Perioden abwechseln: "Vor mehr als 1,2 Millionen Jahren dauerte ein
solcher Zyklus nur etwa 40.000 Jahre, ausgelöst durch regelmäßige
Änderungen in der Neigung der Erdachse. Danach folgte eine 300.000 Jahre
lange Übergangszeit, bevor vor rund 900.000 Jahren dann der
Hunderttausend-Jahre-Rhythmus begann", erklärt Olaf Eisen.

Diese Entwicklung kennen Klimaforscher aus Untersuchungen der Sedimente,
die sich in diesen Zeiten am Meeresgrund abgelagert haben. Solche Analysen
liefern Hinweise auf die damaligen Temperaturen und auf die Massen der
Eispanzer, die in diesen Zeiten über der Antarktis, über Grönland und
zeitweise auch über Nordamerika und dem Norden Europas lagen. Daten zu den
Treibhausgasen Kohlendioxid und Methan und deren Zusammenhänge mit der
Entwicklung des Klimas erhalten die Forscher dagegen nur aus den
Luftbläschen, die in dieser Zeit im Eis eingeschlossen wurden.

"Es gibt daher sehr gute Gründe, nach den 800.000 Jahre alten EPICA-Proben
bis in mindestens 1,5 Millionen Jahre altes Eis zu bohren", erklärt Olaf
Eisen. Damit könnten die Forscher nicht nur die Klimazusammenhänge der
"mittleren Pleistozän-Übergangszeit" untersuchen, sondern auch den davor
liegenden 40.000-Jahre-Rhythmus. Da die im Eis enthaltenen Moleküle im
Laufe vieler Jahrtausende ein wenig diffundieren und so die Analysen
"verschmieren", suchen die Forscher Eis mit einer höheren Auflösung, in
dem zehntausend Jahre Klimageschichte in einem mindestens einen Meter
langen Bohrkern stecken, in dem das Verschmieren eine geringere Rolle
spielt.

In den vergangenen drei Jahren suchten die Forscher aus zehn europäischen
Ländern, unterstützt von Kollegen aus den USA, Australien, Japan und
Russland, in der Antarktis im BE-OI-Projekt daher Eis, das diese Kriterien
erfüllt. Bei Flügen über die Antarktis analysierten sie mit Radarstrahlen
die unter der Oberfläche liegenden Schichten des Eises, die sie mit bis zu
400 Meter tiefen Probebohrungen auch direkt untersuchten. Aus diesen
Ergebnissen schlossen die Forscher auf die Verhältnisse in tieferen und
damit älteren Schichten. Dabei kristallisierte sich der "Little Dome C"
als bester Kandidat für mindestens 1,5 Millionen Jahre altes Eis heraus,
das in seinen ältesten Bereichen noch eine gute Auflösung hat und das
unter dem riesigen Druck der darüber liegenden Massen auch an seiner Basis
nicht schmilzt.

Gibt die Europäische Union wie erhofft grünes Licht für die zweite Phase
von BE-OI, werden die Forscher koordiniert von Carlo Barbante von der
Universität von Venedig auf dem "Little Dome C" ein Feldcamp aufbauen, in
dessen Containern die Mannschaft während der Bohrungen in recht einfachen
Verhältnissen leben wird. Voraussichtlich Mitte November 2021 kann dann
eine Bohrung beginnen, mit der zehn Zentimeter dicke Eiskerne gewonnen
werden. In drei Antarktissommern soll diese Bohrung dann jeweils von Mitte
November bis Anfang Februar fortgesetzt werden, bis 2024 eine Tiefe von
2730 Metern erreicht wird, in der das Eis mindestens 1,5 Millionen Jahre
alt sein dürfte. Im Jahr 2025 sollten die ersten Daten der Bohrkern-Analysen
vorliegen, aus denen das internationale Forscherteam dann die
Zusammenhänge zwischen den Treibhausgasen und dem Klima in der "mittleren
Pleistozän-Übergangszeit" und den davor liegenden Epochen untersuchen
wollen.


Hintergrundinformationen:

BE-OI ist der europäische Beitrag für die weltweite Suche nach der
geeigneten Stelle für eine Eisbohrung. Das Konsortium übernimmt die
Vorstudien für die Standortwahl rund um Dome C und Dome Fuji, beides
potentiell geeignete Regionen in der Ostantarktis. Weitere
Wissenschafts-Konsortien untersuchen im Rahmen von IPICS (International
Partnerships in Ice Core Sciences) andere Lokationen. Dieses Projekt wird
gefördert von der Europäischen Union im Horizon 2020 Forschungs- und
Innovationsprogramm unter der Förderungsnummer 730258.

Mitglieder im BE-OI-Konsortium:


	Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI, Deutschland), Koordination

	Institut Polaire Français Paul Émile Victor (IPEV, France)

	Agenzia nazionale per le nuove tecnologie, l'energia e lo sviluppo economico sostenibile (ENEA, Italy

	Centre National de la Recherche Scientifique (CNRS, France)

	British Antarctic Survey (NERC-BAS, Great Britain)

	Universiteit Utrecht - Institute for Marine and Atmospheric Research (UU-IMAU, Netherlands)

	Norwegian Polar Institute (NPI, Norway)

	Stockholms Universitet (SU, Sweden)

	Universität Bern (UBERN, Switzerland)

	Università di Bologna (UNIBO, Italy)

	University of Cambridge (UCAM, Great Britain)

	Kobenhavns Universitet (UCPH, Denmark)

	Université Libre de Bruxelles (ULB, Belgium)

	Lunds Universitet (ULUND, Sweden)




Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188
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Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung, 09.04.2019
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STANDPUNKT/005: Pränataler Bluttest darf keine Kassenleistung werden (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 10. April 2019

Pränataler Bluttest darf keine Kassenleistung werden



Freiburg/Dortmund/Berlin, 10. April 2019. Wenn vorgeburtliche Pränataltests
künftig von den Krankenkassen bezahlt würden, verändere dies das
gesellschaftliche Bewusstsein erheblich. Eltern, die sich bewusst für ein
behindertes Kind entscheiden, könnten so noch mehr Druck von außen
erfahren.

Entschieden wenden sich der Deutsche Caritasverband (DCV) und seine
Fachverbände Sozialdienst katholischer Frauen (SkF) und Bundesverband
Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie (CBP) gegen die Zulassung von
nichtinvasiven Pränataltests (NIPT) als Regelleistung der gesetzlichen
Krankenversicherung. Anlässlich der morgigen Debatte im Deutschen Bundestag
fordern sie die Abgeordneten dazu auf, sich gegen die Zulassung
einzusetzen.

"Menschen mit Behinderung sind Mitglieder unserer Gesellschaft. Wenn wir
akzeptieren, dass Tests als selbstverständliche Kassenleistung bezahlt
werden, welche die Gefahr in sich bergen, Embryos mit Auffälligkeiten das
Recht auf Leben abzusprechen, verändert dies den Blick auf ein Leben mit
Behinderung. Das gilt es zu verhindern. Jeder Mensch hat grundsätzlich
seine Würde und seinen Wert", betont Caritas-Präsident Peter Neher. Wichtig
sei, Frauen und Familien in der Gestaltung ihres Lebens mit Kindern mit
einer Behinderung besser zu beraten und konkret zu unterstützen. Dies müsse
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden werden. Dafür setzten sich
die Dienste und Einrichtungen der Caritas in ihrer praktischen Arbeit ein.

Eine Zulassung widerspricht auch der UN-Behindertenrechtskonvention, die
2009 in Deutschland in Kraft getreten ist und die Rechte von Menschen mit
Behinderung schützt. Einem flächendeckenden Screening als Kassenleistung
treten die Verbände daher mit Nachdruck entgegen. "Gerade im zehnten Jahr
nach Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland sollte
es die staatliche Aufgabe sein, für die Wertschätzung von Menschen mit
Behinderung und ihren Beitrag zur Gesellschaft einzutreten. Durch die
Zulassung des Pränataltests als Kassenleistung werden sie jedoch weiter
diskriminiert", kritisiert Johannes Magin, Vorsitzender des CBP.

Die Bundesvorsitzende des SkF, Anke Klaus, ergänzt: "Die sich
weiterentwickelnden medizinischen Untersuchungen an Embryonen bieten viele
Chancen. Gleichzeitig stellen sie für werdende Eltern einen Druck dar, alle
Test durchzuführen und schnelle Entscheidungen für oder gegen das Kind zu
treffen. Viel zu oft fehlt in diesen Situationen eine gute und umfassende
psychosoziale Beratung und Begleitung. Diese muss, wie im
Gendiagnostikgesetz festgelegt, besser umgesetzt werden."

In einer frühen Phase der Schwangerschaft können nichtinvasive
Pränataltests genetische Auffälligkeiten beim Embryo, wie Trisomie 21,
erkennen. Hinweise auf Trisomie 21 mit pränatal-diagnostischen Methoden
führen in vielen Fällen zum Abbruch von Schwangerschaften.


Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V.

Der Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. ist ein
anerkannter Fachverband im Deutschen Caritasverband. Mehr als 1.100
Mitgliedseinrichtungen und Dienste begleiten mit ca. 94.000 Mitarbeitenden
rund 200.000 Menschen mit Behinderung oder mit psychischer Erkrankung und
unterstützen ihre selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft.

Sozialdienst katholischer Frauen Gesamtverein e. V.

Der SkF unterstützt mit rund 10.000 Mitgliedern und 9.000 Ehrenamtlichen
sowie 6.500 beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in bundesweit 143
Ortsvereinen Frauen, Kinder, Jugendliche und Familien, die in ihrer
aktuellen Lebenssituation auf Beratung oder Hilfe angewiesen sind. Sein
Angebot umfasst u. a. 120 Schwangerschaftsberatungsstellen, 91
Betreuungsvereine, 38 Frauenhäuser, 36 Kindertageseinrichtungen, 34
Mutter-Kind-Einrichtungen, 31 Dienste der Kindertagespflege sowie 22
Adoptions- und 35 Pflegekinderdienste. Der SkF ist Mitglied im Deutschen
Caritasverband.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. April 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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STELLUNGNAHME/005: Gegen eine Kassenzulassung des nichtinvasiven Pränataltests auf Trisomie (BioSkop)


Im April 2019

Warum wir uns gegen eine Kassenzulassung des
nichtinvasiven Pränataltests auf Trisomie 21 und weitere Trisomien
aussprechen!

BeB, BioSkop, BfHD, bvkm, Diakonie Württemberg, GeN, Kids Hamburg, Netzwerk
gegen Selektion durch Pränataldiagnostik, Turner-Syndrom-Vereinigung
Deutschland, Weibernetz (*)



Zusammenfassung

Die unterzeichnenden Verbände, Organisationen und Initiativen begrüßen es
sehr, dass der Deutsche Bundestag eine ethische Orientierungsdebatte über
die Kassenzulassung des nichtinvasiven Pränataltests (NIPT) führen wird.

Weil der Test "fundamentale ethische Grundfragen unserer Werteordnung"
berührt[1], kann über seine Kassenzulassung nicht allein nach
medizinisch-technischen Kriterien entschieden werden, wie es im
Methodenbewertungsverfahren des G-BA geschieht. Die mit dem Test
verbundenen ethisch und gesellschaftspolitisch konfliktreichen Folgen
müssen in die Entscheidung über seine Kassenzulassung einbezogen
werden.

Dabei sind auch Menschen mit Behinderung und ihre Familien auf Augenhöhe zu
beteiligen.

Wir hoffen und wünschen uns, dass diese parlamentarische
Orientierungsdebatte ein Impuls zu einer umfassenden
zivilgesellschaftlichen Auseinandersetzung über die
Kassenzulassung dieses umstrittenen Tests und insgesamt über das System der
gezielten pränatalen Suche nach Normabweichungen beim werdenden Kind ist.

Wir sprechen uns gegen die geplante Kassenzulassung dieses Tests auf die
Trisomien 13, 18 und 21 bei sogenannten Risikoschwangerschaften aus:

I

Die beabsichtigte Kassenzulassung des NIPT "in den engen Grenzen einer
Risikoschwangerschaft" ist nicht realistisch: Der Begriff der
Risikoschwangerschaft ist nicht abschließend definiert. Die Geschichte der
Fruchtwasseruntersuchung als Kassenleistung zeigt, dass eine Begrenzung auf
eine kleine Gruppe sogenannter Hochrisikofamilien selbst bei einer
Untersuchung mit einem Eingriffsrisiko nicht möglich war. Eine individuelle
statistische Wahrscheinlichkeit für ein Kind mit Trisomie 21 macht dieses
werdende Kind noch nicht zum Risiko, das vermieden werden muss.

II

Der NIPT hat ein hohes Diskriminierungspotential: Er kann zwar mit höherer
Aussagekraft als andere nichtinvasive Untersuchungen berechnen, ob das
werdende Kind bspw. eine Trisomie 21 hat. Mit diesem Untersuchungsergebnis
ist jedoch keine therapeutische Handlungsoption verbunden. Der Test kann
nur den Träger dieses Merkmals identifizieren. Die einzige
Handlungsalternative zur Geburt des Kindes mit Behinderung ist der
Schwangerschaftsabbruch.

Mit der Kassenfinanzierung dieses Tests verbindet sich die Botschaft der
Solidargemeinschaft an die werdenden Eltern: Die pränatale Suche nach
Trisomie 21 und anderen Trisomien ist medizinisch sinnvoll, verantwortlich
und sozial erwünscht. Damit sagen wir ihnen zugleich: Ein Kind bspw. mit
Trisomie 21 ist ein vermeidbares und frühzeitig zu vermeidendes Risiko.
Eine solche Botschaft steht in Widerspruch zu den Zielen der
UN-Behindertenrechtskonvention und zu unserem gesellschaftlichen Konsens,
dass jeder Mensch eine unverlierbare Würde hat.

III 

Der NIPT als Kassenleistung wird das Recht der Frauen, sich selbstbestimmt
für oder gegen pränataldiagnostische Untersuchungen zu entscheiden, nicht
stärken. Er wird die Erklärungsnöte der werdenden Eltern noch erhöhen, die
sich gegen diesen Test und andere gezielte vorgeburtliche Untersuchungen
bzw. für ihr Kind mit Behinderung entscheiden.

Psychosoziale Beratung kann nicht im Beratungsgespräch einen ethischen
Diskurs der Gesellschaft über den NIPT und dessen zwiespältige Folgen
ersetzen.

IV 

Aus unserer Sicht fehlt die Grundlage für die Aufnahme in den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen. Der nichtinvasive
Pränataltest hat keinen medizinischen Nutzen. Er kann weder die Gesundheit
der schwangeren Frau noch des werdenden Kindes erhalten, wiederherstellen
oder bessern (§ 1 Abs. 1 SGB V). Dies gilt auch für die
Fruchtwasseruntersuchung, wenn sie für die Suche nach Trisomien eingesetzt
wird.

V

Es kann nicht Aufgabe der gesetzlichen Krankenkassen sein, allen Frauen
einen gleichen Zugang zu einer medizinischen Leistung zu gewähren, deren
Zielsetzung in hohem Maße diskriminierend ist.


Warum wir uns gegen eine Kassenzulassung des nichtinvasiven
Pränataltests auf Trisomie 21 und weitere Trisomien aussprechen!

Einleitung

Seit 2012 ist in Deutschland ein nichtinvasiver Test auf dem Markt, der im
Blut der schwangeren Frau nach Hinweisen auf eine Trisomie 21 oder eine
andere Chromosomenbesonderheit beim werdenden Kind sucht. Zurzeit ist
dieser nichtinvasive Pränataltest (NIPT) eine individuelle
Gesundheitsleistung und muss in der Regel von der schwangeren Frau selbst
bezahlt werden. Die Kosten bewegen sich je Anbieter und Anzahl der
gesuchten Merkmale zwischen 130 Euro und 400 Euro.

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) der Ärzte und Krankenkassen hat im
Sommer 2016 ein dreijähriges Methodenbewertungsverfahren eröffnet. Es soll
prüfen, ob dieser Test auf die Trisomien 13, 18 und 21 in die
Regelversorgung für sogenannte Risikoschwangere aufgenommen werden soll
[2].

Der Test selbst wie auch das eingeleitete Prüfverfahren des G-BA auf die
Kassenzulassung sind höchst umstritten. Der NIPT hat das technische
Potential für ein pränatales Screening auf verschiedenste
Chromosomenbesonderheiten. Das aktuelle Prüfverfahren des G-BA hat
daher auch exemplarischen Charakter für den künftigen Umgang mit neuen
medizinischen Möglichkeiten.

Mit dieser Stellungnahme wollen wir auf die aus unserer Sicht brisanten
ethischen und gesellschaftspolitischen Folgen einer Kassenzulassung des
NIPT aufmerksam machen und die Argumente gegen eine Kassenzulassung des
Tests zu Gehör bringen.

Wir greifen dazu im Folgenden fünf Argumente auf, die häufig in der Debatte
für die Kassenzulassung angeführt werden und begründen, warum wir sie nicht
für tragfähig halten.


I. Bluttest als Kassenleistung: begrenzt auf sogenannte
Risikoschwangerschaften?

Es wird gesagt:

Der Test auf Trisomie 21 sowie 13 und 18 soll als Kassenleistung nur bei
sogenannten Risikoschwangerschaften angeboten werden.

Unsere Position:

Wir halten dieses Argument in mehrfacher Hinsicht nicht für tragfähig:

• dieser Argumentation werden die Begriffe Risiko und
Wahrscheinlichkeit gleichgesetzt. Ein Risiko ist etwas, das es im
Allgemeinen vernünftigerweise zu vermeiden gilt. Aber eine
statistische Wahrscheinlichkeit für ein Kind mit Trisomie 21 macht dieses
werdende Kind noch nicht zum Risiko, das vermieden werden muss.

Mit der Kassenfinanzierung dieses Tests verbindet sich die Botschaft der
Solidargemeinschaft an die werdenden Eltern: Ein Kind mit Trisomie 21 ist
ein vermeidbares und daher auch möglichst frühzeitig zu vermeidendes
Risiko, auf Kosten und mit Zustimmung der Solidargemeinschaft.

Eine solche Botschaft sehen wir in Widerspruch sowohl zu den Zielen der
UN-Behindertenrechtskonvention als auch zu dem bestehenden
gesellschaftlichen Konsens, dass jeder Mensch eine unverlierbare Würde hat,
unabhängig von seiner genetischen Ausstattung, Intelligenz oder
Leistungsfähigkeit.

• Begriff der "Risikoschwangerschaft" ist nicht abschließend
definiert. Daher gibt es auch keine eindeutig bestimmbaren
allgemeingültigen Kriterien für die Entscheidung, welche
schwangere Frau Anspruch auf die Kassenfinanzierung dieses Tests hat und
welche nicht.

• Auch die Geschichte der Fruchtwasseruntersuchung macht eine
Begrenzung des NIPT auf die Gruppe von Patientinnen mit einer hohen
statistischen Wahrscheinlichkeit für ein Kind mit Trisomie nicht sehr
wahrscheinlich: Sie wurde 1976 für eine kleine Gruppe sog.
Hochrisikofamilien als Kassenleistung eingeführt. Innerhalb von 20 Jahren
hat sich die Zahl der Untersuchungen vervielfacht und die medizinischen
Indikationen erweitert: Bei fast einem Fünftel der Untersuchungen war die
Angst vor einem behinderten Kind die einzige Indikation für den Eingriff,
bei Dreiviertel der Untersuchungen war es allein das statistische
Altersrisiko und nur bei 4 Prozent der medizinischen Indikationen lag ein
auffälliger Befund nach einem Ultraschall vor [3].

Warum sollte dann bei einem als einfach und risikolos beworbenen Test in
der Frühschwangerschaft ohne Eingriffsrisiko eine Begrenzung auf sog.
Risikoschwangere gelingen?

• Die zu erwartende Ausweitung des Untersuchungskollektivs bei diesem
Test auf jüngere Frauen mit einer statistisch geringen Wahrscheinlichkeit
bspw. für Trisomie 21 hätte zwingend zur Folge, dass fast ein Drittel der
auffälligen Testergebnisse falsch wären. Die Frauen würden sich dann zur
Abklärung des Ergebnisses ggfs. einer risikobehafteten invasiven
Untersuchung unterziehen. Ob sich durch den NIPT daher die Zahl der
Fehlgeburten im Vergleich zum Status quo tatsächlich verringern würde,
lässt sich nicht verlässlich prognostizieren - dies ist jedoch ein
wichtiges Prüfkriterium in diesem Bewertungsverfahren des G-BA zu diesem
Test.

Unser Fazit:

Eine Begrenzung der Anwendung auf eine kleine Gruppe sog. Risikoschwangerer
ist nicht realistisch. Mit der Kassenfinanzierung des Bluttests verbindet
sich die fatale Botschaft an die werdenden Eltern: Ein Kind mit Trisomie 21
ist ein vermeidbares und zu vermeidendes Risiko. Das steht in Widerspruch
zu unserem grundlegenden gesellschaftlichen Konsens von der unverlierbaren
Menschenwürde eines jeden Menschen.


II. Bluttest als Kassenleistung: (k)eine Frage der Inklusion von
Menschen mit Behinderung?

Es wird gesagt:

Menschen mit Behinderung hätten noch nie einen so guten Stand in unserer
Gesellschaft gehabt wie heute. Ihnen und ihren Familien würden vielfältige
Hilfen bereitgestellt und unsere Gesellschaft bemühe sich intensiv um die
Umsetzung von Inklusion.

Unsere Position:

Wir können diesem Argument nur teilweise zustimmmen:

• hat sich in den letzten 10 Jahren viel im öffentlichen Diskurs
verändert. Die Frage nach einer gleichberechtigten Teilhabe von Menschen
mit und ohne Behinderungen wird intensiv diskutiert. Es sind manche
alltäglichen Barrieren abgebaut worden, Menschen mit Down-Syndrom sind in
der Öffentlichkeit anders präsent als zuvor und es gilt nahezu als
ein Tabu, Menschen mit Behinderung verbal abzuwerten und auszugrenzen.

• Zugleich gibt es in der Schwangerenvorsorge eine gegenläufige
Entwicklung: Es werden vielfältige Anstrengungen unternommen, die die
Geburt von Kindern bspw. mit Trisomie 21 als etwas Vermeidbares ansehen
lassen: Es werden Tests mit Steuergeldern entwickelt, die nichts anderes
leisten können als in der Schwangerschaft nach Hinweisen auf eine
Behinderung zu suchen und den Merkmalsträger zu identifizieren. Die
Herstellerfirmen dürfen den werdenden Eltern mit einer höchst aggressiven
und völlig ungeregelten Werbung zu ihren Tests Sicherheit, Gewissheit und
ein gesundes Kind versprechen.

• Dazu gehörte aus unserer Sicht auch eine Kassenfinanzierung des
NIPT: Sie würde die pränatale Suche nach Behinderungen, die nicht behandelt
werden können, als medizinisch notwendig bewerten und den werdenden Eltern
als eine vernünftige und verantwortliche Handlung nahelegen.

Wir sehen darin einen erheblichen Widerspruch zu den Bemühungen um eine
inklusive Gesellschaft. Der Test würde als Kassenleistung
gesellschaftskonform. Er würde die Ängste vor Behinderung eher noch fördern
als begrenzen und die Entscheidung für ein Kind mit Behinderung noch mehr
den Eltern als ihre individuelle Verantwortung aufbürden. Der Bluttest als
Kassenleistung hat ein hohes Diskriminierungspotential. Menschen mit einer
Behinderung fühlen sich durch solche selektiven Untersuchungen in ihrer
Existenz abgewertet und in dieser Gesellschaft nicht willkommen.

Unser Fazit:

Mit dem Bluttest als Kassenleistung würde eine weitere Diagnostik mit
selektiver Zielsetzung in der Schwangerenvorsorge etabliert. Der Test würde
dadurch gesellschaftskonform und die Ängste vor Behinderung eher noch
fördern als begrenzen. Wir wollen eine Gesellschaft, die viel mehr
Ressourcen darauf verwendet, Menschen mit Behinderung die Partizipation in
allen Lebensbereichen zu ermöglichen und Familien mit behinderten Kindern
die erforderlichen Hilfen zu geben, die sie für ein gutes Leben für sich
und ihre Kinder brauchen.


III. Bluttest als Kassenleistung: eine Frage der Selbstbestimmung
von Frauen?

Es wird gesagt:

Die Kassenfinanzierung dieses Tests sei eine Frage der Selbstbestimmung der
Frauen. Sie sollten über die solidarische Finanzierung Zugang zu den
neuesten medizinischen Untersuchungsangeboten haben und so ihr Recht auf
Wissen wahrnehmen können. Angebote zur psychosozialen Beratung sollen sie
im verantwortlichen Umgang mit dieser vorgeburtlichen Untersuchung
unterstützen.

Unsere Position:

Wir halten dieses Argument nicht für tragfähig.

• Die Forderung der Zweiten Frauenbewegung nach Selbstbestimmung bezog
sich auf ein Abwehrrecht der Frauen gegen staatliche und kirchliche
Bevormundung über ihren Körper und ihre Lebensführung. Im Kontext der
Schwangerenvorsorge hat sich der Begriff mit anderen Inhalten aufgeladen:
Selbstbestimmung meint zunehmend vor allem die Wahlfreiheit der einzelnen
Frau als einer Kundin auf dem Markt verschiedener Medizinprodukte
und die Entscheidungsfreiheit darüber, welche vorgeburtlichen
Untersuchungen sie in Anspruch nehmen will.

Gleichzeitig wird diese Entscheidungsfreiheit von Frauen subtil, aber
wirksam eingeschränkt: Es gibt einen zunehmenden sozialen Erwartungsdruck
auf die schwangeren Frauen, das vorhandene medizinische Angebot -
insbesondere "risikolose" nichtinvasive Untersuchungen in der
Frühschwangerschaft - auch zu nutzen. Das Nein zu vorgeburtlichen
Untersuchungen ist inzwischen eher begründungspflichtig als ihre
Inanspruchnahme, unabhängig davon, ob das Ergebnis kurative
Handlungsoptionen hat oder nicht.

Die Entscheidungsfreiheit der Frauen wird tendenziell zu einem
Entscheidungszwang für oder gegen die Suche nach einem von der Norm
abweichenden Kind und im Ernstfall für oder gegen ihr werdendes Kind mit
Behinderung.

• In der Debatte um die Kassenleistung wird häufig auf medizinische
und vor allem psychosoziale Beratungsangebote verwiesen, die die Frauen
bzw. die werdenden Eltern bei der Suche nach einer selbstbestimmten
Entscheidung unterstützen sollen.

Psychosoziale Beratung hat im Kontext von Pränataldiagnostik die wichtige
Aufgabe, die einzelne Frau, das einzelne Paar bei der Suche nach einer
Entscheidung für oder gegen Untersuchungen und dann im Konfliktfall bei
ihrer Entscheidung für oder gegen ihr werdendes Kind mit einer Behinderung
zu begleiten.

Diese Beratung ist ein unverzichtbares Angebot für die werdenden Eltern in
einem höchst existenziellen Konflikt und bei einer eigentlich unmöglichen
Entscheidung, die ihnen in dieser Situation abverlangt wird, und dann beim
Ertragen dieser Entscheidung.

Psychosoziale Beratung kann jedoch in der Intimität des Beratungsgesprächs
nicht den notwendigen ethischen Diskurs zu einem umstrittenen medizinischen
Angebot wie dem NIPT führen und sie kann dort nicht gesellschaftliche
Konflikte lösen.

Unser Fazit:

Der Pränataltest als Regelleistung in der Schwangerenvorsorge würde das
Recht der Frauen auf Selbstbestimmung nicht stärken. Er würde die
gesellschaftliche Erwartung an die Frauen noch erhöhen, ein Kind ohne
Behinderung zur Welt zu bringen. Und er würde die Erklärungsnöte der
werdenden Eltern verschärfen, die sich gegen den Test und ggfs. für ihr
werdendes Kind mit Behinderung entscheiden. Der NIPT als Kassenleistung
würde den Frauen daher eine selbstbestimmte Entscheidung auch gegen die
Suche nach einer Behinderung bei ihrem werdenden Kind und für ihr Recht auf
Nichtwissen nicht leichter machen.

Die psychosoziale Beratung kann nicht im Einzelgespräch den notwenigen
ethischen Diskurs der Gesellschaft zu diesem Test ersetzen und die
zwiespältigen Folgen dieser Untersuchung auffangen. Es wäre eine
Funktionalisierung von Beratung, wenn sie dazu genutzt würde, die
Kassenzulassung dieses Tests zu rechtfertigen.


IV. Bluttest als Kassenleistung: Die Fruchtwasseruntersuchung ist
doch auch eine Kassenleistung.

Es wird gesagt:

Der Bluttest habe dieselbe Zielsetzung wie die Fruchtwasseruntersuchung. Er
sei nichts Neues, aber könne dasselbe viel besser, ohne Eingriffsrisiko für
werdende Mutter und Kind und bereits zu einem frühen Zeitpunkt der
Schwangerschaft. Weil der Bluttest eine höhere Aussagekraft über Trisomien
als andere nichtinvasive Untersuchungen wie bspw. das
Ersttrimesterscreening habe, erspare der Test den Frauen invasive
Untersuchungen und damit "unnötige" Fehlgeburten.

Unsere Position:

• Wir teilen die Einschätzung, dass auch die kassenfinanzierte
Fruchtwasseruntersuchung bei der Suche nach Trisomien dasselbe Ziel hat wie
der nichtinvasive Bluttest: Sie will feststellen, ob das werdende Kind
bspw. eine Trisomie 21 hat. Auch bei der Fruchtwasseruntersuchung bleibt
ein solches Untersuchungsergebnis ohne Therapie, auch bei ihr ist
der Schwangerschaftsabbruch die einzige Handlungsalternative zur Geburt
eines Kindes mit Behinderung. Daher hat auch die Fruchtwasseruntersuchung
zur Abklärung einer Chromosomenbesonderheit wie bspw. Trisomie 21 keinen
medizinischen Nutzen, auch sie kann die Gesundheit der Schwangeren und des
werdenden Kindes weder erhalten, wiederherstellen noch bessern (§ 1
SGB V).

Anstatt jedoch weitere Tests ohne therapeutische Konsequenzen als
Regelleistung in die Schwangerenvorsorge aufzunehmen, wäre es aus unserer
Sicht sachgemäßer, die bisherigen Kassenleistungen für vorgeburtliche
selektive Untersuchungen wie die Fruchtwasseruntersuchung auf den Prüfstand
zu stellen. Aus der Tatsache, dass sie bereits von der Kasse finanziert
werden, folgt nicht zwingend die Logik, weitere Untersuchungen ohne
medizinischen Nutzen in die Schwangerenvorsorge aufzunehmen.

• Dazu kommt, dass der NIPT trotz seiner jedenfalls für Trisomie 21
recht hohen Testgüte keine Diagnose ist, das Ergebnis also auch falsch sein
kann. Bei einem auffälligen Testergebnis empfehlen daher die medizinischen
Fachgesellschaften eine invasive Untersuchung, bevor die Entscheidung für
einen Schwangerschaftsabbruch getroffen wird. In diesen Fällen erspart der
Test den Frauen auch nicht einen risikobehafteten Eingriff [4].

Unser Fazit:

Der Hinweis auf die bereits kassenfinanzierte Fruchtwasseruntersuchung ist
kein überzeugendes Argument, um die Kassenleistung des NIPT zu begründen.
Auch die invasive Abklärung eines Verdachts auf Trisomie hat keinen
medizinischen Nutzen und kann die Gesundheit weder der Schwangeren noch des
werdenden Kindes verbessern.


V. Bluttest als Kassenleistung: eine Frage von Gerechtigkeit?


Es wird gesagt:

Die Kassenzulassung des Bluttests auf Trisomie 21 und weitere Trisomien sei
eine Frage von Gerechtigkeit: Nicht nur finanziell gut gestellte Frauen
sollten sich diesen nichtinvasiven Test leisten können.

Unsere Position:

Wir halten dieses Argument für bedeutsam, aber nicht für überzeugend:

• Auch aus unserer Sicht ist es eine zentrale Aufgabe unseres
Gesundheitswesens, dass alle gleichermaßen den Zugang zu notwendigen
medizinischen Leistungen bekommen. Dennoch ist im Falle der Kassenzulassung
des NIPT die Gerechtigkeitsfrage nur scheinbar so eindeutig zu beantworten,
wie es die BefürworterInnen der Kassenleistung des NIPT behaupten.

• Wir verstehen Gerechtigkeit als gleichen Zugang zu Ressourcen,
Chancen und Gütern und zu einem guten Leben für alle Menschen in unserer
Gesellschaft. Was aber ist das für eine Gerechtigkeit, wenn die
Solidargemeinschaft eine Leistung finanzieren würde, die
eine ethisch und gesellschaftspolitisch fragwürdige Zielsetzung hat? Die
einer Gruppe von Menschen in unserer Gesellschaft unausgesprochen
signalisiert, sie sei nicht willkommen?

• Wenn wir tatsächlich in einer Gesellschaft lebten, in der alle
Kinder gleichermaßen willkommen wären und jegliche Hilfen für Familien mit
behinderten Kindern niedrigschwellig und unbürokratisch und ohne Kämpfe mit
den Krankenkassen zur Verfügung stünden, dann hätte die Gerechtigkeitsfrage
bei der vorgeburtlichen Suche nach Kindern mit einer Behinderung womöglich
ein anderes Gewicht.

Unser Fazit:

Es kann nicht die Aufgabe der gesetzlichen Krankenkassen sein, allen einen
gleichen Zugang zu einer medizinischen Leistung zu gewähren, deren
Zielsetzung in hohem Maße diskriminierend ist.


(*) UnterstützerInnen (Stand: 9. April 2019): 


	BeB - Bundesverband evangelischer Behindertenhilfe e.V.

	BioSkop - Forum zur Beobachtung der Biowissenschaften und ihrer Technologien e.V.

	BfHD - Bund freiberuflicher Hebammen Deutschlands e.V.

	bvkm - Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e.V.

	Diakonisches Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V.

	GeN - Gen-ethisches Netzwerk e.V.

	Kids Hamburg - Kontakt- und Informationszentrum Down Syndrom Hamburg

	Netzwerk gegen Selektion durch Pränataldiagnostik

	Turner-Syndrom-Vereinigung Deutschland e. V.

	Weibernetz e.V.





Anmerkungen:

[1] Offener Brief des G-BA an vier Bundestagsabgeordnete vom 19. August 2016

[2] https://www.g-ba.de/beschluesse/2683/.

[3] Vgl. Schlussbericht der Enquete Kommission "Recht und Ethik der
modernen Medizin", 2002, Seite 73.

[4] https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte-301/nichtmedikamentoese-verfahren/s-pro-jekte/s16-06-nicht-invasive-praenataldiagnostik-zur-bestimmung-des-risikos-autosomaler-trisomien-13-18-und-21-bei-risikoschwangerschaften.7776.html.
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BioSkop e.V.
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AUSSEN/2141: Wahlen in Israel - Gratulation an Meretz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. April 2019

Wahlen Israel: Gratulation an Meretz



Zum Ausgang der Parlamentswahlen in Israel erklärt Omid Nouripour,
Sprecher für Außenpolitik:

Das starke Abschneiden des Politikneulings Benny Gantz hat deutlich
gemacht, dass viele Menschen in Israel eine andere Politik wünschen
und die Lebendigkeit der politischen Debatte im Land demonstriert. Wir
gratulieren besonders der Meretz-Partei, mit der uns der Einsatz für
Frieden, Bürgerrechte, Ökologie und sozialen Zusammenhalt verbindet,
zu ihrem Wiedereinzug in die Knesset.

Die Bundesregierung muss angesichts des Wahlergebnisses mehr denn je
ihr Bekenntnis zu einer friedlichen Regelung des Nahostkonflikts
deutlich machen. Es bedarf einer klaren Haltung der internationalen
Gemeinschaft für ein Ende der Besatzung und eine Friedenslösung im
Nahen Osten.

Sollte der alte und vermutlich neue Ministerpräsident Benjamin
Netanjahu seine Ankündigung aus dem Wahlkampf umsetzen und die
illegalen Siedlungen in der Westbank und Ostjerusalem annektieren,
würde das eine Zweistaatenregelung des Nahostkonflikts in weite Ferne
rücken lassen. Ein solcher Schritt würde der Sicherheit der
israelischen Demokratie erheblichen Schaden zufügen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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BILDUNG/931: Berufsbildungsbericht - Frau Karliczek muss noch liefern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. April 2019

Berufsbildungsbericht: Frau Karliczek muss noch liefern



Zum Berufsbildungsbericht des Bundesinstituts für Berufliche Bildung
(BiBB), den Bildungsministerin Karliczek heute vorgestellt hat,
erklärt Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für Aus- und
Weiterbildung:

"Same procedure as every year", so möchte man fast sagen, wenn es
nicht so ernst und ernüchternd wäre: Wie auch schon in den vergangenen
Jahren gibt es nicht genügend Ausbildungsplätze für die Jugendlichen,
die ins Berufsleben starten wollen. Und noch immer stimmt das
"Matching" nicht, "Angebot und Nachfrage" auf dem Ausbildungsmarkt
passen häufig nicht zusammen.

Um diesen Missständen zu begegnen, fordern wie eine umfassende
gesetzliche Ausbildungsgarantie, die allen Jugendlichen einen
Ausbildungsplatz zusichert, auch wenn das nicht im Betrieb, sondern
überbetrieblich ist. Des Weiteren wollen wir flächendeckend ein
kostengünstiges Azubiticket im Nahverkehr für bessere Mobilität. Um
auch vor Ort Wohnraum für Auszubildende anzubieten, fordern wir
Azubi-Wohnplätze, angelehnt an das Konzept von Studierendenwohnheimen.
Durch diese Maßnahmen können auch im dualen Ausbildungsbereich
ausbildungsplatzsuchende Jugendliche und ausbildungsplatzanbietende
Betriebe zusammengebracht und regionale Passungsprobleme verringert
werden.

Neu im Bericht ist, dass Gesundheits- und Pflege- sowie Sozialberufe
erstmals aufgeführt werden. Und hier offenbaren sich einmal mehr die
Handlungsdefizite der Bundesbildungsministerin, den Fokus nicht dahin
zu legen, wo es wirklich wichtig wäre. Obwohl diese Berufe rund ein
Drittel der Ausbildungsmöglichkeiten ausmachen und hier der größte
Fachkräftebedarf besteht, werden diese nur sehr unzureichend erwähnt.

Hier hat Frau Karliczek wie so oft in der von ihr als so wichtig
bezeichneten beruflichen Bildung wieder einmal die Zeichen der Zeit
nicht erkannt, sondern überlässt alles seinem ungeregelten Gang.

Wir Grüne wollen eine Wende in der Weiterbildungspolitik mit einem
Rechtsanspruch auf Weiterbildung, höheren Zuschüssen für
Weiterbildungskurse und eine breitere Palette von zertifizierten
Weiterbildungen, die staatlich gefördert werden. Nur so kann dem
Fachkräftebedarf in der digitalisierten Welt begegnet werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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EUROPA/1784: EU-China-Gipfel - Beharrlichkeit zahlt sich aus


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. April 2019

EU-China-Gipfel: Beharrlichkeit zahlt sich aus



Zum gestrigen EU-China-Gipfel erklären Franziska Brantner, Sprecherin
für Europapolitik, und Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen
Ausschuss:

"Die gemeinsame Abschlusserklärung des Gipfels ist das Ergebnis einer
neuen, realistischeren China-Strategie der EU. Es steht vorerst nur
auf dem Papier und muss seinen Realitätstest erst noch bestehen. Aber
was da steht, könnte ein beachtlicher Schritt in eine gemeinsame
Richtung werden. Die zähen Verhandlungen haben sich gelohnt, Europa
hat aus seiner Gemeinsamkeit eine Stärke gemacht. Die Zugeständnisse
Chinas in den Bereichen Marktzugang und Investitionsschutz für
ausländische Investoren sind wichtig. Auch der erzwungene
Technologietransfer dürfte minimiert werden, wenn China sich an seine
Zusagen hält. Reziprozität muss künftig das zentrale Prinzip der
gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen sein.

Wichtig sind auch die gemeinsamen Bekenntnisse zur WTO und ihrer
Reform. Während die Trump-Administration an der Schwächung der
Welthandelsorganisation arbeitet, haben Europa und China gemeinsam ein
Interesse daran, dass die internationalen Institutionen stark bleiben.
Nur ein regelbasierter Welthandel, kann auch ein fairer Handel sein.

Das gemeinsame Festhalten am JCPOPA-Atomabkommen mit dem Iran bestärkt
die europäische Position. Ein Scheitern ist nicht im
Sicherheitsinteresse Europas, aber auch nicht im Interesse der
Atommacht China.

Dass es ein gemeinsames Bekenntnis zur Unveräußerlichkeit der
Menschenrechte und die vorsichtige Vereinbarung engerer Zusammenarbeit
bei diesem Thema in den UN-Foren gibt, ist wichtig. Aber es verdeckt
nicht, dass die Menschenrechtssituation in China zunehmend
erschreckend ist und es gerade mit Blick auf die Umerziehungslager in
Xinjiang keinen Rabatt für China geben darf. Die vereinbarte
Fortsetzung des Menschenrechtsdialogs ist deshalb umso wichtiger. Denn
die Verteidigung der Menschenrechte und internationaler Normen muss
weiterhin Grundlage auch zukünftiger Vereinbarungen sein.

Jetzt kommt es darauf an, dass der jetzt stattfindende G16+1 Gipfel
(The Belt and Road Forum) die Erfolge des EU-China Gipfels nicht
konterkariert, sondern Europa weiter mit einer Stimme spricht. Europas
Sprache gegenüber China muss weiterhin Klartext sein.

Die EU muss außerdem selbst ihre Hausaufgaben machen und gemeinsam in
Zukunftstechnologien, von der Energiewende bis zur Digitalisierung
investieren. Nur so können wir unsere Sicherheit und internationale
Wettbewerbsfähigkeit langfristig garantieren. Europa muss seine
digitale Zukunft selbst bestimmen, und darf sich nicht einfach
Standards diktieren lassen - weder vom Silicon Valley, noch von
Peking."
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FINANZEN/1516: Grundsteuer - Mit dem Kopf durch die Wand


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. April 2019

Grundsteuer: Mit dem Kopf durch die Wand



Zum von Finanzminister Scholz vorgelegten Entwurf zur Grundsteuer
erklären Anja Hajduk, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und
Stefan Schmidt, Sprecher für Kommunalfinanzen:

Anja Hajduk: Scholz hat im Wesentlichen das, was schon diskutiert
wurde, in einen Entwurf gegossen, obwohl er wusste, dass dafür die
Zustimmung fehlt. Die Strategie von Scholz heißt mit dem Kopf durch
die Wand. Nun droht der nächste Koalitionsstreit das Thema Grundsteuer
auszubremsen. Es ist aber fahrlässig, diesen Konflikt jetzt
auszusitzen, denn wenn bis Ende des Jahres keine Neuregelung steht,
zahlen die Kommunen eine massive Zeche. Aus unserer Sicht ist ein
wertabhängiges Modell ergänzt um die Grundsteuer C ein guter Ansatz,
um die Grundsteuer gerechter zu machen und Spekulation mit
Grundstücken einzudämmen. Jetzt muss aber endlich die Umsetzung
folgen.

Stefan Schmidt: Erst beharren CDU und CSU auf ein ungerechtes
Flächenmodell und jetzt reflexartig auf eine Länderöffnungsklausel.
Während sich 15 Länder kompromissbereit gezeigt haben, fahren die
Unionsparteien einen Hauptsache-dagegen-Kurs. Genau ein Jahr nach dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist das Reformprojekt massiv
gefährdet: Zwar liegt inzwischen ein konkreter Gesetzentwurf vor, doch
kann der ursprüngliche Plan diesen diese Woche im Kabinett zu
verabschieden, nicht gehalten werden. Die Zeit bis zum Ablauf der vom
Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist wird damit knapp. Dieses
Vorgehen ist verantwortungslos und angesichts der anstehenden
Kommunalwahlen mehr als unverständlich. CDU und CSU müssen jetzt
dringend zur Vernunft kommen und am Gelingen der Reform mitwirken.
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GESUNDHEIT/1029: "Konversionstherapien" bei Minderjährigen müssen rasch verboten werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. April 2019

"Konversionstherapien" bei Minderjährigen müssen rasch verboten werden



Zur Einberufung der Kommission zum Verbot der Konversionstherapien
erklärt Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik und Queerpolitik:

Es ist ein Skandal, dass im Jahr 2019 Pseudotherapien, die darauf
abzielen, die sexuelle Orientierung zu ändern, nach wie vor in
Deutschland stattfinden. Es ist vielmehr eine "kranke" Vorstellung,
dass Lesben und Schwule wegen ihrer Liebe "geheilt" werden könnten.

Daher unterstützen wir die Einberufung der Kommission zum Verbot der
sogenannten "Konversionstherapien" ausdrücklich. Bereits 2013 haben
wir den ersten Gesetzentwurf zum Verbot von solchen Pseudotherapien
bei Minderjährigen in den Bundestag eingebracht. Anfang dieses Jahres
haben wir den zweiten Versuch gewagt und freuen uns über die Resonanz,
einschließlich auch der von Seiten des Gesundheitsministers.

Nun muss die Kommission ihre Arbeit schnell aufnehmen und noch vor der
Sommerpause einen Maßnahmenkatalog samt einem Verbot der sogenannten
"Konversionstherapien" unterbreiten. Dieser Scharlatanerie von
Behandlungen für Homosexuelle muss schnellstmöglich ein Ende gesetzt
werden.
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RECHT/842: Todesstrafe - Rückgang dokumentierter Hinrichtungen muss Ansporn sein


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. April 2019

Todesstrafe: Rückgang dokumentierter Hinrichtungen muss Ansporn sein



Zum von Amnesty International veröffentlichten Bericht zur Todesstrafe
erklärt Kai Gehring, Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe:

Die Todesstrafe ist eine drakonische Verletzung elementarer
Menschenrechte und absolut anachronistisch. Dass die Zahl
dokumentierter Hinrichtungen zurückgeht, ist ermutigend. Für die
Weltgemeinschaft muss dies ein Ansporn sein, die Todesstrafe überall
zu ächten und abzuschaffen.

Dass Brunei die Todesstrafe für Homosexuelle einführt, muss zu
massivem Druck der Staatengemeinschaft führen. Hier werden - wie in
anderen Staaten, die an der Todesstrafe festhalten -, elementare
Grundsätze des Rechtsstaates und der Gewaltenteilung verletzt. China,
Iran und Saudi-Arabien richten weiterhin weltweit die meisten Menschen
hin - eine erschreckend düstere Realität, die durch nichts zu
rechtfertigen oder zu relativieren ist.

Deutschland muss sich aktiver für die Abschaffung der Todesstrafe und
deren Vollstreckung einsetzen. Auch das staatliche Verschweigen
zigtausender Hinrichtungen wie in China darf nicht hingenommen werden.
Rechtsstaatliche Mindeststandards müssen eingefordert und die
Todeszellen endlich abgeschafft werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1941: Hartz-IV-Sanktionsstatistik - Das Existenzminimum darf nicht unterschritten werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. April 2019

Hartz-IV-Sanktionsstatistik: Das Existenzminimum darf nicht unterschritten werden



Zur Bekanntgabe der Hartz-IV-Sanktionsstatistik für das Jahr 2018 der
Bundesagentur für Arbeit erklärt Sven Lehmann, Sprecher für
Sozialpolitik:

Die neuen Zahlen zu den Sanktionen sind kein Grund zur Beruhigung. Der
leichte Rückgang darf den Blick auf den drängenden Handlungsbedarf
nicht verstellen. Es ist politisch nicht hinnehmbar, dass bei 441.000
Menschen im Grundsicherungsbezug im letzten Jahr das Existenzminimum
in Folge von Sanktionen teilweise massiv zusammengekürzt wurde. Mit
weniger als dem Minimum zu leben heißt, bei Grundbedarfen wie Nahrung
oder Wohnen sparen zu müssen, das ist politisch nicht hinnehmbar. Das
Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums
muss uneingeschränkt jedem Menschen garantiert werden und darf nicht
an Gegenleistungen geknüpft sein. Denn Sanktionen führen zu sozialen
Härten bis hin zur Wohnungslosigkeit, sie schaffen ein Klima der Angst
in den Jobcentern und fressen Zeit- und Personalressourcen der
Mitarbeitenden. Wir Grüne fordern eine sanktionsfreie
Garantiesicherung, die die Würde des Menschen in den Mittelpunkt
stellt.

In der mündlichen Verhandlung zu den Sanktionen im SGB II vor dem
BVerfG im Januar wurde scharfe Kritik am Sanktionsregime geäußert. Sie
hat gezeigt, dass die Sanktionen in ihrer jetzigen Form nicht mehr zu
halten sind. Wenn Minister Heil schlau ist, kommt er dem Urteil des
Verfassungsgerichtes zuvor und legt jetzt endlich einen Gesetzentwurf
vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





BILDUNG/1023: Lebenslanges Lernen nötig


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. April 2019

Lebenslanges Lernen nötig

Gesamtes berufliches Bildungssystem modernisieren



Am heutigen Mittwoch hat das Kabinett den Berufsbildungsbericht 2019
beschlossen. Hierzu erklären der bildungs- und forschungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Albert Rupprecht, und der zuständige
Berichterstatter, Stephan Albani:

Albert Rupprecht: "Menschen müssen ihre Kompetenzen und
Fähigkeiten fortlaufend den Erfordernissen der Arbeitswelt anpassen
können. Das ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Dazu
brauchen wir ein Bildungssystem, das über alle Phasen des Lebens die
richtigen Bildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten anbietet, und
zwar mit einfachem Zugang. Es bedarf außerdem einer größeren
Modularisierung und Flexibilisierung von qualitativ hochwertigen
Bildungsangeboten. Das ist eine epochale Aufgabe, die wir anpacken."

Stephan Albani: "Die berufliche Bildung in Deutschland ist
weiter ein Erfolgsmodell. Um die niedrige Jugendarbeitslosigkeit
werden wir weltweit beneidet. Dennoch bleibt viel zu tun, um die
berufliche Bildung zukunftsfest zu machen. Die anstehenden
Herausforderungen z.B. durch Digitalisierung begreift die
Unionsfraktion als Chance, um das gesamte berufliche Bildungssystem
zu modernisieren. Wir setzen uns dafür ein, die Aufstiegschancen
durch berufliche Aus- und Weiterbildung besser zu fördern,
international vergleichbar zu machen und für neue Lern- und
Arbeitsmethoden zu öffnen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





UMWELT/815: Bericht der Wissenschaftler bringt mehr Sachlichkeit in die Diskussion


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. April 2019

Bericht der Wissenschaftler bringt mehr Sachlichkeit in die
Diskussion

Luftreinhaltung bleibt Schwerpunkt der Umweltpolitik



Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina hat am heutigen
Dienstag eine Stellungnahme zur Luftreinhaltung veröffentlicht. Dazu
erklärt die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Es ist für eine rationale Diskussion des Themas wichtig, dass die
Wissenschaftler der Leopoldina auf die enormen Erfolge unserer
Luftreinhaltepolitik hingewiesen haben. Die Qualität unserer Luft ist
bei fast allen Schadstoffen, auch bei Stickoxid, deutlich besser
geworden. Insbesondere die Emissionen im Verkehr konnten zwischen
1995 und 2017 enorm verringert werden: bei Schwefeldioxid um 98
Prozent, bei Feinstaub um 79 Prozent, bei Stickstoffoxiden um 56
Prozent.

Mit der Stellungnahme der Leopoldina sollte jetzt auch die Diskussion
um die Höhe der NOx-Grenzwerte beendet sein. Die 40 µg/m³ Luft 
sind europäisch festgelegt und sie gelten. Es geht jetzt darum, in 
den belasteten Städten Maßnahmen zur Stickoxidreduzierung schnell
umzusetzen. Dafür stehen im Sofortprogramm "Saubere Luft" der
Bundesregierung Mittel in Höhe von 1,5 Milliarden Euro für die
betroffenen Städte bereit.

Ernst nehmen müssen wir den Hinweis der Wissenschaftlicher auf die
Feinstaubbelastungen. Hier werden wir uns die Empfehlungen zu den
europäischen Grenzwerten sehr genau ansehen und innerhalb der
Europäischen Union prüfen, ob Handlungsbedarf besteht.

Und wichtig ist auch die Empfehlung, den Blick über den
Verkehrssektor und die Dieselproblematik hinaus auf weitere
Emittentengruppen von Stickoxiden und Feinstaub wie Industrie,
Landwirtschaft und Heizungen zu richten."
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VERKEHR/754: Fahrverbote sind nicht die Lösung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. April 2019

Fahrverbote sind nicht die Lösung



Zur Stellungnahme "Saubere Luft - Stickstoffoxide und Feinstaub in
der Atemluft: Grundlagen und Empfehlungen" der Nationalen Akademie
der Wissenschaften Leopoldina, können Sie den für Verkehr zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Die interdisziplinäre Arbeitsgruppe der Nationalen Akademie der
Wissenschaften Leopoldina hat mit ihrer Stellungnahme zu
Stickstoffoxiden und Feinstaub in der Atemluft dazu beigetragen, die
Debatte in Deutschland zu versachlichen. Das ist sehr zu begrüßen.

Die Stellungnahme weist ausdrücklich darauf hin, dass die
Stickstoffdioxidwerte in Deutschland runtergehen, sodass aus Sicht
der Wissenschaftler voraussichtlich binnen fünf Jahren die geltenden
Grenzwerte eingehalten werden können. Deutlich wird auch, dass
Fahrverbote nicht der richtige Weg sind und zu keiner wesentlichen
Entlastung führen. Erfolg versprechend sind vielmehr Software-Updates
und die Hardware-Nachrüstung bei Bussen und Kommunalfahrzeugen. Da
sind wir auf einem guten Weg. Die entsprechenden Fördermöglichkeiten
hat das Bundesverkehrsministerium bereits geschaffen, um die Kommunen
zu unterstützen. So können wir die Mobilität der Menschen erhalten
und die Luftqualität in deutschen Städten weiter verbessern."
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WIRTSCHAFT/2818: Stromsteuerbefreiungen werden zukunftssicher geregelt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. April 2019

Stromsteuerbefreiungen werden zukunftssicher geregelt

Für privat erzeugten Strom ergeben sich in der Praxis keine
Änderungen



Der Finanzausschuss im Deutschen Bundestag hat am heutigen Mittwoch
das Gesetz zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen sowie zur
Änderung energiesteuerrechtlicher Vorschriften abschließend beraten.
Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Antje Tillmann, sowie der zuständige
Berichterstatter Sebastian Brehm:

"Die Steuerbefreiungen für Strom, der aus erneuerbaren Energieträgern
und in sogenannten Kleinanlagen erzeugt wird (§ 9 Absatz 1 Nr. 1
und 3 StromStG), werden im Einklang mit dem EU-Beihilferecht neu
geregelt werden. Das schafft Rechtssicherheit für die
Anlagenbetreiber und leistet einen aktiven Beitrag zur Energiewende
sowie zur Erreichung der gesteckten Klimaziele.

Die im Stromsteuergesetz enthaltenen diversen Steuerbegünstigungen
bleiben dabei erhalten. Sie sehen in bestimmten Fällen eine komplette
Befreiung von der Steuer vor. Die Steuerbefreiungen werden allerdings
klar definiert für bestimmte Anlage und Nutzungen, die ohne großen
bürokratischen Aufwand weiter gewährt werden können.

Ein Großteil aller bisher geförderten Anlagenbetreiber kommt weiter
in den Genuss der Steuerbefreiungen. Die Steuerbefreiung gilt künftig
für über zwei Megawatt große Anlagen, die erneuerbare Energien
ausschließlich zum Eigenverbrauch produzieren. Die Voraussetzung
eines Grünstromnetzes, also eines Netzes, durch das ausschließlich
erneuerbare Energien geleitet werden, entfällt. Zudem ist Strom
steuerbefreit, wenn er in Anlagen bis zu zwei Megawatt zum
Eigenverbrauch entnommen wird bzw. an Letztverbraucher im räumlichen
Zusammenhang zur Stromerzeugungsanlage geleistet wird."
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BILDUNG/910: Abgehängten eine Chance auf berufliche Bildung geben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

Abgehängten eine Chance auf berufliche Bildung geben



"Das Bildungs- und Berufsbildungssystem in Deutschland spaltet. Zu
viele werden abgehängt, sind ohne Schul- oder Berufsabschluss und
parken in Übergangssystemen. Die Türen zu einer guten Ausbildung
müssen für alle offen sein", erklärt Birke Bull-Bischoff,
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum heute im
Kabinett vorgestellten Berufsbildungsbericht 2019. Bull-Bischoff
weiter:

"Die Zahl der Jugendlichen ohne Berufsabschluss steigt weiter an und
die Anzahl der Abgehängten bleibt nahezu konstant. Trotz eines
leichten Anstiegs an unbesetzten Ausbildungsstellen und einem
wachsenden Fachkräftemangel in vielen Branchen bleiben zu viele junge
Menschen ohne berufliche Ausbildung oder warten nach ihrem
Schulabschluss mehr als drei Jahre auf eine Ausbildung. Für viele
junge Menschen ohne oder nur mit einem Hauptschulabschluss bleiben die
Türen bei zahlreichen Ausbildungsbetrieben verschlossen. Wir können es
uns nicht mehr leisten, jedes Jahr etwa 270.000 junge Menschen in
Bildungsmaßnahmen des Übergangssystems zu stecken, die zu keinem
beruflichen Abschluss führen.

DIE LINKE fordert, das Recht auf Ausbildung endlich umzusetzen. Eine
Ausbildungsumlage, an der alle Unternehmen beteiligt werden, würde
ausbildungsbereite Betriebe unterstützen und zusätzliche
Ausbildungsplätze schaffen.

Auch die Qualität der Ausbildung muss verbessert werden. Das geht
unter anderem durch mehr Mitbestimmung der Azubis in den Unternehmen,
geeignete Betreuungsschlüssel und ein verbessertes
Beschwerdemanagement.

Wir fordern die Bundesregierung auf, schnell einen Gesetzentwurf zur
Umsetzung des Berufsbildungsgesetzes mit guten Vorschlägen vorzulegen,
der unter anderem eine Mindestausbildungsvergütung vorsieht, die
einheitlich bei 80 Prozent der durchschnittlichen tariflichen
Ausbildungsvergütungen aller Branchen des jeweiligen Ausbildungsjahres
liegt sowie mehr Qualität und mehr Rechtssicherheit für die Azubis
bringt. Azubis sind keine Billigarbeitskräfte."
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EUROPA/1700: Fairer Handel mit China


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

Fairer Handel mit China



"Gerade in Zeiten der Trump'schen "America first"-Politik ist das
Bekenntnis Chinas zum Multilateralismus und den Regeln der
Welthandelsorganisation ein wichtiger Schritt. Wettbewerbsverzerrungen
durch Sozial- und Umweltdumping darf die EU aber nicht hinnehmen",
kommentierte Alexander Ulrich, industriepolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, die Ergebnisse des EU-China-Gipfels. Ulrich
weiter:

"Der chinesische Markt ist für die Wirtschaft der EU von enormer
Bedeutung. Der EU-China-Gipfel hat einige Schritte in Richtung fairer
und regelbasierter Handelsbeziehungen mit Peking gebracht.
Mittelfristig gehört zu einem fairen Handel aber auch eine
ausgeglichene Handelsbilanz. Das riesige Defizit gegenüber dem Reich
der Mitte muss abgebaut werden. Die EU muss daher auf angemessene
Sozial- und Umweltstandards bestehen und der Dumpingpolitik ein Ende
bereiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1096: Schadensminimierung könnte Zahl der Drogentoten reduzieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

Schadensminimierung könnte Zahl der Drogentoten reduzieren



"Es ist ein Skandal, dass Jahr für Jahr in Deutschland immer noch weit
über tausend Menschen infolge des Drogenkonsums sterben und die Zahlen
in den letzten Jahren sogar wieder zugenommen haben. Viele Drogentote
könnten verhindert werden, wenn endlich von der Kriminalisierung der
Drogenkonsumenten abgesehen werden würde", erklärt Niema Movassat,
drogenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
heute veröffentlichen Zahlen zu den Drogentoten im Jahr 2018. Movassat
weiter:

"Wir brauchen dringend eine Entkriminalisierung des Besitzes geringer
Mengen Drogen und eine flächendeckende Umsetzung schadensmindernder
Maßnahmen. Die Verbotspolitik der Bundesregierung erschwert dies
jedoch erheblich und nimmt damit in Kauf, dass die gesundheitlichen
Risiken durch Streckmittel und Überdosierungen sowie die
Ansteckungsgefahr mit Infektionskrankheiten kaum minimiert werden. Wir
brauchen dringend die Möglichkeit zum Drug-Checking und einen
umfassenden Ausbau von Drogenkonsumräumen. Denn wenn medizinisches
Personal beim Drogenkonsum anwesend ist, kann eine sonst tödliche
Überdosis abgewendet werden. Es ist höchste Zeit für eine
drogenpolitische Kehrtwende, um den Drogenkonsumentinnen und -
konsumenten wirklich gerecht zu werden. Die Bundesregierung muss damit
aufhören, das Festhalten an ihrer ideologisch verblendeten
Verbotspolitik über die Gesundheit von drogenkranken Menschen zu
stellen."
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GESUNDHEIT/1095: Das öffentliche Gesundheitssystem von der Profitlogik befreien


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. April 2019

Das öffentliche Gesundheitssystem von der Profitlogik befreien



Zum Tag der Gesundheit am 11. April und mit Blick auf die
Ärzte-Streiks an kommunalen Kliniken sagt Katja Kipping, Vorsitzende
der Partei DIE LINKE:

Das Gesundheitssystem muss der Gesundheit dienen, nicht
Profitinteressen. Das bedeutet nicht nur, dass wir Krankenhäuser in
öffentlicher Hand halten müssen. Es bedeutet auch, dass wir in
öffentlichen Kliniken nicht aus betriebswirtschaftlicher Logik heraus
dieselben Fehler machen dürfen wie die Privaten.

Wenn zu wenige Beschäftigte unter zu schlechten Bedingungen zu viel
leisten müssen, dann verheizen wir diejenigen, auf die wir uns im
Notfall verlassen wollen.

Profitlogik im Krankenhaus gefährdet nicht nur die Gesundheit der
Patientinnen und Patienten, sondern auch die der Beschäftigten, der
Ärztinnen und Ärzte und der Pflegekräfte.

Planbare, familientaugliche und menschlich leistbare Arbeitszeiten,
wie sie die Ärzte jetzt fordern, sind kein Luxus, sondern eine
Voraussetzung dafür, dass die Aufgaben langfristig gut erledigt werden
können, ohne die Beschäftigten auszubrennen.

Das gilt für Ärztinnen und Ärzte genauso wie für die Pflegekräfte,
deren Situation zu Recht seit Jahren Thema ist. Wir brauchen faire
Regeln für alle Beschäftigten in den Krankenhäusern.
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INNEN/5036: Gesellschaft der Vielen - politische Selbstwirksamkeit erkämpfen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

Gesellschaft der Vielen - politische Selbstwirksamkeit erkämpfen



"Es ist wichtig, dass untersucht wird, wie das Verständnis von Politik
und die Einflussmöglichkeiten wahrgenommen werden.
Selbstorganisationen von Migrantinnen und Migranten kämpfen seit
Generationen für die Repräsentation ihrer Belange in Deutschland. Sie
leisten einen entscheidenden Beitrag dafür, dass Vertrauen in die
Demokratie existiert. Diese Arbeit muss deutlich stärker durch
strukturelle Förderung ausgebaut werden", kommentiert Gökay Akbulut,
migrations- und integrationspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, die Ergebnisse im heute veröffentlichten Policy Brief des
Sachverständigenrats deutscher Stiftungen (SVR) und des Deutschen
Zentrums für Integration und Migrationsforschung (DeZIM-Institut) zur
politischen Selbstwirksamkeit von Menschen mit und ohne
Migrationsgeschichte in Deutschland. Akbulut weiter:

"Vertreterinnen und Vertreter der Selbstorganisationen dürfen nicht
länger nur Ideenbringer und Brückenbauer sein, sie müssen mehr
Positionen in Entscheidungsgremien bekommen und Weisungsbefugnisse
erhalten. Wir fordern daher weiterhin wirksame Teilhabe für Menschen
mit Migrationsgeschichte.

Deutschland ist ein Einwanderungsland. Diese Realität wird in der
Befragung bestärkt und das ist richtig und wichtig. Denn die Kräfte in
diesem Land, die diese Realität in Frage stellen, versuchen unsere
demokratische Gesellschaft der Vielen zu zermürben.

Ich unterstütze die Auffassung: Vertrauen in die Politik ist auch
Vertrauen in die Gesellschaft. Das muss grundsätzlich für alle gelten,
die aktiv und demokratisch an unserer Gesellschaft der Vielen
mitwirken wollen."
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RECHT/553: Bundesregierung muss sich stärker für ein Ende der Todesstrafe einsetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

Bundesregierung muss sich stärker für ein Ende der Todesstrafe einsetzen



"Dass die Welt der Todesstrafe zunehmend den Rücken kehrt und der
Kreis derjenigen Staaten, die auf die Todesstrafe verzichten, größer
wird, ist eine wichtige Entwicklung. Wenn aber dennoch nur ein Drittel
der Weltbevölkerung in Staaten lebt, die nicht hinrichten, ist das ein
nicht hinnehmbarer Zustand. Darüber hinaus ist es skandalös, dass die
USA 2018 zum zehnten Jahr in Folge der einzige Staat auf dem
amerikanischen Kontinent sind, der Todesurteile vollstreckt hat und
zeigt die Doppelmoral des Westens, wenn es um Menschenrechtsdiskurse
geht", erklärt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich des aktuellen Berichts von Amnesty
International über die Todesstrafe. Nastic weiter:

"Neben China zählen Iran, Saudi-Arabien, Vietnam und Irak zu den
Ländern mit den meisten Hinrichtungen im Jahr 2018. Aber die
Bundesregierung liefert unbekümmert weiter Waffen an Saudi-Arabien,
das ist an Zynismus und Verlogenheit nicht zu überbieten.

"Die Fraktion DIE LINKE setzt sich seit jeher für ein Ende der
Todesstrafe weltweit ein. Die Bundesregierung muss sich insbesondere
gegenüber Regierungen, mit denen sie wie mit der US-Regierung eng
kooperiert, mit Nachdruck dafür einsetzen, dass sie auf ein Ende der
Todesstrafe hinwirkt und den Einsatz besonders qualvoller Methoden mit
sofortiger Wirkung verbietet."
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SICHERHEIT/1944: Jemen-Einsatz deutscher Soldaten ist zynisch


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

Jemen-Einsatz deutscher Soldaten ist zynisch



"Die Entsendung deutscher Soldaten als Teil einer UN-Mission zur
Überwachung des Waffenstillstands in der jemenitischen Hafenstadt
Hodeida ist vor dem Hintergrund anhaltender deutscher
Waffenlieferungen an die Jemen-Kriegsallianz zynisch. Wenn die
Bundesregierung der Zivilbevölkerung im Jemen wirklich helfen will,
dann muss sie einen sofortigen und umfassenden Rüstungsexportstopp für
alle Länder der von Saudi-Arabien angeführten Kriegsallianz anordnen",
erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Die Bundesregierung heizt durch die anhaltenden Waffenlieferungen an
die Hauptaggressoren Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen
Emirate den Konflikt im Jemen weiter an und macht Deutschland indirekt
zur Kriegspartei. Deutschland ist somit nicht neutral, und daher ist
es außenpolitisch völlig unglaubwürdig, sich angesichts dessen in der
Überwachung eines Waffenstillstands in Hodeida zu engagieren.

Nach den jüngsten Angriffen auf zwei Schulen in der jemenitischen
Hauptstadt Sanaa und angesichts anhaltenden Kampfhandlungen an allen
Fronten im Jemen muss die Bundesregierung den Waffenexportstopp für
Saudi-Arabien - auch für gemeinsame europäische Waffenexportprojekte -
wieder umfassend in Kraft setzen und auf alle Länder der
Jemen-Kriegsallianz ausweiten."
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SOZIALES/2614: Recht auf Selbstbestimmung von Frauen weltweit stärken


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

Recht auf Selbstbestimmung von Frauen weltweit stärken



"Das Selbstbestimmungsrecht der Frauen über ihren Körper ist weiterhin
nicht gewährleistet", kritisiert Helin Evrim Sommer,
entwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die jüngsten
Zahlen des Berichts des Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen
(UNFPA), wonach aktuell immer noch rund 214 Millionen Frauen und
Mädchen weltweit keinen Zugang zu modernen Verhütungsmitteln haben.
Sommer weiter:

"Insbesondere in den niedrig entwickelten Ländern des globalen Südens,
aber nicht nur dort, können Frauen immer noch nicht frei entscheiden,
in welchem Alter sie wie viele Kinder bekommen. Durch
Frühverheiratungen verlieren viele sehr junge Frauen den Zugang zu
schulischer Bildung und beruflicher Ausbildung, sodass sie später auch
kaum Chancen haben, erwerbstätig zu sein. Hohe Kinderzahl, fehlende
Einkommen und Armut bedingen sich gegenseitig, wodurch
patriarchalische Familien- und Gesellschaftsstrukturen konserviert
werden. Die für einen wirtschaftlichen Entwicklungsschub und
Wohlstandssteigerung erforderliche sogenannte 'demografische
Dividende' fällt angesichts dessen aus.

DIE LINKE fordert, dass Mädchen und Frauen mehr Möglichkeiten bekommen
müssen, niedrigschwellige und kostengünstige Angebote zur sexuellen
und reproduktiven Gesundheit wahrzunehmen. Frauen müssen selbst
darüber entscheiden können, wann sie wie viele Kinder bekommen wollen.
Hierfür müssen auch die Männer in Aufklärungskampagnen einbezogen
werden. Die Bundesregierung muss das Thema reproduktive Gesundheit in
der Entwicklungszusammenarbeit mit den Ländern des globalen Südens
stärker berücksichtigen und hierfür deutlich mehr Mittel
bereitstellen."
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SOZIALES/2613: Arbeitsmarkt regulieren statt Erwerbslose sanktionieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

Arbeitsmarkt regulieren statt Erwerbslose sanktionieren



"Nur Förderung und Unterstützung bringen Menschen in Arbeit. Strafen
und Sanktionen haben im Sozialgesetzbuch nichts zu suchen. Niemand
darf in prekäre Arbeit gezwungen werden", erklärt Susanne Ferschl,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die heute
veröffentlichte Sanktionsstatistik der Bundesagentur für Arbeit für
das Jahr 2018. Die Abgeordnete weiter:

"Jede einzelne Sanktion ist eine zu viel. Sanktionen stürzen
Betroffene in existenzielle Schwierigkeiten und sorgen dafür, dass
sich vor allem junge Menschen aus dem Hilfesystem zurückziehen. Zwar
ist gut, dass die Gesamtzahl der Sanktionen gesunken ist. Die Freude
darüber greift aber zu kurz und unterschätzt die Wirkung, die
Sanktionen auf dem Arbeitsmarkt entfalten. Allein die Angst vor Hartz
IV diszipliniert ganze Belegschaften und zwingt Beschäftigte in
prekäre, nicht existenzsichernde Arbeitsverhältnisse. Die Arbeitgeber
schätzen diese pädagogische Wirkung des Sanktionssystems, die den
Niedriglohnsektor belebt und die Arbeit für sie billiger gemacht hat.
Das Ergebnis ist, dass viele Menschen arm trotz Arbeit sind."

DIE LINKE fordert die Abschaffung von Sanktionen und will prekäre
Beschäftigung einschränken. Wir fordern einen armutsfesten Mindestlohn
von mindestens 12 Euro und setzen uns für eine Stärkung der
Sozialversicherungssysteme mit einer sanktionsfreien Mindestsicherung
als wirksames unterstes Sicherungsnetz ein.
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SOZIALES/2612: Bernd Riexinger - Rentenerhöhungen sind keine Almosen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. April 2019

Bernd Riexinger - Rentenerhöhungen sind keine Almosen



Laut Bundessozialministerium kostet die beschlossene Rentenerhöhung
11 Milliarden Euro.

Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE dazu:

"Rentenerhöhungen sind keine Geschenke an ein paar Ältere. Es geht
darum Millionen Menschen davor zu bewahren, nach einem langen
Arbeitsleben das Alter in Armut zu verbringen. Die Lebensleistung der
Rentner anzuerkennen ist auch eine Frage des Respekts. Bei
Haushaltsüberschüssen in Milliardenhöhe über steigende Ausgaben zu
jammern, verkennt hingegen völlig die gesellschaftlichen Kosten die
entstehen, wenn wir Rentnerinnen und Rentner in Armut zwingen. Das
gilt im Übrigen auch auf europäischer Ebene: während eine europäische
Sozialversicherung als zu teuer bezeichnet wird, sind Geldgeschenke in
Form von Strafzinssenkungen der EZB an die Banken scheinbar kein
Problem."
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UMWELT/674: Bernd Riexinger zur ersten Sitzung des "Klimakabinetts"


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. April 2019

Bernd Riexinger zur ersten Sitzung des "Klimakabinetts"



Heute tagt zum ersten Mal das neu eingesetzte Klimakabinett, Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE dazu:

"Reden über das Klima reicht nicht mehr, das Klimakabinett muss
schnell handeln und vor allem radikale Konzepte liefern. Wir brauchen
zum Beispiel einen kostenlosen öffentlichen Nahverkehr für alle, eine
gerechte, ökologische Mobilität in der Stadt genauso wie auf dem Land.
Und natürlich muss der Kohleausstiegt jetzt beginnen und nicht erst in
den nächsten Jahren. Tausende Schülerinnen und Schüler verlangen zu
Recht, dass die Regierung radikal umdenkt und auch wir als DIE LINKE
fordern, dass jetzt ein sozial-ökologischer Wandel beginnt, der diesen
Namen auch verdient. Die Ideen dafür sind da und deutlich
ausformuliert. Jetzt müssen sie umgesetzt werden. Klimaschutz ist
keine Frage von Style oder hipper Szene, es geht hier um unser aller
Lebensgrundlage und es eilt!"
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WIRTSCHAFT/2152: KfW-Jahresbilanz 2018 - mit fragwürdigen Finanzierungen zu neuen Rekorden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. April 2019

KfW-Jahresbilanz 2018: mit fragwürdigen Finanzierungen zu neuen Rekorden



"Freude über neue Rekordwerte der KfW-Bankengruppe im internationalen
Geschäftsbereich sind fehl am Platz. Denn die KfW-Entwicklungsbank
setzte 2018 die Förderung von Schutzgebieten fort, in denen schwere
Menschenrechtsverletzungen dokumentiert wurden. Zudem hat die Deutsche
Investitions- und Entwicklungsgesellschaft DEG, die zur KfW gehört,
ihre Beteiligungen in Steueroasen 2018 weiter ausgebaut. Höhere
Zusagen sind also nicht automatisch ein Beitrag zu einer guten
Entwicklung", so Eva-Maria Schreiber, für die Fraktion DIE LINKE
Obfrau im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, anlässlich der Bilanzpressekonferenz der
KfW-Bankengruppe. Schreiber weiter:

"Seit längerem liegen der KfW Informationen über
Menschenrechtsverletzungen in von ihr finanzierten Schutzgebieten des
Kongo-Becken vor, darunter Folter, Vergewaltigungen und Mord. Umso
erstaunlicher ist es, dass die KfW 2018 neue Programme zur
Finanzierung dieser Schutzgebiete aufgesetzt hat, ohne die Vorfälle
zuvor aufzuklären. Die KfW-Entwicklungsbank muss ihre
Naturschutzstrategie grundlegend überarbeiten und die Bedürfnisse der
Menschen in deren Zentrum stellen. Nur dann kann sie auch wirklich
stolz auf ihre hohen Zusagen im Bereich Klima- und Umweltschutz sein.

Die DEG baute 2018 ihr Investitionsgeschäft über sogenannte
Offshore-Finanzplätze weiter aus. Mittlerweile wickelt sie mehr als 60
Prozent ihrer Beteiligungen an Fonds oder Unternehmen über
Schattenfinanzplätze ab. Besonders stark ist diese Zahl in den beiden
notorischen Steueroasen Kaimaninseln und Mauritius gestiegen, auf die
alleine 84 der insgesamt 243 Beteiligungen fallen, 16 mehr als 2017.
Mit dem erneuten Anstieg der DEG-Beteiligungen in
Offshore-Finanzplätzen stärken KfW und DEG ein Geschäftsmodell, das
auf Verschleierung und Steuervermeidung aufbaut. Die Bundesregierung
muss dieser Geschäftspolitik endlich einen Riegel vorschieben. Vorbild
könnte dabei die Europäische Investitionsbank EIB sein, der
Investitionen über Offshore-Finanzplätze weitgehend untersagt sind."
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BUNDESTAG/8265: Heute im Bundestag Nr. 402 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 402

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 15.19 Uhr

1. Fachkräftepotential im IT-Bereich

2. Arbeitsplätze für Schwerbehinderte

3. Entwicklung des Medianeinkommens

4. Zahlen zur Arbeitslosenversicherung

5. Unbesetzte Stellen in der Krankenpflege

6. Entwicklung der Pränataldiagnostik



1. Fachkräftepotential im IT-Bereich

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 hatten 18.000 Arbeitslose, darunter
4.700 Langzeitarbeitslose, eine berufliche Ausbildung im Bereich
Informatik-, Informations- und Kommunikationstechnologie. Diese Zahlen
nennt die Bundesregierung unter Berufung auf Angaben der Bundesagentur
für Arbeit in ihrer Antwort (19/8932) auf eine Kleine Anfrage
(19/8382) der AfD-Fraktion. Aus der Antwort geht weiter hervor, dass
in Betrieben mit einem geringen Digitalisierungsgrad die
Weiterbildungsbeteiligung nur bei 45 Prozent liegt, wohingegen von den
hochdigitalisierten Betrieben 80 Prozent ihre Beschäftigten
weiterbilden.

 * 

2. Arbeitsplätze für Schwerbehinderte

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2015 waren 167.700 Arbeitsplätze in
Betrieben in Deutschland mit schwerbehinderten Menschen besetzt. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8934) auf eine
Kleine Anfrage (19/8391) der AfD-Fraktion. Die Regierung bezieht sich
dabei auf Zahlen einer Teilerhebung in Betrieben von 2015, diese
Erhebung wird nur alle fünf Jahre durchgeführt. Im Jahr 2010 waren
demnach 138.294 Arbeitsplätze mit schwerbehinderten Menschen besetzt.

 * 

3. Entwicklung des Medianeinkommens

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8947)
zur Entwicklung des Medianeinkommens nach Berufshauptgruppen gestellt.
Die Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie sich das
Einkommen in diesen Gruppen, aber auch differenziert nach
Bundesländern und Staatsangehörigkeiten von 2010 bis 2018 entwickelt
hat.

 * 

4. Zahlen zur Arbeitslosenversicherung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8949)
zu statistischen Daten zur Arbeitslosenversicherung gestellt. Sie
fragt die Bundesregierung unter anderem, wie viele Personen
jahrzehntelang Beiträge zur Arbeitslosenversicherung gezahlt haben,
ohne jemals oder nur einmal Leistungen in Anspruch genommen zu haben.

 * 

5. Unbesetzte Stellen in der Krankenpflege

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für unbesetzte Stellen in der Langzeit- und
Krankenpflege interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/8951). Sie fragt die Bundesregierung unter
anderem nach dem Verhältnis von arbeitslosen Fachkräften und
Spezialisten zu gemeldeten offenen Stellen in der Altenpflege.

 * 

6. Entwicklung der Pränataldiagnostik

Gesundheit/Bericht

Berlin: (hib/PK) Der Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung hat einen Bericht (19/9059) über den Stand
und die Entwicklungen in der Pränataldiagnostik vorgelegt. Darin gehen
die Abgeordneten auch auf den seit 2012 verfügbaren nichtinvasiven
Pränataltest (NIPT) zur Feststellung einer Trisomie 21 ein.

157 Abgeordnete verschiedener Fraktionen hätten schon im März 2015
eine Kleine Anfrage zu dem Bluttest gestellt. Anlass sei die Eröffnung
eines Erprobungsverfahrens durch den Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) gewesen, das in einer Kostenübernahme münden könnte.

Die Pränataldiagnostik werde von Wissenschaftlern als zweischneidiges
Schwert wahrgenommen, heißt es in dem Bericht. So könnten die
Verfahren dazu genutzt werden, um einen geeigneten Geburtsort
(Krankenhaus, Geburtshaus) oder einen Geburtsmodus (Kaiserschnitt,
Geburtseinleitung) festzulegen. Für einige Erkrankungen gebe es zudem
pränatale Therapien.

Auf der anderen Seite stehe die Möglichkeit eines
Schwangerschaftsabbruchs nach einer schwerwiegenden pränatalen
Diagnose. Die Möglichkeit eines Abbruchs auch bei weit
fortgeschrittener Schwangerschaft stelle eine ethische Herausforderung
dar.

 * 
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BUNDESTAG/8264: Heute im Bundestag Nr. 401 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 401

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 14.41 Uhr

1. Anträge zu ausländischen Investitionen

2. Arbeit für psychisch kranke Menschen

3. Betrug bei Sozialleistungen

4. Probleme am Rangierbahnhof Halle

5. Schleusensperrung in Kiel-Holtenau

6. Grüne fragen nach Bahnstrommix

7. Innovative Antriebe im Schienenverkehr



1. Anträge zu ausländischen Investitionen

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat sich am Mittwoch mit
der Außenwirtschaftsverordnung beschäftigt. Die Abgeordneten
empfahlen, die Aufhebung der Außenwirtschaftsverordnung (19/7139)
nicht zu verlangen. Zugleich lehnten die Abgeordneten drei
Oppositionsanträge ab, bei denen es um die Attraktivität des Standorts
Deutschland für ausländisches Kapital geht.

Ziel einer Neuregelung in der Verordnung ist eine intensivere Prüfung
beim Erwerb von Beteiligungen an sicherheitsrelevanten Unternehmen.
Wie es in der von der Bundesregierung vorgelegten zwölften Verordnung
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung heißt, werden
Investitionen künftig bereits bei einem beabsichtigten Erwerb von zehn
Prozent der Stimmrechte geprüft. Bisher sind es 25 Prozent. Die
Neuregelung gilt für den Erwerb von Anteilen an bestimmten
verteidigungsrelevanten Unternehmen sowie an Unternehmen im Bereich
bestimmter ziviler sicherheitsrelevanter Infrastrukturen. Nur die
FDP-Fraktion sprach sich für eine Aufhebung aus.

Die FDP-Abgeordneten plädieren in ihren Anträgen (19/8953, 19/4216)
vielmehr dafür, die Verschärfungen zurückzunehmen. Deutschland
entziehe sich dem Wettbewerb, ohne damit wirksame Schritte gegen
unfairen Wettbewerb aus dem Ausland einzuleiten, heißt es zur
Begründung. Im zweiten Antrag fordert die FDP bei ausländischen
Direktinvestitionen eine Meldepflicht analog dem
Wertpapierhandelsgesetz, und zwar ab einem unmittelbaren oder
mittelbaren Stimmrechtsanteil von zehn Prozent. Beide Anträge fanden
lediglich die Zustimmung der FDP-Fraktion.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht sich für einen Schutz von
Schlüsseltechnologien und strategischer Infrastruktur aus. Sie fordern
in ihrem Antrag (19/5565) eine europäische Industriestrategie. Dem
folgten die Fraktionen Linke und Grüne, die AfD enthielt sich, der
Rest stimmte mit Nein.

 * 

2. Arbeit für psychisch kranke Menschen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung plant nicht, den Paragrafen 60
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) um niedrigschwellige
Zuverdienstangebote zu erweitern. Das schreibt sie in ihrer Antwort
(19/8838) auf eine Kleine Anfrage (19/8292) der FDP-Fraktion. Der
Paragraf regelt, unter welchen Bedingungen Menschen mit Behinderungen,
die Förderleistungen nach dem SGB IX erhalten, diese auch jenseits von
Werkstätten bei "anderen Leistungsanbietern" in Anspruch nehmen
können, um am Arbeitsleben teilzunehmen.

Die Bundesregierung verweist zur Begründung nun auf das
Bundesteilhabegesetz, mit dem das Beschäftigungsangebot für Menschen
mit Behinderungen deutlich erweitert worden sei. Die damit
eingeführten neuen Angebote der anderen Leistungsanbieter und des
Budgets für Arbeit würden auch für psychisch kranke Menschen die
Möglichkeiten erweitern, am Arbeitsleben teilzunehmen, heißt es in der
Antwort.

 * 

3. Betrug bei Sozialleistungen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 wurden bei Zollverwaltungen und
Staatsanwaltschaften 50.750 Verdachtsfälle auf Sozialleistungsbetrug
angezeigt. Diese Daten beziehen sich ausschließlich auf SGB-II-Fälle
der gemeinsamen Einrichtungen, weil die Bundesregierung über keine
Daten der zugelassenen kommunalen Träger verfügt. Das schreibt sie in
ihrer Antwort (19/8833) auf eine Kleine Anfrage (19/8140) der
AfD-Fraktion. Aus der Antwort geht weiter hervor, dass im Bereich der
Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III)
54.089 Verdachtsfälle registriert wurden. Über die Höhe der
Schadenssummen liegen der Bundesregierung demnach keine Daten vor.

 * 

4. Probleme am Rangierbahnhof Halle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Rangierbahnhof in Halle erreicht nach Angaben
der Bundesregierung derzeit noch nicht die volle Leistungsfähigkeit
entsprechend der geplanten Spitzenkapazität von bis zu 120 Wagen pro
Stunde. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/8803) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8439) hervor. Die Regierung
verweist in der Vorlage auf eine frühere Antwort (19/8569). Darin
heißt es, ursächlich für das Nichterreichen der vollen
Leistungsfähigkeit seien sowohl im Rahmen der Inbetriebnahme sichtbar
gewordene prozessuale Probleme, an deren Abstellung die DB AG arbeite,
als auch der Umstand, dass die infrastrukturellen Voraussetzungen für
die Erreichung der vollen Leistungsfähigkeit der Anlage durch die noch
im Bau befindlichen Maßnahmen des parallelen Projekts "Knoten Halle"
im Umfeld der Zugbildungsanlage noch nicht gegeben seien.

Bauliche oder planerische Mängel mit Auswirkungen auf die
Leistungsfähigkeit der Anlage liegen nach Aussage der Regierung, die
sich auf Auskünfte der DB AG bezieht, nicht vor. Restleistungen, wie
Änderungen an der Bremsprobeanlage in zwei Gleisen, würden bis Ende
2019 abgeschlossen. Hierfür würden keine zusätzlichen Kosten anfallen.

 * 

5. Schleusensperrung in Kiel-Holtenau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) "Für die Bauwerksinspektion und die Durchführung von
Instandsetzungsarbeiten müssen die Schleusenkammern in Kiel-Holtenau
im Jahr 2019 abwechselnd gesperrt werden, so dass zeitweise nur
jeweils eine Schleusenkammer zur Verfügung stehen wird." Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8802) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/8438). Zur termingerechten Erledigung der
Maßnahme sei ein optimierter Bauablaufplan erstellt worden, heißt es
in der Antwort weiter. Um Belastungsspitzen zu beherrschen, werde -
wie bei der letzten Sperrung im Jahr 2017 - eine Zulaufsteuerung für
die Schifffahrt eingerichtet. Darüber hinaus werde beim Wasserstraßen-
und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau eine Rufbereitschaft eingerichtet,
um auch außerhalb der regelmäßigen Dienstzeiten bei Betriebsstörungen
oder Havarien kurzfristig reagieren zu können, schreibt die Regierung.

Ein Drei-Schicht-System ist der Antwort zufolge bei den Arbeiten nicht
vorgesehen, da aus Sicherheitsgründen während der Dunkelheit nicht
gearbeitet werden könne. Das Wochenende hingegen diene als Zeitpuffer,
"um während der Woche nicht planmäßig fertiggestellte Arbeiten
erledigen zu können".

 * 

6. Grüne fragen nach Bahnstrommix

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Erneuerbare Energien im Bahnstrommix" hat die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine Kleine Anfrage (19/8817) betitelt.
Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem, wie sich der
derzeitige Gesamtanteil an Regenerativstrom im Schienenverkehr
prozentual auf die diversen grünen Energiequellen verteilt. Gefragt
wird auch, aus welchen regenerativen Energiequellen der Strom für die
"Grünen Bahnhöfe" gespeist wird.

 * 

7. Innovative Antriebe im Schienenverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die von der Bundesregierung verfolgten Ziele und
den damit verbundenen Finanzbedarf hinsichtlich der Elektrifizierung
regionaler Schienenstrecken interessiert sich die FDP-Fraktion. In
einer Kleinen Anfrage (19/8816) wollen die Abgeordneten erfahren, von
welchen Projekten die Bundesregierung bisher Kenntnis hat, für die
eine Förderung im Zusammenhang mit der Förderinitiative zur
Elektrifizierung regionaler Schienenstrecken beantragt wurde oder
werden soll. Gefragt wird auch, welche Förderprogramme für den Einsatz
innovativer Antriebstechniken im Schienenverkehr bereits existieren.

 * 
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BUNDESTAG/8263: Heute im Bundestag Nr. 400 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 400

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 14.04 Uhr

1. Senkung der Stromsteuer abgelehnt

2. Vom Teufelskreislauf zum Kreislauf

3. Kinderchancengeld der FDP abgelehnt

4. Umgang mit Kohle-Kommission-Beschluss

5. Stand bei der ePrivacy-Verordnung

6. Bürokratie bei Rentenbesteuerung

7. Umsetzung der Grundsteuer-Reform



1. Senkung der Stromsteuer abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Eine Senkung der Stromsteuer wird es vorerst nicht
geben. Der Finanzausschuss lehnte in seiner Sitzung am Mittwoch unter
Leitung der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) einen
entsprechenden Antrag der FDP-Fraktion (19/8268) ab. Die
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD stimmten ebenso wie die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen gegen den Antrag. AfD-Fraktion und Fraktion Die
Linke enthielten sich. Die FDP-Fraktion stimmte zu. Die Stromsteuer
sollte nach Vorstellungen der FDP-Fraktion ab 2021 auf das europäische
Mindestmaß abgesenkt werden. Die Finanzierung könne durch steigende
Einnahmen aus dem Emissionshandel, insbesondere aufgrund einer
Ausweitung des Handels auf die Sektoren Verkehr und Wärme, erfolgen.
Nach Angaben der FDP-Fraktion ist Strom für private Haushalte in knapp
20 Jahren um 70 Prozent teurer geworden.

Beschlossen wurde nach einer vom Ausschuss vorgenommenen Änderung der
von der Bundesregierung eingebrachte Gesetzentwurf zur Neuregelung von
Stromsteuerbefreiungen sowie zur Änderung energiesteuerrechtlicher
Vorschriften (19/8037). Damit sollen Befreiungen von der Steuer
beihilferechtskonform ausgestaltet werden. Für den Gesetzentwurf
stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD. Die AfD-Fraktion
lehnte ab, die anderen Fraktionen enthielten sich. Abgelehnt wurden
zwei Entschließungsanträge der FDP-Fraktion und ein
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

In der Aussprache betonte die CDU/CSU-Fraktion die Bedeutung der
Anpassung an die Beihilfevorschriften. Forderungen nach einer Senkung
der Stromsteuer seien diskussionswürdig, aber in diesem
Gesetzgebungsverfahren unangemessen. Ähnlich äußerte sich die
SPD-Fraktion, nach deren Ansicht die Oppositionsforderungen in einem
anderen Kontext diskutiert werden könnten.

Die AFD-Fraktion bemängelte die "ausufernde Bürokratie" in dem
Gesetzentwurf. Diese Kritik kam auch von der FDP-Fraktion, die zudem
Steuerbefreiungen für bestimmte Wasserkraftwerke verlangte. Die
Linksfraktion erklärte, einige Punkte seien nicht ausreichend gelöst
worden. Bündnis 90/Die Grünen kritisierten, Kritikpunkte der
Sachverständigen in der öffentlichen Anhörung an zu starker Bürokratie
und der Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe seien nicht
aufgegriffen worden.

 * 

2. Vom Teufelskreislauf zum Kreislauf

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben sich am Mittwochmittag mit
dem Einsatz von Kunststoff-Rezyklaten befasst. Unter der titelgebenden
Frage "Wie können wir Rezyklate aus Kunststoffverpackungen verstärkt
im Kreislauf führen?" diskutierten die Abgeordneten im Rahmen eines
öffentlichen Fachgesprächs mit vier geladenen Sachverständigen etwa,
ob etwa eine Rezyklat-Quote ein Weg sein könnte, den Einsatz von und
die Nachfrage nach den Sekundär-Rohstoffen zu erhöhen. Zudem wurde
auch debattiert, inwiefern Anforderungen an die Haltbarkeit von
Verpackungen angepasst werden könnten, um den Einsatz von
recyclingfreundlicheren Materialien zu ermöglichen.

Isabell Schmidt (IK Industrievereinigung Kunststoffverpackungen e. V.)
sagte, die von ihrem Verband repräsentierten Verpackungs-Hersteller
begrüßten die politisch angestrebte Schließung der Stoffkreisläufe.
Die Branche habe sich das Ziel gesetzt, bis 2025 90 Prozent recycling-
oder mehrwegfähige Verpackungen auf den Markt zu bringen, aktuell
liege die Quote bei 75 Prozent. Zudem wolle die Branche bis dahin eine
Million Tonnen Recycling-Kunststoffe oder nachwachsende Rohstoffe
einsetzen, der Ist-Stand 2017 liege bei 400.000 Tonnen. Der Einsatz
von Rezyklaten werde aktuelle durch die fehlende Eignung für den
Lebensmittelkontakt, Qualitätseinschränkungen wie etwa Graufärbungen
und mangelnde Liefersicherheit gehemmt. Zudem bestünden marktseitig
Hemmnisse in der mangelnden Vermarktungsfähigkeit, fehlenden
Qualitätsstandards sowie einer teils geringen Preistoleranz. Schmidt
regte Verbesserung bei der Sammlung an sowie einen neuen Recyclingpfad
beispielsweise für PET-Schalen. Zudem müsse darüber nachgedacht
werden, Anforderungen an Mindesthaltbarkeit zu überdenken, um
recyclinggerechteres Design ("Design for Recycling") zu ermöglichen.

Michael Wiener (DSD - Duales System Holding GmbH & Co. KG) verwies
darauf, dass für Rezyklat-Hersteller vor allem die mangelnde Nachfrage
ein großes Problem sei. Das verhindere Investitionen und
technologische Weiterentwicklung. Zudem seien Rezyklate meist um 25
Prozent teurer als neue Kunststoffe (Primärkunststoffe), weil externe
Kosten in letztere nicht eingepreist würden. Dies führe zu einem
"Teufelskreislauf", der die Kreislaufwirtschaft für Kunststoffe
verhindere. Wiener forderte eine verbindliche dynamische Quote für den
Einsatz von Rezyklaten. Demnach sollte für 2020 eine
Rezyklateinsatz-Quote für Verpackungen und Produkte von 20 Prozent
angesetzt werden, die bis 2025 auf 40 Prozent steigen sollte. Eine
solche Quote würde den Markt "deutlich und verlässlich ankurbeln".
Dafür müssten allerdings auch Normen und Mindeststandards geschaffen
werden. Wiener regte weiterhin an, die Forschung durch die Schaffung
eines Recyclinginstituts zu stärken.

Eric Rehbock (bvse - Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.
V.) sagte, man müsse dahin kommen, dass der Nicht-Einsatz von
Rezyklaten gerechtfertigt werden müsse. Dabei sei auch die Politik und
die öffentliche Hand in der Pflicht, stellte Rehbock klar. Aktuell
betrage der Rezyklatanteil an der verarbeiteten Kunststoffmenge in
Deutschland 12,3 Prozent. Diese Rezyklate stammten aber zu 60 Prozent
aus Abfällen, die bei Herstellung- und Verarbeitung anfielen.

Wie auch andere Sachverständige betonte Rehbock die Bedeutung des
"Design for Recycling". Insbesondere mehrlagige Folien stellten
aktuell ein Problem dar, diese seien "nicht auseinanderzukriegen".
Würde man die Anforderungen an die Haltbarkeit reduzieren, könnte
recyclingfähigeres Material eingesetzt werden. Zudem müssten Ansprüche
je nach Einsatzart der Rezyklate unterschieden werden. So stellten
sich unterschiedliche Anforderungen an Lebensmittelverpackungen,
Verpackungen für Kosmetika oder eine Putzmittelflasche. Rehbock
kritisierte, dass - obwohl die dualen Systeme dafür "fleißig bezahlen"
- die kommunale Öffentlichkeitsarbeit und Aufklärung gelitten habe.
Zudem gebe es sehr kontraproduktive kommunale Systeme für die
Restmüllsammlung, die zu einem hohen Verschmutzungsgrad bei der
Sammlung von Verpackungsabfällen führten und zu Problemen in den
Sortieranlagen.

Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH)
sagte, dass in Deutschland Abfall noch zu wenig genutzt werde. So gebe
es zwar eine hohe Verwertungsquote, die Nachfrage nach Rezyklaten sei
aber gering. In der Kreislaufwirtschaft werde aktuell zu sehr auf die
Optimierung der Einzelschritte fokussiert und zu wenig auf
Kooperation. Einzelne Instrumente werden nach Wilts Auffassung nicht
ausreichen, um den Einsatz von Rezyklaten zu erhöhen. Es brauche ein
über das Abfallrecht hinausgehenden Instrumentenmix. Eine
Rezyklatquote könne Anreize für Investitionen und Forschung liefern
und zudem für eine verlässliche Nachfrage sorgen. Wilts mahnte zudem
eine "Digitalisierung der Kreislaufwirtschaft" an, etwa durch auf der
Blockchain-Technologie basierende Pfandsysteme. Weiterhin regte der
Sachverständige eine deutsche Kunststoffstrategie an.

Offen zeigte sich Wilts für eine Bepfandung von bestimmten
Kunststoffverpackungen, wie es für PET-Flaschen schon üblich ist. Die
Einführung des Pfandsystems für PET-Flaschen habe zu einer
Standardisierung geführt und den Kreislauf geschlossen, führte Wilts
aus. Skeptisch zeigte sich IK-Vertreterin Schmidt gegenüber eine
Bepfandung abseits der PET-Flaschen. In diesem Bereich sei die
Bepfandung erfolgreich, im restlichen Bereich sei man mit den dualen
Systemen gut bedient, so Schmidt.

 * 

3. Kinderchancengeld der FDP abgelehnt

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die FDP ist mit ihrer Forderung nach einer Bündelung
der kinderbezogenen Leistungen für Familien in einem
"Kinderchancengeld" gescheitert. Der Familienausschuss lehnte den
entsprechenden Antrag der FDP-Fraktion (19/7692) am Mittwoch ohne
Aussprache mit den Stimmen aller anderen Fraktionen ab. Der Antrag der
Liberalen sieht ein dreisäuliges Modell für das Kinderchancengeld vor.
In der ersten Säule sollen alle bisherigen einkommensunabhängigen
Leistungen gebündelt werden und nicht mehr nach der Zahl der Kinder
differenziert werden. Dieser Grundbetrag soll jedem Kind zustehen und
automatisiert ausgezahlt werden. In der zweiten Säule sollen
insbesondere die Leistungen für Kinder nach dem Zweiten
Sozialgesetzbuch und der Anteil an Wohngeld, Unterkunft und Heizung
zusammengefasst werden. Die dritte Säule soll die Leistungen aus dem
Bildungs- und Teilhabepakt beinhalten.

 * 

4. Umgang mit Kohle-Kommission-Beschluss

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Vorschläge der Kohle-Kommission für ein
erfolgreiches Bewältigen des Strukturwandels in Bergbau-Regionen
werden nach wie vor von der Bundesregierung geprüft. Dies geht aus der
Antwort (19/8916) auf eine Kleine Anfrage (19/8205) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hervor. Es sei geplant, frühzeitig ein Gesetz
zur Unterstützung des Strukturwandels vorzulegen, heißt es weiter. Die
Umsetzung hänge auch vom Ergebnis von Verhandlungen mit den
Kraftwerksbetreibern ab. "Am Ende wird das Parlament über die
Gesetzesvorschläge entscheiden." Ziel sei, noch vor der Sommerpause
eine gesetzliche Grundlage für die Strukturförderung vorzulegen.

 * 

5. Stand bei der ePrivacy-Verordnung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung geht nicht davon aus, dass die
Verhandlungen über die ePrivacy-Verordnung vor den Europawahlen
abgeschlossen werden. Nach gegenwärtigem Sachstand sei dies eher
unwahrscheinlich, heißt es in der Antwort (19/8919) auf eine Kleine
Anfrage (19/8227) der FDP-Fraktion. Derzeit werde ein Vorschlag auf
der Grundlage aktueller Präsidentschaftstexte weiterhin auf der Ebene
der Ratsarbeitsgruppe diskutiert. Ein genauer Zeitplan liege nicht
vor, so die Bundesregierung weiter. Die Verordnung soll den
Privatsphärenschutz bei elektronischer Kommunikation stärken, im
Prinzip analog zur EU-Datenschutzgrundverordnung.

 * 

6. Bürokratie bei Rentenbesteuerung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Bürokratie bei der Rentenbesteuerung ist Thema
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/8905). Die Fraktion will
erfahren, wie viele Bürger Renten beziehen und wie viele davon zur
Einkommensteuer veranlagt werden. Auch wird nach dem Aufkommen an
Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag aus der Rentenbesteuerung
gefragt. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage verweisen die
Abgeordneten darauf, dass die Fertigung einer Einkommensteuererklärung
anspruchsvoll und oft mühselig sei. Daher soll sich die
Bundesregierung zu Entbürokratisierungsvorhaben äußern wie zum
Beispiel dem Amtsveranlagungsverfahren in Mecklenburg-Vorpommern, bei
dem auf die Abgabe einer Einkommensteuererklärung verzichtet werden
kann, wenn außer den Rentenbezügen keine weiteren Einkünfte erzielt
werden.

 * 

7. Umsetzung der Grundsteuer-Reform

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Den Umsetzungsstand der Reform der Grundsteuer will
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8910) in Erfahrung
bringen. Gefragt wird, wie viele wirtschaftliche Einheiten neu
bewertet werden müssen und inwiefern der im Rahmen der
Einheitsbewertung vorhandene Datenbestand überprüft und ergänzt werden
muss.

 * 
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BUNDESTAG/8262: Heute im Bundestag Nr. 399 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 399

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 13.28 Uhr

1. Anträge zu Obdachlosigkeit abgelehnt

2. Ministerin wirbt für BAföG-Reform

3. Chancen der Nanotechnologie

4. Zukunft des E-Learning

5. FDP fragt nach Verlusten der Sparer



1. Anträge zu Obdachlosigkeit abgelehnt

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Bauausschuss hat mehrere Oppositionsanträge
abgelehnt, die eine Verbesserung der Situation von Wohnungs- und
Obdachlosen thematisieren. Die Abgeordneten stimmten in ihrer Sitzung
am Mittwoch zunächst mit einem Nein zu einem Antrag der AfD-Fraktion
mit dem Titel "Anpassung des öffentlichen Baurechts zur Bekämpfung der
Obdachlosigkeit" (19/7717); lediglich die Antragsteller befürworteten
ihn. Die AfD-Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, Unterkünfte
für Obdachlose im Baugesetzbuch und der Energieeinsparverordnung den
Unterkünften für Flüchtlinge und Asylsuchende gleichzustellen. Keine
Mehrheit fanden auch die Anträge der Fraktion Die Linke mit dem Titel
"Wohnungs- und Obdachlosigkeit bekämpfen, Zwangsräumungen verhindern"
(19/7459) und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit der Überschrift
"Menschenrecht auf Wohnen dauerhaft sicherstellen - Wohnungs- und
Obdachlosigkeit konsequent bekämpfen (19/7734). Hier stimmten die
Grünen und Linken jeweils mit Ja, die anderen Fraktionen mit Nein. Die
Linksfraktion schlägt in ihrem Antrag ein öffentliches
Wohnungsbauprogramm im Umfang von zehn Milliarden Euro vor. Damit soll
ein Neustart im gemeinnützigen Wohnungsbau erreicht werden. Die Grünen
wiederum plädieren außer für die Wiedereinführung von Gemeinnützigkeit
im Wohnungsbaubereich auch unter anderem für eine bessere
Datengrundlage auf Bundesebene, um Obdach- und Wohnungslosigkeit
gezielt angehen zu können.

Vertreter von CDU/CSU verwiesen in der Diskussion auf die Pläne des
Bundes zum Ankurbeln des Wohnungsbaus. Außerdem beträfen viele
Problematiken rund um Obdach- und Wohnungslosigkeit Länder und
Kommunen, nicht den Bund. Eine Vertreterin der SPD erklärte ebenfalls,
auf einem guten Weg zu sein und sprach sich für eine Statistik als
Grundlage und eine Dynamisierung beim Wohngeld aus. Die FDP-Fraktion
schließlich begrüßte Einzelpunkte aus den Anträgen, lehnte anderes wie
etwa Verschärfungen bei der Mietpreisbremse ab.

 * 

2. Ministerin wirbt für BAföG-Reform

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Die Erhöhung des BAföGs ist auch ein Signal in die
Mitte der Gesellschaft. Wir wollen die Chancengerechtigkeit erhöhen. "
Das sagte Anja Karliczek (CDU), Bundesministerin für Bildung und
Forschung vor dem Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung. Die von der Bundesregierung vorgelegte
BAföG-Novelle soll bereits zum 1. August in Kraft treten und somit zum
neuen Schuljahr und zum Wintersemester 2019/2020 gelten. Nach dem
Entwurf sollen die Bedarfssätze 2019 um fünf Prozent und 2020 um zwei
Prozent steigen, wobei der Wohngeldzuschlag überproportional angehoben
wird und künftig 325 Euro betragen soll. Der BAföG-Höchstsatz soll
2020 bei 861 Euro liegen, derzeit sind es 735 Euro. Auch die
Einkommensfreibeträge sollen in Stufen angehoben werden, im Jahr 2019
um zunächst sieben Prozent, im Jahr 2020 um drei Prozent, im Jahr 2021
um sechs Prozent. Da die Zahl der BAföG-Bezieher seit 2013 sinkt,
wollen "wir bis 2021 ein Trendumkehr schaffen", unterstrich Karliczek.
2021 soll es 100.000 mehr BAföG-Bezieher geben als derzeit. Momentan
bezögen nur noch 13 Prozent der Studenten BAföG, wie der Vertreter von
Bündnis 90/Die Grünen kritisch anmerkte. Für die Reform will die
Bundesregierung 1,2 Milliarden Euro ausgeben, 200.00 Euro mehr als
ursprünglich geplant.

Zudem soll der Vermögensfreibetrag für eigenes Vermögen von derzeit
7.500 Euro auf künftig 8.200 Euro angehoben werden. Die
Vermögensfreibeträge für Auszubildende mit Unterhaltspflichten
gegenüber eigenen Ehegatten, Lebenspartnern und Kindern werden von
2.100 Euro auf 2.300 Euro steigen. Die regelmäßige monatliche
Mindestrate für die Rückzahlung des BAföGs wird ab dem 1. April 2020
auf 130 Euro angehoben. Damit das BAföG auch angenommen wird, habe die
große Koalition die maximale Darlehensrückzahlungsdauer auf 20 Jahre
begrenzt, auch wenn jemand wegen geringen Einkommens von der
Rückzahlung freigestellt worden sei. Durch eine zeitliche Begrenzung
der normalen Rückzahlungsraten auf maximal 77 Monate statt der bisher
rein betragsmäßigen Darlehensdeckelung auf maximal 10.000 Euro sollen
zudem die Auswirkungen während der Rückzahlungsphase sozial gerechter
verteilt werden. Karliczek sagte: "Niemand soll Angst haben, dass er
mit BAföG-Schulden in die Rente geht."

Der Vertreter der Union lobte wie auch der SPD-Bundestagsabgeordnete
den Gesetzentwurf und sagte: "Wir als CDU/CSU stehen für eine modernes
und leistungsfähiges BAföG." Die Union habe bei jeder BAföG-Reform in
der jüngsten Zeit - nämlich der von 2008, 2010 und 2014 - mit den
jeweiligen Koalitionspartner tatkräftig gewirkt. In diesem
Zusammenhang wandte er sich gegen die Einführung eines Automatismus in
der Erhöhung beim BAföG, den insbesondere die Vertreterin der Linken
forderte und von rein willkürlichen Erhöhungen sprach. Wenn das BAföG
tatsächlich eine Sozialleistung sei, dann müsse diese auch
existenzsichernd und armutsfest sein. "Und das kann man nun wirklich
nicht behaupten", sagte die Bundestagsabgeordnete und wies darauf hin,
dass der BAföG-Satz noch unter dem Hartz IV-Satz liege. Der
AfD-Bundestagsabgeordnete lobte die geplanten Aufwüchse beim BAföG,
machte aber auch deutlich, dass viele junge Menschen große Scheu
hätten, sich zu verschulden. "Warum kann der Anteil, den der Staat
rückzahlungsfrei gewährt nicht von dem Anteil, der zurückgezahlt
 werden muss, entkoppelt werden?", fragte er. Dann, so seine
Schlussfolgerung, könnten sich Studenten auch nur für den
rückzahlungsfreien Anteil entscheiden. Zudem schlägt die AfD vor, in
das BAföG-System Leistungsanreize einzubauen, so dass Studenten, die
besonders gut in ihrem Studium abschneiden, wenig oder gar nichts
zurückzahlen müssen. "Damit würde sich das BAföG in Teilen in eine Art
Stipendium verwandeln", sagte der AfD-Vertreter.

Der SPD-Abgeordnete lobte die Reformen und sprach von "einer massiven
Ausweitung". In diesem Zusammenhang erwähnte er auch die hohe
Wohnungspauschale. Anders als Enteignungen würde diese Pauschale
wirklich die Studenten unterstützen, denn mit Enteignungen würde keine
einzige Wohnung zusätzlich geschaffen. Der Vertreter der FDP machte
darauf aufmerksam, dass viele Studenten weit mehr als zehn Stunden pro
Woche jobben müssten, um "über die Runden zu kommen". Er forderte
deshalb eine strukturelle BAföG-Reform. Der Vertreter von Bündnis
90/Die Grünen hinterfragte das Stufenmodell der Anhebung bei den
BAföG-Sätzen. Er sagte: "Ich bin überzeugt, würde man das alles in
einem machen, hätte das einen viel größeren Effekt und mehr jungen
Menschen würden BAföG beantragen."

 * 

3. Chancen der Nanotechnologie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Durch eine Ausrichtung der Nanotechnologieförderung
auf globale Herausforderungen wie den Klimawandel, die demografische
Entwicklung, die Bekämpfung von Volkskrankheiten, die Sicherstellung
der Welternährung und die Endlichkeit der fossilen Rohstoff- und
Energiequellen soll die Entwicklung zukunftsfähiger Lösungen mit Hilfe
von Forschung, neuen Technologien und der Verbreitung von Innovationen
befördert werden. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/8920) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/8247).

Die FDP hatte unterstrichen, dass die Anwendung nanotechnologischer
Erkenntnisse zur Erzeugung von Produkten mit neuen Funktionen bereits
in zahlreichen Branchen Einzug halte. Der zukünftige wirtschaftliche
Erfolg von Hightech-Produkten werde davon abhängen, ob neue Chancen,
die durch Schlüsseltechnologien wie die Nanotechnologie eröffnet
werden, weiterhin konsequent genutzt werden. Neben der Abwägung von
etwaigen Risiken durch die Nanotechnologie und die Gewährleistung
einer sicheren Verwendung von Nanomaterialien in Produktion sowie
Produktionsprozessen sei die Forschung und Entwicklung zukünftiger
Anwendungen in dem Innovationsfeld von besonderer Bedeutung.

Die "Nano-Initiative - Aktionsplan 2010 (AP Nano 2010)" der
Bundesregierung wurde 2006 durch sieben Bundesministerien ins Leben
gerufen. Zu dieser Zeit war die Nanotechnologie in Deutschland noch
stark in der Grundlagenforschung verortet, so dass die Erschließung
neuer Zukunftsfelder durch die Förderung sogenannter Leitinnovationen
unterstützt werden sollte. Im August 2014 erfolgte eine Neuausrichtung
der Innovationspolitik der Bundesregierung durch die Neue
Hightech-Strategie "Innovationen für Deutschland", die sich auf die
sechs prioritären Zukunftsaufgaben Digitale Wirtschaft und
Gesellschaft, Nachhaltiges Wirtschaften und Energie, Innovative
Arbeitswelt, Gesundes Leben, Intelligente Mobilität und Zivile
Sicherheit konzentrierte. Der Neuausrichtung der Hightech-Strategie
werde im Aktionsplan Nanotechnologie 2020 (AP Nano 2020) Rechnung
getragen. Auch der Koalitionsvertrag für die 18. Legislaturperiode
messe der Nanotechnologie großes Potenzial bei der Initiierung von
Innovationsprozessen bei und mache gleichzeitig die Notwendigkeit
staatlicher Begleitforschung zu Auswirkungen künstlich hergestellter
Nanomaterialien auf Mensch und Umwelt deutlich.

Die koordinierte Förderung der Nanotechnologie durch mehrere
Bundesressorts im Rahmen der Aktionspläne zur Nanotechnologie habe
dazu geführt, dass besonders in den in Deutschland starken Branchen
des Anlagenbaus und der Messtechnik in Forschungsvorhaben
vorbereitende Arbeiten für nachfolgende Kommerzialisierungen erfolgt
seien. Dazu gehören Geräte für die Oberflächenanalytik, für
Beschichtungsprozesse oder auch für die ultrapräzise Positionierung
und Werkstückbearbeitung. Daneben seien auch Erkenntnisse bei der
Batterieforschung gewonnen worden, der Herstellung von LEDs oder
Solarzellen, beim Quantencomputing, im Leichtbau, in der medizinischen
Diagnostik oder auch bei Membrantechnologien, der Katalyse oder
biokompatiblen Implantaten.

Im Energiebereich eröffne die Nanotechnologie
Verbesserungsmöglichkeiten bei der Erzeugung, Speicherung und dem
effizienten Einsatz von Energie. Nanoskalige Materialien, dünne
Schichten, Prozesse und Fertigungsverfahren seien beispielsweise
wichtige Komponenten bei der Optimierung von Batterien.
Nanomaterialien spielten dabei bei der Herstellung von Elektroden
sowie Separatoren eine wichtige Rolle. Die Grundlage für die heute
sehr gute Positionierung Deutschlands auf dem Gebiet der
Batterietechnologien sei maßgeblich durch eine stetige Forschungs- und
Innovationsförderung der Bundesregierung zum Thema
Energiespeichermaterialien und Katalyse befördert worden. Neue
Erkenntnisse aus der Nanosicherheitsforschung, verstärktes Engagement
im Risikomanagement und der intensive Dialog mit der Öffentlichkeit
hätten die Basis für eine bessere Nutzung von Chancen und die
Einschätzung potentieller Risiken im Kontext der Nanotechnologie
geschaffen. Eine bessere Verzahnung von Sicherheitsforschung,
Regulierungsforschung und Gesetzgebung sowie eine aktive Rolle
Deutschlands in nationalen und internationalen Normierungs- und
Standardisierungsaktivitäten und in EU-Gremien hätten zudem die
Rahmenbedingungen für deutsche Unternehmen und das Vertrauen der
Bevölkerung in nanotechnologiebasierte Produkte verbessert. Mit der
Förderung der Nanotechnologie durch die Bundesregierung werde ein
wichtiger Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit zentraler deutscher
Branchen geleistet.

 * 

4. Zukunft des E-Learning

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Arbeitswelt von morgen wird sich aufgrund von
Digitalisierung und Automatisierung fundamental von der heutigen
unterscheiden. Studien gehen davon aus, dass in Deutschland mit zwölf
Millionen Arbeitsplätzen jeder dritte Arbeitsplatz bis 2030 wegfallen
oder sich grundlegend verändern wird. Gleichzeitig gehen Experten
davon aus, dass in gleichem Maße neue Arbeitsplätze entstehen werden,
die jedoch ein anderes Anforderungsprofil haben. Das schreibt die FDP
in ihrer Kleinen Anfrage (19/8976).

Die Fraktion möchte gerne wissen, wie viele E-Learning-Plattformen es
nach Kenntnis der Bundesregierung in Deutschland gibt und wie viele
Kurse diese insgesamt bieten. Zudem interessiert die Fraktion, wie die
Bundesregierung die seit Jahren steigenden Nutzerzahlen von
E-Learning-Plattformen bewertet und welche Chancen und
Herausforderungen die Bundesregierung in der wachsenden Bedeutung von
online erworbenen Zertifikaten und Abschlüssen sieht.

 * 

5. FDP fragt nach Verlusten der Sparer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung die Einschätzung der
Beratungsgesellschaft Barkow teilt, wonach die deutschen Sparer im
ersten Quartal 2018 7,1 Milliarden Euro Wertverlust erlitten haben,
will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8911) zu den
Auswirkungen der Niedrigzinsphase auf das Vermögen der deutschen
Sparer erfahren. Die Bundesregierung soll angeben, ob sie die
Einschätzung der DZ-Bank teilt, welche seit Beginn der
Niedrigzinspolitik 2010 von einem saldierten kumulierten Verlust für
die deutschen Geldvermögen wegen der Niedrigzinsen von 295,5
Milliarden Euro ausgeht.

Die Bundesregierung soll auch mitteilen, ob sie Maßnahmen plant, um
den Aktienerwerb oder das Investieren in Fonds attraktiver zu machen.
Antworten soll die Bundesregierung zudem auf Fragen nach dem Vermögen
der Haushalte in Deutschland und deren Sparquote sowie den
Investitionen in Aktien, in aktive und in passive Fonds. In der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage stellen die Abgeordneten fest, dass
der Leitzins der Europäischen Zentralbank (EZB) seit März 2016 bei
null Prozent liegt. In der Folge seien auch die Guthabenzinsen stark
gesunken, so dass die durchschnittlichen Zinsen für Tagesgeld,
Festgeld und Spareinlagen derzeit bei 0,2 Prozent liegen würden.
Dagegen sei die Inflation im Jahresverlauf 2018 auf bis zu 2,5 Prozent
gestiegen, so dass die Sparer seit einigen Jahren bei klassischen
Anlageformen einen negativen Realzins hinzunehmen hätten.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 399 - 10. April 2019 - 13.28 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8261: Heute im Bundestag Nr. 398 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 398

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 13.02 Uhr

1. Transparente Gesetzgebung

2. Statistiken zum Pflegepersonalbedarf

3. Lieferengpässe bei Impfstoffen

4. Vielfalt der Pflegeanbieter erwünscht

5. Wirtschaftlichkeit der Krankenkassen

6. Behandlung von schwer Drogenabhängigen



1. Transparente Gesetzgebung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung ist bestrebt, Regierungshandeln
transparent und damit für die Bürger nachvollziehbar zu gestalten.
Daher habe sie sich nicht nur 2016 der internationalen Initiative
"Open Government Partnership" angeschlossen, sondern das
Bundeskabinett habe im November 2018 auch eine "Vereinbarung zur
Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren" beschlossen.
Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8928) auf
eine Kleine Anfrage (19/8373) der Fraktion Die Linke zur Einflussnahme
von Interessenvertretern auf ein Gesetz zu Übergangsregelungen im
Bereich Arbeit und Soziales nach dem Brexit.

 * 

2. Statistiken zum Pflegepersonalbedarf

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die amtlichen Statistiken zum Personal im
Gesundheits- und Pflegesektor sind nach Ansicht der Bundesregierung
gut geeignet für einen Überblick über den Personalbestand und dessen
Entwicklung. Die Statistiken differenzierten "tief gegliedert" nach
Qualifikation und Berufsabschluss der Pflegekräfte, heißt es in der
Antwort (19/8921) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/8253) der Fraktion Die Linke.

Hinweise auf Engpässe beim Personal beziehungsweise bei den
Fachkräften gebe es ergänzend über die Statistik der Bundesagentur für
Arbeit.

 * 

3. Lieferengpässe bei Impfstoffen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die in jüngster Zeit aufgetretenen Lieferengpässe bei
versorgungsrelevanten Arzneimitteln betrafen vor allem patentfreie
Medikamente "in steriler Formulierung", Impfstoffe sowie
Gerinnungsfaktorpräparate einzelner Hersteller. Das geht aus der
Antwort (19/8923) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/8293) der FDP-Fraktion hervor.

Die Ursachen für Lieferengpässe bei Arzneimitteln seien vielfältig und
bedürften einer gezielten Analyse. Hierzu habe das
Bundesgesundheitsministerium als Ergebnis des Pharmadialogs 2016 einen
Jour Fixe eingerichtet. Zu den vereinbarten Initiativen gehöre eine
Liste mit versorgungsrelevanten, engpassgefährdeten Arzneimitteln.

Die pharmazeutische Industrie habe sich dazu verpflichtet,
Lieferengpässe bei den als versorgungsrelevant eingestuften
Wirkstoffen an die Bundesoberbehörden zu melden. Zudem sei ein eigenes
Meldesystem zum Umgang mit Lieferengpässen bei Impfstoffen geschaffen
worden.

 * 

4. Vielfalt der Pflegeanbieter erwünscht

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Unternehmerische Vielfalt und Wettbewerb der Anbieter
in der Pflege sind aus Sicht der Bundesregierung wünschenswert. In der
Pflege seien neben Anbietern der Freien Wohlfahrtspflege und
kommunalen Einrichtungen auch private Betreiber aktiv. Diese Vielfalt
liege im Interesse der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen, heißt
es in der Antwort (19/8924) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/8296) der FDP-Fraktion.

Den Angaben zufolge wurden Ende 2017 von den 14.480 stationären
Pflegeeinrichtungen 6.167 von privaten Anbietern betrieben. Von den
14.050 ambulanten Pflegediensten waren 9.243 privat geführt. Ende 2017
wurden rund 356.000 Menschen in privaten Einrichtungen stationär
gepflegt und rund 428.000 durch private Pflegedienste ambulant
versorgt.

Von den insgesamt 1.155.000 Beschäftigten in ambulanten und
stationären Pflegeeinrichtungen sind 498.000 bei privaten Anbietern
und 605.000 bei freigemeinnützigen Anbietern sowie 52.000 bei
öffentlichen Anbietern beschäftigt.

 * 

5. Wirtschaftlichkeit der Krankenkassen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/8994) nach der Wirtschaftlichkeit der gesetzlichen
Krankenkassen. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie viele
Mitglieder die einzelnen Kassen haben, wie hoch die Beitragseinnahmen
sind und wie viele Beschäftigte dort arbeiten.

 * 

6. Behandlung von schwer Drogenabhängigen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der diamorphingestützten Substitution befasst
sich die Grünen-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9003). Seit zehn
Jahren gebe es diese Option zur Behandlung schwerkranker
Opioidabhängiger. Allerdings erhielten relativ wenige Abhängige eine
solche Behandlung, die auch an spezielle Voraussetzungen geknüpft sei.

Die Abgeordneten wollen eine Bilanz ziehen und erkundigen sich bei der
Bundesregierung nach Erfahrungen mit dieser Behandlungsform sowie
einem verbesserten Zugang dazu.

 * 
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BUNDESTAG/8260: Heute im Bundestag Nr. 397 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 397

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 12.24 Uhr

1. Keine Mehrheit für Unterfahrschutzplanken

2. Anhörung zur illegalen Beschäftigung

3. Wohn-Riester immer beliebter

4. Besteuerung von Renten

5. Nachfragen zu Kindergeldzahlungen

6. Nachhaltige Finanzanlagen



1. Keine Mehrheit für Unterfahrschutzplanken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Forderung der Fraktion Die Linke, Motorradfahrer
besser zu schützen, indem Unterfahrschutzplanken in gefährlichen
Kurven auf Bundesautobahnen sowie Bundes-, Kreis- und Landstraßen
gesetzlich vorgeschrieben werden, findet im Verkehrsausschuss keine
Mehrheit. Lediglich die Linksfraktion selbst und die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen stimmten während der Sitzung am Mittwoch für den
entsprechenden Antrag (19/8647). Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD und
AfD lehnten die Vorlage an, die FDP enthielt sich bei der Abstimmung.

In dem Antrag wird von der Bundesregierung gefordert, die gesetzliche
Regelung derart zu gestalten, "dass die Anbringung von
Unterfahrschutzplanken bei Neubau und Instandsetzung ab sofort
verpflichtend wird, wobei die Kosten von den die Baulast tragenden
Gebietskörperschaften zu tragen sind". Zudem müssten die Einnahmen aus
der Lkw-Maut "gemäß ihres Verwendungszweckes" zum Infrastrukturausbau
und -erhalt verwendet werden, "um Mittel zur Finanzierung von
Unterschutzplanken für Landkreise und Kommunen bereitzustellen". Die
Anbringung von Unterfahrschutzplanken werde benötigt, da
Motorradfahrende bei Unfällen in Kurven regelmäßig unter Leitplanken
rutschen würden, "wodurch sie sich schwerste Amputationsverletzungen
zuziehen", schreibt die Linksfraktion.

Während der Debatte im Ausschuss verwies der Vertreter der
Unionsfraktion darauf, dass die zuständigen Straßenverkehrsbehörden
schon jetzt die Möglichkeit hätten, auf besonders häufig von
Motorradfahrern genutzten kurvenreichen Strecken
Unterfahrschutzplanken zu installieren, was auch passiere. Auch
könnten die Behörden Tempolimits zur Entschärfung der Situation
anordnen. Eine Verpflichtung zur Installation der
Unterfahrschutzplanken, wie von der Linksfraktion gefordert, lehne die
Unionsfraktion ab. Das könne finanzschwächere Länder und Kommunen
überfordern, gab der Fraktionsvertreter zu bedenken. Der Ansatz der
Union sei es, bei der Verkehrssicherheitsarbeit nachzubessern.

Auch aus Sicht der AfD-Fraktion ist die Installation von
Unterfahrschutzplanken an Unfallschwerpunkten richtig. Dies
flächendeckend vorzuschreiben sei jedoch nicht sinnvoll, sagte der
Fraktionsvertreter. Zur Verbesserung der Sicherheit sollten auf den
betreffenden Strecken Geschwindigkeitsbeschränkungen eingeführt
werden. Wichtig sei auch der baulicher Zustand der
Fahrbahnoberflächen, da oft abgenutzte Straßenbeläge und Schlaglöcher
in Kurven die Ursachen der Unfälle seien.

Auf Bundesautobahnen seien Unterfahrschutzplanken nicht nötig, hieß es
von Seiten der SPD-Fraktion. Auf den meisten relevanten
Landstraßenstrecken seien die Unterfahrschutzplanken in den Kurven
schon vorhanden. Sinnvoll wäre es aus Sicht des Fraktionsvertreters,
über Geschwindigkeitsbegrenzungen nachzudenken.

Angesichts der steigenden Unfallzahlen müsse das Problem angegangen
werden, sagte ein Vertreter der FDP-Fraktion. Der Antrag schwinge
jedoch die ganz große Keule, kritisierte er. Zwar sei der
Unterfahrschutz nicht auf allen Straßen nötig, doch gebe es ihn
derzeit auch noch nicht auf allen Landstraßen, die ein großes
Motorradaufkommen hätten.

Selbstverständlich brauche es auf geraden Autobahnstrecken keine
Unterfahrschutzplanken, sagte der Vertreter der Linksfraktion. Anders
sehe es in den Ausfahrten aus. In seinem Bundesland, dem Saarland,
gebe es in keiner einzigen Ausfahrt Unterfahrschutzplanken,
kritisierte er. Die Kosten taugen aus seiner Sicht nicht als Argument
gegen die weitreichende Installation der Unterfahrschutzplanken. Es
handle sich mit Blick auf die Unfallzahlen und die sich daraus
ergebenden volkswirtschaftlichen Schäden - neben den persönlichen
Schäden - um notwendige Ausgaben für die Verkehrssicherheit, die "kein
großes Geld kosten".

Die Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sagte, die
Leitplanken entstammten einer Zeit, als der Verkehr anders
zusammengesetzt und das Tempo deutlich geringer gewesen sei. Sie seien
für Pkw ausgelegt gewesen, nicht für Lkw und Motorräder. Sowohl für
Lkw wie auch Motorräder seien nachrüstbare Schutzeinrichtungen
sinnvoll, sagte sie. In Frankreich etwa sei es seit 1998 "Gang und
Gäbe", den Unterfahrschutz anzubringen.

 * 

2. Anhörung zur illegalen Beschäftigung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss wird zu dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes gegen illegale
Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch (19/8691) eine öffentliche
Anhörung durchführen, die am Montag, den 6. Mai, stattfinden wird.
Dies beschloss das Gremium in seiner Sitzung am Mittwoch. Der
Gesetzentwurf sieht unter anderem vor, dass die Finanzkontrolle
Schwarzarbeit nicht nur Fälle von illegaler Beschäftigung und
Schwarzarbeit prüfen kann, bei denen tatsächlich Dienst- oder
Werkleistungen erbracht wurden, sondern in Zukunft auch die Fälle
prüfen soll, bei denen Dienst- oder Werkleistungen noch nicht erbracht
wurden, sich aber bereits anbahnen oder vorgetäuscht werden. Der
Prüfungsauftrag der Finanzkontrolle Schwarzarbeit soll auch auf
Anhaltspunkte für unberechtigten Bezug von Kindergeld ausgedehnt
werden.

 * 

3. Wohn-Riester immer beliebter

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Zahl der Riester-Verträge hat sich seit dem Jahr
2008 von 12,2 Millionen auf rund 16,5 Millionen Verträge im dritten
Quartal 2018 erhöht. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/8624) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion mit. Wie sich aus
der Antwort ergibt, ging der Anteil der Riester-Versicherungsverträge
von 75,8 Prozent auf 65,2Prozent zurück. Hingegen nahm die Zahl der
Wohn-Riester-Verträge und Eigenheimrenten-Verträge von 0,2 Prozent auf
10,8 Prozent stark zu. Der Anteil der Banksparverträge und
Investmentfondsverträge blieb stabil. Nach Angaben der Regierung wurde
ein Fünftel der Riester-Verträge ruhend gestellt

 * 

4. Besteuerung von Renten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Besteuerung von Renten ist Thema einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/8909). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung erfahren, wie viele Rentner es in Deutschland gibt,
wie das Verhältnis von Rentnern zu Beitragszahlern ist und wie hoch
die durchschnittliche Bruttomonatsrente ist. Erfahren wollen die
Abgeordneten auch, wie viele Rentner steuerpflichtig sind und
Einkommensteuer auf die Renten zahlen müssen.

 * 

5. Nachfragen zu Kindergeldzahlungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion stellt Nachfragen zu einer Antwort
der Bundesregierung (19/7811) auf eine Kleine Anfrage zum
Sozialleistungsbetrug bei Kindergeldzahlungen für im EU-Ausland
lebende Kinder. In einer weiteren Kleinen Anfrage (19/8825) wollen die
Abgeordneten in Erfahrung bringen, welche Software von den
Familienkassen verwendet wird und ob alle Familienkassen Zugriff auf
den Gesamtbestand aller Kindergeldberechtigten haben. Die
Bundesregierung soll erläutern, wie Doppelerfassungen vermieden werden
können und wie viele Dokumentenprüfer bei den für grenzüberschreitende
Sachverhalte zuständigen Familienkassen tätig sind. Außerdem soll die
Bundesregierung mitteilen, wie hoch der Betrag der zurückgeforderten
überbezahlten Kindergeldbeträge war, wie viele Fälle betroffen waren
und in welcher Höhe Erstattungsforderungen im Ausland beigetrieben
werden konnten.

 * 

6. Nachhaltige Finanzanlagen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Position und welche Ziele die Bundesregierung
mit Blick auf eine stärkere Nachhaltigkeitsorientierung des
Finanzmarktes vertritt, will die FDP Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/8904) erfahren. Die Bundesregierung soll außerdem darlegen, welche
Maßnahmen aus einem EU-Aktionsplan sie als sinnvoll erachtet und
welche sie ablehnt. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es,
die EU-Kommission habe im März 2018 einen Aktionsplan zur Erarbeitung
konkreter Maßnahmen für die Berücksichtigung von Environmental-,
Social- und Governance-Kriterien (ESG) aufgesetzt. In diesem
Zusammenhang äußern die Abgeordneten die Sorge, das auf EU-Ebene
weitere Maßnahmen diskutiert werden, die deutlich über das Thema
Transparenz hinausgehen und für eine Lenkung des Kapitals in Richtung
nachhaltiger Anlagen und Investitionen sorgen sollen.

 * 
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BUNDESTAG/8259: Heute im Bundestag Nr. 396 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 396

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 11.48 Uhr

1. Anträge zu Upload-Filtern abgesetzt

2. »Palästina-Flüchtlinge weiter unterstützen«

3. Hilfe für Kinder psychisch kranker Eltern

4. Defizite bei Pflegeabschlüssen aus Bosnien

5. Wenige Fälle von illegalem Organhandel

6. Zuschlag für Hebammen in Millionenhöhe



1. Anträge zu Upload-Filtern abgesetzt

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD hat der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz in seiner
45. Sitzung am Mittwoch nach eingehender Diskussion Anträge der
Fraktionen von FDP und Linken (19/8959, 19/8966) zur Verhinderung von
Upload-Filtern als mögliche Konsequenz der EU-Urheberrechtsrichtlinie
von der Tagesordnung abgesetzt. Abgeordnete von FDP, AfD, Linken und
Grünen kritisierten das Vorgehen der Regierungsparteien. Petra Sitte
(Die Linke) verwies auf die unklare Haltung Deutschlands in der
Abstimmung über die Richtlinie in der kommenden Woche und sagte, da
die Debatte über die Upload-Filter öffentlich geführt werde, müsse
auch die Art des Umgangs mit den Anträgen öffentlich sein. Ebenfalls
abgesetzt wurde ein Antrag der AfD-Fraktion für einen Bericht der
Bundesregierung zum Thema besonderes elektronisches Anwaltspostfach
(beA).

Das Gremium, das unter der Leitung seines Vorsitzenden Stephan
Brandner (AfD) tagte, beschloss die Durchführung einer öffentlichen
Anhörung zu einem Gesetzentwurf der AfD zur Änderung des
Aktiengesetzes mit Blick auf die Haftung von Managern bei
pflichtwidrigem Fehlverhalten (19/8233) und einer öffentlichen
Anhörung zu einem Antrag von Bündnis 90/Die Grünen zur Fortbildung von
Richterinnen und Richtern sowie Qualitätssicherung im
familiengerichtlichen Verfahren (19/8568). Die Termine müssen noch
festgelegt werden. Ein Antrag der Fraktion der AfD, dem
Prozessbevollmächtigten des Bundestages im Verfahren zur
Parteifinanzierung vor dem Bundesverfassungsgericht (2 BvF 2/18) das
Mandat zu entziehen und einen neuen zu benennen, wurde nach längerer
Diskussion mit den Stimmen der Koalition abgelehnt. FDP, Linke und
Grüne enthielten sich als Verfahrensbeteiligte der Stimme. Die AfD
begründete ihr Vorgehen damit, dass der Prozessbevollmächtigte die
Partei diffamiert habe und ein Vertrauensverhältnis nicht mehr gegeben
sei. Abgeordnete der Koalition verwiesen darauf, dass den Bedenken der
AfD Rechnung getragen worden sei, indem die kritisierte Passage aus
dem Schriftsatz des Prozessbevollmächtigten entfernt worden sei.

Eine längere Diskussion entspann sich auch um Anträge der FDP, der
Linken und der Grünen (19/8269, 19/7979, 19/8282) zum Thema
Managergehälter. Während die FDP für die Stärkung der Aktionärsrechte
bei Achtung der Vertragsfreiheit ist, wollen Linke und Grüne die
Managergehälter gesetzlich beschränken beziehungsweise am
langfristigen Unternehmenserfolg orientieren. Die Anträge wurden mit
den Stimmen der Koalitionsfraktionen abgelehnt. Von der CDU hieß es,
es sei ein berechtigtes Anliegen, mögliche Missbräuche zu begrenzen.
Der richtige Weg dorthin bestehe jedoch in der Stärkung der
Hauptversammlung. Zudem kämen die Anträge zur Unzeit, da es bereits
einen Gesetzentwurf der Bundesregierung gebe. Auch die SPD verwies auf
den Gesetzentwurf. Managerexzesse dürfe es nicht geben, die SPD
plädiere bei diesem Thema für die Begrenzung der steuerlichen
Absetzbarkeit von Managergehältern. Der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesjustizministerium, Christian Lange (SPD),
teilte mit, dass die Bundesregierung den Gesetzentwurf am 20.März
beschlossen habe und er den Gremien im April zugeleitet werden würde.
Weiter befasste sich der Ausschuss mit einer Reihe von Gesetzentwürfen
der Bundesregierung und Anträgen der Fraktionen, bei denen er nicht
federführend ist.

 * 

2. »Palästina-Flüchtlinge weiter unterstützen«

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Generalkommissar des UN-Hilfswerks für
Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNWRA), Pierre Krähenbühl, hat
am Mittwochmorgen im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung davor gewarnt, die Unterstützung für die Organisation
weiter zu kürzen oder einzustellen. Es gehe bei der Arbeit des UNWRA
nicht nur um den Aspekt der humanitären Hilfe, sondern auch um die
Sicherung der regionalen Stabilität in den Einsatzgebieten. Derzeit
sei das Hilfswerk in fünf Regionen im Mittleren Osten aktiv, etwa im
Gaza-Streifen, in Jordanien und in Syrien. Von den 5,4 Millionen
registrierten palästinensischen Flüchtlingen würden allein 530.000 die
715 UNWRA-eigenen Schulen besuchen. Außerdem betreibe das Hilfswerk
140 Kliniken und unterstütze Menschen mit Nahrungsmitteln.

2018 hatten die USA, die bis dahin größter UNWRA-Geber waren, ihre
Hilfen um 300 Millionen US-Dollar gekürzt. Dass die
Trump-Administration in diesem Jahr weitere 60 Millionen US-Dollar
gestrichen habe, sei angesichts des Gesamtbudgets von 1,2 Milliarden
Dollar eine "riesige Herausforderung" für die Hilfsorganisation, sagte
Krähenbühl.

Vorwürfe, in den Schulen von UNWRA würde Propaganda gegen Israel
gefördert, wies Krähenbühl entschieden zurück. Die Organisation sei zu
strikter Neutralität verpflichtet. Zwar verwende sie die Curricula und
Lehrmittel des jeweiligen Aufenthaltslandes der Schüler, um ihnen nach
der 10. Klasse den Übergang ins nationale Schulsystem zu ermöglichen.
Neue Schulbücher würden jedoch sofort systematisch geprüft. 2018
hätten nur drei Prozent problematische Inhalte gehabt, wobei es aber
in keinem Fall um Antisemitismus gegangen sei, sondern um
Geschlechterrollen und politisch strittige Fragen.

Von den Abgeordneten kritisch angesprochen auf die Vererbbarkeit des
Flüchtlingsstatus', erklärte Krähenbühl, dies sei nach internationalem
Recht üblich und werde beispielsweise auch bei den afghanischen
Flüchtlingen im Iran und Pakistan so gehandhabt. Er betonte, UNWRA sei
nicht die Ursache für den israelisch-palästinensischen Konflikt. Es
existiere 70 Jahre nach seiner Gründung allein deshalb weiterhin, weil
es bisher zu keiner Lösung in diesem Konflikt gekommen sei.

 * 

3. Hilfe für Kinder psychisch kranker Eltern

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Die Hilfen für Kinder psychisch kranker Eltern
sollten nach Ansicht von Gesundheits- und Rechtsexperten
systematisiert und ausgebaut werden. In einem Expertengespräch des
Gesundheitsausschusses im Bundestag waren sich die Fachleute am
Mittwoch im Grundsatz einig, dass die Angebote aus den verschiedenen
Sozialbereichen besser miteinander vernetzt werden müssen.

Julian Dilling vom Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) sprach mit Blick auf die betroffenen Familien von einer großen
Herausforderung. Es sei schwierig, an die Kinder aus solchen
Haushalten heranzukommen. Nur rund 25 Prozent der betroffenen Kinder
würden überhaupt identifiziert.

Wichtig sei neben der Entstigmatisierung der Eltern auch eine bessere
Vernetzung von ambulanten und stationären Angeboten. Bei Eltern mit
Suchtproblemen seien Scham und die Angst vor dem Jugendamt sowie in
der Folge der Versuch der Geheimhaltung ein großes Thema. In der
Praxis stelle sich auch die Frage, was mit Kindern geschehe, wenn die
Eltern in die Psychiatrie eingewiesen würden. Hier seien
Patenprogramme für die Kinder wichtig, die ausgebaut werden sollten.

Birgit Görres vom Dachverband Gemeindepsychiatrie sagte, wichtig seien
wohnortnahe Hilfen aus einer Hand und kommunale Netzwerke. Zudem müsse
innerhalb der Sozialgesetzgebung eine anschlussfähige Versorgung
sichergestellt werden. Psychisch Kranke seien nicht in der Lage,
selbst Hilfe zu organisieren. Auch sie forderte einen Ausbau der
Patenprojekte für Kinder sowie eine Stärkung der ambulanten
Psychiatrie. Nötig sei ein Gesamtkonzept mit klarer Zuordnung.

Der Sozialrechtsexperte Stephan Rixen von der Universität Bayreuth
forderte die GKV auf, sich für andere Hilfesysteme zu öffnen und damit
der möglichen eigenen Überforderung bei diesem Thema entgegenzuwirken.
Die Anschlussfähigkeit der Hilfesysteme sei die zentrale
Herausforderung.

 * 

4. Defizite bei Pflegeabschlüssen aus Bosnien

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Nach Berichten über gefälschte Ausbildungsabschlüsse
in Bosnien-Herzegowina im Bereich der Gesundheitsberufe sind auch die
deutschen Behörden aktiv geworden. Die länderübergreifende
Gutachtenstelle für Gesundheitsberufe (GfG) habe die
Anerkennungsstellen der Länder umgehend über das Thema informiert,
heißt es in der Antwort (19/8930) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/8379) der AfD-Fraktion.

Die GfG könne von den Anerkennungsbehörden der Länder unter anderem
mit Echtheitsprüfungen zu vorgelegten Qualifikationsnachweisen
beauftragt werden.

Wie aus der Antwort hervorgeht, bewerten die zuständigen Stellen der
Länder die im Rahmen von Umschulungen erlangten Pflegeabschlüsse aus
Bosnien-Herzegowina im Anerkennungsverfahren nicht als gleichwertig.
Regelmäßig würden erhebliche Defizite im Vergleich zur deutschen
Ausbildung festgestellt.

 * 

5. Wenige Fälle von illegalem Organhandel

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Verstöße gegen das Verbot des Organhandels sind
äußerst selten. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8931) auf
eine Kleine Anfrage (19/8380) der AfD-Fraktion schreibt, sind zwischen
2009 und 2017 insgesamt 26 Fälle registriert worden.

In den meisten Fällen, die dem Bundeskriminalamt bekannt wurden,
handelte es sich den Angaben zufolge um versuchte Organvermittlungen
etwa im Internet oder um Manipulationen von Patientendaten im
Zusammenhang mit der Organvermittlung.

 * 

6. Zuschlag für Hebammen in Millionenhöhe

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der seit Januar 2016 ausgezahlte sogenannte
Sicherstellungszuschlag für Hebammen wird nach Angaben der
Bundesregierung gut angenommen. Seither hätten 3.317 Hebammen einen
oder mehrere Anträge auf Auszahlung gestellt. Der GKV-Spitzenverband
habe rund 10.780 Anträge beschieden und insgesamt rund 27,6 Millionen
Euro an die Hebammen ausgezahlt, heißt es in der Antwort (19/8925) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/8318) der FDP-Fraktion.

Laut GKV-Spitzenverband habe die durchschnittliche Bearbeitungszeit
der Anträge 2018 bei zehn Wochen gelegen. Es seien allerdings laut
Verband rund 40 Prozent der Anträge unvollständig. Wenn die Anträge
fertig bearbeitet seien, dauere es in der Regel eine Woche, bis das
Geld angewiesen werde.

 * 
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BUNDESTAG/8258: Heute im Bundestag Nr. 395 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 395

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 11.14 Uhr

1. Schärfere Grenzwerte bleiben bestehen

2. Sozialschutz für Arbeitnehmer

3. Antrag zu Zitis-Auflösung abgelehnt

4. Offenlegung von AfD-Mitgliedschaften

5. Dritte Option bei Geschlechtseintrag

6. Todesopfer unter Flüchtlingen

7. Kommunikation des BfV-Präsidenten



1. Schärfere Grenzwerte bleiben bestehen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit hat am Mittwochmorgen einen Verordnungsentwurf der
Bundesregierung (19/8459) für eine "Verordnung zur Einführung der
Verordnung über mittelgroße Feuerungs-, Gasturbinen- und
Verbrennungsmotoranlagen sowie zur Änderung der Verordnung über kleine
und mittlere Feuerungsanlagen" beschlossen. Mit der Verordnung soll
die sogenannte MCP-Richtlinie der EU in deutsches Recht umgesetzt
werden. Für den Entwurf stimmten die Vertreter der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD. Gegen den Entwurf stimmten die
Vertreter der Fraktionen AfD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen bei
Enthaltung der Fraktion Die Linke. Die abschließende Beratung im
Bundestag ist für Donnerstag ohne Aussprache vorgesehen.

Der Bundestag hatte bereits im vergangenen Oktober einen ersten
Entwurf der Verordnung beschlossen (19/5107, 19/4080). Der erneute
Beschluss war nötig geworden, nachdem der Bundesrat dem
Verordnungsentwurf im vergangenen Dezember mit Maßgaben (551/18)
zugestimmt hatte.

Die teilweise über die Anforderungen des europäischen Rechts
hinausgehenden nationalen Anforderungen insbesondere aus der
technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft und der Verordnung über
kleine und mittlere Feuerungsanlagen sowie weitere Verordnungen im
Rahmen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes werden beibehalten.
"Bereits rechtlich festgelegte Anforderungen und Grenzwerte für den
Betrieb von mittelgroßen Feuerungsanlagen werden somit auch im Sinne
des Normadressaten nicht abgeschwächt", führt die Bundesregierung zur
Begründung aus. Nach Angaben der Bundesregierung sehen die Richtlinie
und in der Folge auch die Verordnung für Deutschland nationale
Emissionsgrenzwerte für die Luftschadstoffe Schwefeldioxid,
Stickstoffoxide und Gesamtstaub vor, die direkt beziehungsweise ab den
Jahren 2025 oder 2030 gelten sollen.

In der Ausschusssitzung erneuerten Vertreter der AfD- sowie der
FDP-Fraktion ihre Kritik an den über die EU-Vorgaben hinausgehenden
Standards. Vertreter der Linken und Grünen kritisierten unter anderem
hingegen, dass der Grenzwert für Quecksilber zu wenig ambitioniert
sei.

 * 

2. Sozialschutz für Arbeitnehmer

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwochvormittag einem Gesetzentwurf (19/8460) der Bundesregierung zu
einer Empfehlung des Rates für einen besseren Zugang zum Sozialschutz
für Arbeitnehmer und Selbständige zugestimmt.

Der Vorschlag soll vor allem dem Grundsatz 12 der Europäischen Säule
sozialer Rechte dienen, wonach alle Arbeitnehmer, unabhängig von der
Art und Dauer ihres Beschäftigungsverhältnisses, aber auch
Selbständige das Recht auf angemessenen Sozialschutz haben. Die
Ratsempfehlung ist rechtlich nicht bindend und begründet keine neue
sozialpolitische Kompetenz auf europäischer Ebene. Für Deutschland
ergibt sich daraus keine Handlungsverpflichtung. Der Gesetzentwurf
schafft die Grundlage dafür, dass der deutsche Vertreter im Rat dem
Vorschlag des Rates zustimmen darf.

 * 

3. Antrag zu Zitis-Auflösung abgelehnt

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke ist im Innenausschuss mit
einem Antrag (19/8270) gescheitert, die Bundesbehörde "Zentrale Stelle
für Informationstechnik im Sicherheitsbereich" (Zitis) aufzulösen.
Gegen die Stimmen der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
lehnte das Gremium am Mittwochvormittag die Vorlage ab. Darin wird die
Bundesregierung aufgefordert, Zitis mit Wirkung zum 31. Januar 2020
aufzulösen und deren Personal auf andere Bundesbehörden überzuleiten.

In der Begründung schreibt die Fraktion, dass Zitis die
Datensicherheit und Grundrechte aller Bürger gefährde. Aufgabe der
Behörde sei es, "staatliches Hacking durch technische Fähigkeiten zu
unterstützen". Dazu sollten Verschlüsselungsmethoden gebrochen,
Sicherheitslücken in IT-Systemen genutzt und Überwachungstechnologien
entwickelt werden. Statt Schwachstellen in Hard- und Software zu
schließen, solle "das gleiche Arsenal bereitgehalten werden, das in
Cyber-Angriffen auf Staat, Wirtschaft und Gesellschaft zur Anwendung
gelangt".

"Digitale Sicherheit wird durch das Entwickeln von staatlichen
Hacking-Methoden, durch das Nutzen von Hintertüren, Trojanern und
Sicherheitslücken nicht gestärkt, sondern umgekehrt weiter
geschwächt", heißt es in der Vorlage weiter. Auch sei Zitis "ein
verlängerter Arm der Geheimdienste", argumentiert die Fraktion und
kritisiert unter anderem, dass das Trennungsgebot zwischen Polizei und
Geheimdiensten ausgehebelt werde.

 * 

4. Offenlegung von AfD-Mitgliedschaften

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Aufforderung zur Offenlegung von
AfD-Mitgliedschaften und -Kontakten bei Mitarbeitern des Bundesamtes
für Verfassungsschutz" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8948). Darin schreibt die Fraktion, dass nach einem
Pressebericht vom 1. März 2019 die Geheimschutzbeauftragte des
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) die Mitarbeiterschaft der
Behörde mit einem Rundschreiben vom 24. Januar 2019 dazu aufgefordert
habe, "der Geheimschutzstelle zu melden, ob sie Kontakte zur
Alternative für Deutschland unterhalten".

Wissen wollen die Abgeordneten, ob die Bundesregierung "Kenntnis über
die Existenz des Rundschreibens der Geheimschutzstelle des Bundesamtes
für Verfassungsschutz an die Mitarbeiter der Behörde betreffend der
Mitgliedschaft in der AfD und Kontakten zu AfD-Mitgliedern" hat. Auch
erkundigt sie sich unter anderem danach, welchen Inhalt "dieses
Rundschreiben der Geheimschutzstelle" hat.

 * 

5. Dritte Option bei Geschlechtseintrag

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Auswirkungen und Umsetzung des Gesetzes zur
Änderung der in das Geburtenregister einzutragenden Angaben (,Dritte
Option')" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/9002). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, wie
oft nach Kenntnis der Bundesregierung der Eintrag "divers" seit dem 1.
Januar 2019 beantragt und in wie vielen Fällen diesem Antrag
entsprochen wurde. Auch wollen sie unter anderem wissen, wie oft der
Eintrag "divers" seit Jahresbeginn von Eltern für ihr Kind beantragt
wurde.

 * 

6. Todesopfer unter Flüchtlingen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach "Todesopfern unter Flüchtlingen auf dem Weg in
die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische Union im Jahr 2018"
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/8943). Darin fragt sie, wie viele Menschen im vergangenen Jahr "an
den Landesgrenzen, Küsten, Seehäfen, Flughäfen beziehungsweise im
Grenzgebiet der Bundesrepublik" oder an den Grenzen der EU "tot
aufgefunden worden oder nach Kenntnis der Bundesregierung ums Leben
gekommen" sind. Auch will sie unter anderem wissen, wie viele Suizide
und Suizidversuche es nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2018
"in Unterbringungen und Abschiebegefängnissen in Deutschland" gegeben
gegeben hat.

 * 

7. Kommunikation des BfV-Präsidenten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Die Kommunikation des Bundesamtes für
Verfassungsschutz und seines Präsidenten" ist ein Thema einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/8946). Darin erkundigt sich die Fraktion
danach, "wie viele Treffen des (früheren Vize-) Präsidenten des BfV,
Thomas Haldenwang", nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2014 mit
welchen Politikern von CDU, CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen stattgefunden haben. Auch will sie unter anderem wissen,
von welcher Seite jeweils der Wunsch nach einem Gespräch ausging.

 * 
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BUNDESTAG/8257: Heute im Bundestag Nr. 394 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 394

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 10.40 Uhr

1. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

2. Arbeitsgruppe Digitaler Neustart

3. Personalmangel bei Gerichten

4. Bekämpfung von Kinderehen

5. Informationen zu Anis A. thematisiert

6. Von Anis A. genutzte Mobilfunkgeräte



1. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat erneut die Transparenz und
Nachvollziehbarkeit ihres Handelns betont. In ihrer Antwort (19/8895)
auf eine weitere Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke zu möglicher
Einflussnahme Dritter auf ein Gesetzesvorhaben (19/8363) heißt es, die
Entwürfe und Stellungnahmen zum Gesetzgebungsverfahren zur Umsetzung
der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 5. Juli 2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen
die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug
(Bundesratsdrucksache 9/19) seien auf der Internetseite des
Bundesjustizministeriums veröffentlicht. Die vorgenommenen Änderungen
seien daher transparent nachvollziehbar. Die Bundesregierung weise in
diesem Zusammenhang darauf hin, heißt es weiter in der Antwort, dass
es nicht Bestandteil der parlamentarischen Kontrollfunktion sei, frei
verfügbare Informationen durch die Bundesregierung zusammentragen und
anschaulich aufbereiten zu lassen. Eine Verpflichtung zur Erfassung
sämtlicher geführter Gespräche - einschließlich Telefonate - bestehe
nicht, und eine solche umfassende Dokumentation sei auch nicht
durchgeführt worden.

Wie die Bundesregierung weiter schreibt, haben die Fragesteller eine
Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen zu verschiedenen
Gesetzentwürfen gestellt. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle
sei angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen
Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe von einzelnen Fragen aus
Sicht der Bundesregierung erreicht. Sie gehe davon aus, dass dem
Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig durch die
Veröffentlichung der Gesetz- und Verordnungsentwürfe sowie der
Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung auf den Internetseiten der
jeweiligen Ressorts Genüge getan ist.

In ihrer Anfrage hatten die Abgeordneten geschrieben, grundsätzlich
seien der Austausch der Bundesregierung mit externen Dritten und
gegebenenfalls die Berücksichtigung der im Laufe der Erstellung von
Gesetzentwürfen geäußerten Stellungnahmen wichtig. Dies müsse nur für
den Bundestag als Gesetzgebungsorgan und nicht zuletzt auch für die
Öffentlichkeit ersichtlich sein. Der bloße Verweis auf den Vergleich
verschiedener Fassungen der Gesetzentwürfe der Bundesregierung
untereinander und mit den in der Verbändeanhörung eingegangenen
Stellungnahmen missachte das parlamentarische Fragerecht.

 * 

2. Arbeitsgruppe Digitaler Neustart

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Vor dem Hintergrund der Algorithmen-basierten
Auswertung von Verbraucherdaten prüft die Bundesregierung, welche
Maßnahmen sie auf nationaler und europäischer Ebene ergreifen sollte.
Wie sie in der Antwort (19/8929) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8378) schreibt, hat sie eine Datenethikkomission
eingesetzt, die binnen eines Jahres Leitlinien und Handlungsoptionen
in Bezug auf Algorithmen-basierte Entscheidungen, Künstliche
Intelligenz und den Umgang mit Daten entwickeln soll. Weiter heißt es
darin, die Algorithmen-basierte Auswertung von Verbraucherdaten, die
Bildung von Verbraucherprofilen und die Erstellung von Prognosen über
individuelles (Konsum-) Verhalten stellten - trotz der vielfältigen
damit verbundenen Chancen - ein Risiko für die individuelle
Handlungsfreiheit, Teilhabe, Chancengleichheit und Selbstbestimmung
der Verbraucherinnen und Verbraucher dar. Die Regierung werde zunächst
die Empfehlungen der Datenethikkommission abwarten, bevor sie eine
Bewertung der Beschlüsse der Justizministerkonferenz und der
Vorschläge anderer Institutionen und Einrichtungen vornimmt und ihre
Prüfung etwaigen gesetzgeberischen Handlungsbedarfs abschließt.

 * 

3. Personalmangel bei Gerichten

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Wie hoch der nicht gedeckte Personalbedarf bei
Staatsanwälten und Richtern sowie nicht richterlichem Personal bei
Gerichten und Staatsanwaltschaften ist und von welcher Entwicklung des
Personalbedarfs in den nächsten zehn Jahren die Bundesregierung
ausgeht, will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/8861) wissen. Darin heißt es, der Personalmangel an vielen
Gerichten und Staatsanwaltschaften sei in den vergangenen Jahren immer
stärker geworden. Auch der "Pakt für den Rechtsstaat" biete keine
längerfristige Perspektive. Es fehle die für eine sichere
Rechtsgewährleistung notwendige Analyse des langfristigen
tatsächlichen Personalbedarfs im Justizbereich, schreiben die
Fragesteller. Nötig seien in Zusammenarbeit mit den Ländern von
Bundesseite konkrete Maßnahmen.

 * 

4. Bekämpfung von Kinderehen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die Bekämpfung von Eheschließungen Minderjähriger
ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8907). Die
Abgeordneten fragen, wie die Bundesregierung trotz fehlender Daten die
Durchsetzung des Gesetzes zur Bekämpfung von Kinderehen sowie dessen
angekündigte Evaluierung gewährleistet. Nach Auffassung der
Fragesteller muss für die Feststellung der Wirksamkeit des Gesetzes
erhoben werden, wie viele Ehen seit Inkrafttreten des Gesetzes am 22.
Juli 2017 in Deutschland für unwirksam erklärt wurden, in denen
mindestens ein Ehegatte bei der Eheschließung im Ausland jünger als 16
Jahre war. Laut Auskunft der Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/3081) auf eine frühere Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2637)
ist ihr die Zahl der nach dem 21. Juli 2017 im Ausland geschlossenen
Ehen unter Beteiligung einer unter 16 Jahre alten Person nicht
bekannt.

 * 

5. Informationen zu Anis A. thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Speicherung von Informationen zu Anis A. und
seinem Umfeld" thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/8875). Wie die Fraktion darin ausführt, wird seit dem
Attentat auf den Weihnachtsmarkt am Berliner Breitscheidplatz vom 19.
Dezember 2016 "in der Öffentlichkeit und verschiedenen
Landesparlamenten und dem Bundestag um Aufklärung der Frage gerungen,
wie es zu diesem Anschlag kommen konnte". Inzwischen sei bekannt,
"dass der Attentäter und sein Umfeld schon weit vor dem Anschlag in
den Blick unterschiedlicher Polizeibehörden und Nachrichtendienste
gelangt waren".

Wissen wollen die Abgeordneten, welche einzelnen Informationen "wann
von welchen Behörden in welche ,inländischen' Datenbanken, die den
deutschen Polizeien und Sicherheitsbehörden zur Verfügung stehen,
betreffend den späteren Attentäter Anis A. eingepflegt" wurden. Auch
erkundigen sie sich unter anderem danach, welche deutschen Polizeien
und Sicherheitsbehörden unter welchen Voraussetzungen zu welchem
Zeitpunkt Zugriff auf diese Informationen hatten.

 * 

6. Von Anis A. genutzte Mobilfunkgeräte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Auswertung von Spuren im Zusammenhang mit dem
Attentäter vom Breitscheidplatz und seinem Umfeld" ist Thema einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8876). Darin erkundigt sich
die Fraktion danach, wie viele und welche Mobilfunkgeräte der spätere
Attentäter Anis A. "nach Kenntnis der Bundesregierung auch aufgrund
retrograder Auswertung von Mobilfunkdaten, Daten aus
Cloudspeicherdiensten oder ähnlichem" seit seiner Einreise nach
Deutschland genutzt hat. Auch will sie unter anderem wissen, welche
dieser Mobilfunkgeräte "der spätere Attentäter Anis A. nach Kenntnis
der Bundesregierung mit unterschiedlichen SIM-Karten respektive
Mobilfunknummern genutzt" hat.

 * 
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BUNDESTAG/8256: Heute im Bundestag Nr. 393 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 393

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 09.59 Uhr

1. Missbrauch des Abmahnrechts verhindern

2. Versorgungssicherheit nach Kohleausstieg

3. Transparenz von Strom-Vergleichsportalen

4. Industriestrategie der Bundesregierung

5. Reform des Wohngeldes

6. Wirkungen des Baukindergelds

7. Haltung von Wildtieren im Zirkus



1. Missbrauch des Abmahnrechts verhindern

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss sieht Handlungsbedarf, um den
Missbrauch des Abmahnrechts zu verhindern. In der Sitzung am Mittwoch
verabschiedete der Ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen von
CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen eine
Beschlussempfehlung an den Bundestag, eine Petition zu der Problematik
dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz "als
Material" zu überweisen. Die AfD-Fraktion hatte für das höhere Votum
"zur Berücksichtigung" plädiert.

Mit der Petition wird gefordert, dass vor einer zahlungspflichtigen
Abmahnung an Kleinunternehmer erst eine kostenfreie Mahnung
verpflichtend sein soll. Zur Begründung wird darauf verwiesen, dass
kleine Fehler der Unternehmer schnell und teuer abgemahnt würden.
Kleinunternehmern müsse aber die Möglichkeit gegeben werden, Fehler zu
korrigieren, da sie nicht - wie größere Unternehmen - über eine
anwaltliche Abteilung verfügten.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der
Petitionsausschuss unter Einbeziehung von Auskünften der
Bundesregierung: Das geltende Recht schütze bereits jetzt insbesondere
Kleingewerbetreibende vor missbräuchlichen wettbewerbsrechtlichen
Abmahnungen. Gemäß Paragraf 8 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes gegen den
unlauteren Wettbewerb (UWG) seien wettbewerbsrechtliche Abmahnungen
missbräuchlich und somit unzulässig, wenn diese vorwiegend dazu
dienten, gegen den Abgemahnten einen Anspruch auf Ersatz von
Aufwendungen oder Rechtsanwaltsgebühren entstehen zu lassen.

Nach Aussage der Bundesregierung mehrten sich jedoch die Anzeichen,
dass trotz der Regelung die Zahl der missbräuchlichen Abmahnungen
nicht zurückgegangen sei, heißt es in der Vorlage. Darin verweist der
Petitionsausschuss auch auf den Koalitionsvertrag von Union und SPD,
in dem festgeschrieben sei, den Missbrauch des bewährten Abmahnrechts
zu verhindern, beispielsweise durch die Einschränkung des "fliegenden
Gerichtsstandes", durch den sich die Kosten für die Betroffenen ohne
sachlichen Grund erhöhen könnten.

Der Petitionsausschuss hält die Petition für geeignet, in die
diesbezüglichen Diskussionen und politischen Entscheidungsprozesse
einbezogen zu werden und spricht sich daher mehrheitlich für eine
Materialüberweisung aus. Zugleich soll die Petition den Fraktionen des
Bundestags zur Kenntnis gegeben werden.

 * 

2. Versorgungssicherheit nach Kohleausstieg

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie die
Bundesregierung die Versorgungssicherheit in Deutschland beurteilt. In
einer Kleinen Anfrage (19/8995) verweisen die Abgeordneten auf
Aussagen etwa aus der Bundesnetzagentur, wonach der beschlossene
Ausstieg aus der Kernenergie zu Lasten der Versorgungssicherheit ging
und die Abhängigkeit von Stromimporten aus dem Ausland förderte. Ein
Ende der Kohleverstromung könnte die Lage verschärfen, fürchten die
Fragesteller.

 * 

3. Transparenz von Strom-Vergleichsportalen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Transparenz und Arbeitsweise von
Internet-Vergleichsportalen zu Strom und Gas geht es in einer Kleinen
Anfrage (19/8860) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten
nehmen Bezug auf die Insolvenz des Energieversorgers Bayerische
Energieversorgungsgesellschaft (BEV) und fragen nach einer
Mitverantwortung von Vergleichsportalen. Sie möchten wissen, welche
ordnungspolitischen Maßnahmen die Bundesregierung plant, um Nutzern
mehr Transparenz und einen umfassenden Marktüberblick zu gewähren.

 * 

4. Industriestrategie der Bundesregierung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
Industriestrategie der Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage
(19/9008) erkundigen sich die Abgeordneten nach konkreten Inhalten der
"Nationalen Industriestrategie 2030), einem Zeitplan sowie Daten und
weiteren empirischen Erkenntnissen, auf denen die geplanten Maßnahmen
fußen.

 * 

5. Reform des Wohngeldes

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
für Entwicklung und Reform des Wohgelds. Die Abgeordneten fragen
detailliert nach der Höhe der Mittel in den vergangenen Jahren,
Mietstufen in verschiedenen Städten und Folgen aus der Reform 2016.
Auch die besonderen Belange von Selbstständigen spielen in der Kleinen
Anfrage (19/8975) eine Rolle.

 * 

6. Wirkungen des Baukindergelds

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Details zu den Wirkungen des Baukindergelds stehen
im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/8867) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Die Abgeordneten möchten gezielt wissen, welche
Einkommensschichten von der politischen Maßnahme profitieren. Sie
interessieren sich auch für geographische Schwerpunkte und für die Art
von geförderten Vorhaben - also Kauf oder Neubau.

 * 

7. Haltung von Wildtieren im Zirkus

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt in einer
Kleinen Anfrage (19/8993) von der Bundesregierung Auskunft darüber,
wie viele mobile Zirkusbetriebe, Tierschauen, Varietés, separate
Dressurnummern oder ähnliche mobile Einrichtungen derzeit in
Deutschland als Gewerbe angemeldet sind. Darüber hinaus wollen die
Abgeordneten wissen, wie viele dieser Betriebe Wildtiere wie Affen,
Elefanten, Bären, Giraffen, Nashörner, Löwen, Tiger, Leoparden,
Flusspferde, Seelöwen, Zebras, Kängurus, Antilopen, Bisons, Vögel und
Reptilien halten.

 * 
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BUNDESTAG/8255: Heute im Bundestag Nr. 392 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 392

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 09.16 Uhr

1. Baustellen auf Bundesautobahnen

2. Zustand der Autobahnen und Straßen

3. Grüne fragen nach Start der Pkw-Maut

4. Aufhebung der Maut-Vergabe rechtmäßig

5. Zahl der Grünbrücken an Autobahnen



1. Baustellen auf Bundesautobahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für das Jahr 2018 wurden dem Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) 866 geplante Arbeitsstellen
auf Bundesautobahnen mit einer mittleren Länge von 3,18 km und einer
mittleren Dauer von 253 Tagen gemeldet. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/8789) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8241) hervor. Laut der Antwort wurden dem BMVI für das Jahr 2018
42 geplante Arbeitsstellen auf Bundesautobahnen mit der
Baubetriebsform 4 (24-Stunden-Betrieb) gemeldet.

In der Vorlage wird auch auf die vom BMVI veröffentlichte
"Längenstatistik der Straßen des überörtlichen Verkehrs" verwiesen,
nach der die Gesamtlänge des Autobahnnetzes zum 1. Januar 2018 in
Deutschland 13.009 km betrug. Die Geschwindigkeit sei auf rund 30
Prozent des deutschen Autobahnnetzes dauerhaft oder temporär durch
Verkehrszeichen oder durch Verkehrsbeeinflussungsanlagen begrenzt,
schreibt die Regierung in der Antwort weiter. Darüber hinaus werde die
Geschwindigkeit im Verlauf von Arbeitsstellen beschränkt.

 * 

2. Zustand der Autobahnen und Straßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über den Zustand der Fahrbahnen auf Bundesstraßen
und Autobahnen in Deutschland informiert die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/8800) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8397).
Die Regierung bezieht sich dabei auf die seit Anfang der 1990er Jahre
durchgeführte Zustandserfassung und -bewertung (ZEB). Dabei werden in
festgelegten Intervallen von vier Jahren im Wechsel Bundesautobahnen
oder Bundesstraßen mit schnell fahrenden Messfahrzeugen erfasst und
Eigenschaften der Fahrbahnoberfläche ermittelt.

Im Zuge einer anschließenden Wertesynthese werden laut Regierung die
Zustandswerte miteinander insbesondere zu einem Gebrauchswert und
einem Substanzwert verknüpft. Der Gebrauchswert setzt sich aus der
Griffigkeit sowie aus den Längs- und Querebenheitsmerkmalen zusammen
und beschreibt vor allem die Fahrsicherheit und den Fahrkomfort. In
den Substanzwert fließen neben den Längs- und Querebenheitsmerkmalen
auch die Substanzmerkmale (Oberfläche) ein. Er spiegelt den Zustand
einer Straßenoberfläche wider.

In Bezug auf den Gebrauchswert, der vor allem die Fahrsicherheit und
den Fahrkomfort widerspiegelt, befinden sich 11,7 Prozent der
Autobahnen und 5,7 Prozent der Bundesstraßen in einem sehr guten
Zustand. Bei 82,6 Prozent der Autobahnen und 79,1 Prozent der
Bundesstraßen besteht den Angaben zufolge kein besonderer
Handlungsbedarf. 4,8 Prozent der Autobahnen und 12,7 Prozent der
Bundesstraßen bedürfen einer intensiven Beobachtung und gegebenenfalls
einer Planung von Maßnahmen zur Verbesserung der
Gebrauchstauglichkeit. 0,8 Prozent der Autobahnen und 2,5 Prozent der
Bundesstraßen haben einen Gebrauchswert erreicht, bei dem die
Einleitung von verkehrsbeschränkenden oder baulichen Maßnahmen zeitnah
zu prüfen ist.

Mit Blick auf den Substanzwert, der den baulichen Zustand der Straße
wiedergibt, sind 17,9 Prozent der Autobahnen und 11,1 Prozent der
Bundesstraßen in einem sehr guten Zustand. Für 65 Prozent der
Autobahnen und 57,7 Prozent der Bundesstraßen besteht kein besonderer
Handlungsbedarf. Bei insgesamt 6,5 Prozent aller Streckenabschnitte
auf Bundesautobahnen und 13,4 Prozent der Bundesstraßen gibt der
Zustand Anlass zur intensiven Beobachtung der Strecken und
gegebenenfalls zur Planung von Maßnahmen zur Zustandsverbesserung. Bei
10,6 Prozent der Streckenabschnitte der Autobahnen und 17,7 Prozent
der Bundesstraßen ist die Durchführung von verkehrsbeschränkenden oder
baulichen Maßnahmen zu prüfen, wobei im Vorfeld immer eine
Schadensbegutachtung erfolgen sollte, heißt es in der Vorlage.

 * 

3. Grüne fragen nach Start der Pkw-Maut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wann die Pkw-Maut (Infrastrukturabgabe) in vollem
Umfang in Kraft tritt, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von
der Bundesregierung wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/8776)
erkundigen sich die Abgeordneten zudem, in welcher Art und Weise die
Bundesregierung das Lkw-Maut-System nutzen wird, um die
Infrastrukturabgabe zu erheben. Gefragt wird auch, welchen
finanziellen Umfang die einmaligen Einführungskosten der Pkw-Maut
haben.

 * 

4. Aufhebung der Maut-Vergabe rechtmäßig

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) vertritt die Auffassung, "dass die Aufhebung des
Vergabeverfahrens Lkw-Maut rechtmäßig ist und die Bieter deshalb
keinen Anspruch auf Entschädigung haben". Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/8794) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8289) hervor.

 * 

5. Zahl der Grünbrücken an Autobahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Zahl der Grünbrücken entlang der
Bundesautobahnen und Bundesstraßen in Deutschland erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8763). Der
Bau von Querungshilfen wie Grünbrücken gehöre seit einigen Jahren zu
den Maßnahmen des Straßenbaus zur Vermeidung übermäßiger
Lebensraumzerschneidung, schreiben die Abgeordneten. Von der
Bundesregierung wollen sie wissen, an wie vielen der Grünbrücken in
Deutschland ein systematisches wildbiologisches Monitoring
stattfindet. Gefragt wird auch, wie viele Kilometer Wildschutzzäune es
derzeit an den Bundesautobahnen und an den Bundesstraßen in
Deutschland gibt.

 * 
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BUNDESTAG/8254: Heute im Bundestag Nr. 391 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 391

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 08.45 Uhr

1. Transparente Gesetzgebung

2. Transparenz in der Gesetzgebung

3. Treffen Maaßens mit AfD-Politikern

4. Transaktionen mit Explosivgrundstoffen

5. Hilfen zur Rückkehr nach Syrien



1. Transparente Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8927)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8367), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Gesetzes zur Einführung einer Karte für Unionsbürger und
Angehörige des Europäischen Wirtschaftsraums mit Funktion zum
elektronischen Identitätsnachweis sowie zur Änderung des
Personalausweisgesetzes und weiterer Vorschriften" gefragt wurde.
Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind,
sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

2. Transparenz in der Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8926)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8364), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Zweiten Datenaustauschverbesserungsgesetzes" gefragt wurde.
Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind,
sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

3. Treffen Maaßens mit AfD-Politikern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Seit dem Jahr 2015 haben fünf Treffen des früheren
Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Hans-Georg Maaßen,
mit Politikern der AfD stattgefunden. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/8935) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8404) hervor.

 * 

4. Transaktionen mit Explosivgrundstoffen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, welche frei
erhältlichen Grundstoffe bei der Anfertigung von Sprengsätzen zur
Begehung von Straftaten in Deutschland nach Kenntnis der
Bundesregierung seit dem Jahr 2010 verwendet worden sind. Auch
erkundigt sich die Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8864) danach,
wie viele Meldungen verdächtiger Transaktionen mit
Explosivgrundstoffen die Ermittlungsbehörden von Bund und Ländern seit
dem Jahr 2010 erreichten. Ferner fragt sie unter anderem, in wie
vielen Fällen die Meldung einer verdächtigen Transaktion durch ein
Handelsunternehmen zu einem Ermittlungsverfahren führte, an dessen
Ende eine Verurteilung des Beschuldigten stand.

 * 

5. Hilfen zur Rückkehr nach Syrien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Positive Anreize für die Rückkehrhilfe nach Syrien
durch die Bundesregierung" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8862). Darin führt die Fraktion
aus, dass nach einem Bericht von "Foreign Policy" zwei aus Deutschland
nach Syrien zurückgekehrte Personen "Opfer von Verschwinden-Lassen
durch das Assad-Regime" geworden seien. Für mindestens einen der
Betroffenen seien dem Bericht zufolge Bundesmittel zur Refinanzierung
seiner Rückkehr zugesagt worden.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob und gegebenenfalls welche
Erkenntnisse der Bundesregierung zu den beiden im Artikel von "Foreign
Policy" beschriebenen Fällen vorliegen. Auch erkundigen sie sich
danach, in wie vielen Fällen seit 2015 Rückkehrhilfen für
rückkehrwillige Syrer, Eritreer, Jemeniten und Libyer gewährt oder
zugesagt wurden. Ferner fragen sie unter anderem, welche Kenntnisse
die Bundesregierung "über die Gründe der freiwillig Rückkehrenden für
eine Rückkehr nach Syrien, Jemen, Libyen und Eritrea" hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8253: Heute im Bundestag Nr. 390 - 09.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 390

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. April 2019, Redaktionsschluss: 16.27 Uhr

1. Linke will Bahnstrecken reaktivieren

2. Chinesisches Engagement in Europa

3. Stellungnahmen zum Fahrlehrergesetz

4. Schienenpersonenverkehr in Brandenburg

5. Haltung der Regierung zu eSport erfragt



1. Linke will Bahnstrecken reaktivieren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Die Linke spricht sich für die
Reaktivierung von Bahnstrecken aus. In einem Antrag (19/9076) fordert
sie die Bundesregierung auf, Gutachten zur Reaktivierung von
Eisenbahninfrastruktur erstellen zu lassen. Diese müssten nach
Auffassung der Abgeordneten auch innovative Betriebskonzepte,
Streckenanpassungen und gegebenenfalls Einsparmöglichkeiten
untersuchen, um lokalen Akteuren - bis hin zur Landkreis- und
Länderebene - die Reaktivierung zu ermöglichen.

Aus Gründen des Klimaschutzes sowie der sozialen und ökologischen
Nachhaltigkeit müsse die Bahn als Alternative zum Straßen- und
Flugverkehr ausgebaut werden, heißt es in dem Antrag. In den letzten
Jahrzehnten sei jedoch Eisenbahninfrastruktur in Qualität und
Quantität erheblich abgebaut worden. "Dieser Trend muss umgekehrt
werden", fordern die Parlamentarier. Dazu müssten zahlreiche
stillgelegte Strecken wieder reaktiviert werden, um bisher von der
Bahn abgekoppelte Regionen wieder an das Netz anzubinden und um eine
Redundanz durch mögliche Ausweichrouten zu schaffen. Statt einer rein
betriebswirtschaftlichen Berechnung einzelner Strecken müsse dabei
eine volkswirtschaftliche Betrachtungsweise des Nutzens angewandt
werden.

Daher soll die Regierung nach Ansicht der Linksfraktion einen von der
Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung zwischen Bund und Deutscher
Bahn AG (DB AG) (LuFV) unabhängigen Sonderfonds "Reaktivierung
Bürgerbahn" einrichten, aus dem Strecken und Güteranschlussgleise
reaktiviert, ausgebaut, neu gebaut und elektrifiziert werden können.
Zudem müsse ein Sonderfonds - zusätzlich zu den
Regionalisierungsmitteln - eingerichtet werden, aus dem die
Aufgabenträger im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) Verkehrsleistungen
auf reaktivierten Strecken für eine Probezeit von zunächst bis zu fünf
Jahren bestellen können, wird in dem Antrag verlangt.

Auch für den Transport von Gütern auf der Bahn könnten
Streckenreaktivierungen neue Möglichkeiten schaffen, "insbesondere
wenn dabei auch Güter-Anschlussgleise wiederhergestellt werden",
schreibt die Linksfraktion in der Begründung zu ihrem Antrag.
Schließlich spiele der Bahnanschluss oft eine wichtige Rolle im Fall
von touristisch interessanten Regionen und Orten sowie Kurorten. Das
Kappen der jeweiligen Strecken und das Schließen von Bahnhöfen sei in
solchen Orten vielfach bitter beklagt worden. Daher gebe es an vielen
der stillgelegten Strecken auch Initiativen, die sich für eine
Wiedereröffnung der Strecken einsetzen.

Neben der Wiedereröffnung bislang noch stillgelegter Strecken können
nach Ansicht der Abgeordneten auch Elektrifizierungsmaßnahmen einen
Qualitätssprung für den Bahnverkehr bedeuten. Die Wiedereröffnung
stillgelegter Strecken oder die Elektrifizierung vorhandener Strecken
nützten nicht nur dem Nah-, sondern auch dem Fern- und Güterverkehr,
"da solche wiedereröffneten Strecken in vielen Fällen zusätzliche
Ausweichmöglichkeiten abseits der Hauptstrecken schaffen, um auf
Streckensperrungen oder -überlastungen reagieren zu können".

 * 

2. Chinesisches Engagement in Europa

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/8799) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/8386) listet die Bundesregierung die im Rahmen
der EU-China Konnektivitätsplattform diskutierten europäischen
Projekte auf, an denen sich China finanziell beteiligt. Die neun
Straßenbau, Schienenbau- und Flughafenbauprojekte finden sich der
Vorlage zufolge in Serbien (5), Nordmazedonien (2), Albanien (1) und
Montenegro (1).

Weiter heißt es in der Antwort, das Ziel der "Nationalen
Industriestrategie 2030", deren Entwurf mit relevanten Beteiligten
derzeit umfassend konsultiert und abgestimmt werde, bestehe darin,
gemeinsam mit der Wirtschaft einen Beitrag zu leisten "zur Sicherung
und Wiedererlangung von wirtschaftlicher und technologischer
Kompetenz, Wettbewerbsfähigkeit und Industrie-Führerschaft auf
nationaler, europäischer und globaler Ebene in allen relevanten
Bereichen". Staatliches Handeln könne gemäß dem Entwurf der
Industriestrategie "nur ausnahmsweise, nur vorübergehend und nur in
Fällen von grundlegender Bedeutung in Betracht kommen, wenn sich alle
anderen Optionen als unzureichend erwiesen haben".

Nach Auffassung der Bundesregierung fördern offene Märkte, freie
Kapitalflüsse und Handel das Wachstum und den Wohlstand in Europa und
der Welt, heißt es in der Vorlage. Ausländische Direktinvestitionen
seien ein wesentlicher Treiber für Wertschöpfung und die Sicherung von
Arbeitsplätzen. Nach geltendem Außenwirtschaftsrecht könnten
Übernahmen nur beschränkt oder untersagt werden, "wenn sie die
öffentliche Ordnung und Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder
deren wesentliche Sicherheitsinteressen gefährden".

In der EU sei vorgesehen, künftig kritische Infrastrukturen, bestimmte
Technologien, Versorgungssicherheit und Zugang zu beziehungsweise
Kontrolle von sensitiven Informationen als Aspekte der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit zu definieren und die Eingriffsbefugnisse der
Mitgliedstaaten im Kontext unionsfremder Beteiligungen zu stärken,
schreibt die Bundesregierung. Das Prüfverfahren mit Blick auf
ausländische Investitionen liege in den Händen desjenigen
Mitgliedstaates, in dem das übernommene Unternehmen seinen Sitz hat.

 * 

3. Stellungnahmen zum Fahrlehrergesetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/8798) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8371) die
im Rahmen der sogenannten Verbändeanhörung zum Entwurf der
Bundesregierung für ein Gesetz zur Änderung des Fahrlehrergesetzes
eingegangenen Stellungnahmen auf. Die Auswahl der Beteiligung für die
Verbändeanhörung entsprechend Paragraf 47 Absatz 3 der Gemeinsamen
Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) sei auf Grundlage der
angenommenen Betroffenheit vom Inhalt des Referentenentwurfs erfolgt,
heißt es in der Vorlage. Die betroffenen Verbände seien beteiligt
worden.

Der Referentenentwurf habe im Rahmen der Ressortabstimmung sowie der
Länder- und Verbändeanhörung Änderungen erfahren, teilt die Regierung
mit. Es sei üblich und Sinn und Zweck dieser Beteiligungen, "dass die
vorgetragenen Argumente im Rahmen einer Gesamtabwägung und unter
Berücksichtigung der politischen Zielsetzung in die weiteren
Überlegungen zum Vorhaben einfließen können".

In den Vorbemerkungen zu der Antwort äußert die Bundesregierung Kritik
an den Fragestellungen der Linksfraktion, die sich unter anderem
danach erkundigt hatte, welche konkreten Regelungen oder Änderungen
aufgrund von welchen Vorschlägen welcher Dritter in den Gesetzentwurf
aufgenommen sein worden. Parlamentarische Kontrolle von Regierung und
Verwaltung verwirkliche den Grundsatz der Gewaltenteilung, schreibt
die Bundesregierung. Die Gewaltenteilung stelle aber nicht nur den
Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen Kontrolle dar.
Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle, "nicht
administrative Überkontrolle". Parlamentarische Kontrolle könne die
Regierungsfunktion auch stören und bedürfe daher der Begrenzung auf
ein funktionsverträgliches Maß, schreibt die Regierung unter Berufung
auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.

Die Linksfraktion habe eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren
Auswahl soweit erkennbar als eher zufällig erscheine. Die Grenze zur
administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. "Die
Bundesregierung geht davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Fragesteller künftig durch die Veröffentlichung der Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan ist",
heißt es in den Vorbemerkungen zu der Antwort.

 * 

4. Schienenpersonenverkehr in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Verkehrsinfrastruktur des
Schienenpersonenverkehrs im Land Brandenburg erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8757). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie viele Verkehrsstationen die Deutsche
Bahn AG (DB AG) in Brandenburg betreibt und wie viele dieser
Verkehrsstationen über einen barrierefreien Zugang verfügen. Gefragt
wird auch, ob es Pläne gibt, Bahnhöfe und Verkehrsstationen der DB AG
im Land Brandenburg stillzulegen.

 * 

5. Haltung der Regierung zu eSport erfragt

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Haltung der Bundesregierung zum eSport
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8769).
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche Möglichkeiten die
Bundesregierung sieht, eSport den Status der Gemeinnützigkeit zu
ermöglichen. Gefragt wird auch, ob innerhalb der Bundesregierung
unterschiedliche Auffassungen dazu vorhanden sind, "ob und inwieweit
eSport als Sport zu verstehen ist".

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1843: Regierungspressekonferenz vom 8. April 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 8. April 2019

Regierungspressekonferenz vom 8. April 2019

Themen: Besuch der britischen Premierministerin in Berlin,
Enteignung von Wohnungsunternehmen, Situation in Libyen, Düngeverordnung,
angebliche russische Einflussversuche auf einen Bundestagsabgeordneten,
EU-Asylverfahrensrichtlinie, Klage der sächsischen AfD-Fraktion gegen die
Bundesregierung wegen der Ernennung von Annette Schavan zur Botschafterin
im Vatikan, Bau eines Militärkrankenhauses in Ramstein, Verteidigungsetat
der Bundesrepublik Deutschland, Treffen der britischen Premierministerin
mit dem französischen Staatspräsidenten in Paris,
Geordnete-Rückkehr-Gesetz, Besuch des Präsidenten der Ukraine, Einsatz
PFC-haltigen Löschschaums bei der Bundeswehr, "Fridays for Future",
bevorstehender EU-China-Gipfel, Nahostkonflikt, Status des vom
venezolanischen Interimspräsidenten ernannten diplomatischen Vertreters in
Deutschland, mögliche Initiative Deutschlands im VN-Sicherheitsrat gegen
den Einsatz von Uranmunition, mögliche Aufnahme eines pränatalen Bluttestes
auf Trisomie und andere Erbkrankheiten in den Leistungskatalog der
gesetzlichen Krankenkassen, Abschiebung eines vietnamesischen
Ehepaars


Sprecher: StS Seibert, Grünewälder (BMI), Adebahr (AA), Kall (BMJV),
Fähnrich (BMVg), Kübler (BMU), Bürgelt (BMEL), Kolberg (BMF), Eichler
(BMWi), Buser (BMVI), Ewald (BMG)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Als Erstes habe ich eine Entschuldigung für mein Zuspätkommen
abzugeben.

Dann habe ich eine Terminankündigung für morgen: Die Bundeskanzlerin wird
morgen Mittag um 12 Uhr die britische Premierministerin im Bundeskanzleramt
empfangen. Das Thema ahnen Sie. Ob und wie die beiden die Presse
unterrichten werden, werden wir Ihnen dann noch zu gegebenem Zeitpunkt
sagen.

Frage: Herr Seibert, auf wie groß schätzt die Bundeskanzlerin die Chancen
dafür ein, am Mittwoch noch zu einer Verständigung zu kommen, die einen 
No-Deal-Brexit verhindert? Was genau kann bei einem solchen Gespräch
herauskommen?

StS Seibert: Ich möchte weder dem Gespräch der Bundeskanzlerin mit
Premierministerin May morgen im Kanzleramt noch den Beratungen des
Europäischen Rats am Mittwoch vorgreifen. Es gibt jetzt aus unserer Sicht
auch keinen Grund dafür, hier Vermutungen oder Prozentschätzungen
abzugeben.

Es ist im Grunde so, wie ich es Ihnen am Freitag gesagt habe: Der Brief der
Premierministerin an Donald Tusk als dem Präsidenten des Europäischen Rats
wird geprüft. Er ist die Grundlage der Beratungen der EU-27 am Mittwoch,
und diesen Beratungen werde ich nicht vorgreifen.

Frage: Sie können natürlich nicht inhaltlich vorgreifen, aber in welcher
Rolle sieht sich denn Deutschland in dieser Situation genau? Es hat ja fast
schon Tradition, dass Theresa May, wenn eine mögliche Schlussentscheidung
ansteht, auch nach Berlin kommt. Sieht sich Deutschland da als Berater, als
Alliierter an der Seite? Können Sie das einfach umreißen?

StS Seibert: Die Bundesrepublik Deutschland ist einer der künftig dann 27
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Das heißt, es sind 27. Es war uns
immer sehr, sehr wichtig, dass die Einigkeit und die Einheit dieser 27 in
dem ganzen Diskussionsprozess über die Folgen des britischen Referendums
gewahrt bleiben. Genau in diesem Geiste wird die Bundeskanzlerin auch
morgen die Gespräche führen.

Frage: Das geht in eine ähnliche Richtung, weg von der Institution: Das ist
ja auch eine Beziehung zwischen Personen, und wir wissen aus der deutschen
Geschichte, wie wichtig das manchmal sein kann. Können Sie die Rolle und
die Art der persönlichen Verbindung mit dem politischen Amt skizzieren, die
die Kanzlerin dabei einnimmt? Das ist ja morgen auch ein demonstrativer
Akt, wie immer man das sieht.

StS Seibert: Ich fürchte, in dem Sinne, in dem Sie es sich jetzt wünschen,
werde ich das nicht skizzieren können. Die Bundeskanzlerin führt dieses
Gespräch. Sie hat sehr viele Gespräche mit der britischen Premierministerin
über dieses Thema geführt. Wir führen die Gespräche mit Großbritannien -
ich glaube, das gilt auch für die EU-27 insgesamt - erstens im Geiste des
Respekts vor einer demokratischen Entscheidung, die in Großbritannien mit
diesem Referendum gefällt worden ist, und zweitens in dem Geiste, dass es
unser Anliegen ist, ein so enges und freundschaftliches und
partnerschaftliches Verhältnis mit Großbritannien wie irgend möglich auch
nach dem Austritt zu haben.

Frage: Ist der Vorschlag des Ratspräsidenten Tusk hinsichtlich einer langen
Verlängerung um ein Jahr oder vielleicht sogar länger für die
Bundeskanzlerin gleichermaßen wie die Bitte der Premierministerin um
Verlängerung bis Ende Juni Grundlage der Beratung?

StS Seibert: Auf jeden Fall ist der Brief der Premierministerin Grundlage
der Beratungen. Alles Weitere kann ich hier nicht vorhersagen, und das
werde ich auch nicht tun.

Frage: Herr Seibert, kann man denn die Tatsache, dass dieses Treffen morgen
stattfinden wird, auch als Hinweis darauf werten, dass dieser Brief
möglicherweise noch Fragen offengelassen hat, die jetzt besprochen werden
müssen? Sonst könnte man nämlich sagen, dass man sich ohnehin am Mittwoch
in Brüssel treffen wird und dann auf Basis dieses Briefes miteinander reden
kann.

StS Seibert: Ja, das wird natürlich in Brüssel auch stattfinden.
Nichtsdestotrotz gibt es doch immer gute Gründe dafür, in einer so
schwierigen und auch brisanten Situation wie der, in der sich
Großbritannien und die EU-27 jetzt, wenige Tage vor dem Erreichen einer
ersten Frist, befinden, miteinander zu reden.

Frage: Herr Seibert, beabsichtigt die Bundeskanzlerin denn, vor den
Beratungen am Mittwoch und auch vor dem Treffen der EVP-Regierungschefs
noch einmal mit einzelnen Mitgliedern des Rats zu sprechen, insbesondere
mit dem französischen Staatspräsidenten?

StS Seibert: Wenn es Gespräche gibt, über die es zu informieren gilt, dann
sage ich Bescheid.

Grundsätzlich hat sich die Bundeskanzlerin über dieses Thema mit all ihren
europäischen Regierungschefkollegen und -kolleginnen ausgetauscht. Sie war
zuletzt, wie Sie gesehen haben, in Dublin und hat mit dem natürlich
besonders betroffenen irischen Premierminister darüber gesprochen. Das ist
ohnehin unsere Politik: enger Austausch mit allen Verbündeten und allen
europäischen Partnern, damit wir als EU-27 die Geschlossenheit bewahren,
die wir bisher an den Tag gelegt haben.

Zusatzfrage: Trügt denn der Eindruck, dass der französische Präsident und
die Bundeskanzlerin vor diesem Gipfel am Mittwoch recht unterschiedliche
Signale aussenden? Der französische Präsident sagt nämlich sehr klar, dass
er die Möglichkeiten eigentlich als erschöpft ansieht, während die
Bundeskanzlerin eher betont, um jeden Preis oder sofern es möglich ist
einen No-Deal-Brexit zu verhindern.

StS Seibert: Ihre Eindrücke kann ich ja hier nun schlecht kommentieren. Die
EU-27 müssen geschlossen sein, wenn sie eine Entscheidung darüber treffen,
ob es möglicherweise, wie die britische Premierministerin vorschlägt, eine
weitere Verlängerung gibt oder nicht. Geschlossenheit und Einstimmigkeit in
dieser Frage ist im Rat der europäischen Staats- und Regierungschefs
notwendig. Das war bisher immer der Fall, und natürlich werden wir das
Unsere dazu beitragen, dass das auch am Mittwoch der Fall sein wird.

Frage: Können Sie verraten, auf wessen Initiative dieses Treffen morgen
stattfinden wird?

StS Seibert: Nein, da gilt mein Standardsatz, der aber auch sehr wahr ist,
dass ein solches Treffen zustande kommt, wenn sich beide Seiten dazu
verabreden.

Frage: An das Innenministerium: Wie bewerten Sie den Vorschlag des 
Grünen-Chefs Robert Habeck, als Ultima Ratio gegen Wohnungsnot Enteignungen des
Bestandes großer Wohnungsgesellschaften anzustreben? Halten Sie das für
grundgesetzkonform?

Grünewälder: Der Minister hat sich dazu gestern relativ dezidiert geäußert.
Er hat gesagt, wenn ich das wiederholen darf: "Enteignung ist keine
zielführende Antwort, sondern Bauen, Bauen, Bauen." Das ist unsere Linie.

Die Bundesregierung hat seit März 2018 auch schon eine Vielzahl von
Maßnahmen eingeleitet, um in den Wohnungsbau zu investieren und die
Bezahlbarkeit des Wohnens zu sichern. Es gab, wie Sie sich erinnern werden,
einen Wohngipfel im September 2018. Dabei wurde eine historisch
beispiellose Wohnraumoffensive von Bund, Ländern und Kommunen auf den Weg
gebracht, die wir jetzt abarbeiten. Wir haben in dieser Bundesregierung die
Situation, dass wir allein für den sozialen Wohnungsbau, das Baukindergeld,
das Wohngeld und eine Städtebauförderung auf Rekordniveau mehr als 13
Milliarden Euro zur Verfügung stellen. Insofern ist unsere Linie, die
Baumaßnahmen voranzutreiben und Bauland zur Verfügung zu stellen. Das
Baukindergeld habe ich gerade schon erwähnt. Da haben wir die ersten
Abflüsse zu verzeichnen. Das ist also bereits ein guter Erfolg. Das ist
unsere Linie, nicht das Thema Enteignung.

StS Seibert: Vielleicht darf ich für die Bundeskanzlerin kurz hinzufügen,
dass auch sie die Enteignung von Wohnungskonzernen nicht für ein geeignetes
Mittel zur Linderung der Wohnungsnot hält. Es ist der Bundeskanzlerin und
allen Vertretern der Bundesregierung sehr bewusst, dass der Bedarf an
bezahlbarem Wohnraum vor allen in wachsenden Städten und vor allem in
Ballungsräumen groß und ein großes Thema für die Menschen ist und dass die
Mieten und die Immobilienpreise eine Belastung darstellen, gerade für die
Bezieher unterer und mittlerer Einkommen. Aber die Antwort darauf, der
Schlüssel für bezahlbaren Wohnraum, ist nicht Enteignung, sondern ist eben,
eine ausreichende Anzahl von Wohnungen zur Verfügung zu haben. Dafür sieht
der Koalitionsvertrag eine Vielzahl von Maßnahmen vor. Der Kollege hat
davon ja gerade einige genannt.

Frage: Nun steht die Enteignungsoption ja im Grundgesetz. Können Sie etwas
dazu sagen, wie das Verfahren wäre, damit eine grundgesetzkonforme
Überführung von Privateigentum in öffentliches Eigentum stattfinden könnte?

Kall: Das kann ich Ihnen nicht abschließend sagen. Sie sagen völlig zu
Recht, dass Artikel 14 und Artikel 15 des Grundgesetzes den
verfassungsrechtlichen Rahmen vorgeben. Eine Enteignung kann immer nur
durch Gesetz erfolgen. Man kennt das ja beispielsweise von Stromtrassen.
Man muss zwingend eine Entschädigung vorsehen. Das ist der
verfassungsrechtliche Rahmen.

Aber was in Artikel 14 Absatz 2 des Grundgesetzes auch steht, ist "Eigentum
verpflichtet", und das hat auch die Bundesjustizministerin immer wieder
gesagt. Daran müssen sich auch Investoren und Spekulanten halten. Wir
konzentrieren uns auf das, was wir zu bezahlbarem Wohnraum beitragen
können, und wir haben da auch schon eine ganze Menge gemacht. Der Kollege
hat schon einiges aus dem Bereich des Wohnungsbaus genannt.

In unserem Bereich gibt es den Mieterschutz. Das Mieterschutzgesetz gilt
seit dem 1. Januar. Es hat die Modernisierungskosten erstmals mit fixen
Quoten gedeckelt und die Mietpreisbremse ausgeweitet. Jetzt geht es darum,
die Regelungen zur Mietpreisbremse auch um weitere fünf Jahre zu
verlängern. Dazu hat die Justizministerin die Einführung des
Bestellerprinzips beim Immobilienkauf vorgeschlagen, um gerade Familien zu
entlasten, die Immobilien kaufen. Darüber hinaus hat sie auch immer gesagt:
Das beste Mittel gegen steigende Mieten ist es, mehr Wohnungen zu bauen.
Das betrifft vor allen Dingen den sozialen Wohnungsbau.

Zusatzfrage: Es gibt jetzt aus dem parlamentarischen Raum auch den
Vorschlag, die Enteignungsoptionen aus dem Grundgesetz zu streichen, da sie
obsolet geworden seien. Ich will Sie gar nicht dazu auffordern, das zu
kommentieren. Aber sind das Artikel, die so einfach mit einer
Zweidrittelmehrheit zu streichen wären?

Kall: Artikel 14 des Grundgesetzes, die Eigentumsgarantie, ist ein
Grundrecht. Das ist sicherlich ein elementares Prinzip des
Verfassungsrechts. Dazu gehört die Verpflichtung "Eigentum verpflichtet".
Ich will das überhaupt nicht bewerten. Es gibt eine Ewigkeitsklausel im
Grundgesetz, Artikel 79 Absatz 3. Darunter fallen dann vor allen Dingen
Artikel 1 und Artikel 20, die Menschenwürde und die elementaren Prinzipien
unseres Staates. Alles Weitere mag Gegenstand der politischen Debatte sein.
Aber Artikel 14 des Grundgesetzes ist ein Grundrecht.

Frage: Herr Seibert, hat die Bundesregierung eigene Kenntnis über
französische Unterstützung für General Haftar in Libyen?

Sieht sich Deutschland angesichts der Tatsache, dass Deutschland es als
Vorsitzender des UN-Sicherheitsrats nicht geschafft hat - das ist ja wenig
überraschend -, den Sicherheitsrat auf eine Linie zu bringen, was Libyen
angeht, jetzt dazu aufgefordert, innerhalb der EU zu vermitteln, um alle 
EU-Partner hinter der UN-gestützten Regierung zu vereinen?

StS Seibert: Ich werde meine Kollegen aus dem Auswärtigen Amt gleich
bitten, auch noch etwas zu Einzelheiten zu sagen. Man muss ja feststellen,
dass sich die Situation in Libyen seit unserer Erklärung am Freitag nicht
geändert hat, jedenfalls nicht in die von uns gewünschte beziehungsweise
geforderte Richtung. Offensichtlich ist es so, dass die Kämpfe zwischen den
regierungstreuen Milizen aus Westlibyen und den Einheiten und Milizen des
Generals Haftar weitergehen. Eine schriftliche Presseerklärung des 
UN-Sicherheitsrats ist wegen eines russischen Einspruchs verhindert worden.

Für uns bleibt es dabei, dass wir die Bemühungen des UN-Generalsekretärs
und die Bemühungen seines Sondergesandten Salamé mit allem, was wir tun
können, unterstützen, um erstens eine weitere Eskalation zu vermeiden und
zweitens eben doch den politischen Prozess fortzusetzen. Deswegen bleibt es
bei unserem dringenden Appell insbesondere an General Haftar und seine
sogenannte Libysche Nationale Armee, militärische Operationen sofort zu
stoppen und auch die rhetorische Eskalation sein zu lassen. Das ist leider
auch heute noch der Stand der Dinge. Wir sind noch nicht sehr viel weiter;
das ist wahr.

Adebahr: Wie tun wir das? Wie operationalisieren wir das? - Wir haben sehr
dafür geworben, und das passiert gerade in diesen Minuten in Luxemburg,
dass das Thema heute beim EU-Außenministerrat angesprochen und besprochen
wird. Sie haben nämlich recht: Eine einheitliche EU-Position ist dabei eine
Sache, an der wir arbeiten und die ganz wichtig ist.

Zu Ihrer ersten Frage: Ich habe keine Erkenntnisse darüber. Aber es ist
richtig: Wir wollen dort als EU möglichst geschlossen auftreten. Wir werden
darüber auch noch einmal mit unseren französischen Partnern in Paris
sprechen, und wir werden auch noch einmal mit unseren italienischen
Partnern sprechen. Das sind ja bekanntermaßen zwei Länder, die in dem
Libyen-Dossier auch eine wichtige Rolle spielen.

Die zweite Dimension eröffnet sich in New York im Sicherheitsrat, wo wir in
diesem Monat den Vorsitz innehaben. Da werden wir im Laufe der Woche noch
einmal sehr intensiv darüber nachdenken, ob und wie dieses Thema noch
einmal im Sicherheitsrat von uns aufzubringen und zu behandeln ist. Das
werden wir mit Salamé, der sich noch in Tripolis befindet, eng abstimmen,
um eben die Ziele, die Herr Seibert ausgeführt hat - Waffenstillstand und
Weiterarbeiten an der Möglichkeit, diese nationale Konferenz abzuhalten -,
weiter zu unterstützen. Das heißt, wir sind auf vielen verschiedenen Ebenen
mit vielen verschiedenen Partnern unterschiedlich im Gespräch, und im Laufe
der Woche werden wir sehen, wie es in New York weitergehen wird.

Zusatzfrage: Aber hatte die Bundesregierung auch in der Vergangenheit
eigene Kenntnisse von französischer Unterstützung für General Haftar oder
nicht?

Adebahr: Ich kann da für das Auswärtige Amt nichts berichten.

StS Seibert: Ich kann dazu jetzt auch nichts beitragen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium. Es gibt ja
jetzt schon eine Debatte darüber, ob man eine UN-mandatierte
Friedensmission für Libyen brauche, um die Lage dort zu befrieden oder Ruhe
hineinzubringen. Vor dem Hintergrund, dass die Bundeswehr ja immer wieder
sagt "Wir sind schon der zweitgrößte Truppensteller innerhalb der Nato, und
wir sind an Kapazitätsgrenzen gestoßen", frage ich: Ist oder wäre die
Bundeswehr derzeit in der Lage, sich an einer solchen Mission zu
beteiligen? Wenn ja, in welchem Umfang?

Frau Adebahr, unterstützt die Bundesregierung eine solche Forderung nach
einer Friedensmission in Libyen?

Fähnrich: Die politische Einordnung ist ja gerade erfolgt, und ich möchte
mich an dieser Stelle eigentlich nicht an Spekulationen über den Einsatz
der Bundeswehr beteiligen. Sie wissen, dass gerade militärische Einsätze
der Streitkräfte immer auf rechtlichen oder politischen Verträgen
beziehungsweise Vereinbarungen und Beschlüssen basieren. Mehr möchte ich an
dieser Stelle zu diesem Zeitpunkt auch nicht dazu sagen.

Adebahr: Politisch ist es so, dass es unser Ziel ist, wie wir schon
formuliert haben, einen Waffenstillstand hinzubekommen und Herrn Salamé bei
der Einberufung einer nationalen Konferenz zu unterstützen, um diesen
politischen Prozess in Gang zu bringen. Das ist auch das, was wir in den
nächsten Tagen vorhaben und woran wir arbeiten.

Sie sprechen eine nach Kapitel 7 mandatierte Resolution des Sicherheitsrats
an. Ich empfehle immer wieder, sich auch einmal durchzulesen, was die
Voraussetzungen für eine Kapitel-7-Mission des Sicherheitsrats wären.
Unsere Ziele für diese Woche und die kommenden Tage haben wir, glaube ich,
dargelegt.

Frage: Ich würde gern genau da anschließen. Frau Adebahr, ist es denn so,
dass die Rolle Deutschlands als Mitglied im UN-Sicherheitsrat - und in
diesem Monat auch als Vorsitz - dazu führt, dass man sich für solche
Möglichkeiten eher als sonst bereithalten muss? Sie haben es ja
beschrieben. Das ist jetzt ein längerer Weg. Aber würde die Bundesregierung
und Deutschland signalisieren, wenn es denn zu so einer Mission käme, dann
wäre Deutschland dabei?

Adebahr: Das ist eine sehr, sehr hypothetische Frage die wir, glaube ich,
hier heute nicht beantworten. Es gibt die Möglichkeit, im Sicherheitsrat zu
beraten. Es gibt verschiedene Wege dazu. Ich habe heute auch gelesen - das
trifft natürlich auch zu -, dass es ein VN-Sanktionsregime gibt. Also wir
sind mit Herrn Salamé in Kontakt. Wir schauen uns die weitere
Lageentwicklung an und werden das Bestmögliche tun, um es in New York, in
Brüssel und bilateral mit unseren europäischen Partnern voranzubringen,
dass es in die Richtung geht, die wir uns wünschen.

Frage: Zwei Fragen an Frau Adebahr.

Zum einen: Trifft es zu, dass das russische Veto im Sicherheitsrat gegen
eine schriftliche Erklärung damit begründet wurde, die USA hätten sich
geweigert, einen russischen Änderungsantrag, der alle Seiten zum Verzicht
auf militärische Aktionen aufforderte, zu unterstützen oder zu übernehmen?
Wenn ja, warum ist das so? Wäre es nicht sinnvoll, tatsächlich alle Seiten
zum Verzicht auf militärische Aktionen zu bewegen oder aufzufordern?

Zum Zweiten - das ist jetzt eine offene Frage an das
Verteidigungsministerium -: Es gab ja die Verbindung zur libyschen
Küstenwache im Hinblick auf Schleuser usw. Gibt es irgendwelche
Auswirkungen dieses Konflikts auf diese Aktivitäten? Ich muss das so vage
fragen. Ich weiß es nicht besser.

Adebahr: Zu Ihrer ersten Frage: Das waren Beratungen im Sicherheitsrat, die
eben nicht in einer öffentlich zugänglichen Erklärung gemündet sind.
Deswegen will ich das nicht weiter im Detail kommentieren.

Ich will vielleicht so viel sagen: Es ist natürlich schon so, dass gerade
Herr Haftar auf Tripolis marschiert. Insofern gab es da jetzt keine
Einigung. Aber wir wollen weiter gern daran arbeiten, den Weg des
Optimismus und der Zusammenarbeit zu gehen, auch mit unseren russischen
Partnern dort weiter im Gespräch zu bleiben und zu einer möglichst
konstruktiven und einheitlichen Meinung in dem Dossier zu kommen.

Fähnrich: Zu Ihrer vagen Frage: Die europäische Mission Sophia beinhaltete
auf der einen Seite das Bekämpfen der Schleuser, auf der anderen Seite das
Ausbilden der Küstenwache. In dieser Ausbildung ging es darum: Wie fährt
man Boote zur See? Wie navigiert man? Wie rettet man Menschen? Wie
repariert man Anlagen? - Es ging auch um Ausbildung in Völkerrecht und
Menschenrecht. Das ist ein großes Paket gewesen. Einen Zusammenhang kann
ich da jetzt nicht erkennen.

Frage: Meine Frage geht in eine ähnliche Richtung wie die Frage von dem
Kollegen. Herr Seibert hat ja ausgeführt, dass diese Resolution von
Russland abgelehnt wurde. De facto gab es ja den Wunsch nach Änderungen,
die dann von der US-amerikanischen Seite abgelehnt wurden. Mich würde
interessieren: Wie verhält sich denn die Bundesrepublik Deutschland zu
diesen Änderungswünschen von Seiten der Russischen Föderation? Hat sie sie
ebenfalls wie die USA abgelehnt?

Adebahr: Ich glaube, soweit ich die Frage der Beratung gestern im
Sicherheitsrat beantworten konnte, habe ich es getan. Im Übrigen war es
keine Resolution, sondern eine Presseerklärung.

Frage: Ich hätte eine Frage zur Düngeverordnung, und zwar sowohl an das BMU
als auch an das Landwirtschaftsministerium.

Zunächst an das BMU: Es findet ja heute ein Treffen im
Landwirtschaftsministerium zur Düngeverordnung statt. Nimmt die
Umweltministerin teil? Was erwartet sie sich von dem Treffen? Welche
weiteren notwendigen Maßnahmen angesichts der kommenden strengeren Vorgaben
auf EU-Ebene erwartet sich das Umweltministerium?

Kübler: Zunächst zu Ihrer Frage zur Teilnahme am heutigen Nitratgipfel im
Landwirtschaftsministerium: Die Ministerin wird nicht dabei sein. Die
Einladung ist einfach zu kurzfristig erfolgt. Unser parlamentarischer
Staatssekretär Florian Pronold wird dabei sein.

Was wir uns erwarten, ist klar: Wir wollen das Grundwasser schützen, und
wir wollen in ganz Deutschland sauberes Trinkwasser zu erschwinglichen
Preisen. Das geht nur mit strengeren Düngeregeln. Es geht darum, dass
weniger Dünger in die Umwelt gelangt. Das ist die Maßgabe der Europäischen
Kommission, um die europäischen Nitratgrenzwerte einzuhalten. Deswegen sind
die laufenden Gespräche jetzt auch so wichtig. Natürlich werden diese auch
sehr genau in Brüssel beobachtet.

Schließlich wollen wir keine Strafzahlungen an die EU leisten. Niemand
innerhalb der Bundesregierung kann daran Interesse haben. Denn es geht bei
den Strafzahlungen um Steuergeldverschwendung.

Zusatzfrage: Wo liegt denn da der Dissens in dem, was vom
Landwirtschaftsministerium geplant ist?

Kübler: Wir sind mit dem Landwirtschaftsministerium ständig im Austausch.
Am Wochenende und heute wird darüber gesprochen. Es gibt diverse Gespräche
auf Fachebene. Über die Details möchte ich mich jetzt nicht äußern.

Aber es liegt in Brüssel ein Vorschlag vor - Stichwort 20 Prozent
Unterdüngung -, der nicht ausreicht, um die Nitratgrenzwerte einzuhalten.
Das heißt, wir müssen deutlich darüber hinaus gehen. So gehen wir jetzt als
Umweltministerium in die Verhandlungen.

Zusatzfrage: Ich würde gern das Landwirtschaftsministerium direkt noch
einmal fragen, was denn die nächsten geplanten Schritte sind? Bis wann wird
sich die Landwirtschaftsministerin entschieden haben, welche Maßnahmen sie
für richtig hält?

Bürgelt: Wie es mein Kollege aus dem Umweltministerium schon gesagt hat:
Wir befinden uns dazu in Gesprächen. Heute am frühen Nachmittag wird ein
weiteres Gespräch stattfinden. Wir klären dabei weitere Details. Von daher
nenne ich jetzt - das kann ich auch gar nicht - keine weiteren Zeitpläne.

Zusatzfrage: Kann man schon irgendeinen Ausblick geben, welche Maßnahmen
möglicherweise in ungefähr welchem Zeitraum erörtert werden?

Bürgelt: Wie es der Kollege schon gesagt hat und wie wir es in der letzten
Woche betont haben: Das Ziel ist klar. Wir müssen das Grundwasser schützen.
Das ist für alle Beteiligten klar. Daran ist auch allen Beteiligten
gelegen. Über die Ausgestaltung müssen wir reden. Das geht heute Nachmittag
weiter. Den Gesprächen kann und werde ich nicht vorgreifen.

Frage: Es gibt Berichte über besonders intensive Kontakte eines
Bundestagsabgeordneten zu Russland. Mich würde freuen, wenn die
Bundesregierung, ein Sprecher der Kanzlerin oder einer der Ministerien,
sich dazu äußern würde.

Aber bevor Sie mich zum Bundestag verweisen, würde ich gern eine allgemeine
Frage stellen: Betrachtet die Bundesregierung eine ausländische mediale
oder finanzielle Unterstützung eines Bundestagsabgeordneten als einen
Versuch, Einfluss auf die Wahlen auszuüben? Ich meine zum Beispiel die
bevorstehenden Wahlen zum Europaparlament.

StS Seibert: Ich kann für die Bundesregierung sagen, dass wir die
Berichterstattung natürlich zur Kenntnis genommen haben. Soweit Sie jetzt
nach der Haltung deutscher nachrichtendienstlichen Kreise dazu fragen, muss
ich Sie dann doch auf den Deutschen Bundestag verweisen. Ich möchte hier
auch diesen Einzelfall, über den berichtet worden ist, nicht bewerten.

Zusatzfrage: Deswegen frage ich ja allgemein, nicht bezogen auf diesen
Fall. Sollte jetzt ein ausländischer Staat einen Abgeordneten des
Bundestages medial oder finanziell unterstützen, gilt das nach Ansicht der
Bundesregierung als ein Versuch, auf die Wahlen einzuwirken - so, wie zum
Beispiel durch Hackerattacken oder Bots?

StS Seibert: Ich halte solche pauschalen Aussagen jetzt nicht für sehr
zielführend. Der Bundestag hat ja klare Regeln. Da, wo es Vermutungen,
Verdächtigungen oder auch Vorwürfe gibt, sind sie zu prüfen - und sie
werden vom Deutschen Bundestag auch entsprechend geprüft.

Frage: Ich bitte das Innen- und das Justizministerium um eine Stellungnahme
und einen Kommentar zu dem Bericht im "Spiegel", wonach die Umsetzung oder
Änderung der Asylverfahrensrichtlinie in Brüssel wegen eines Dissenses
Ihrer beiden Häuser ins Stocken gekommen ist. Können Sie uns das erläutern,
was daran ist, wie aus Ihrer Sicht der Stand des Verfahrens ist, das ja -
wenn ich richtig informiert bin - noch vor der Europawahl zu einem
Abschluss gebracht werden sollte.

Grünewälder: Uns ist daran gelegen, dass dieses Verfahren noch vor der
Europawahl zum Abschluss kommt. Wir hatten in der letzten Woche eine
Sitzung in Brüssel, in der wir aufgrund der Kürze der Abstimmung nicht
sprechfähig waren. Das ist richtig.

Aber wir sind hier auf gutem Wege und tragen das Unsere dazu bei, damit
dieser Prozess zeitnah abgeschlossen wird.

Kall: Für das Justizministerium kann ich auch nur sagen, dass wir da, was
die Haltung der Bundesregierung angeht, in laufender und enger Abstimmung
mit dem BMI sind. Für uns ist klar und war immer klar, dass wir keine
verpflichtenden Grenzkontrollen an deutschen Grenzen wollen. Das ist
sicherlich ein inhaltlicher Punkt, der da eine Rolle spielt. Dies und alles
Weitere ist Gegenstand der laufenden Abstimmung.

Zusatzfrage: Dann würde ich das Innenministerium noch einmal bitten das zu
kommentieren, nämlich diesen Punkt der verpflichtenden Grenzkontrollen oder
der Verpflichtung der Mitgliedstaaten zu Kontrollen.

Grünewälder: Ich kann nur das wiederholen, was ich gesagt habe. Wir sind
hier auf gutem Wege. Wir haben ein Interesse daran, dass das Verfahren
schnellstmöglich abgestimmt und abgeschlossen wird. Daran arbeiten wir.
Mehr möchte ich dazu im Moment nicht sagen.

Frage: Auch noch einmal die Frage: Wie geht es weiter? Ist es zu halten,
dass es zu einer Entscheidungsfindung vor den Wahlen kommen soll?

Grünewälder: Ich kann nur das wiederholen, was ich gerade gesagt habe. Wir
arbeiten daran und sind da hoffnungsvoll.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert: Die AfD-Fraktion Sachsen hatte hier
gerade eine Pressekonferenz. Sie erstatten Anzeige wegen Untreue gegen das
Kabinett der Kanzlerin wegen der Berufung von Annette Schavan als 
Vatikan-Botschafterin im Jahr 2014. Sie begründen das damit, dass der Personalrat
des Auswärtigen Amtes darauf hingewiesen habe, sie hätte das Amt nicht
ausüben dürfen, weil ihr der Doktortitel und damit auch ein akademischer
Abschluss entzogen worden sei. Würden Sie das kommentieren?

StS Seibert: Nein, das ist das Erste, was ich jetzt höre. Das scheint ja
auch gerade erst stattgefunden zu haben. Das würde ich mir gern etwas
genauer anschauen, bevor wir gegebenenfalls noch einmal darauf
zurückkommen.

Frage: Die USA arbeiten derzeit am Bau des größten US-Militärkrankenhauses
außerhalb der USA auf ihrer Luftwaffenbasis in Ramstein. Allein die
Planungskosten dafür belaufen auf über 150 Millionen Euro und werden
komplett aus Bundesmitteln finanziert. Mich würde zunächst interessieren:
Aus welchem Budgettopf wird das denn bezahlt? Ich denke einmal, das
Finanzministerium könnte da ein Ansprechpartner sein.

Kolberg: Das müsste ich nachreichen. Das würde ich mir ansehen.

Zusatzfrage: Das heißt, dem Finanzministerium ist nicht bewusst, dass aus
Bundesmitteln die kompletten Planungskosten für das Krankenhaus in Ramstein
bezahlt werden?

Kolberg: In unserem Haushalt werden 360 Milliarden Euro ausgegeben. Jeder
Einzelposten in Höhe von 100 Millionen Euro ist mir nicht bekannt.

Frage: Ich hätte eine Frage zu den Verteidigungsausgaben. Es ist ja
bekannt, dass US-Präsident Trump ständig die zwei Prozent von Deutschland
fordert. Kanzlerin Merkel hat sich auf 1,5 Prozent verständigt. Das wurde
in den letzten Tagen immer wieder auch gegenüber den amerikanischen
Partnern so bestätigt. Außenminister Maas hatte das kurz vor den
Feierlichkeiten in der letzten Woche auch noch einmal gesagt, dass es dabei
bleibt. Auch Nato-Generalsekretär Stoltenberg hat in einem 
"Spiegel"-Interview gesagt, dass ihm nicht bekannt wäre, dass dieses Ziel nicht
erreicht werden kann. Nun ist es aber so, dass der Haushaltsplan von
Finanzminister Olaf Scholz ab 2023 voraussichtlich Ausgaben in Höhe von
1,23 bis 1,26 Prozent vorsieht. Nun wollte ich fragen, wie das
Finanzministerium zu diesem Widerspruch steht.

Kolberg: Mir ist jetzt kein Widerspruch bekannt. Der Minister hat die
Eckwerte für den Haushalt 2020 vorgestellt. Da ist eine Erhöhung der
Ausgaben vorgesehen. Auf diesem Weg wollen wir in der mittelfristigen
Finanzplanung weitergehen, die sich sozusagen weiter von dem
Haushaltstermin oder dem Haushaltsgesetz des kommenden Jahres entfernt. Es
ist üblicherweise so, dass man da sehr vorsichtig plant. Das hat der
Minister auch wiederholt erklärt. Wir haben aber eine Trendwende bei diesen
Ausgaben eingeleitet. Wir haben immer wiederholt, dass wir zu unseren
Verpflichtungen stehen.

Ich nenne Ihnen vielleicht einmal zwei Zahlen. Als der Haushalt für 2018
das erste Mal in 2014 aufgerufen wurde, waren damals 33 Milliarden Euro für
den Verteidigungshaushalt veranschlagt. Am Ende wurden es 38,5 Milliarden
Euro. Das Gleiche für den Haushalt 2019: Als er 2015 das erste Mal in der
Planung aufgerufen wurde, waren es 35 Milliarden Euro. Jetzt stehen wir bei
43,2 Milliarden Euro. Das ist natürlich keine Garantie, dass das genauso
weitergeht.

Was ich damit sagen möchte, dass sich bei den Haushaltsverhandlungen selber
die entsprechenden Größen und die entsprechenden Haushalte
herauskristallisieren und sich finalisieren.

Frage: Herr Seibert, noch einmal zu dem Thema, das wir ganz am Anfang
hatten: Da gibt es einen neuen Sachstand. Jetzt heißt es, dass Frau May
morgen Abend auch noch Herrn Macron in Paris trifft. Da ist meine Frage, ob
das zwischen Paris und Berlin so abgestimmt ist, was man sich ja vorstellen
könnte.

StS Seibert: Das ist ein neuer Sachstand, den Sie haben, aber nicht ich.
Aber es ist gut möglich, dass die Premierministerin auch noch andere
europäische Hauptstädte, konkret Paris, ansteuert. Es wird dann mit
Sicherheit - wie es gute Übung ist - auch zwischen Deutschland und
Frankreich vor- oder nachbereitet.

Frage: Eine Frage an das BMI: Welche Auswirkungen erwartet Ihr Haus vom
Geordnete-Rückkehr-Gesetz beziehungsweise was wird daran tatsächlich
hilfreich sein, um tatsächlich mehr Abschiebungen zu realisieren?

Grünewälder: Dazu kann ich gern ausführen. Sie wissen, das Gesetz befindet
sich in der Ressortabstimmung. Es wird im Moment zwischen den Häusern
abgestimmt. Deswegen nur einige Eckdaten: Wir haben die Situation, dass wir
2018 ungefähr 31 000 gescheiterte Rückführungen haben. Es gab ungefähr 26
000 erfolgreiche Rückführungen. 90 Prozent der Rückführungen scheiterten
noch vor der Übergabe der Bundesländer an die Bundespolizei.

Also wir haben hier eine Situation, von der wir sagen: Hier müssen wir
herangehen. Denn der Staat muss die Gesetze und Regeln, die er hat, auch
durchsetzen. Das gehört zu rechtsstaatlichen Verfahren. Das 
Geordnete-Rückkehr-Gesetz setzt hier an. Wir wollen, dass Behörden und Gerichte die
Ausreisepflicht künftig effektiver vollziehen können. Ich kann hier drei
Punkte hervorheben.

Erstens ist zu beobachten, dass die Rückführung oft daran scheitert, dass
keine Reisedokumente vorliegen. Deswegen enthält der Gesetzentwurf eine
Regelung, dass Ausreisepflichtige alles Zumutbare tun müssen, um einen Pass
zu beschaffen. Das ist auch jetzt schon so, aber wer selbst ein
Ausreisehindernis schafft, der enthält nach dem Gesetzentwurf zukünftig
keine Duldung mehr, sondern einen neuen Titel, eine sogenannte
Ausreiseaufforderung. Das ist ein Vorschlag.

Zweitens. Wenn es einen Abschiebungstermin gibt, so ist vorgesehen, dass
wir dazu kommen wollen, dass wir ein wenig von dem Trennungsgebot abweichen
und auch ermöglichen, dass es möglich ist, Abzuschiebende in Haftanstalten
unterzubringen - aber getrennt von Strafhäftlingen, das hat also keine
Mischung zur Folge.

Das Dritte ist, dass wir auch die Ausweisungsregelungen verschärfen wollen.

Wie gesagt, das ist noch in der Ressortabstimmung, und wir sind guter
Hoffnung, dass die bald abgeschlossen sein wird.

Zusatzfrage: Es gibt ja generell nicht so wahnsinnig viel Platz in
Gefängnissen. Wenn man dann sagt, dass man diese Abzuschiebenden getrennt
von Straftätern unterbringen muss: Wie realistisch ist es denn,
Ausreisepflichtige tatsächlich in Gefängnissen unterzubringen?

Grünewälder: Sie haben recht, dass es eng ist, aber wir haben ja die
Situation, dass wir erfolgreicher sein müssen, was Rückführungen angeht. Da
ist eben zu beobachten, dass wir, wenn die Ausreisepflicht feststeht, auch
auf diese Möglichkeit zurückgreifen müssen. Deswegen wollen wir hier die
gesetzlichen Grundlagen schaffen, und die müssen dann seitens der Länder in
die Praxis umgesetzt werden. Das ist ein Kraftakt, das wissen wir, aber
trotzdem sollte man hier zu Fortschritten kommen. Das ist unsere
Auffassung.

Frage: Herr Grünewälder, es gab ja in der vergangenen Woche verschiedene
Treffen in verschiedener Zusammensetzung: Teile des Kabinetts,
Einzelgespräche für dieses Thema und für die anderen Fragen zur Neuordnung
des Asylrechts, also zum Beispiel auch die Frage des Asylprozessrechts und
andere Gesetzgebungsverfahren, die gerade in der Pipeline sind. Können Sie
konkret sagen, was dabei herausgekommen ist, oder können Sie ansonsten
allgemein sagen - diese Frage geht vielleicht auch an Herrn Kall -, ob da
über Pakete gesprochen wurde und ob ein Zeitplan vorgelegt wurde?

Grünewälder: Ich kann dazu sagen, dass wir innerhalb der Bundesregierung in
einem guten Austausch über diese Gesetzentwürfe sind und gute Hoffnung
haben, dass die bald den nächsten Verfahrensschritt erreichen.

Kall: Dem kann ich eigentlich nichts hinzufügen. Sie haben völlig recht,
dass es eine Vielzahl von Gesprächen auf verschiedenen Ebenen gibt. Gerade
auch die Fachleute sind dazu in sehr engem Austausch und verhandeln das
unter Hochdruck. Zum Zeitplan müssen Sie den Federführer fragen.

Frage: Herr Seibert, gibt es einen besonderen Anlass für den Besuch des
ukrainischen Präsidenten am Freitag bei der Kanzlerin? Ist das ein
Abschiedsbesuch oder will die Kanzlerin ihm Wahlhilfe für die zweite Runde
anbieten?

StS Seibert: Wir haben am Freitag - ich weiß nicht, ob Sie da waren -
relativ ausführlich darüber gesprochen, weil Kollegen von Ihnen ähnliche
Fragen gestellt haben. Präsident Poroschenko ist der Präsident der Ukraine -
 ein Land, das uns außenpolitisch seit mehreren Jahren so intensiv
beschäftigt wie wenige andere. Das gilt, glaube ich, für das Auswärtige Amt
genauso wie für die Bundeskanzlerin und das Kanzleramt. Es gibt eine
Vielzahl von konkreten Themen, die natürlich zu besprechen sind. Dazu zählt
alles, was unter dem Dach der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen läuft.
Wir haben die Situation an der Straße von Kertsch. Wir haben die sehr
unbefriedigende Situation, dass immer noch eine Zahl von ukrainischen
Seeleuten in russischer Gefangenschaft sind, die auf den aufgebrachten
Schiffen waren.

Das ist der Grund dafür, dass es Gespräche gibt: weil wir in einem
permanenten Austausch von Informationen und Meinungen zur Ukraine sind. Was
Sie vermuten, ist es nicht. Denn natürlich sehen wir die Entscheidungen
ganz klar bei den Bürgerinnen und Bürger der Ukraine, die im zweiten
Wahlgang den Präsidenten wählen werden, der ihnen als der richtige
erscheint, um ihr Land in eine gute Zukunft zu führen. Ich habe für die
Bundesregierung erklärt: Ganz unabhängig davon, wie diese demokratische
Entscheidung ausgeht, wird die Bundesregierung an der Seite der
reformorientierten Ukraine stehen.

Frage: Ist vorgesehen, dass am Freitag im Umfeld des Gespräches eine
Presseinformation, ein Pressegespräch stattfindet, um mögliche Ergebnisse
zu kommunizieren?

StS Seibert: Wie am Freitag angekündigt: gemeinsame Pressekonferenz um 14
Uhr.

Zusatz: Hatte ich überhört, ich bitte um Entschuldigung.

StS Seibert: Macht ja gar nichts.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Fähnrich zum gesundheitsgefährdenden
Stoff PFC, der auch von der Bundeswehr bis zum Jahr 2011 in Löschschaum
verwendet wurde. Nach Recherchen von "report München" und BR lag der
Bundeswehr 2012 schon Kenntnis über die gesundheitsschädigende Wirkung vor,
die Bevölkerung wurde aber nicht informiert. Warum war das so?

Fähnrich: Mein Kenntnisstand darüber ist, dass es eines der wenigen
Löschmittel ist, die wirklich effektiv sind, und dass die Bundeswehr nicht
die Einzige ist, die die entsprechenden Löschmittel verwendet. Alles andere
verwendet sich, glaube ich, gerade auf der regionalen Basis. Wir haben dazu
auch ihrem Sender gegenüber schon viele Antworten gegeben, und das, was wir
da geschrieben haben, war auch sehr ausführlich.

Zusatz: Aber trotzdem bleibt doch der Umstand, dass es sehr
gesundheitsgefährdend ist, und je früher die Bevölkerung darüber informiert
wird, dass das Mittel zum Beispiel auch ins Grundwasser eintreten könnte,
desto früher könnte man sich auch schützen.

Fähnrich: Da haben Sie recht. Da gibt es natürlich verschiedene
Auffassungen. Wir sind natürlich darauf bedacht, dass ein Einsatz immer
auch im Einklang mit der Gesundheit und mit entsprechenden
Gefährdungsstufen ist. Auf der anderen Seite muss man hier aber auch
betrachten, dass, wenn entsprechende Feuer ausbrechen, diese auch mit
geeigneten Mitteln gelöscht werden müssen, und nach meiner Kenntnis gibt es
zurzeit kaum Alternativen dazu. Man ist dabei, neue Sachen zu entwickeln.
Sollte ich da einen neuen Kenntnisstand haben, werden wir uns noch einmal
bei Ihnen melden.

Zusatzfrage: Das Mittel wird also auch jetzt noch immer angewendet?

Fähnrich: Das müsste ich noch nachreichen.

Frage: Ich würde mich gerne an das Bundesumweltministerium, das
Wirtschaftsministerium und das Verkehrsministerium wenden. Es geht um
Forderungen, die "Fridays for Future" Deutschland heute aufgestellt haben,
darunter mittelfristige Forderungen wie Kohleausstieg bis 2030, 100 Prozent
erneuerbare Energieversorgung bis 2035, Netto-Null-Emissionen bis 2035.
Akut wird bis Ende dieses Jahres das Ende der Subventionen für fossile
Energieträger, das Abschalten eines Viertels der Kohlekraft und die
Erhebung einer CO2-Steuer auf alle Treibhausgasemissionen gefordert. Da
würde ich gerne um Stellungnahme/Kommentar/Reaktion bitten.

Eichler: Ich kann gerne anfangen. - Die konkreten Forderungen sind mir
jetzt nicht bekannt, aber ganz allgemein ist es natürlich so, dass Minister
Altmaier hinter den Klimazielen steht. Der Bundestag hat letzte Woche das
Netzausbaubeschleunigungsgesetz verabschiedet. Damit ist ein weiterer
wichtiger Schritt auf dem Weg zur Erreichung der Klimaziele getan. Herr
Altmaier hat außerdem Eckpunkte zur Strukturpolitik vorgelegt, und das ist
ein Schritt zur Umsetzung der Maßnahmen der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel, Beschäftigung". Das ist ja ein großer Komplex, der auch zur
Beendigung der Kohleverstromung eingeleitet wurde, also auch ein wichtiger
Schritt und ein Beitrag zum Klimaschutz. Wir sind, glaube ich, dabei, schon
ganz gut etwas zu tun, und sind jetzt vor allem dabei, die weiteren
Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel, Beschäftigung"
umzusetzen.

Kübler: Ich kann mich dazu leider nicht im Einzelnen äußern, weil ich diese
Punkte noch nicht kenne. Vieles dreht sich um die Kohle, um den
Strukturwandel. Da haben wir einen sehr tragfähigen Kompromiss, einen
Konsens, einen Beschluss der Kolleginnen und Kollegen, der von einem
breiten gesellschaftlichen Konsens getragen ist. Den will die
Bundesregierung eins zu eins umsetzen. Insofern kollidiert das etwas mit
den Zielen, die ich jetzt von Ihnen gehört habe, aber im Einzelnen möchte
ich die jetzt noch nicht bewerten.

Buser: Ich kann auch nur allgemein antworten, dass wir natürlich Maßnahmen
unterstützen, die die Mobilität von Personen und Gütern ermöglichen und
gleichzeitig helfen, die Klimaschutzziele zu erreichen. Die sind für uns
sehr wichtig, und auch wir arbeiten als Verkehrsministerium natürlich
daran, die Klimaschutzziele zu erreichen.

Zusatzfrage: Gerade was die bis Ende 2019 geforderten Sofortmaßnahmen
angeht, hätte ich gerne eine grundsätzliche Einschätzung. Für wie
realistisch halten Sie das?

Buser: Die konkreten Forderungen liegen mir nicht vor, deswegen ist es für
mich jetzt natürlich schwierig, die im Einzelnen zu kommentieren. Natürlich
gibt es auch allgemeine Themen, die im Rahmen des Klimakabinetts diskutiert
werden müssen.

Frage: Morgen findet in Brüssel der EU-China-Gipfel statt, und schon am
Freitag gibt es noch einen China-Gipfel mit europäischen Ländern, nämlich
im 16+1-Format, in Dubrovnik. Was sind für Deutschland die wichtigsten
Themen morgen beim EU-China-Gipfel in Brüssel? Spielt Deutschland
irgendeine Rolle beim zweiten Gipfel am Freitag in Dubrovnik? Wie verstehen
Sie die Strategie von China, zwei Gipfel in einer Woche durchzuführen?
Versucht China vielleicht, Europa zu teilen - wie wir in den USA sagen:
"Divide and conquer"?

StS Seibert: Ich kann ja einmal anfangen. - Nach meinen Informationen ist
Deutschland bei dem 16+1-Gipfel nicht vertreten; das waren wir auch bei den
bisherigen Gipfeln nicht. China ist für uns in Europa, für uns in
Deutschland ein immens wichtiger Handelspartner. Die Bundeskanzlerin hat
sich gerade in jüngster Zeit auch wieder dazu geäußert. Sie hat gesagt,
dass sie in der deutschen EU-Präsidentschaft in der zweiten Hälfte 2020
einen sogenannten Vollgipfel, also einen Gipfel der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union mit China, durchführen möchte und dazu nach Deutschland
einlädt. Das zeigt ja, wie wichtig es ist, mit China als Partner zu
sprechen und gleichzeitig bei den Diskussionen mit China auch die
europäische Einigkeit zu bewahren.

Das ist vielleicht einmal der Versuch einer ersten Antwort. Das Thema, das
Sie abfragen, ist natürlich so groß, dass wir dazu hier jetzt eine Stunde
lang sprechen könnten - ich glaube nicht, dass Sie das wollen.

Adebahr: Ich kann vielleicht noch hinzufügen, dass der Ministerpräsident Li
Keqiang heute einen Gastbeitrag in einer deutschen Tageszeitung
veröffentlicht hat. Die Themen, die er dort anspricht - das liegt ja auf
der Hand -, sind auch ganz wichtige Themen, die wir im Umgang mit China
sehen, nämlich zum Beispiel die Frage von Investitionen, die Frage des
Abbaus von Marktzugangsbarrieren oder eben auch die Notwendigkeit einer
Reform der WTO - einer Organisation, die uns allen sehr wichtig ist. Das
sind natürlich Themen, die uns als EU beschäftigen.

Uns ist eine gemeinsame EU-Position in Richtung China wichtig. Ich verweise
Sie da gerne auch noch einmal auf den "EU-China Strategic Outlook" der
Europäischen Kommission - ich glaube, vom 18. oder 12. März. Das ist ein
Dokument der Europäischen Kommission für Europa, in dem wichtige Fragen im
Umgang mit China thematisiert und aufgeworfen werden. Das ist ein ganz
lohnendes Dokument; vielleicht schauen Sie da noch einmal hinein.

StS Seibert: Vielleicht lohnt es sich für Sie auch noch - darauf würde ich
Sie gerne verweisen -, noch einmal nachzulesen, was die Bundeskanzlerin
nach dem Gespräch in Paris mit Präsident Macron und Kommissionschef Juncker
sowie dem chinesischen Präsidenten Xi Jinping in der Pressekonferenz gesagt
hat und wie sie das europäisch-chinesische Verhältnis da charakterisiert
hat: Es ist ein Verhältnis von Zusammenarbeit und es ist auch ein
Verhältnis von Konkurrenz - aber einer Konkurrenz im Sinne dessen, dass
China, das technologisch so enorme Schritte gemacht hat, uns herausfordert
und uns auch antreibt, selber innovativ und leistungsstark zu bleiben. Die
Herausforderungen, die natürlich bestehen - Öffnung der Märkte in China
usw. -, gilt es auch zu bearbeiten, aber eben möglichst in einer geeinten
europäischen Weise.

Frage: An das Auswärtige Amt zur Ankündigung Benjamin Netanjahus, im Fall
seiner Wiederwahl Teile der Westbank zu annektieren: Ist das mit
internationalem Recht vereinbar? Was würde es für die Zwei-Staaten-Lösung
bedeuten? Wäre die ohne diese Teile noch realisierbar?

Adebahr: Lassen Sie mich zunächst einmal sagen, dass wir als
Bundesregierung sehr besorgt sind über Berichte, nach denen das oberste
Planungskomitee in Israel in der letzten Woche den Bau und Ausschreibungen
von weiteren tausenden neuen Wohneinheiten in Siedlungen im Westjordanland
genehmigt habe. Die Bundesregierung wie auch die Partner in der
Europäischen Union betrachten die Siedlungen in den palästinensischen
Gebieten - das ist eine lange Position - als völkerrechtswidrig und als
eines der Haupthindernisse für die Möglichkeit einer zwischen Israel und
den Palästinensern zu verhandelnden Zwei-Staaten-Lösung.

Die Bundesregierung sieht auch die geplanten Zwangsräumungen und Abrisse
von Häusern unter anderem in den Ostjerusalemer Stadtteilen Scheich
Dscharrah und Silwan mit großer Sorge. Das gilt auch für die Lage um das
von Räumung bedrohte Dorf Chan al-Ahmar. Sollten sich diese Berichte
bestätigen, dann sähe die Bundesregierung darin eine weitere Unterminierung
einer Lösung des seit Jahrzehnten andauernden Konflikts.

Wir appellieren daher an die israelischen Behörden, auch auf alle Schritte
zu verzichten, die eine Zwei-Staaten-Lösung erschweren oder unmöglich
machen; denn wir stehen weiter fest zu den international vereinbarten
Prinzipien einer verhandelten Friedenslösung. Jüngst geäußerte Pläne einer
einseitigen Annexion von Teilen des Westjordanlandes stünden dazu klar im
Widerspruch.

Zusatzfrage: Palästinenservertreter haben auf Netanjahus Ankündigung
reagiert und haben gesagt, die Weltgemeinschaft - vor allem die USA - würde
solche Sachen damit, dass sie sie straffreie stelle, ermöglichen. Was sagen
Sie zu dieser Position? Sehen Sie Sanktionsmöglichkeiten gegenüber, wie Sie
sagen, völkerrechtswidrigen Annexionen? Wäre die Bundesregierung oder
Bundesrepublik gegebenenfalls bereit, an einem zukünftigen Friedensplan
nach den Wahlen in Israel mitzuwirken?

Adebahr: Ich sehe die Intention Ihrer Frage, aber sie bleibt dennoch, so
möchte ich sagen, schwer spekulativ.

Wir haben die jüngsten Äußerungen in Israel, die im Wahlkampf getätigt
wurden, zur Kenntnis genommen. Unsere Position dazu für heute habe ich
dargelegt.

Frage: Erwägt die Bundesregierung, ihre Funktion als Vorsitzland des
Weltsicherheitsrates zu nutzen, um in diesem Thema aktiv zu werden?

Adebahr: Ich denke, unsere Position ist klar. Wenn diese Themen in den
Vereinten Nationen zur Sprache kommen - das geschieht in der
Generalversammlung und auch im Sicherheitsrat -, dann vertreten wir sie
dort.

Frage: Am Donnerstag findet in der Konrad-Adenauer-Stiftung eine
Veranstaltung mit dem vom selbst ernannten Präsidenten Guaidó entsandten
diplomatischen Vertreter Otto Gebauer statt. In dem Einladungstext ist die
Rede von dem venezolanischen Botschafter, und es wird der Eindruck erweckt,
als sei Otto Gebauer bereits von der Bundesrepublik als Botschafter
anerkannt. Bisher war die Kommunikation hier in der BPK ja eine andere.

Könnte das Auswärtige Amt noch einmal Stellung dazu beziehen, wie es die
Position von Otto Gebauer und seine Funktion in Deutschland bewertet?

Adebahr: Ich denke, angesichts der fortgeschrittenen Zeit müssen wir alle
uns dazu nicht wiederholen. Wir haben uns dazu geäußert, und an unserer
Position hat sich nichts geändert.

Zusatzfrage: In der Konrad-Adenauer-Stiftung gibt es ja nun einmal diese
Veranstaltung, in der der Eindruck erweckt wird, Otto Gebauer sei von der
Bundesrepublik anerkannt worden. Dazu sollte sich das Auswärtige Amt ja
verhalten und mir sagen können, ob die Bundesrepublik Otto Gebauer als
Botschafter und Vertreter von Juan Guaidó anerkennt oder nicht.

Adebahr: Erstens kommentiere ich hier keine Veranstaltungen, die ich nicht
kenne.

Zweitens haben wir unsere Position zu Herrn Gebauer hier klar dargelegt,
und sie hat sich nicht geändert.

Frage: Frau Adebahr, gibt es Pläne, dass sich Deutschland im 
UN-Sicherheitsrat für ein Verbot des Einsatzes von Uranmunition einsetzen
beziehungsweise dieses Ziel verfolgen wird?

Adebahr: Deutschland ist grundsätzlich ein Land, das im Bereich der
Kampfmittelräumung und im Bereich der Minenräumung sehr, sehr aktiv ist.
Wir können Ihnen dazu gern auch noch Material zusenden. Wir machen dazu
weltweit Projekte und bringen uns bei diesem Thema wirklich ein. Ich kann
Ihnen aus dem Stehgreif im Moment nicht von einer "getableten"
Sicherheitsratssitzung dazu berichten. Aber natürlich ist Munitionsräumung
und Minenräumung in allen Facetten ein Thema, mit dem wir uns schon sehr
lange und sehr intensiv befassen.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Gesundheitsministerium. Es geht um
den Bluttest auf Trisomie und andere Erbkrankheiten. Was ist denn der
aktuelle Stand in der gesamten Entscheidungsfindung in der Frage, ob es von
den Kassen bezahlt wird oder nicht? Geht Ihr Haus davon aus, dass der Test
von den Kassen bezahlt wird?

Ewald: In der Debatte gehen eigentlich immer zwei Aspekte durcheinander.
Der eine ist die grundsätzliche Entscheidung, ob man solche Tests zulässt.
Diese Frage ist beantwortet; die entsprechenden Tests sind auf dem Markt.
Im Übrigen gibt es schon seit dem Jahr 1975 eine invasive
Fruchtwasseruntersuchung, die bereits im Leistungskatalog der Krankenkassen
ist.

Ob der neue, risikoärmere Test am Ende von den Krankenkassen bezahlt wird -
das ist die Kernfrage -, wird momentan im Bewertungsverfahren des
Gemeinsamen Bundesausschusses behandelt. Das wird nicht durch das
Bundesgesundheitsministerium festgelegt, sondern durch den Gemeinsamen
Bundesausschuss.

Eine ganz andere Frage ist, ob solche Tests grundsätzlich und auch unter
ethischen Gesichtspunkten verantwortbar sind. Diese Debatte läuft momentan
im Deutschen Bundestag. Dazu wird in dieser Woche eine Debatte stattfinden.
Insofern ist auch das keine Frage, die durch unser Haus beantwortet wird.

Das sind die beiden Aspekte, die man dabei trennen muss. Das kann ich Ihnen
sozusagen als Diskussionsstand mitteilen.

Zusatzfrage: Wenn der Gemeinsame Bundesausschuss empfiehlt, dass die
Krankenkassen das übernehmen, könnte das durch eine politische Entscheidung
des Deutschen Bundestages verhindert werden?

Ewald: Ich kann der Debatte nicht vorgreifen. Das ist ja eine
grundsätzliche Frage. Ich habe Ihnen geschildert, dass es ein invasives
Verfahren und ein deutlich risikoärmeres nicht invasives Verfahren gibt.
Dieses ist momentan schon auf dem Markt, aber als Selbstzahlerleistung. Das
heißt, es kostet 130 Euro und muss bisher von den Patienten selbst gezahlt
werden. Die Frage ist, ob es Kassenleistung wird. Wenn es Kassenleistung
wird, dann werden die Kosten von den gesetzlichen Krankenkassen erstattet.
Das ist die Debatte.

Die Diskussion zur ethischen Frage wird jetzt im Parlament geführt. Welchen
Ausgang sie nehmen wird, wird man abwarten müssen.

Frage: Frau Adebahr, können Sie uns ein Update zur Situation des
vietnamesischen Dissidenten Nguyuang HNhân geben? Inwieweit verfolgt die
Bundesregierung, wie es ihm ergeht? Er wurde ja abgeschoben. Dagegen gab es
viele Proteste. Er ist bei Ankunft sofort verhört worden.

Adebahr: Darüber haben wir uns in der vergangenen Regierungspressekonferenz
recht ausführlich unterhalten. Das war Freitag. Demgegenüber habe ich
keinen neuen Stand. Vielleicht könnten Sie dort noch einmal hineinschauen.

Montag, 8. April 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 8. April 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-8-april-2019-1598892

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
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AUSSEN/1890: Menschenrechtsverletzungen in China müssen bei jedem Austausch Thema sein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. April 2019

JENSEN: Menschenrechtsverletzungen in China müssen bei jedem
Austausch Thema sein



Zum Bericht von Amnesty International zur Todesstrafe erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende
des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Dass die Anzahl der dokumentierten Hinrichtungen weiter zurückgeht,
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass in über 50 Staaten weltweit
noch die Todesstrafe verhängt wird. Besonders China bleibt ein
Problemfall: Das Land gibt keine offiziellen Zahlen heraus, es werden
jedoch nach Schätzungen tausende Menschen hingerichtet. Das ist ein
Vielfaches der dokumentierten Hinrichtungen weltweit. Für die
FDP-Fraktion ist klar: Die Menschenrechtsverletzungen Chinas müssen
bei jedem bi- oder multilateralen Austausch Thema sein. Zudem muss
die Bundesregierung gemeinsam mit den europäischen Partnern stärker
auf Gespräche über die Menschenrechtslage drängen. Wir müssen uns zum
Ziel setzen, dass diese unmenschliche Strafe endlich weltweit
abgeschafft wird."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/1612: Europa muss nach der Wahl handlungsfähig bleiben


FDP-Pressemitteilung vom 10. April 2019

BEER: Europa muss nach der Wahl handlungsfähig bleiben



Zur Debatte über eine Fristverlängerung beim Brexit erklärt die
Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl, FDP-Generalsekretärin
Nicola Beer:

"Eine Fristverlängerung bis zum 30. Juni ist nur sinnvoll, wenn bis
zum 20. Mai klar ist, dass das britische Unterhaus einem vertraglich
geregelten Brexit zustimmt. Dann könnte die Teilnahme Großbritanniens
an der Europawahl noch rechtzeitig abgesagt werden und es bliebe den
Briten genug Zeit, um den Austritt gesetzestechnisch bis Ende Juni
umzusetzen. Das muss die Linie von Kanzlerin Angela Merkel beim
EU-Sondergipfel sein.

Wir wollen einen fairen Brexit, um gute Beziehungen zu Großbritannien
zu erhalten und wir wollen zugleich, dass die Wahl zum
Europaparlament rechtlich nicht angefochten werden kann. Europa darf
sich in keinem Falle mit dem britischen Virus infizieren und muss
nach den Wahlen handlungsfähig bleiben. Eine Teilnahme an der
Europawahl kommt deshalb für uns nur in Frage, wenn die Briten in
einem zweiten Referendum erneut über ihre Zukunft entscheiden
können."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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SOZIALES/1516: Abschaffung der Hartz-IV-Sanktionen wäre kontraproduktiv


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. April 2019

KOBER: Abschaffung der Hartz-IV-Sanktionen wäre kontraproduktiv



Zur Hartz-IV-Sanktionsstatistik erklärt der sozialpolitische Sprecher
der FDP-Bundestagsfraktion Pascal Kober:

"Die weiterhin sehr geringe Sanktionsquote von 3,1 Prozent und die
sinkende Zahl der Sanktionen zeigen, dass die Mitarbeiter in den
Jobcentern dieses Instrument maßvoll einsetzen. Dass die Höhe der
Leistungskürzungen seit 2007 kontinuierlich sinkt, verdeutlicht, dass
sich die Betroffenen ihrer Verantwortung bewusst sind und
entsprechend handeln. Eine Abschaffung der Sanktionen und damit der
Mitwirkungspflichten wäre kontraproduktiv. Dies brächte keinen
einzigen Menschen in Arbeit und würde das Vertrauen der
Beitragszahler in die Gerechtigkeit des Systems der Grundsicherung
untergraben. Stattdessen sollten die Hinzuverdienstgrenzen, wie von
der FDP mit dem liberalen Bürgergeld vorgeschlagen, angepasst werden.
Das würde die Motivation der Leistungsbezieher unterstützen und
brächte nach Berechnungen des ifo-Instituts 300.000 Menschen in
Arbeit."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/897: Die deutsche Klima- und Energiepolitik braucht einen Neustart


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. April 2019

KÖHLER: Die deutsche Klima- und Energiepolitik braucht einen
Neustart



Zur ersten Sitzung des Klimakabinetts erklärt der klimapolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Die deutsche Klima- und Energiepolitik braucht einen Neustart. Neue
Gremien wie das Klimakabinett können das Versagen der Bundesregierung
nicht verschleiern: Bundesumweltministerin Schulze verzettelt sich
mit ihrem Klimaschutzgesetz im Klein-klein und Teile der Union wollen
am liebsten ganz auf Klimaschutz verzichten. So wird effektiver
Klimaschutz immer weiter hinausgezögert. Es ist falsch, jeden
Wirtschaftsbereich einzeln zu betrachten und bis ins Detail mit
jährlichen CO2-Einsparzielen zu regulieren. Das ist ineffektiv und
unnötig teuer. Stattdessen fordert die FDP-Fraktion die Festlegung
einer Gesamtmenge von CO2, die ausgestoßen werden darf. So ergibt
sich ein einheitlicher CO2-Preis, der garantiert, dass Treibhausgase
dort eingespart werden, wo es sich am meisten lohnt. Dafür müssen
Verkehr und Gebäude in den EU-Emissionshandel aufgenommen werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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WIRTSCHAFT/3046: Wir fordern eine Offensive für schnelleres und günstiges Bauen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. April 2019

LINDNER-Statement: Wir fordern eine Offensive für schnelleres und
günstiges Bauen



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Das Problem in Berlin und an vielen Stellen ist, dass der
Staat das Bauen verlangsamt. Jetzt gibt es eine Debatte über
Enteignungen. Wieder DDR-Denken in Deutschland, das nicht zu einer
Entspannung der Wohnungsmärkte beitragen wird. Wenn man Unternehmen,
wenn man Vermieter enteignet, dann ändert sich der Status des
Vermieters und für den jeweiligen Mieter ändert sich vielleicht
etwas, aber es wird nicht eine einzige Wohnung zusätzlich gebaut. Wir
fordern eine Offensive für schnelleres und günstiges Bauen in
Deutschland. Dazu müssen die Bauanträge, die Baugenehmigungen
beschleunigt werden. Es muss zusätzliches Bauland, Siedlungsfläche
ausgewiesen werden. Wir müssen bei den Baustandards, etwa bei der
Wärmedämmung, auf ein verantwortbares, verhältnismäßiges Maß zurück.
Bei Grundsteuer, Grunderwerbssteuer und übrigens auch bei
Energiekosten darf der Staat nicht der Preistreiber Nummer eins sein.
Enteignungen passen nicht in unsere Wirtschaft und in unserer
Gesellschaftsordnung. Das würde das Vertrauen in den Rechtsstaat
massiv zerstören [...] Wir brauchen das nicht, wir brauchen eine
andere Wohnungs- eine andere Baupolitik, die schnell und
kostengünstig die Wohnungsmärkte in den Metropolen entlastet. Der
Bundesbauminister ist in dieser Debatte überhaupt gar nicht
erkennbar. Hier in Berlin wird demonstriert gegen
Wohnungsgesellschaften. Eigentlich gemeint ist aber der Senat von
Berlin und der Bundesbauminister. Denn die haben zu verantworten,
dass es so angespannte Wohnungsmärkte gibt. [...]

Bündnis 90/Die Grünen und Robert Habeck haben jetzt die Maske fallen
lassen. Sie traten auf als bürgerlich sympathische Alternative zur
etablierten Politik. Wir stellen fest: Neue Gesichter, alte Ideen.
[...] Die Grünen sind gegen Urlaubsreisen mit dem Flugzeug, wollen
sie verteuern, nur Reiche sollen sich das erlauben können. Sie wollen
den Verbrennungsmotor im Jahr 2030 verbieten. Herr Habeck hat gesagt,
seine Vision für Deutschland sei ein Land, in dem alle Vegetarier und
Veganer sind, also kein Fleischkonsum. 30 Milliarden Euro
Steuererhöhungen, um das Geld denen zu geben, die angebotene Arbeit
ablehnen. Das kann man alles gut finden, aber jedenfalls eine
bürgerliche Partei der Mitte ist das nicht. Das ist eine links-grüne
Partei, die eine ganz andere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
will. Die besonders guten Umfragen jetzt haben ganz offensichtlich
dazu verführt, wieder das auszusprechen, was man wirklich denkt.
[...]

Es kann keine neuen Verhandlungen über die Art und Weise geben, wie
das Vereinigte Königreich aus der Europäischen Union ausscheiden
will. Das ist sehr lange diskutiert worden, da gibt es ein faires
Angebot. Dieses faire Angebot findet offensichtlich im britischen
Unterhaus keine Mehrheit. Deshalb liegt der Schlüssel bei der
Regierung in Großbritannien und beim Parlament selbst, mal neues
Denken zuzulassen. Wie wäre es denn, den Brexit abzusagen, dauerhaft
zu verschieben und/oder das Volk neu zu befragen. Unsere Freundinnen
und Freunde von den Liberaldemokraten in Großbritannien haben den
Vorschlag für ein zweites Referendum gemacht. Und nach allem, was man
jetzt weiß, scheint das für uns der sinnvollste Vorschlag zu sein.
Unser Appell an Frau May ist: Just do it. Stop Brexit. Machen Sie ein
zweites Referendum, lassen Sie das Volk noch einmal neu entscheiden.
Inzwischen wissen die Menschen in Großbritannien, was konkret mit dem
Brexit verbunden ist. [...] Nachverhandlungen, dauerhaftes
Verschieben, auch über den Termin der Europawahl hinaus, wird das
grundlegende Entscheidungsprozess in Großbritannien nicht lösen.
[...]"

 * 
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HAMBURG/4726: Sozial und gerecht - Grundsteuer erhalten und stärken (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. April 2019

Sozial und gerecht: Grundsteuer erhalten und stärken!



Die Grundsteuer muss erhalten bleiben, sagte heute in der Aktuellen
Stunde der Hamburgischen Bürgerschaft Norbert Hackbusch: "Damit nicht
nur Unrechts-Steuern wie die auf Arbeit oder die Mehrwertsteuer
Bedeutung haben, muss die Grundsteuer gestärkt werden! Der Wert eines
Grundstücks und damit auch der Bebauung muss selbstverständlich in
Rechnung gestellt werden. Es wäre unsozial und eine Unverschämtheit,
hier denselben Weg zu gehen wie bei der Vermögenssteuer, die bis heute
ausgesetzt ist."

Der finanzpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE forderte, die
Möglichkeit zur Umlage der Grundsteuer auf die Mieter_innen
abzuschaffen oder zumindest zu reduzieren. "Das wäre entlastend und
gerecht, denn die Eigentümer_innen von Immobilien profitieren zentral
und vor allem monetär von der Verbesserung des Stadtteils, wozu die
Grundsteuer hoffentlich beiträgt."

Zugleich warnte Hackbusch vor einer Steuerunterbietungskonkurrenz
unter den Bundesländern: "Diesen Fehler macht schon die EU, die
eigentlich gemeinsamen Wohlstand organisieren will, aber eine
Konkurrenz bei der Unternehmenssteuern zulässt, die den Amazons und
Googles dieser Welt fast völlige Steuerfreiheit organisiert."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 10. April 2019
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HAMBURG/4725: Der Mindestlohn muss endlich auch am Flughafen gelten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. April 2019

Der Mindestlohn muss endlich auch am Flughafen gelten



In den Tarifverhandlungen für die Bodenverkehrsdienste am Flughafens
Hamburg hat die Gewerkschaft ver.di das Angebot des Arbeitgebers
zurückgewiesen. "Zu recht, denn warme Worte allein reichen nicht",
erklärt dazu Deniz Celik, gewerkschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Der
Bürgermeister muss endlich sein Versprechen auf einen Mindestlohn von
zwölf Euro einlösen, gerade ganz konkret am städtischen Flughafen. Der
Beschluss der Bürgerschaft dazu ist über ein Jahr alt, jede weitere
Verzögerung verstärkt die Zweifel an der Glaubwürdigkeit des
Bürgermeisters. Menschen, die nachts und am Wochenende, bei Wind und
Wetter schwere Arbeit verrichten haben, ein Recht auf menschenwürdige
Bezahlung und klar geregelte Aufstiegsmöglichkeiten."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 10. April 2019
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3295: Neues Finanzausgleichsgesetz stärkt die Kommunen und damit die Demokratie (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 10. April 2019

Neues Finanzausgleichsgesetz stärkt die Kommunen und damit die Demokratie



Anlässlich der Debatte über das geplante neue Finanzausgleichsgesetz
(FAG) erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Mit der FAG-Reform 2020 haben Land und Kommunen gemeinsam die Chance,
in einem fairen Ausgleich die Finanzen unsere Landkreise, Städte und
Dörfer dauerhaft zu stärken und zu sichern.

Diese Reform ist solidarisch im Ausgleich zwischen finanzstarken und
finanzschwachen Kommunen, sie schafft verlässlich eine Perspektive für
Entschuldung und Investitionen, und sie ist gerecht in den
Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen. Unser Ziel ist, dass
innerhalb von 10 Jahren alle bis Ende 2018 aufgelaufenen Schulden und
negativen Salden getilgt sind. Daher werden ab 2020 jährlich 50 Mio.
Euro für den Abbau der kommunalen Wohnungsbaualtschulden aus DDR
Zeiten und aufgelaufene Altfehlbeträge zur Verfügung stehen. Zudem
stehen aus der FAG-Rücklage noch einmal ca. 35 Mio. Euro für besonders
struktur- und finanzschwache Gemeinden zur Verfügung. Auch hier geht
es uns vor allem darum, Handlungsfähigkeit in den Städten, Dörfern und
Kreisen zu organisieren.

Es war während der Verhandlungen deutlich zu spüren, dass beide Seiten
an einer fairen Lösung großes Interesse hatten. Dass dabei Kompromisse
gemacht werden müssen ist beiden Seiten klar gewesen. Ich möchte mich
daher bei allen die mitverhandelt haben herzlich bedanken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5116: Neues Kita-Zukunftsgesetz ist bildungspolitischer Meilenstein (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
09.04.2019

Schweitzer: Neues Kita-Zukunftsgesetz ist bildungspolitischer
Meilenstein

Koalition startet Investitionsoffensive für Kitas



Zum heute vorgestellten Entwurf des "Kita-Zukunftsgesetz für
Rheinland-Pfalz" erklärt Alexander Schweitzer, Fraktionsvorsitzender
der SPD-Landtagsfraktion: "Das modernste Kita-Gesetz von Deutschland
ist heute vorgestellt worden: Mehr Betreuungszeit und mehr
Betreuungsqualität in den Kitas sowie ein Ausbau der Gebührenfreiheit -
 unter diese Überschrift ist das von Bildungsministerin Stefanie Hubig
erarbeitete Gesetz zu stellen. Von dem Gesetz, das in einem
umfassenden Beteiligungsverfahren erarbeitet wurde, profitieren
Fachkräfte, Eltern, Träger und vor allem die Kinder. Schon jetzt steht
Rheinland-Pfalz mit einem sehr guten Personalschlüssel und der
weitreichenden Gebührenfreiheit gut da. Das neue Gesetz ist ein
bildungspolitischer Meilenstein, es wird damit die hohe Qualität der
frühkindlichen Bildung und Betreuung in Rheinland-Pfalz weiter
verbessert. Mit Blick auf die Kindertagesstätten startet die Koalition
eine Investitionsoffensive: Sie investiert insgesamt 80 Millionen Euro
pro Jahr zusätzlich in die Kindertagesstätten, was fast 3.000
zusätzlichen Stellen entspricht, der Etat für die Kinderbetreuung wird
damit um mehr als zehn Prozent erhöht. Rheinland-Pfalz ist und bleibt
das Land der Bildung - das belegt das neue Kita-Zukunftsgesetz."

Bettina Brück, bildungspolitische Sprecherin, ergänzt: "Das neue
Kita-Gesetz sieht zahlreiche Verbesserungen vor: Es soll einen
verbesserten Personalschlüssel an den Kitas geben, und das geplante
Sozialraumbudget für zusätzliches Personal soll auf 50 Millionen Euro
erhöht werden, um etwa Kita-Sozialarbeit zu finanzieren. Mit Blick auf
die Ausstattung in Kitas, insbesondere die Küchen, ist ein
Sachkostenprogramm für Küchen geplant, für das die Landesregierung
weitere 13,5 Millionen Euro bereitstellt. Die Gebührenfreiheit soll
künftig für alle Kita- und Krippen-Kinder ab dem zweiten Lebensjahr
gelten. Durch einen Rechtsanspruch auf sieben Stunden Betreuung am
Stück inklusive Mittagessen erhalten die Eltern mehr Rechtssicherheit.
Die Elternrechte werden durch die Einführung eines neuen Kita-Beirats
gestärkt, und die Kita-Teams erhalten einen gesetzlichen Anspruch auf
Leitungszeit und Praxisanleitung. Schließlich soll eine verbindliche
Rahmenvereinbarung auf Landesebene zwischen den Jugendämtern und
Trägern abgeschlossen werden. Unter dem Strich ist zu sagen: Das neue
Kita-Zukunftsgesetz legt den gesetzlichen Rahmen, um flexibel auf die
wachsenden Herausforderungen der frühkindlichen Bildung eingehen zu
können. Als SPD-Fraktion regen wir an, zum Entwurf des
Kita-Zukunftsgesetzes im Landtag eine Anhörung durchzuführen."

Zum Hintergrund: Im Sommer 2018 stellte Bildungsministerin Stefanie
Hubig den Referentenentwurf für das geplante Gesetz vor. Darauf folgte
ein breit angelegter Dialogprozess: Die Anregungen aus zahlreichen
Gesprächen mit Kommunen, freien und öffentlichen Trägern,
Erzieherinnen und Erziehern, Gewerkschaften und den Eltern wurden
aufgenommen und sind die Grundlage für die Weiterentwicklung des
Gesetzentwurfs.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2019
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BILDUNG/1512: Berufsbildungsbericht 2019 macht deutlich - Handlungsdruck besteht weiter


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. April 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Berufsbildungsbericht 2019 macht deutlich: Handlungsdruck besteht weiter



Yasmin Fahimi, zuständige Berichterstatterin:

Bildungsministerin Karliczek stellt heute den Berufsbildungsbericht
2019 vor. Aus Sicht der SPD-Fraktion bestätigt dieser: Wir müssen die
von uns erkämpften Maßnahmen im Koalitionsvertrag umsetzen und
zuallererst die Novelle des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) endlich auf
den Weg bringen.

"Der Berufsbildungsbericht 2019 gibt uns Rückendeckung. Wir müssen mit
der Novelle des Berufsbildungsgesetzes endlich die Berufsausbildung
modernisieren und Verbesserungen für die Auszubildenden umsetzen. Dies
gilt sowohl für Vergütung als auch für Qualität und Rahmenbedingungen
der Ausbildung. Es ist unverantwortlich, diese Reform weiter auf die
lange Bank zu schieben und die Erfolgsgeschichte der dualen Ausbildung
nicht fortzuschreiben.

Der Bericht zeigt, dass die Gesamtzahl der Menschen zwischen 20 und34
Jahren ohne Berufsabschluss inzwischen auf über zwei Millionen
angewachsen ist. Das ist ein sozial unhaltbarer Zustand. Für diese
Gruppe von Betroffenen müssen wir Brücken in die Zukunft bauen mit
gesonderten Programmen. Das könnte auch eine Chance sein für Klein-
und Kleinstbetriebe, die sich laut Bericht überproportional aus der
Ausbildung zurückziehen.

Ein besseres Zusammenführen von Ausbildungsplatzangeboten und
Nachfrage ist notwendig, um die gleichzeitig 24.500
Ausbildungsplatzsuchenden, die laut Berufsbildungsbericht ohne
passende Ausbildungsstelle blieben, erfolgreich zu vermitteln. Es
bestätigt sich außerdem erneut, dass Ausbildungsberufe mit schlechter
Vergütung und schwierigen Arbeitsbedingungen Probleme haben,
Auszubildende für sich zu gewinnen. Es gilt also
Ausbildungsbedingungen schnell zu verbessern, insbesondere auch durch
eine Mindestausbildungsvergütung.

Wir haben uns im Koalitionsvertrag für einen besonderen Stellenwert
der beruflichen Bildung eingesetzt. Die im Bericht aufgeführten
Maßnahmen für eine erfolgreiche Berufsbildung bestätigen unseren
Einsatz. Ob dies die Fortführung des Berufsbildungspaktes, die Reform
der Pflegeausbildung oder das Qualifizierungschancengesetz betrifft -
wir werden darauf achten, dass Frau Karliczek die vereinbarten
Projekte umsetzt und sie nicht aus der Verantwortung lassen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1844: Steuergestaltung durch Kreditkarten beenden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. April 2019

Arbeitsgruppe: Haushalt

Steuergestaltung durch Kreditkarten beenden



Martin Gerster, Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion im

Rechnungsprüfungsausschuss:

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, dass immer mehr Arbeitgeber
ihren leitenden Arbeitnehmern anstelle von Sonderzahlungen
Prepaid-Kreditkarten überlassen und mit hohen Beträgen aufladen.
Dadurch müssen lediglich 30 Prozent durch den Arbeitgeber pauschal -
statt des sonst meist einschlägigen Spitzensteuersatzes von 45 Prozent
durch den Arbeitnehmer - als Einkommensteuer abgeführt werden. Höhere
Nettozahlungen für Spitzenverdiener und geringere Steuereinnahmen sind
die Folge.

"Diese offensichtlich ungerechte Steuergestaltung müssen wir beenden.
Jeder normale Arbeitnehmer, der bei Tarifvertragsverhandlungen in den
Genuss einer Sonderzahlung kommt, muss diesen regulär versteuern. Es
kann nicht sein, dass die Besteuerung von Sonderzahlungen anders
behandelt wird, nur weil sie in Form von Kreditkartenguthaben gewährt
wird. Dies führt dazu, dass der Arbeitnehmer den zusätzlichen
Arbeitslohn steuerfrei erhält. Bei einem Betrag von 10.000 Euro sind
das - beim sonst meist einschlägigen Spitzensteuersatz - mindestens
4.500 Euro zusätzlich. Die SPD-Bundestagsfraktion ist dem Rechnungshof
dankbar, dass er auf diesen Missstand aufmerksam gemacht hat. Während
das früher CDU-geführte Finanzministerium diesen Missstand
offensichtlich nicht abgestellt hat, hat das nunmehr SPD-geführte
Finanzministerium angekündigt, die Regelung zu überprüfen und so zu
mehr Steuergerechtigkeit zu kommen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/290: Provenienzforschung - Grundlage für Versöhnung und Verständigung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. April 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Provenienzforschung: Grundlage für Versöhnung und Verständigung



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Morgen wird zum ersten Mal der "Tag der Provenienzforschung" begangen.
Der Tag erinnert uns an unsere Pflicht, die Herkunft geraubter oder
unrechtmäßig erworbener Kulturgüter zu klären und im Dialog mit ihren
Herkunftsländern und -gesellschaften über ihre mögliche Rückführung zu
befinden. Er macht zudem auf die gesellschaftliche und
wissenschaftliche Relevanz der Arbeit der Provenienzforscherinnen und
Provenienzforscher aufmerksam.

"Die Herkunftsforschung ist eine notwendige Voraussetzung für die
schwierige Frage der Restitution geraubter oder unrechtmäßig
erworbener Kulturgüter. Sie ist auch ein wichtiger Baustein, um das
Wissen und das Bewusstsein für Deutschlands Vergangenheit zu stärken.
Deshalb ist es richtig, dass die Bundesregierung ihr Engagement für
die Provenienzforschung deutlich verstärkt.

Provenienzforschung ist die Grundlage für Aufarbeitung, Restitution,
Versöhnung und Partnerschaft. In Fragen der Erforschung und
Restitution ist von Beginn an auf den Dialog, Austausch und die
Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern und internationalen
Expertinnen und Experten zu setzen. Im Bereich des internationalen
Erfahrungs- und Wissensaustausches leistet die internationale
Kulturpolitik des Auswärtigen Amtes und seiner Mittlerorganisationen
bereits hervorragende Arbeit.

Auch wenn viele Museen und Sammlungen für die Fragen der Restitution
bereits sensibilisiert sind, benötigen wir einen verbindlichen
Orientierungsrahmen für den Umgang mit Raubkunst. Im Fall der
NS-Raubkunst regeln dies die 'Washingtoner Prinzipien'. Die in diesem
Zusammenhang eingesetzte 'Beratende Kommission', die von Betroffenen
zu Fragen der Restitution von Raubkunst angerufen werden kann, bedarf
jedoch einer Reformierung. Die SPD-Bundestagsfraktion nimmt diesen
Reformauftrag sehr ernst und möchte eine unabhängige Arbeit dieses
wichtigen Gremiums sicherstellen. Analog der 'Washingtoner Prinzipien'
benötigen wir auch zum Umgang mit Kulturgütern aus kolonialen
Kontexten eine Vereinbarung, die eine Erforschung und Rückgabe von
entsprechenden Objekten verbindlich regelt und über Deutschland
hinausgeht. Auch hierfür setzt sich die SPD-Bundestagsfraktion ein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/289: Computerspielpreis feiert seinen zehnten Geburtstag


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. April 2019

Arbeitsgruppen: Kultur und Medien, Digitale Agenda

Computerspielpreis feiert seinen zehnten Geburtstag



Sören Bartol, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher;

Saskia Esken, stellvertretende digitalpolitische Sprecherin:

Heute wird in Berlin zum zehnten Mal der Deutschen
Computerspielpreises (DCP) verliehen. Inzwischen hat sich der
Computerspielpreis zur bedeutendsten nationalen Auszeichnung und
zugleich zum wichtigsten Gütesiegel für deutsche Computerspiele
entwickelt. Das zeigen auch die diesjährigen Bewerbungen und
Nominierungen.

"Computerspiele genießen heute einen hohen kulturellen und
kreativwirtschaftlichen Stellenwert und sind Innovationstreiber. Vor
diesem Hintergrund ist es richtig und wichtig, dass wir die im
Koalitionsvertrag vereinbarte Games-Förderung auf den Weg gebracht und
50 Millionen Euro dafür bereitgestellt haben. Eine solche
substanzielle Förderung von Games und die Einrichtung eines Fonds für
die Förderung von Spielen zur Entwicklung hochwertiger digitaler
Spiele ist auch dringend notwendig, um - auch mit Blick auf
vergleichbare europäische Länderförderungen und im Interesse der
Wettbewerbsgleichheit - den Entwicklerstandort Deutschland zu stärken
und international wettbewerbsfähig zu machen.

Wir erwarten, dass der zuständige Bundesminister Andreas Scheuer
schnell sein Konzept vorlegt, um die Aufholjagd des Games-Standorts
Deutschland beginnen zu können. Deutschland zählt zwar zu den
wichtigsten Absatzmärkten für Computer- und Videospiele, verzeichnet
jedoch als Entwicklungs-Standort im internationalen Vergleich
Rückgänge.

Dabei ist aber auch die Games-Branche aufgefordert, ihrer
Verantwortung für den Standort Deutschland und die Entwicklerinnen und
Entwicklern gerecht zu werden. Das gilt auch für die Sicherstellung
des Kinder- und Jugendmedienschutzes, etwa in den Computerspieleforen.

Die Computerspiel-Branche in Deutschland ist technologisch hoch
innovativ und trägt mit ihren Neuerungen zur digitalen Souveränität
bei. Mit ihren Spiel-Konzepten im Bereich Information und Bildung hat
sie eine wachsende Bedeutung für neue Bildungsformate."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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MELDUNG/339: Wo Studierende am liebsten lernen - Publikation "Orte des Selbststudiums 2018" erschienen (idw)


HIS-Institut für Hochschulentwicklung e. V. - 09.04.2019

Wo Studierende am liebsten lernen - Publikation "Orte des Selbststudiums
2018" erschienen



Das HIS-Institut für Hochschulentwicklung e. V. (HIS-HE) hat gemeinsam
mit dem Deutschen Zentrum für Hochschulentwicklung (DZHW) im Frühjahr 2018
eine Befragung unter Studierenden zum Selbststudium durchgeführt. Unter
Selbststudium wird das studienbezogene Lernen außerhalb von
Lehrveranstaltungen verstanden. Ziel der Erhebung war es, empirische Daten
darüber zu gewinnen, an welchen Orten und mit welchem Zeitaufwand
Studierende außerhalb von Lehrveranstaltungen lernen. Es handelt sich um
die Wiederholung einer Studie aus dem Jahr 2012, um eine
Studierendengeneration später zu ermitteln, welche Veränderungen sich in
den letzten Jahren ergeben haben.

Das Selbststudium der Studierenden stellt sich je nach Fächergruppe sehr
heterogen dar. Den höchsten Zeitaufwand für das Selbststudium an
Universitäten erbringen die Studierenden der Medizin und der
Rechtswissenschaften mit bis zu 25 Stunden pro Woche; den geringsten
Aufwand die Studierenden der Sozial- und Kulturwissenschaften (rund 17
Stunden pro Woche). An den Fachhochschulen ist der Aufwand für das
Selbststudium geringer und liegt in der Regel zwischen 14 und 18 Stunden
pro Woche.

Im Ergebnis zeigt sich, dass aktuell die beliebteste Lernwelt der
Studierenden nach wie vor das Homeoffice ist: rund zwei Drittel der
Studierenden lernen vor allem zu Hause, ein Drittel lernt überwiegend in
der Hochschule. Innerhalb der Hochschulen ist die Bibliothek der
beliebteste Lernort. Allerdings lernt eine große Gruppe von Studierenden
kaum oder gar nicht in der Bibliothek, ein kleinerer Anteil dagegen sehr
intensiv (mehr als 8 Stunden pro Woche). Die digitalen Angebote der
Hochschulbibliotheken werden von rund 80 % der Studierenden genutzt,
überwiegend von zu Hause aus.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://his-he.de/publikationen/detail/publikation/orte-des-selbststudiums-2018/

- Forum Hochschulentwicklung 1|2019 "Orte des Selbststudiums 20182

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1928
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HIS-Institut für Hochschulentwicklung e. V., 09.04.2019
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MELDUNG/652: Das "Journal für Kulturpflanzen" widmet neuen Pflanzenbausystemen ein Sonderheft (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen -
08.04.2019

Autonome Miniroboter versorgen einzelne Pflanzen - JKI zeigt Ideen für
Ackerbau der Zukunft auf

Das "Journal für Kulturpflanzen" widmet neuen Pflanzenbausystemen ein
Sonderheft. Erstmals sind alle Artikel des vom Julius Kühn-Institut
herausgegebenen Fachmagazins sofort kostenlos online zugänglich.



Von der Bronzezeit in die Platinzeit: Mit einem Sonderheft hat sich das
JKI-Fachmagazin "Journal für Kulturpflanzen" (JfK) dem Platin Open Access
verschrieben. Das bedeutet, dass weder für Leser noch für Autoren von
Artikeln Kosten anfallen. Nach der Prüfung durch unabhängige Gutachter
sind alle Artikel vom Tag der Veröffentlichung an kostenfrei zugänglich.
Bisher war dies erst nach sechs Monaten der Fall.

Das erste JfK-Platin-Heft trägt den Titel "Neue Pflanzenbausysteme".
Dahinter verbirgt sich der Blick auf eine mögliche Zukunft des Ackerbaus
in Deutschland. In einem Überblicksartikel wird das sogenannte Spot-Farming
mittels kleiner, autonomer Robotersysteme betrachtet. Diese Form
der Bewirtschaftung stellt nicht mehr den Schlag als Produktionseinheit
ins Zentrum, sondern orientiert sich an den Eigenschaften
unterschiedlicher Teilflächen (Spots). Denn große Schläge sind niemals
homogen, es gibt immer trockene Stellen, feuchte Senken oder
nähstoffärmere Areale auf einem Acker. Parallel dazu rücken die
Bedürfnisse der einzelnen Pflanze in den Fokus. Die neue Form des
Ackerbaus soll durch höhere Präzision bei Aussaat, Düngung und
Pflanzenschutz Ressourcen schonen und zugleich den Ertrag steigern, weil
die Einzelpflanze mehr Platz erhält. Fährt der Landwirt heute auf einem
großen Schlag eine Fruchtfolge, bietet das Spot-Farming die Möglichkeit
auf den Spots unterschiedliche Fruchtfolgen durchlaufen zu lassen. Diese
stärkere Strukturierung der Landschaft befördert die Artenvielfalt.

Weitere Beiträge betrachten unter anderem die Wirtschaftlichkeit autonomer
Kleinmaschinen im Ackerbau und untersuchen die Auswirkungen eines
optimierten Aussaatmusters mit gleichmäßigen Abständen zwischen den
Pflanzen. Denn wo kleine Maschinen navigieren sollen, müssen Fahrgassen
anders gelegt werden. Im Schnitt stehen bei dem Zukunftsszenario weniger
Pflanzen auf dem Hektar, diese bringen jedoch durch die optimale
Einzelpflanzenversorgung mehr Ertrag. Auch dieses Konzept wird derzeit in
Feldversuchen überprüft.

Beteiligt an diesem Blick in die Zukunft des Pflanzenbaus sind neben dem
Julius Kühn-Institut auch Forscherinnen und Forscher des Thünen-Instituts
und der Technischen Universität Braunschweig.

Journal für Kulturpflanzen, Themenheft Neue Pflanzenbausysteme, Bd. 79,
Nr. 4 (2019):

https://ojs.openagrar.de/index.php/Kulturpflanzenjournal/issue/view/2033



Hinweis: Auch das Fachmagazin "Gesunde Pflanze" aus dem Springer-Verlag
widmet sein aktuelles Sonderheft der Anwendungstechnik. Die Beiträge
stammen vom JKI-Fachinstitut für Anwendungstechnik im Pflanzenschutz in
Braunschweig.

Gesunde Pflanze, Themenheft Applikationstechnik, Bd. 71, Nr. 1 (2019):

https://link.springer.com/article/10.1007/s10343-019-00443-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution248
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MELDUNG/153: Demokratie 3.0 - Wie mehr Bürgerbeteiligung gelingt (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 09.04.2019

Demokratie 3.0: Wie mehr Bürgerbeteiligung gelingt



Wie kann die parlamentarisch-repräsentative Demokratie gestärkt und
vitalisiert werden? Vor dem Hintergrund der immer komplexer werdenden
gesellschaftlichen Zukunftsfragen liegt mit der Studie "Bundesrepublik
3.0" nun ein Konzept für mehr Partizipation auf Bundesebene vor. Es wurde
in einem kokreativen Prozess und unter Berücksichtigung von
Best-Practice-Beispielen erarbeitet, die miteinander zu neuen Lösungen
kombiniert wurden.

Immer öfter suchen Bürgerinnen und Bürger in Deutschland nach neuen Wegen,
um die Politik auf für sie wichtige Themen aufmerksam zu machen. Aktuelle
Beispiele sind die Fridays-for-Future-Demonstrationen oder das Münchner
Volksbegehren "Rettet die Bienen!". Viele wollen sich beteiligen und
mitbestimmen, aber sich nicht in den Gremien der politischen Parteien
engagieren. In der Studie "Bundesrepublik 3.0" entwirft das Autorenteam
vom Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung (IASS) und des
Instituts für Partizipatives Gestalten (IPG) im Auftrag des Umweltbundesamtes
(UBA) ein Konzept für mehr Mitgestaltung auf Bundesebene:
die Bundesbeteiligungswerkstatt.

Für die Studie wurden gesellschaftspolitische Herausforderungen und
Schwierigkeiten nationalstaatlicher Beteiligungsvorhaben gesammelt und
verschiedenen internationalen Best-Practice-Beispielen guter
Beteiligungspraxis auf kommunaler, regionaler und nationalstaatlicher
Ebene gegenübergestellt. Die Autorinnen und Autoren analysierten anhand
der vom IPG im Jahr 2017 entwickelten Verfahrensleinwand ausgewählte
Beteiligungskonzepte.

Zu ihren Fallbeispielen zählten beispielsweise die Generalversammlung der
Demokratie im elsässischen Kingersheim, der Bürgerdialog zum
Klimaschutzplan 2050 in Deutschland, die brasilianischen National Public
Policy Conferences, die Citizens' Assembly in Irland, die Stadtwerkstatt
Berliner Mitte und die Potsdamer WerkStadt für Beteiligung. Es wurden nur
Fallbeispiele herangezogen, die eine demokratische Neuerung aufzeigten
oder besonders waren aufgrund der Art und Weise ihrer Ausgestaltung.

Das aus dieser Analyse entwickelte Konzept der Bundesbeteiligungswerkstatt
stellt ein innovatives und praxistaugliches Modell dar, welches auf die
herausgearbeiteten Anforderungen reagiert und die aus den
Praxisbeispielen abgeleiteten besten Gestaltungsmuster integriert. Die
Autoren skizzieren zugleich einen Gesamtverfahrensablauf und erläutern,
wie die Bundesbeteiligungswerkstatt ins parlamentarisch-repräsentative
System eingebettet werden kann.


Originalpublikation:

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/bundesrepublik-30

- Link zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V., 09.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RAUB/1189: Wohnraum - wenn die Eigentumsfrage gestellt wird ... (SB)




Enteignungen sind nun wirklich sozialistische Ideen und haben
mit bürgerlicher Politik nichts zu tun. Wer das Eigentum nicht mehr
respektiert, ändert unsere Gesellschaft von Grund auf.

Der CSU-Vorsitzende Markus Söder zu Robert Habecks Gedankenspiel [1]

"Knapp 30 Jahre nach dem Fall der Mauer wird die Karl-Marx-Allee so
zum Pionier der Wiedereinführung des Sozialismus. Es lebe die
Revolution." Das schrieb die Frankfurter Allgemeine Zeitung, die nach
einer Umfrage entsetzt feststellen mußte, daß eine Mehrheit der
Befragten der Forderung nach Enteignung von Immobilienunternehmen
zugestimmt hatte. [2] Wenngleich nur wenigen in allen Aspekten klar
sein dürfte, was genau mit "Enteignung" in diesem Zusammenhang gemeint
ist und was explizit nicht, wird doch eines offenkundig: Der
gravierende Mangel an bezahlbarem Wohnraum macht so vielen Menschen zu
schaffen, daß dies als eine der wichtigsten sozialen Fragen empfunden
wird, die nach bislang gemiedenen Lösungen drängen. Selbst ein so
erfolgreich tabuisierter Begriff wie "Enteignung" löst heute bei
wachsenden Teilen der Gesellschaft keinen automatischen Abwehrreflex
mehr aus.

Das mag die heftige und teils erbittert geführte Kontroverse erklären,
die von den politischen Parteien seit Tagen auf allen Kanälen geführt
wird. Den Anstoß hat das Berliner Bündnis "Deutsche Wohnen und Co.
enteignen" gegeben, das mit einem Volksentscheid die Enteignung
privater Unternehmen herbeiführen will, die mehr als 3.000 Wohnungen
besitzen. Im Fokus steht die Immobilienfirma Deutsche Wohnen, der rund
160.000 Wohnungen im Bundesgebiet, davon fast 112.000 in Berlin
gehören. In einer vielbeachteten Stellungnahme erklärte der
Vorsitzende der Grünen, Robert Habeck, er könne sich unter bestimmten
Bedingungen die Enteignung großer Wohnungskonzerne vorstellen. Zeigten
andere Maßnahmen keinen Erfolg, um für ausreichend günstigen Wohnraum
zu sorgen, müsse notfalls die Enteignung folgen. Das Grundgesetz sehe
solche Enteignungen zugunsten des Allgemeinwohls grundsätzlich vor. Es
wäre doch absurd, das nur anzuwenden, um neue Autobahnen zu bauen,
aber nicht, um gegen die grassierende Wohnungsnot vorzugehen.

Dem entgegnete der FDP-Vorsitzende Christian Lindner in einem durch
und durch marktliberalen Credo, die Debatte über Enteignungen großer
Wohnungsbauunternehmen verschrecke Investoren. Habeck nutze eine
"brandgefährliche Klassenkampfrhetorik, mit der man den Rechtsstaat
beschädige". Der Wohnungsmarkt zeige nur die Knappheit an, die
politisch verursacht worden sei. Wie Lindner weiter argumentierte,
wäre viel gewonnen, würde der Staat schneller Bauanträge genehmigen,
mehr Bauland freigeben und Dächer ausbauen lassen. Oft seien es Linke
und Grüne, die das wie in Berlin bremsten. Die staatlichen Bauvorgaben
würden immer schärfer, und die Grundsteuer steige. Betroffen von einer
Enteignung von Wohnungen "wären nicht anonyme Spekulanten, sondern
alle, die private Vorsorge betreiben, weil zum Beispiel viele
Versicherungen in Wohnungen anlegen", so Lindner.

Nicht minder scharf kritisierte der CSU-Vorsitzende Markus Söder die
Gedankenspiele Habecks: "Enteignungen sind nun wirklich sozialistische
Ideen und haben mit bürgerlicher Politik nichts zu tun. Wer das
Eigentum nicht mehr respektiert, ändert unsere Gesellschaft von Grund
auf." Habecks Vorstoß beweise, daß die Grünen im Kern doch eine linke
Partei seien. Ins selbe Horn stieß die Bundeskanzlerin: Sie halte "die
Enteignung von Wohnungskonzernen nicht für ein geeignetes Mittel zur
Linderung der Wohnungsnot", sagte Regierungssprecher Steffen Seibert.
Der Schlüssel für bezahlbaren Wohnraum sei, eine ausreichende Zahl von
Wohnungen zur Verfügung zu haben. Dafür sehe der Koalitionsvertrag
eine Vielzahl von Maßnahmen vor. Es sei der Kanzlerin und der gesamten
Bundesregierung sehr bewußt, daß der Bedarf an bezahlbarem Wohnraum
"ein großes Thema für die Menschen ist" und daß Mieten und
Immobilienpreise gerade für Bezieher unterer und mittlerer Einkommen
eine Belastung darstellten. Die Antwort darauf sei aber nicht
Enteignung, betonte Seibert.

Worum es in dieser parteipolitischen Kontroverse in erster Linie geht,
brachte Katja Kipping auf den Punkt. Die Debatte über das Thema sei
"aussagekräftiger als jedes Wahlprogramm". "Wer günstigen Wohnraum
will und bereit ist, sich mit den Immobilienkonzernen anzulegen, der
wird in Union, FDP und AfD die härtesten Gegner finden", sagte die
Vorsitzende der Linken. Die Wohnungsfrage sei mitentscheidend nicht
nur in den bevorstehenden Landtagswahlkämpfen, sondern stelle bereits
die Weichen für den kommenden Bundestagswahlkampf. Die Grünen sieht
sie vor der Entscheidung, ob sie "eine Wohlfühlpartei mit großen
Überschriften im Schoß der marktradikalen Union werden wollen" oder ob
sie mit der Linken und der SPD die sozialen Mißstände an der Wurzel
lösen möchten. [3]

Wie das mit den Sozialdemokraten möglich sein sollte, bleibt jedoch
ebenso ihr Geheimnis wie die Reichweite entschiedener Forderungen
ihrer eigenen Partei. "Es geht nicht um entschädigungsloses
Enteignen", betonte denn auch der Co-Vorsitzende Bernd Riexinger.
Enteignungen könnten nur auf gesetzlichem Wege und gegen
Entschädigungszahlungen erfolgen. Schwebt der Linken tatsächlich vor,
dieselben Wohnungen, die sie zwischen 2001 und 2011 als Mitglied des
Berliner Wowereit-Senats an Spekulanten mitverscherbelt hat, für eine
immense Summe zurückzukaufen?

Erinnern wir uns: Vor 15 Jahren wollte Berlin die landeseigene
GSW-Gruppe mit rund 65.700 Wohnungen loswerden. Der rot-rote Senat
unter Klaus Wowereit und dem damaligen Finanzsenator Tilo Sarrazin
verkaufte sie für 405 Millionen Euro, im Schnitt lächerliche 8000 Euro
pro Wohnung. Der Marktwert des inzwischen auf über 111.000 Wohnungen
angewachsenen Berliner Bestandes von Deutsche Wohnen, bei der die GSW
2013 landete, lag 2018 bei 23,2 Milliarden Euro. [4] Sollte die
Enteignungsinitiative Erfolg haben, rechnet der Senat mit
Entschädigungen um die 30 Milliarden Euro. Das entspricht einem
Jahreshaushalt des Landes Berlin. Diese gewaltige Summe soll samt
Zinsen aus den Mieteinnahmen zurückgezahlt, also auf die Mieten
umgelegt werden. Zusätzlich wären zwei bis vier Milliarden
Eigenkapital notwendig, die dann im Haushalt für dringend benötigte
Sozial- und Infrastrukturausgaben fehlten.

Sarrazin verteidigt heute noch die damalige Entscheidung, die man aus
der Zeit verstehen müsse. Alle sechs Wohnungsbaugesellschaften der
Stadt seien in einem fürchterlichen Zustand, nicht ausreichend saniert
und am Rande der Verschuldung gewesen. Er habe 2002 ein laufendes
Verkaufsverfahren der GSW zunächst gestoppt, 2003 wieder aufgenommen,
weil sich die Nachfrage belebte, und für damalige Verhältnisse einen
guten Kaufpreis erzielt. Für die Mieter habe sich ja gar nichts
geändert, behauptet er dreist. Die heutige Situation am Berliner Markt
liege zum großen Teil daran, daß der Senat seit Jahren versäumt habe,
bauen zu lassen. Auch Wowereit verteidigt die Verkaufsentscheidung:
"Aus der damaligen Zeit war es zu rechtfertigen: Denn Berlin hatte
einen riesigen Wohnungsleerstand (rund 150.000) und die
Bevölkerungsprognosen gingen nicht von einem Zuwachs aus." Heute würde
man es nicht mehr machen, räumt er immerhin ein. Von Enteignungen hält
er nichts. In erster Linie müsse gebaut und die Instrumentarien zur
Eindämmung ungerechtfertigter Mietsteigerungen sollten konsequent
genutzt werden. Wowereits Nachfolger als Regierender Bürgermeister,
Michael Müller, der damals SPD-Fraktionschef war, hat den Verkauf
inzwischen als Fehler bezeichnet. [5]

Vor einem Jahr fand in Berlin schon einmal eine Großdemonstration von
25.000 Menschen gegen dramatisch steigende Mieten statt. Seither hat
sich die Lage weiter verschärft, denn immer mehr Wohnungen werden von
Investoren aufgekauft, die die Mieten erhöhen und Menschen aus ihren
Wohnungen vertreiben. Daß nun allein in der Hauptstadt bis zu 40.000
Demonstrierende unter dem Motto "Gemeinsam gegen Verdrängung und
Mietenwahnsinn" auf die Straße gegangen sind, zeugt von wachsendem
Widerstand. Die dieser Tage vielzitierte "Enteignung" im Sinne des
noch nie angewendeten Artikels 15 des Grundgesetzes kann indessen
angesichts der dabei vorgesehenen Entschädigung nicht mehr als ein
zahnloser Tiger sein. Wenngleich die Lindners und Söders von
Klassenkampfrhetorik und Sozialismus faseln, als sei dies der
Inbegriff absurder und verwerflicher Geisteshaltung, steht bislang
keineswegs eine entschädigungslose Enteignung von Miethaien wie
Deutsche Wohnen, Vonovia, ADO Propperties, TAG Immobilien, Franell
Consulting und anderen zur Diskussion. Sollte ihr Bestand tatsächlich
rekommunalisiert werden, würde die hohe Entschädigungssumme deren
profitables Verwertungsverfahren nicht beenden, sondern geradezu als
Erfolgsmodell bekräftigen. Die Eigentumsfrage eröffnet die Fronten -
aber nur dann, wenn sie aufrechterhalten wird.


Fußnoten:

[1] www.merkur.de/politik/enteignungs-debatte-lindner-geht-auf-habeck-los-brandgefaehrliche-klassenkampf-rhetorik-12142124.html

[2] www.wsws.org/de/articles/2019/04/06/miet-a06.html

[3] www.welt.de/politik/deutschland/article191644465/Enteignung-Christian-Lindner-rechnet-mit-Habeck-und-den-Gruenen-ab.html

[4] www.jungewelt.de/artikel/352665.nüchtern-bleiben.html

[5] www.bild.de/politik/inland/politik-inland/enteignungs-debatte-warum-sarrazin-und-wowereit-berlins-wohnungen-verkauften-61147500.bild.html
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ASIEN/927: Indien - egoparteiliche Aktionen ... (SB)


Indien, Pakistan - egoparteiliche Aktionen ...



Am morgigen 11. April fangen in Indien die Wahlen zum Bundesparlament
in Neu-Delhi an und dauern wegen der Größe des Landes und der Anzahl
der stimmberechtigten Bürger - etwa 900 Millionen - sowie der
unterschiedlichen Handhabung des Urnengangs in den einzelnen
Gliedstaaten bis zum 19. Mai. Spätestens am 22. Mai soll die
Stimmenauszählung beendet sein und das offizielle Endergebnis
vorliegen. Man rechnet mit einem knappen Sieg der regierenden,
hindu-nationalistischen Bharatiya Janatha Party (BJP) um
Premierminister Narendra Modi. Trotz hoher Arbeitslosigkeit in den
Städten und niedriger Erzeugerpreise für die Bauern auf dem Land wird
es laut den Demoskopen der linksliberalen Kongreßpartei um Rahul
Gandhi vermutlich nicht gelingen, die BJP von der Macht zu verdrängen.
Entscheidend für den Ausgang der Wahl dürfte die anti-pakistanische
und anti-muslimische Hysterie sein, die Modi seit dem Pulwama-Vorfall,
als am 14. Februar 44 indische Soldaten beim Bombenanschlag auf einen
Militärkonvoi in dem von Indien besetzten Teil Kaschmirs ums Leben
kamen, schürt.

Zu dem Anschlag bekannte sich die Gruppe Jaisch-e-Mohammed (J-e-M),
die aus Pakistan heraus operiert. Dennoch stellt sich die Frage, woher
der Attentäter, ein junger Moslem aus Kaschmir namens Adil Ahmad Dar,
der seit Monaten verschwunden war, die riesige Menge Sprengstoff, mit
der sein Wagen vollgepackt war, hatte. Man vermutet, daß das
Material nicht aus Pakistan nach Kaschmir hineingeschmuggelt wurde,
sondern von einer Baustelle an der Überlandstraße, auf der sich der
Anschlag ereignete, stammte. Eine solche Erklärung für die Herkunft
der Bombe läßt den Verdacht zu, hier könnte auch der indische
Geheimdienst seine Finger im Spiel gehabt haben. Schließlich kommt es
seit Jahren in verschiedenen Teilen Indiens immer wieder zu
Anschlägen, die BJP-nahe Hindufanatiker und Teile des
Sicherheitsapparats durchführen, um das Gespenst einer islamischen
Gefahr zu beschwören und die muslimischen Mitbürger als potentielle
Staatsfeinde hinzustellen.

Jedenfalls ist den offiziellen Stellungnahmen indischer
Regierungs- und Behördenvertreter zum Pulwama-Vorfall wenig
Glaubwürdigkeit beizumessen. Zu sehr haben sich Modi und die BJP in
den vergangenenTagen in Falschmeldungen und widersprüchlichen Aussagen
zu der laufenden Militärkonfrontation mit Pakistan verwickelt, als daß
man ihnen auch nur ein Wort glauben könnte. Am 26. Februar führten
zwölf indische Kampfjets vom französischen Typ Mirage zur Vergeltung
zum ersten Mal seit 1971 einen Angriff gegen Ziele in Pakistan durch.
Die Operation wurde anschließend von Modi und den indischen Medien
groß gefeiert. Das Verteidigungsministerium in Neu-Delhi ließ
verlauten, man habe erfolgreich ein "Ausbildungslager" der J-e-M dem
Boden gleichgemacht und 250 bis 300 "Terroristen" liquidiert. Später
stellte sich heraus, daß die indischen Kampfjets kurz nach dem
Eindringen in den pakistanischen Luftraum von aufgestiegenen
Militärmaschinen Pakistans vertrieben worden waren, ihre Bombenfracht
über einem Wald in einer Gegend namens Balakot abgeladen und dabei
lediglich Umweltschäden sowie Risse in den Wänden eines nahegelegenen
Bauernhauses verursacht haben sollen.

Am 27. Februar kam es im Himmel über dem geteilten Kaschmir zu einem
Luftkampf, bei dem die Inder den kürzeren zogen. Ein indischer
Kampfjet vom russischen Typ Mig-21-Bison wurde über dem pakistanischen
Teil Kaschmirs abgeschossen und sein Pilot, Abhinandan Varthaman,
gefangengenommen. Die pakistanische Armee hat den Oberleutnant davor
gerettet, von einem aufgebrachten Mob gelyncht zu werden. Wenige Tage
später hat Pakistans Premierminister Imran Khan den indischen Offizier
einfach so nach Hause zurückkehren lassen. Wegen der Demütigung
behauptete die BJP-Regierung, bei der Schießerei am Himmel hätten die
Pakistaner Kampfjets vom Typ F-16 aus den USA benutzt und dabei auch
eine Maschine verloren. Mit der Behauptung wollte Neu-Delhi offenbar
Islamabad gegenüber Washington in Mißkredit bringen. Bisher hat es
jedoch keine Bestätigung für die Angabe der Inder gegeben. Die
Pakistaner beteuern, keine F-16s eingesetzt zu haben, während Experten
aus den USA bescheinigen, daß der Bestand der pakistanischen Luftwaffe
an dieser Maschinensorte nach wie vor komplett ist.

Anfang März hat die pakistanische Polizei eine Reihe von Razzien gegen
verschiedene dschihadistische Gruppen durchgeführt und mehrere
Personen, darunter bekannte J-e-M-Mitglieder, festgenommen. Um die
Wogen zu glätten und nicht von der in Paris ansässigen Financial
Action Task Force (FATF) wegen Unterstützung des Terrorismus mit
Wirtschaftssanktionen belegt zu werden, will Islamabad sämtlichen
Gruppen wie J-e-M und Laschkar-e-Taiba, welche das pakistanische
Militär vor Jahrzehnten zwecks Stellvertreterkrieg in Kaschmir
gefördert hat, das Handwerk legen. Dies gab am 9. April
Premierminister Khan bei einer Gesprächsrunde in seinem Amtssitz mit
Vertretern der pakistanischen und der internationalen Presse bekannt.

Die längst fällige Maßnahme der Pakistaner dürfte keinen nennenswerten
Beitrag zur Lösung des Kaschmir-Konflikts leisten. Dort hat die harte
Hand, mit der Neu-Delhi seit dem Amtsantritt Modis als Premierminister
2014 die Region verwaltet, die Krise um ein Vielfaches verschärft. Die
14 Millionen, mehrheitlich muslimischen Kaschmiris, von denen der eine
Teil den Anschluß an Pakistan, der andere die Unabhängigkeit der
Region will, leiden unter der Militärbesatzung durch 700.000 indische
Soldaten sehr. Proteste der Zivilbevölkerung werden seit Jahren von
den indischen Soldaten brutal niederschlagen. 10.000 Menschen sind
durch Gummigeschosse verletzt worden, mehr als 1000 von ihnen haben
wegen Schüssen zum Kopf das Augenlicht für immer verloren.

Statt mit Pakistan eine gemeinsame Friedenslösung für Kaschmir zu
suchen, will Modi den Repressionskurs verstärken. Am 8. April hat die
BJP-Regierung angekündigt, bei der nächsten Legislaturperiode den
bisher autonomen Status Kaschmirs aufheben zu wollen. Unter dem
Vorwand des Ausbaus der Infrastruktur will Neu-Delhi den Kauf
kaschmirischen Bodens durch Menschen aus anderen Teilen Indiens
erstmals gestatten. Ähnlich wie sich Israel durch den ständigen Ausbau
jüdischer Siedlungen in Westjordanland des palästinensischen
"Problems" demographisch entledigt, wollen sich die Hindunationalisten
offenbar Kaschmir einverleiben. Unter Modi florieren bereits die
indisch-israelischen Beziehungen. Der Kampf gegen den "islamischen
Terrorismus" eint die Machthaber in Tel Aviv und Neu-Delhi. In den
letzten Jahren ist Indien zum wichtigsten Kunden der israelischen
Rüstungsindustrie aufgestiegen. Man kann davon ausgehen, daß das
perfide Bevölkerungsaustauschprojekt an den südlichen Ausläufern des
Himalaya nicht weniger blutig und grausam ablaufen wird als jenes,
das seit Jahrzehnten Palästina erschüttert.
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ARMUT/270: Armutskongress - Zivilgesellschaftliche Vernetzung im Kampf gegen Armut (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Gemeinsame Pressemeldung vom Paritätischen Gesamtverband, der AWO und dem
DGB vom 10.04.2019

Armutskongress: Zivilgesellschaftliche Vernetzung im Kampf gegen
Armut



Guten und bezahlbaren Wohnraum für alle, mehr Schutz für
Arbeitnehmer*innen, Teilhabe und Selbstbestimmung und eine armutsfeste
Absicherung im Alter fordern die Veranstalter des dritten Armutskongresses,
der heute und morgen in Berlin stattfindet. Der AWO Bundesverband, der
Deutsche Gewerkschaftsbund, der Paritätische Gesamtverband und die
Nationale Armutskonferenz wollen mit der Veranstaltung sechs Wochen vor der
Europawahl ein deutliches zivilgesellschafliches Zeichen der Solidarität
und des gesellschaftlichen Zusammenhalts im Kampf gegen Armut setzen.

"Gegen Armut und für Solidarität zu streiten ist immer auch Rechts- und
Demokratiepolitik und heute dringender denn lange. Eine offensive,
solidarisch finanzierte Sozialpolitik, die alle mitnimmt und keinen
zurücklässt, ist die beste Prävention gegen Rechtsextremismus und
Nationalismus", so Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender des
Paritätischen Gesamtverbands. Die jüngsten Proteste für guten und
bezahlbaren Wohnraum zeigten nicht nur, wie Armutsprobleme in der Mitte der
Gesellschaft angekommen seien, sondern auch, wie wichtig
zivilgesellschaftliche Vernetzung sei. "Wir brauchen mehr statt weniger
Solidarität und müssen gemeinsam für eine Gesellschaft streiten, in der die
Würde des Menschen geachtet und Armut keinen Platz hat."

Mehr als 500 von Armut betroffene Menschen, Expert*innen aus Politik,
Wissenschaft, Praxis und Journalismus diskutieren noch bis einschließlich
morgen, 11. April, unter dem Motto "Baustelle Deutschland. Solidarisch
anpacken!" über Lösungs- und Vernetzungsstrategien im Kampf gegen Armut.
"Ziel muss die Verwirklichung von Teilhabe und Selbstbestimmung für alle
Menschen sein. Es ist wichtig, den politischen Diskurs über Armut und
Ungleichheit zu führen und Antworten auf armuts- und verteilungspolitische
Herausforderungen zu finden. An diesem Diskurs und an der Entwicklung von
politischen Konzepten müssen Menschen mit Armutserfahrung aktiv teilhaben.
Mit dem Armutskongress schaffen wir dafür einen Raum", betont Wolfgang
Stadler, Bundesvorsitzender der AWO, die derzeit auch die Feder- und
Geschäftsführung der Nationalen Armutskonferenz innehat.

Thematische Schwerpunkte des Kongresses sind neben dem Thema Wohnen u.a.
die Armut Erwerbstätiger und die steigende Altersarmut. "Ein Drittel der
erwachsenen Armen in Deutschland ist erwerbstätig. Gegen Armut trotz Arbeit
ist die Einführung des Mindestlohns ein wichtiger Schritt gewesen. Aber um
diesen Skandal zu überwinden, müssen mehr Beschäftigte in den Schutz von
Tarifverträgen", fordert Annelie Buntenbach, DGB-Vorstandsmitglied. "Es
gibt in Deutschland drei- bis vier Millionen Rentner, die jahrzehntelang zu
niedrigen Löhnen geschuftet, Kinder erzogen und Angehörige gepflegt haben,
die also auf eine respektable Lebensleistung verweisen können, und dann
trotzdem nur eine mickrige Rente kriegen", kritisiert Prof. Dr. Heribert
Prantl, der den Armutskongress in diesem Jahr eröffnet. Der Sozialstaat sei
mit Maß und Ziel "Schicksalskorrektor" und müsse hier korrigierend
eingreifen: "als Schicksalskorrektur, mit einer Grundrente", so Prantl.

Unterstützt wird der Kongress von 26 weiteren Sozial-, Wohlfahrts- und
Fachverbänden, Selbsthilfe- und Betroffeneninitiativen sowie
Gewerkschaften.

Mehr unter:

www.armutskongress.de

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1808: Kritik an geplanter Schließung der Prinovis-Tiefdruckbetriebe in Nürnberg (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
10. April 2019

Schließung der Prinovis-Tiefdruckbetriebe in Nürnberg - ver.di
kritisiert "fatale Folge einer verfehlten Strategie"



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) sieht in der
geplanten Schließung der Prinovis-Tiefdruckerei und des
Weiterverarbeitungsbetriebs in Nürnberg die "fatale Folge einer
verfehlten unternehmerischen Strategie des Bertelsmann-Konzerns", wie
der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank Werneke sagte. Etwa 700
Beschäftigte bei Prinovis in Nürnberg sollen ihre Arbeitsplätze ab
Januar 2021 verlieren. Hinzu kommt die Bedrohung von weiteren
Arbeitsplätzen in den beauftragten Subunternehmen.

Erst 2017 waren für die Prinovis-Standorte in Ahrensburg, Dresden und
Nürnberg drastische Lohneinbußen durchgesetzt worden. "Jetzt sollen
unsere Kolleginnen und Kollegen in Nürnberg den Preis für die irrige
Strategie von Bertelsmann bezahlen und über ruinöse
Lohnkostensenkungen den umkämpften Druckmarkt für hochauflagige
Produkte konsolidieren", kritisierte Werneke.

Zum wiederholten Male habe man den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern Erfolge und Job-Sicherheiten in Aussicht gestellt.
Dieses Versprechen hat das Unternehmen nun gebrochen. "Der
Bertelsmann-Konzern steht jetzt in der Pflicht, die unter der
Vortäuschung falscher Tatsachen in Nürnberg abgepressten Lohneinbußen
an unsere Kolleginnen und Kollegen zurück zu erstatten,", forderte
Werneke.

"Mit Abfindungen, die vorsorglich vereinbart wurden, ist es allein
nicht getan. Es geht jetzt um ein umfassendes Programm zur
Entwicklung von Beschäftigungsalternativen und um umfassende
Qualifizierung für die Beschäftigten, die vom Verlust ihres
Arbeitsplatzes in Nürnberg bedroht sind", sagte Werneke.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.04.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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GEWERKSCHAFT/1807: Tarifverhandlungen für Druckindustrie wieder aufgenommen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
10. April 2019

Tarifverhandlungen für Druckindustrie wieder aufgenommen -

ver.di will Manteltarifvertrag zunächst unverändert in Kraft setzen



Berlin - Die Wiederaufnahme der Tarifverhandlungen für die 134.000
Beschäftigten der Druckindustrie in Hamburg haben die Tarifparteien
als "konstruktiv" bezeichnet. Die Positionen lägen aber "noch weit
auseinander", erklärte die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di). "Oberste Priorität bleibt die unveränderte
Wiederinkraftsetzung des Manteltarifvertrages", erklärte die
Verhandlungskommission der Gewerkschaft. Zudem habe ver.di
Lohnerhöhungen von 2,8 Prozent ab 1. Mai 2019 und 2,7 Prozent ab 1.
Mai 2020 für eine Laufzeit von 24 Monaten gefordert.

Der Bundesverband Druck und Medien (bvdm) rückte in der siebten
Verhandlungsrunde von einigen seiner Forderungen ab, nachdem der
Streikdruck insbesondere in Bayern stark zugenommen hatte.
Arbeitszeitverlängerungen soll es nach Vorstellungen der Arbeitgeber
auf betrieblicher Ebene nur außerhalb von Zeitungsdruckereien geben
und nur mit Zustimmung von ver.di.

Bei den Zuschlägen fordert der Verband noch die stufenweise
Reduzierung der Antrittsgebühr und die Verschiebung des Beginns der
Nachtarbeit von 18 auf 20 Uhr. Die Jahresleistung soll allerdings
nach wie vor stufenweise gekürzt werden. Die Regelung zur
Maschinenbesetzung will der bvdm ganz abschaffen. Der
Arbeitgeberverband macht eine befristete unveränderte
Wiederinkraftsetzung des Manteltarifvertrags davon abhängig, dass
unter Friedenspflichtbedingungen über diese Themen verhandelt wird.

Die Verhandlungen werden am 2. Mai 2019 fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.04.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





TELEKOMMUNIKATION/848: Mexiko - Indigene Mobilfunkanlage mit Solarbetrieb in Oaxaca (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Indigene Mobilfunkanlage mit Solarbetrieb in Oaxaca



(Mexiko-Stadt, 3. April 2019, desinformémonos) - Der Bürgerverband
Telecomunicaciones Indigenas Comunitarias (TIC) hat am 30. März 2019
eine technische Mobilfunk-Lücke an drei Orten in Oaxaca geschlossen.
Die Mikroregion Rincón El Alto im Bezirk Ixtlán de Juárez konnte so
mit einem verbesserten Telefonnetz versorgt werden. Damit versorgen
nun insgesamt 16 Gemeinde-Mobilfunkbetreiber mittlerweile 65
Gemeinden, vor allem in der Sierra Juárez und in der Region Mixteca.

Der indigene Technologie-Korridor wurde mit der Installation einer
Gemeinde-Mobilfunkanlage in San Pedro Yaneri vollendet. Dort wurde die
Antenne auf dem höchsten Berg platziert, um so eine Reichweite bis hin
zur Gemeindeverwaltung von San Juan Tepanzacoalco zu gewährleisten.

Die Anlage ist solarbetrieben. Wer telefonieren will, kann für 42
Pesos (zwei Euro) pro Monat innerhalb des Netzes telefonieren. Anrufe
zu Handys anderer Mobilfunkbetreiber kosten 98 Centavos pro Minute. 48
Centavos kosten Inlandsgespräche, 20 Centavos, wenn es sich um eine
Nummer aus den Vereinigten Staaten handelt. Solarmodule, Batterien und
die Büroausstattung wurden von der Gemeinde bezahlt. Die Investition
betrug ca. 190.000 Pesos (knapp 9.000 Euro), einschließlich einer
Mitarbeiterschulung, der Antenneninstallation, der Einrichtung der
Signal-Übertragungsbasis und der Installation eines systemsteuernden
Computers.
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MENSCHENRECHTE/065: Unverzügliche Freilassung der iranischen Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotoudeh gefordert (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 10. April 2019

DAV fordert unverzügliche Freilassung der iranischen Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotoudeh

Statement der Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins (DAV), Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann



Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist schockiert und empört über die
erneute Verurteilung der iranischen Menschenrechtsanwältin und
Frauenrechtlerin Nasrin Sotoudeh - dieses Mal zu 33 Jahren Gefängnis
und 148 Peitschenhieben. "Die Kriminalisierung und Bestrafung
friedlicher Menschenrechtsarbeit im Iran ist schockierend", so die
Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins, Rechtsanwältin und Notarin
Edith Kindermann. Rechtsanwältin Sotoudeh hat sich in ihrer Arbeit als
Verteidigerin insbesondere gegen die Todesstrafe engagiert und sich
für Frauenrechte eingesetzt. So hat sie zuletzt zwei Frauen
verteidigt, die im Iran gegen das geltende Kopftuchgebot
protestierten. Ihr mutiger und unermüdlicher Einsatz zeigt, wie
wichtig die Arbeit der Anwaltschaft im Menschenrechtsbereich ist.

Die drakonische Strafe verurteilt der DAV scharf: "Wenn die Ausübung
des Anwaltsberufs kriminalisiert wird, kann von rechtsstaatlichen
Verfahren nicht mehr gesprochen werden." Dass die Nachrichtenagentur
der Islamischen Republik im Gegensatz zu internationalen
Presseberichten lediglich von sieben Jahren Haft spricht, ist
irritierend, gibt jedoch (selbst wenn dies zutrifft) keinen Grund zum
Aufatmen - jeder Tag im Gefängnis ist ein Tag zu viel. "Wir fordern
die sofortige Freilassung unserer couragierten Kollegin Sotoudeh, ein
Vorbild für uns im Einsatz für Verfahrens- und Menschenrechte", so
Kindermann.

 * 

Quelle:

Statement vom 10. April 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2187: Deutsche und polnische Bischöfe besuchen Syrien (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 10.04.2019

Erzbischof Schick: "Gemeinsam Solidarität zeigen"

Deutsche und polnische Bischöfe besuchen Syrien



Der Vorsitzende der Kommission Weltkirche der Deutschen Bischofskonferenz,
Erzbischof Dr. Ludwig Schick (Bamberg), und der für internationale
Angelegenheiten zuständige Bischof der Polnischen Bischofskonferenz,
Erzbischof Dr. Tadeusz Wojda SAC (Białystok/Polen), bereisen seit gestern
(9. April 2019) Syrien, um den Opfern des kriegs- und
bürgerkriegsgeschädigten Landes und den dortigen Kirchen ihre Solidarität
zu bekunden.

Im Mittelpunkt der viertägigen Reise stehen Besuche von Projekten der
deutschen Caritas (Caritas international) und der Caritas Polen in Aleppo,
für die die Bischofskonferenzen beider Länder eine gemeinsame
Schirmherrschaft übernommen haben. Damit soll die Zusammenarbeit der Kirche
in beiden Ländern auch außerhalb Europas zum Ausdruck gebracht und vertieft
werden. "Die Bischofskonferenzen in Polen und Deutschland und auch viele
andere kirchliche Organisationen arbeiten seit Längerem auf der
europäischen Bühne zusammen. Man denke etwa an die
Maximilian-Kolbe-Stiftung, die sich für die Lösung von Konflikten auf
unserem gemeinsamen Kontinent einsetzt. Nun geht es darum,
deutsch-polnische Kooperation auch in anderen Krisengebieten zu initiieren
und voranzubringen", so Erzbischof Schick.

Erzbischof Schick und Erzbischof Wojda werden bei ihrer Reise in Aleppo und
Homs auch mit dem Apostolischen Nuntius, Kardinal Mario Zenari, dem
melkitischen Erzbischof Jean-Clément Jeanbart und weiteren Bischöfen aus
Aleppo sowie dem griechisch-melkitischen Erzbischof vom Homs, Erzbischof
Jean-Abdo Arbach, zusammentreffen, um die kirchliche und politische Lage in
Syrien besser zu verstehen und Möglichkeiten der Kooperation mit den
Kirchen in Syrien auszuloten. Die Bischöfe begleiten u. a. der Leiter von
Caritas international (Deutscher Caritasverband), Dr. Oliver Müller, und
führende Vertreter der polnischen Caritas.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 059 vom 10. April 2019

Deutsche Bischofskonferenz
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INTERNATIONAL/377: Indigener Aktivist in Costa Rica erschossen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Indigener Aktivist in Costa Rica erschossen



(Berlin, amerika21/poonal) - Der indigene Aktivist Sergio Rojas Ortiz
wurde am Abend des 18. März ermordet. Unbekannte Täter gaben in seinem
Haus in Salitre im Süden des Landes mehrere Schüsse auf ihn ab. Rojas
war führender Aktivist der Bribri-Indigenen und gehörte der
Koordination der Nationalen Front Indigener Völker FRENAPI an. Gerade
am Tag seiner Ermordung hatte Rojas Klage eingereicht, gegen die
illegale Aneignung von indigenen Gebieten und die Zunahme der
Drohungen gegen die indigene Gemeinschaft der Bribri.

Die Vereinten Nationen verurteilten den Mord an Rojas und forderten
verstärkte Schutzmaßnahmen für die indigenen Gemeinschaften Costa
Ricas. Die Organisation FRENAPI macht die Regierung des
costa-ricanischen Präsidenten Carlos Alvarado für den Mord
verantwortlich. Alvarado selbst bedauerte den Tod von Rojas und
kündigte die Bildung einer Ermittlungsgruppe an. Verhaftet wurde
bislang jedoch niemand.


Seit Jahren Enteignungen indigener Gebiete

Das Territorium der Bribri, das rechtlich den indigenen Gemeinden
zusteht, ist seit Jahren umkämpft. Immer wieder kommt es zu
Enteignungen durch nicht-indigene Gruppierungen. Rojas engagierte sich
seit mehreren Jahren für die Landrechte der Bribri und galt als einer
der wichtigsten Aktivisten des Landes. Bereits im September 2012
überlebte [1] er einen Mordanschlag.

Aufgrund der anhaltenden Drohungen erhalten die indigenen Gebiete
Salitre und Térraba bereits offiziell Schutzmaßnahmen durch die
Interamerikanische Kommission für Menschenrechte. Dennoch kommt es
immer wieder zu Gewalt und Landraub in den Gemeinden. Oft bleiben
diese Taten ungestraft.


Forschungsgruppe: Gewalttaten keine Einzelfälle

Eine Forschungsprojekt der Fernuniversität UNED zeigt, dass der Mord
an Rojas kein einzelner Gewaltakt war, sondern sich in eine lange
Geschichte der Gewalt einreiht. Die Forscher*innen konnten von 2010
bis 2017 124 Gewalttaten nachweisen, die von nicht-indigenen auf
indigene Personen ausgeübt wurden. Dazu zählen direkte physische
Gewaltakte, wie auch das Niederbrennen von Häusern, Landraub und
Bedrohung. Die Forschungsgruppe kritisierte zudem, dass von 2010 bis
2017 in nur 20 Prozent aller Berichte zur indigenen Bevölkerung
Stimmen und Meinungen von indigenen Personen selbst berücksichtigt
wurden.

Auch Lucy Rojas, Aktivistin und Tochter von Sergio Rojas, sieht dies
als großes Problem an und verdeutlicht noch einmal, dass ihr Vater
auch nach seinem Tod noch verfolgt und verunglimpft wird. Auch deshalb
fordert sie eine schnelle Aufklärung: "Wir als Kinder fordern die
Regierung auf, den Fall genau zu untersuchen und Spuren und Hinweisen
zu folgen. Wir haben bestimmte Personen in Verdacht und wir fordern,
dass in diese Richtung genauestens untersucht wird. Denn wir wissen,
dass es Menschen gibt, die ihn bis in den Tod und darüber hinaus
gehasst haben."


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/mordanschlag-auf-indigena-fuehrer-im-sueden-costa-ricas/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06893: Indische Eigentümlichkeit (SB)


Im alten Indien kannte man keinen Läufer. Zumindest fand dieser Name
für die Schachfigur keine Verwendung. Statt dessen sprach man vom
Elefanten. Es war schon immer ein hervorstechendes Merkmal einer jeden
Kultur, in der das Schachspiel gedieh, daß sie ihre eigenen
Wertigkeiten und Symbole zum Grundmaß für die Benennung der Figuren
machte. Die Franzosen kannten einen "Narren" auf dem Schachbrett, die
Engländer hielten es da religiöser mit ihrem "Bischof". Auch die
Gangart der Figuren unterlag zuweilen einem epocheweisenden Wandel.
Hier und da wurden kulturelle Eigenständigkeiten ins Spiel
hineingetragen. In einem alten arabischen Text lesen wir
beispielsweise über den 'indischen Läufer': "Und sie lassen auf dem
Schachbrett den Elephanten um ein Feld, wie den Fussgänger, geradeaus
gehen, nicht aber nach den übrigen Seiten hin, ausserdem nach der
Richtung aller vier Winkel. Sie sagen, diese Felder seien die Plätze
für die Extremitäten des Elefanten, d.i. für den Rüssel und die vier
Füsse." Der Elefant konnte also, einmal angenommen er steht auf d4,
sich nach d5, e5, c5, c3 und e3 bewegen. Der schwarze Läufer auf b4 im
heutigen Rätsel der Sphinx hatte nichts Elefantisches an sich, und
doch sorgte er dafür, daß die weiße Stellung in ihren Grundzügen
erschüttert wurde, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06893: Indische Eigentümlichkeit (SB)]



Slonim - Rjunim

UdSSR 1931


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die weiße Majestät steckte arg in der Bredouille, und nach 1...Le5xg3!
2.f2xg3 Tg7xg3 3.Se2xg3 Tg8xg3 4.Te1-e2 Lh3-g2+ 5.Kh1-g1 Lg2-f3+ 6.Kg1-
f2 Tg3-g2+ wurde ihr das Leben doch allzu fad.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





FRAGEN/012: "Lehrer betreiben stimmlichen Hochleistungssport" (idw)


Universität Leipzig - 09.04.2019

"Lehrer betreiben stimmlichen Hochleistungssport"

Interview mit Dr. Clara Finke von Ronny Arnold



Am 16. April ist der "Welttag der Stimme". Mit diesem Jahrestag soll die
enorme Bedeutung der Stimme in unserem alltäglichen Leben gewürdigt
werden. Die Stimme ist ein Werkzeug vielfältiger Kommunikation und
bedeutend in fast allen Ausbildungsbereichen - auch an der Universität
Leipzig, etwa bei der Lehrerausbildung. Hier werden die angehenden
Pädagogen bereits während ihres Studiums gezielt trainiert. Wo da die
Schwerpunkte liegen und was eine fundierte Stimmbildung bringt, erklärt
Dr. Clara Luise Finke vom Zentrum für Lehrerbildung und Schulforschung
(ZLS) der Universität Leipzig.


Frau Dr. Finke, im Rahmen der Lehramtsausbildung wird die Stimme
angehender Lehrer speziell geschult. Was kann man alles trainieren und
worauf kommt es speziell bei Lehrern an?

Clara Luise Finke: Lehrer betreiben stimmlichen Hochleistungssport
und das über Jahrzehnte ihres Berufslebens. Sie müssen ein Leben lang, Tag
für Tag, mehrere Stunden sprechen - laut, leise, energisch, vermittelnd,
freundlich, durchdringend, ermahnend, beruhigend, diskutierend.
Erschwerend kommt hinzu, dass die akustischen Bedingungen in unseren
Schulen oft nicht sehr günstig sind und bei 30 Kindern in einem Raum ein
gewisser Störlärmpegel herrscht. Den Lehrern stellt sich damit nicht nur
eine stimmliche Herausforderung, sondern oft auch eine psychische
Belastung. Darum erlernen und trainieren die Studierenden bei uns
Techniken, wie sie ihre Stimme im Schulalltag physiologisch und ökonomisch
einsetzen können. Dabei geht es nicht nur darum, die richtige Tonhöhe zu
finden und eine resonanzreiche, kraftvolle und zugleich variable Stimme zu
entwickeln. Es geht auch um das Zusammenspiel der vielen Faktoren, die die
Stimme beeinflussen, etwa die Körperhaltung, die Atmung, die Artikulation
und auch die eigene "Gestimmtheit".

Wie sind Stimmbildung und Sprecherziehung genau in die Ausbildung
integriert? Welche Module gibt es, in welchem Semester beginnt die
Ausbildung genau und wie lange dauert sie?

An der Universität Leipzig bieten wir das Modul "Körper - Stimme -
Kommunikation" an. Der Umfang beträgt fünf Leistungspunkte, das sind vier
Semesterwochenstunden (SWS). Die Empfehlung dabei lautet: das Modul nach
den ersten Schulpraktika besuchen, um schon erste Praxiserfahrungen
gesammelt zu haben und diese reflektieren zu können. Im Rahmen des Moduls
finden Vorlesungen, Gruppenübungen und Seminare zu den verschiedenen
Aspekten von Stimme und Kommunikation statt. Der Fokus liegt darauf,
sowohl eigene stimmlich-kommunikative Kompetenzen auszubauen, insbesondere
unter Berücksichtigung der kommunikativen Anforderungen im Umgang mit
heterogenen Schulklassen, als auch für das stimmlich-kommunikative
Verhalten der Schüler zu sensibilisieren. Für all diese Aspekte braucht es
ein gewisses Handwerkszeug.

Ist das eher eine theoretische oder eine praktische Ausbildung?

Theorie und Praxis werden stets verzahnt. Basierend auf theoretischen
Grundlagen und auf theoretischem Wissen erproben die Studierenden die
Inhalte dann vor allem praktisch und bekommen Rückmeldungen zu ihrem
stimmlich-kommunikativen Auftreten. Ziel ist es, dass die angehenden
Lehrer durch das Kennenlernen, Reflektieren, Trainieren und
Weiterentwickeln der eigenen Kompetenzen das Erlernte in die Berufspraxis
transferieren. Wenn sie die Inhalte konsequent verinnerlichen und in die
zweite und dritte Phase ihrer Lehramtsausbildung mitnehmen, sind sie auf
ihren späteren Berufsalltag optimal vorbereitet.

Welche positiven Effekte hat es, wenn Schüler ihre Lehrer besser
verstehen und deren Kommunikation durch Sprechtraining geschult wurde?

Die Stimme ist eine wesentliche Komponente für Lehr-Lern-Prozesse. Eine
Kompetenz in der Sprechgestaltung, die in verschiedenen Situationen
variabel eingesetzt werden kann, macht den Unterricht anschaulicher,
lebendiger und damit auch leichter zu verstehen. Der Lernerfolg ist so
eher gewährleistet und damit steigt auch die Motivation der Schüler. Ein
positiver Nebeneffekt ist zugleich, dass es auf diese Weise im
Klassenzimmer ruhiger wird und das ist wiederum positiv für die Lehrer:
sie müssen nicht so häufig die Lautstärke erhöhen oder sich wiederholen.
Das Sprechtraining ist also für die Stimmhygiene sehr günstig. Außerdem
wirkt sich der jeweilige Gebrauch der Stimme auf die stimmliche
Entwicklung der Schüler aus: Aufgrund des funktionellen Nachvollzugs
beeinflusst die Stimmqualität Lehrer das Wohlbefinden der Schüler und
damit die Motivation zum Zuhören und Mitmachen. Damit wird auch der
Grundstein für kommunikative Grundkompetenzen in unserer Gesellschaft
gelegt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 09.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/159: Theater Bremen - Drei Tage Tanz mit Unusual Symptoms und Freund*innen, 20.-22.4.2019


THEATER BREMEN

Drei Tage Tanz

Ein langes Wochenende mit Unusual Symptoms und Freund*innen

Samstag, 20. bis Montag, 22. April 2019



"Let's dance!", heißt es über das lange Osterwochenende im Theater
Bremen. "Drei Tage Tanz" zeigt ein Gastspiel aus Norwegen, eines aus
Spanien und zwei eigene Produktionen. Im Rahmen des jazzahead!
Festivals und in Zusammenarbeit mit TANZ Bremen sind mit "Notes on
Frailty & All the things he said" am Samstag, dem 20. April, gleich
zwei Deutsche Erstaufführungen von Norwegens führender Choreografin
Ingun Bjørnsgaard zu sehen. Mit subtilem Humor widmet sie sich darin
den Konstruktionen von Weiblichkeit und Männlichkeit und entwirft mit
ihrem Ensemble zur live gespielten Musik des Pianisten Christian
Wallumrød fesselnde Bildwelten.

Aus Spanien kommen La Macana und Samir Akika mit "Pink Unicorns": Das
Gastspiel hatte im Oktober für solche Begeisterung gesorgt, dass das
Theater Bremen Akikas anrührendes Tanzstück über Vater und Sohn noch
einmal eingeladen hat: am Samstag, dem 20. April, und am Sonntag, dem
21. April, ist es im Brauhaus zu erleben.

Mit "Will happiness find me?" (Sonntag, 21. April) und
"polaroids:remix" (Montag, 22. April) stehen noch zwei weitere Stücke
von Hauschoreograf Samir Akika, die er mit der Theater Bremen Kompanie
Unusual Symptoms erarbeitet hat, auf dem Spielplan.

Dazu lädt "Drei Tage Tanz" natürlich auch mit Physical Prologues,
Publikumsgesprächen, Konzert (Sonntag, 21. April mit Handsome Couple
im noon / Foyer Kleines Haus) und Party (Samstag, 20. April: DJ-Set
mit Anders Wasserfall im noon / Foyer Kleines Haus) zu ausgedehnten
Abenden ein.

Beim Kauf einer Karte für eines der beiden Gastspiele ("Notes on
Frailty & All the things he said" oder "Pink Unicorns") ist der Besuch
von "Will happiness find me?" oder "polaroids:remix" kostenlos.

Im Rahmen des jazzahead! Festivals 2019 und in Zusammenarbeit mit TANZ
Bremen. Mit freundlicher Unterstützung durch die Norwegische Botschaft
und das Performing Arts Hub Norway.


Drei Tage Tanz - Programm


Samstag, 20. April

16 Uhr "Pink Unicorns" von Samir Akika und La Macana, Brauhaus

18 Uhr Physical Prologue

19 Uhr "Notes on Frailty & A list of things he said" von Ingun
Bjørnsgaard Prosjekt, Kleines Haus

i.A. Publikumsgespräch

i.A. DJ-Set mit Anders Wasserfall im noon / Foyer Kleines Haus -
Eintritt frei


Sonntag, 21. April

15 Uhr Physical Prologue

16 Uhr "Pink Unicorns" von Samir Akika und La Macana, Brauhaus

17:30 Uhr Physical Prologue

18 Uhr Einführung

18:30 Uhr "Will happiness find me?" von Samir Akika / Unusual
Symptoms, Kleines Haus

i.A. Publikumsgespräch

i.A. Konzert mit "Handsome Couple" (Simon Camatta und Stefan
Kirchhoff) im noon / Foyer Kleines Haus - Eintritt frei


Montag, 22. April

17:30 Uhr Szenischer Einlass

18:30 Uhr "polaroids: remix" von Samir Akika, Unusual Symptoms,
Kleines Haus

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/152: Hamburg - "Sehnsuchtsmädchen", auf den Spuren von Jean Seberg, 16.-18.4.2019


Fleetstreet Theater

Sehnsuchtsmädchen

auf den Spuren von Jean Seberg

Ein musikalisch-szenisches Portrait von Dania Hohmann und Anneke
Schwabe

Mit: Anneke Schwabe

Musiker: Helge Zumdieck, Lorenz Boesche

Regie: Dania Hohmann

vom 16. April bis 18. April 2019 jeweils um 20 Uhr

Fleetstreet-Theater, Admiralitätstraße 71, 20459 Hamburg



Sie war ein Idol des Kinos der 50er und 60er Jahre wie Marylin Monroe
oder Romy Schneider. Ihre Karriere begann sie als Siebzehnjährige, als
sie der Hollywood-Regisseur Otto Preminger für die Rolle der Jeanne
d'Arc in seiner Filmadaption des Stückes von George Bernhard Shaw
auswählte. Mit "Bonjour Tristesse" und Godards "Außer Atem" wurde sie
das Gesicht der Nouvelle Vague und gleichzeitig eine Stilikone. Seberg
verkörperte einen völlig neuen selbstbewussten Frauentyp.

Sie stammte aus einer gut behüteten bürgerlichen Familie des mittleren
Westens. Sie engagierte sich gegen den Vietnam-Krieg und
sympathisierte mit der Black Panther-Bewegung, die sie eine Zeit lang
unterstützte. So wurde sie in den USA zur Staatsfeindin und geriet in
das Visier des FBI, das eine regelrechte Schmutzkampagne gegen sie
inszenierte, um ihre Karriere zu zerstören.

Die Umstände ihres Todes sind bis heute ungeklärt. Anfang September
1979 wurde sie, nur mit einer Decke bekleidet, mit fast 8 % Alkohol im
Blut, tot in einem Auto in Paris gefunden. Sie, die jede Nacktszene in
einem Film verweigert hatte. Und noch immer halten sich Gerüchte, dass
das FBI bei ihrem Tod die Hand im Spiel hatte. Trotz ihres
ausschweifenden und gefährdeten Lebens steht sie bis heute für ein
anderes offeneres Amerika, als das der konservativen, weißen
Mittelschicht, die das Bild des Landes bis in die 70er Jahre prägte
und das gerade mit Donald Trump seine ungebremste Wiederauferstehung
feiert.

Dania Hohmann und Anneke Schwabe machen sich auf die Spurensuche und
entwerfen aus Interviews, Briefen und Songs der Zeit, von Juliette
Greco, und vor allem Nina Simone, die mit ihrer privaten Geschichte
und ihren Texten wie eine Seelenverwandte Sebergs erscheint, ein
musikalisch-szenisches Portrait dieser ungewöhnlichen Frau.

Tickets: € 19,50, ermäßigt € 9,50 auf allen Plätzen unter
040 / 4711 0 666 sowie www.st-pauli-theater.de

Dauer der Vorstellung: ca. 80 Minuten, ohne Pause

 * 

Quelle:

Fleetstreet e.V.

Admiralitätstraße 71

20459 Hamburg

Theaterkasse Tel. 040 / 4711 0 666 sowie

www.st-pauli-theater.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TRANSPORT/142: Aus für quälerische Tiertransporte - Agrarminister müssen jetzt handeln (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 10. April 2019

Aus für quälerische Tiertransporte - Agrarminister müssen jetzt handeln



Anlässlich der Agrarministerkonferenz (AMK) vom 10. bis 12 April in Landau
haben der Bundes- und Landesverband Menschen für Tierrechte die
Agrarminister der Länder sowie Bundesministerin Klöckner angemahnt,
quälerische Transporte zu Schlacht- und Zuchtzwecken in Länder zu
untersagen, die europäische und deutsche Tierschutzbestimmungen nicht
einhalten. Seit 30 Jahren gäbe es keine wirksamen Maßnahmen zur
Verhinderung von Tierquälereien während der Transporte und in den
Zielländern. Die AMK in Landau müsse politische Entscheidungen treffen,
lautet das Fazit der Tierrechtsorganisationen in ihrem Schreiben an die
Agrarminister.

Nach Ansicht der Tierrechtsorganisationen müssten in Landau endlich
politische Entscheidungen getroffen werden, damit Tiertransporte zu
Schlacht- und Zuchtzwecken in derzeit 15 tierschutzrechtliche
Hochrisikostaaten (1) ab sofort nicht mehr durchgeführt werden. Statt
lebender Tiere seien Schlachtkörper, Sperma und Embryonen zu
transportieren. Um dies unverzüglich sicherzustellen, müssten alle
Bundesländer die Erteilung von Transportgenehmigungen von Tieren zu
Schlacht- und Zuchtzwecken in die Hochrisikostaaten per Erlass untersagen.

Klöckner in der Pflicht

In einer besonderen Pflicht steht nach Ansicht der Verbände die für
Tierschutz zuständige Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner. Sie
müsse die Länder zum Handeln ermutigen und aktiv unterstützen. Zusätzlich
müsse Klöckner hinter der Entschließung des EU-Parlaments (2) vom 14.
Februar 2019 stehen. Darin fordern die EU-Abgeordneten von der
EU-Kommission und den Mitgliedstaaten einen Richtungswechsel bei
Tiertransporten ein. Es seien in erster Linie Fleisch, Sperma und Embryonen
zu transportieren. Im Fall der ausnahmsweise stattfindenden
Lebendtransporte müssten die Standards der Drittländer denen der EU
entsprechen. Zu belegen sei dies u.a. durch realistische Fahrtenbücher.

Überfällig: Entscheidungen für den Tierschutz

"Wenn auf der AMK in Landau keine Entscheidungen für den Tierschutz
getroffen werden, ist das weder der Zivilgesellschaft noch Fachleuten oder
Amtstierärzten vermittelbar. Transporte, Abladung und Schlachtung erfolgen
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit regelmäßig unter
Bedingungen, die eklatant gegen europäisches und deutsches Tierschutzrecht
verstoßen," sagt Christina Ledermann, Vorsitzende des Bundesverbandes
Menschen für Tierrechte.

Konferenz muss Wende bringen

"Seit Jahrzehnten müssen wir zuschauen, wie Tiere auf qualvolle Transporte
in Hochrisikostaaten in einen grausamen Tod geschickt werden. Besonders
schlimm muss das für Amtstierärzte sein, die dies wider besseres Wissen
nicht verhindern können. Schuld an diesem untragbaren Zustand haben in
erster Linie die politischen Entscheidungsträger. Damit muss jetzt Schluss
sein. Wir erwarten, dass die AMK in Landau die Wende bringt", fordert
Christiane Baumgartl-Simons, Vorsitzende Menschen für Tierrechte
Rheinland-Pfalz.

Unterschriften für Tiertransport-Verbot

Die Tierrechtsorganisationen haben Unterschriften für ein Verbot der
quälerischen Tiertransporte gesammelt. Über 30.000 Unterschriften sollen
Julia Klöckner in Kürze übergeben werden und sie darin bestärken, die
qualvollen Lebendtransporte endlich zu beenden.


Anmerkungen:

(1) Die derzeit 15 tierschutzrechtlichen Hochrisikostaaten sind: Ägypten,
Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Iran, Irak, Kasachstan, Kirgistan,
Libanon, Libyen, Marokko, Syrien, Tadschikistan, Türkei und Usbekistan

(2) Entschließung des EU-Parlaments vom 14.02.2019 [P8_TA-PROV(2019)0132]

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. April 2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/666: "Klimakabinett" redet uns um Kopf und Kragen - Protest für Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels (Campact)


Campact e.V. - 10. April 2019

"Klimakabinett" redet uns um Kopf und Kragen:

Campact-Unterstützer/innen protestieren vor dem Kanzleramt



Berlin, 10. April 2019. Mit Riesenköpfen von Merkel, Altmaier, Scheuer
und Co. protestierten heute Unterstützer/innen der Bürgerbewegung
Campact vor dem Kanzleramt. Anlässlich der ersten Sitzung des neuen
"Klimakabinetts" forderten sie von der Bundesregierung,
Klimaschutzmaßnahmen zu beschließen, die die Erderhitzung auf 1,5 Grad
begrenzen. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) hat das "Klimakabinett"
als Reaktion auf die bundesweiten Schüler/innen-Proteste der
Fridays-for-Future-Bewegung einberufen.

"Erst hat die Regierung den Klimaschutz in Kommissionen ausgelagert.
Nun gründet sie einen neuen Gesprächskreis. Sie tut alles, um den
Klimaschutz weiter aufzuschieben", sagt Inken Behrmann von Campact.
"Um die Erderhitzung unter der kritischen Marke von 1,5 Grad zu
halten, dürfen wir keine Zeit mehr verschwenden. Der einzig sinnvolle
Vorstoß - ein Klimaschutzgesetz mit verbindlichen Klimazielen - darf
in dieser neuen Runde nicht zerredet werden."

Im Koalitionsvertrag haben Union und SPD vereinbart, 2019 ein
Klimaschutzgesetz zu verabschieden, mit dem die deutschen Klimaziele
eingehalten werden. Die Minister/innen müssten dann verbindlich
CO2-Emissionen in den Bereichen Verkehr, Energie und Landwirtschaft
einsparen. Im Februar legte Umweltministerin Svenja Schulze (SPD) dazu
einen Gesetzentwurf vor. Doch bisher stößt er bei den
CDU/CSU-geführten Ministerien auf Widerstand. Dabei reicht selbst der
Entwurf nicht aus, um das 1,5-Grad-Ziel einzuhalten. Schon mehr als
155.000 Menschen haben den Campact-Appell für ein wirksames
Klimaschutzgesetz unterzeichnet.

Laut einer aktuellen Studie wird Deutschland mit seinen bisherigen
Zusagen das 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens deutlich
verpassen. Die Studie wurde vom NewClimate Institute im Auftrag von
Campact erstellt. Demnach müsste Deutschland bereits 2030 klimaneutral
sein - nicht erst 2050, wie von der Regierung angestrebt.




1,5-Grad-Klimastudie:

https://campact.org/klimastudie

Appell zum Klimaschutzgesetz:

https://aktion.campact.de/klimaschutzgesetz/appell/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.04.2019

Campact e.V., Pressestelle

Artilleriestraße 6, 27283 Verden / Aller

Tel.: 04231/957-440, Fax: 04231/957-499

E-Mail:info@campact.de

Internet: www.campact.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1510: Wie sich Landnutzung auf Ökosysteme auswirkt - Thüringer Forschungspreise vergeben (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 08.04.2019

Wie sich Landnutzung auf Ökosysteme auswirkt



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität Jena sind in
beiden Kategorien des diesjährigen Thüringer Forschungspreises
erfolgreich: Ökosystemforscher Prof. Dr. Ulrich Brose (Universität
Jena und Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung -
iDiv) erhält den Preis in der Kategorie Grundlagenforschung. Weitere
Auszeichnungen gehen an Materialwissenschaftler und ein Team aus
Chemikern und Medizinern.

Die tropischen Ökosysteme sind durch landwirtschaftliche Nutzung
weltweit bedroht. Aktuell führt beispielsweise der großflächige Anbau
von Ölpalmen zu einem rasanten Verlust an intakten Regenwäldern. Und
das betrifft nicht nur Pflanzen, sondern auch die Tierwelt und im
Boden lebende Organismen. "Verschiedenste Arten und Artengruppen, wie
Vögel und Insekten, stehen in einem engen Beziehungsgeflecht",
erläutert Prof. Dr. Ulrich Brose. "Werden Wälder abgeholzt, um
Öl-Plantagen anzulegen, wirkt sich das auf das gesamte Ökosystem aus",
so der Professor für Biodiversitätstheorie der
Friedrich-Schiller-Universität Jena, der am Deutschen Zentrum für
integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) Halle-Jena-Leipzig forscht.

Prof. Brose und sein Team konnten in den zurückliegenden Jahren
erstmals aufzeigen, wie indirekte und direkte Effekte der
Landnutzungsänderungen ineinandergreifen und welche Auswirkungen dies
auf die komplexe Artengemeinschaft von Tieren und Pflanzen hat. Dafür
wird der 49-jährige Ökologe mit dem diesjährigen Forschungspreis des
Freistaates Thüringen in der Kategorie Grundlagenforschung
ausgezeichnet. Der mit 25.000 Euro dotierte Preis ist heute (8. April)
in der Jenaer Imaginata überreicht worden.

"Dieser Preis ist eine Würdigung der Arbeit eines großen Teams in
unserer Arbeitsgruppe Ecological Networks Lab", freut sich Prof.
Brose. "Seit Jahren arbeiten wir an Modellen natürlicher
Lebensgemeinschaften, die sowohl die Arten als auch ihre Interaktionen
abbilden. Diese Grundlagenforschung hat neuartige Prognosemodelle zu
den Konsequenzen von menschlicher Landnutzung ermöglicht. Die
Preisverleihung bedeutet damit mir und der ganzen Arbeitsgruppe sehr
viel, da mit ihr unsere langjährige Arbeit gewürdigt wird."

Funktionsverlust der Ökosysteme übersteigt Verlust an Arten

Ulrich Brose und seine Mitstreiter haben mit Kooperationspartnern auf
der indonesischen Insel Sumatra analysiert, wie sich die Umwandlung
von Regenwald in Palmöl-Plantagen auf Artengruppen - angefangen von
Mikroorganismen, über Insekten bis hin zu Vögeln - auswirkt und dabei
Tausende von Interaktionen zwischen Hunderten von Arten
berücksichtigt. "Wir haben festgestellt, dass sich sowohl die Anzahl
der Arten im Ökosystem deutlich reduziert, als auch die Biomasse der
Artengruppen", sagt Brose. Neben diesen direkten Effekten konnten die
Forscher auch indirekte Effekte aufklären, die zwischen allen Teilen
der Nahrungsnetze wirken: während direkte Effekte der Landnutzung sich
auf bestimmte Artengruppen wie Pflanzen niederschlagen, lassen sich
über die Interaktionen zwischen Arten auch indirekte Folgen bei
anderen Artengruppen wie Vögeln feststellen. "Unsere Arbeiten zeigen,
dass wir neben dem starken Verlust an Artenvielfalt durch die
Landnutzung einen noch viel stärkeren Verlust an Ökosystemfunktionen,
wie Primärproduktion und natürliche Kontrolle von Schadorganismen wie
Herbivoren in Plantagen haben", so Forschungspreisträger Brose.

Bei den ausgezeichneten Forschungsarbeiten haben die Ökologen nicht
nur umfangreiche Datensätze analysiert, sondern auch neue
mathematische Methoden zur Berechnung von Energieflüssen und
Computermodelle entwickelt, mit denen Struktur, Dynamik und
Funktionsfähigkeit von komplexen Nahrungsnetzen beurteilt werden
können. Damit lassen sich Ökosystemfunktionen nicht nur im Labor in
kontrollierten Experimenten messen, sondern auch in natürlichen
Ökosystemen. Erst diese methodische Weiterentwicklung ermöglicht es,
die Konsequenzen von Landnutzungsänderungen nicht nur für die
Biodiversität, sondern auch für die Funktionsfähigkeit der
ökologischen Systeme zu untersuchen.

Auszeichnungen für Batterie-Forschung und Technologie zur
Antibiotika-Anwendung

Neben der Auszeichnung in der Kategorie Grundlagenforschung sind zwei
weitere Preise in der Kategorie Angewandte Forschung verliehen worden.
Auch dabei waren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Universität Jena erfolgreich. So erhielt ein Team unter der Leitung
von Prof. Dr. Michael Stelter von der Universität Jena und des
Fraunhofer-Instituts für Keramische Technologien und Systeme in
Hermsdorf einen Preis für die Entwicklung neuartiger
Natrium-Nickel-Chlorid-Batterien. Außerdem ist eine Forschungsgruppe
von Universität und Klinikum Jena sowie des Leibniz-Instituts für
Photonische Technologien e. V. für einen innovativen Bioassay zur
effizienten Anwendung von Antibiotika ausgezeichnet worden. Geehrt
wurden Prof. Dr. Jürgen Popp, Prof. Dr. Ute Neugebauer, Prof. Dr.
Michael Bauer und Prof. Dr. Bettina Löffler. Die Preise in der
Kategorie Angewandte Forschung sind ebenfalls mit insgesamt 25.000
Euro dotiert; beide Teams erhalten je 12.500 Euro.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713655

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1509: Auf dem Weg zum nachhaltigen Einsatz von Bioziden in Kommunen (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 09.04.2019

Auf dem Weg zum nachhaltigen Einsatz von Bioziden in Kommunen



Der Schutz der biologischen Vielfalt durch einen reduzierten Einsatz
von schädlichen Bioziden ist das Ziel eines neuen Forschungsprojekts
an der Universität Würzburg. Gefördert wird es vom
Bundesumweltministerium.

Sie begegnen uns täglich auf dem Weg in die Mensa, beim Besuch im
Krankenhaus oder auf öffentlichen Toiletten. Manche nutzen sie häufig
und andere eher selten: Die Rede ist von Desinfektionsmittelspendern.
Gerade in öffentlichen Räumen sind sie nicht mehr wegzudenken und
stille Begleiter unseres Alltags. Denn sie schützen uns beispielsweise
vor Grippeviren und anderen Krankheitserregern, die von Mensch zu
Mensch oder über Gegenstände übertragen werden können. Aber was genau
steckt eigentlich in so einem Desinfektionsmittel?

Desinfektionsmittel enthalten Wirkstoffe, die Schadorganismen
abschrecken oder töten. Sie gehören zur Produktgruppe der Biozide, was
sich für viele im ersten Moment positiv anhört. "Bio" - das kann
eigentlich nur etwas Gutes sein, oder? Tatsächlich sind Biozide auch
gefährlich für den Menschen, da sie beispielsweise Haut- und
Augenreizungen hervorrufen können, die Resistenz von Bakterien gegen
Antibiotika fördern oder sogar krebserregend sind.

Das Forschungsprojekt

Um die Beschaffung und den Einsatz solcher Biozide geht es in einem
neuen Forschungsprojekt an der Universität Würzburg:
"Umweltfreundliche Beschaffung und Einsatz von Bioziden in Kommunen:
Weiterentwicklung des Konzepts ?Pestizidfreie Kommune? für den
Biozidbereich". Angesiedelt ist das Projekt an dem von Professor
Ronald Bogaschewsky geleiteten Lehrstuhl für Betriebswirtschaftslehre
und Industriebetriebslehre; Projektkoordinator ist Felix Blank,
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl. Gefördert wird es in den
kommenden zwei Jahren mit etwa 600.000 Euro vom Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit über den Projektträger des
Umweltbundesamts.

"Wir wollen den Einsatz und die Beschaffung von Bioziden für
öffentliche Einrichtungen und kommunale Unternehmen in verschiedenen
Gemeinden untersuchen", beschreibt Felix Blank die Vorgehensweise der
Wissenschaftler. Darauf aufbauend will das Team Handlungsempfehlungen
für Kommunen entwickeln. Diese sollen dazu beitragen, zukünftig den
Einsatz von Bioziden zu reduzieren, damit weniger schädliche
Substanzen in die Umwelt gelangen und die biologische Vielfalt
geschützt wird. Dabei darf natürlich nicht die Wirkungssicherheit
herabgesetzt werden.

Kommunen als Vorreiter beim Umweltschutz

Das jährliche Auftragsvolumen der öffentlichen Hand beträgt circa 250
bis 400 Milliarden Euro, weshalb Kommunen eine besondere
Vorbildfunktion einnehmen. Sie sollten Vorreiter bei der Nutzung
besonders umweltschonender Produkte und Verfahren sein. Bisher ist
allerdings der Anschaffungspreis ein wichtiger Faktor beim Einkauf und
hemmt die Beschaffung von nachhaltigen Produkten und Dienstleistungen.
Dies ist nicht nur aus ökologischer Perspektive nachteilig, sondern
kann sich auch aus Kostensicht negativ auswirken, da die höheren
Anschaffungspreise von umweltverträglichen Produkten meist durch
niedrigere Lebenszykluskosten relativiert werden können.

Mit den Ergebnissen aus dem Forschungsprojekt sollen Kommunen in ihrem
Beitrag zum Umweltschutz unterstützt und gefördert werden. "Die bei
der Beschaffung relevanten Kriterien sollen erfasst und analysiert
werden. Als Ergebnis sollen Kommunen vermehrt auf biozidfreie
Alternativen und grüne Biozide zurückgreifen, damit die öffentliche
Hand zu einem Vorbild beim Schutz der Umwelt und Artenvielfalt werden
kann", sagt Blank.

Biozide als Untergruppe der Pestizide

"Pestizid" ist für viele Menschen ein bekannter Begriff, da er als
Synonym für Pflanzenschutzmittel verwendet wird, die Pflanzen vor
Schädlingen, Krankheiten oder Unkraut schützen sollen. Biozide sind
eine Untergruppe der Pestizide und bestehen aus Chemikalien oder
Mikroorganismen. Sie werden auch als "nicht-landwirtschaftliche
Pestizide" bezeichnet, da sie nicht direkt an Pflanzen zum Einsatz
kommen, aber auch schädliche oder lästige Lebewesen bekämpfen, indem
sie deren Nervensystem lähmen oder deren Vermehrungsfähigkeit
beeinträchtigen.

Biozide tragen dadurch zur Verbesserung der Hygiene und Gesundheit von
Mensch und Tier bei, sind aber gleichzeitig potenziell gefährlich für
Menschen und Umwelt. Aufgrund ihrer Risiken müssen sie geprüft und
offiziell zugelassen werden. Ihre Anwendung ist gesetzlich
vorgeschrieben und wird durch die europäische Biozid-Verordnung auf
"das notwendige Mindestmaß" beschränkt.

Biozide kommen natürlich nicht nur in Kommunen und Behörden zum
Einsatz. Viele Menschen verwenden solche Produkte auch im
Privathaushalt, ohne dass es ihnen unbedingt bewusst ist. Diese dienen
als Schutz vor Schädlingen wie Ratten, Insekten oder Pilzen und werden
zur Reinigung oder Vorsorge eingesetzt. Zu den bekannten Produkten
gehören beispielsweise Desinfektionsmittel, Insektensprays,
Holzschutzmittel, Ameisen- oder Rattengift. In Kommunen werden Biozide
vor allem in Einrichtungen wie Krankenhäusern, Pflegeheimen,
Schwimmbädern, Kindergärten oder bei der Trinkwasseraufbereitung und
in der Abfallentsorgung eingesetzt.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713691

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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LUFT/626: Wissenschaftler fordern bundesweite Strategie für saubere Luft (idw)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. -
09.04.2019

Wissenschaftler fordern bundesweite Strategie für saubere Luft



München, 9. April 2019 - Heute hat die Nationale Akademie der
Wissenschaften Leopoldina ihre Stellungnahme "Saubere Luft -
Stickstoffoxide und Feinstaub in der Atemluft: Grundlagen und
Empfehlungen" veröffentlicht. Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte
diese beauftragt, sich mit dem Thema Grenzwerte für die Belastung der
Atemluft zu befassen.

Hintergrund ist die breite Diskussion in der Öffentlichkeit darüber,
wie diese Grenzwerte ermittelt und festgelegt werden und wie
angemessen das Verhältnis von Aufwand und Nutzen für den
Gesundheitsschutz ist. Zu diesem Zweck hat die Akademie die
Arbeitsgruppe "Grenzwerte der Luftverschmutzung" zusammengestellt. Zum
Expertenkreis gehören 20 führende deutsche Professorinnen und
Professoren verschiedener Fachrichtungen, darunter auch Professor Hans
Drexler, Präsident der Deutschen Gesellschaft für Arbeitsmedizin und
Umweltmedizin e.V. (DGAUM).

Die über 50 Seiten umfassende Stellungnahme der Arbeitsgruppe
beinhaltet sowohl Informationen zum wissenschaftlichen Erkenntnisstand
als auch Empfehlungen für den weiteren Weg zu einer saubereren Luft.
Der derzeitige Fokus der Debatte auf Stickstoffdioxid sei nicht
zielführend, heißt es im Papier der Wissenschaftler. Denn Feinstaub
sei deutlich schädlicher für die Gesundheit. Die Experten plädieren
dafür, die Anstrengungen zur Luftreinhaltung auf die Reduktion von
Feinstaub zu konzentrieren. Sie weisen darauf hin, dass beim Verkehr
vor allem der Ausstoß von Treibhausgasen problematisch ist und fordern
daher eine bundesweite Strategie zur Luftreinhaltung und nachhaltige
Verkehrswende. Kurzfristige Maßnahmen wie Fahrverbote böten dabei
keine wesentliche Entlastung.



Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1.100
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und -
wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind.

Weitere Informationen unter www.dgaum.de



Weitere Informationen erhalten Sie unter nachfolgenden Links:

Arbeitsgruppe "Grenzwerte der Luftverschmutzung"

https://www.leopoldina.org/politikberatung/arbeitsgruppen/grenzwerte-der-luftverschmutzung/

Pressemitteilung "Nationalakademie Leopoldina empfiehlt bundesweite
Strategie zur Luftreinhaltung und eine nachhaltige Verkehrswende"


https://www.leopoldina.org/presse-1/pressemitteilungen/pressemitteilung/press/2609/

Stellungnahme "Saubere Luft - Stickstoffoxide und Feinstaub in der
Atemluft: Grundlagen und Empfehlungen"

https://www.leopoldina.org/publikationen/detailansicht/publication/saubere-luft-stickstoffdioxid-und-feinstaub-in-der-atemluft-grundlagen-und-empfehlungen-2019/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713757 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1772
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FORSCHUNG/578: Holen wir uns den Phosphor zurück! (idw)


Technische Universität Wien - 09.04.2019

Holen wir uns den Phosphor zurück!



Unser Umgang mit Phosphor ist nicht nachhaltig. Phosphor-Rückgewinnung
könnte der Umwelt helfen und gleichzeitig ökonomische Vorteile
bringen, sagt eine Studie der TU Wien.

Der Mensch greift massiv in den natürlichen Phosphorkreislauf ein: In
der Landwirtschaft wird Phosphordünger eingesetzt, am Ende gelangt das
Phosphor ins Abwasser. An der TU Wien wurden nun in einer
Zusammenarbeit von Forschungsgruppen aus den Bereichen
Wirtschaftsmathematik, Wassergütewirtschaft und Ressourcenmanagement
Modelle entwickelt, mit denen man Strategien für einen besseren Umgang
mit Phosphor entwickeln kann. Dabei zeigt sich: Technologien zur
Rückgewinnung von Phosphor sollten intensiver genutzt werden - das
würde nicht nur die Umwelt verbessern, sondern sogar die Profite der
Landwirtschaft erhöhen.

Interdisziplinäres Forschungsfeld Soziohydrologie

Unsere Landwirtschaft ist in hohem Maße von Phosphatdüngerimporten
abhängig. Derzeit wird Phosphor in mineralischer Form in Afrika
abgebaut, nach Österreich importiert und auf den Feldern ausgebracht.
Durch Erosion und Auswaschung wird der Phosphor dann in die Gewässer
transportiert, wo er zu Problemen führen kann. Der von den Pflanzen
aufgenommene Phosphor gelangt über Nahrungsmittel und deren Konsum
ebenfalls ins Abwasser. In Kläranlagen kann Phosphor aus dem Abwasser
entfernt werden und bleibt im Klärschlamm zurück. Derzeit wird dieser
phosphorhaltige Klärschlamm zum Großteil entsorgt und bleibt somit
ungenutzt. Nachhaltig ist das nicht.

"Es wurde schon viel darüber geforscht, wie Phosphor die Umwelt
beeinflusst und wie man Phosphor am besten aus dem Abwasser
zurückgewinnen kann", sagt Johanna Grames vom Institut für Stochastik
und Wirtschaftsmathematik der TU Wien. "Was bisher aber gefehlt hat,
ist ein umfassendes Modell, das vorhersagt, wie menschliche
Entscheidungen und Umwelt einander bei diesen Fragen beeinflussen." So
hängt etwa die Phosphormenge im Ackerboden davon ab, welche
Entscheidungen in der Landwirtschaft getroffen werden. Diese
Entscheidungen werden durch ökonomische Gegebenheiten bestimmt, etwa
über den Preis von Phosphordüngern. Und diese Gegebenheiten wiederum
werden von politischen Entscheidungen verändert, die ihrerseits davon
abhängen, welchen Wert wir als Gesellschaft einer gesünderen Umwelt
zuschreiben.

"Wir haben es hier mit einem komplizierten Netz von
Feedbackmechanismen zu tun, die man nur gemeinsam betrachten kann",
erklärt Johanna Grames. "Daher hat sich bei uns an der TU Wien der
Forschungsbereich der Soziohydrologie entwickelt, der Ansätze aus der
Hydrologie und dem Ressourcenmanagement in ökonomische Modelle
einbettet." So werden etwa Angebot und Nachfrage von Phosphordünger
modelliert und gleichzeitig Materialflussanalysen verwendet, die
Auskunft darüber geben, wie viel Phosphor unter welchen Bedingungen in
den Boden, ins Abwasser oder in Fließgewässer gelangt. Am Ende kann
man dann mathematisch untersuchen, welche Handlungsstrategien die
günstigsten Auswirkungen haben.

Phosphor zurückgewinnen, Importe verteuern

Dabei zeigt sich, dass die Reduktion der Phosphorkonzentration in
Böden und Gewässern am besten möglich ist, wenn Phosphor aus dem Boden
und dem Abwasser wiederverwertet wird und gleichzeitig der Preis von
Phosphordüngern steigt. Die Politik kann einen Wandel zur verstärkten
Nutzung von Phosphor aus dem Abwasser unterstützen, indem sie
Rückgewinnungstechnologien für Phosphor fördert oder zusätzliche
Abgaben für Phosphorimporte einführt. Bereits die Aussicht auf
bevorstehende Veränderung (sei es in ökonomischen Parametern oder im
Bereich der Wasserqualität) kann wirtschaftliche Entscheidungen
deutlich beeinflussen und menschliches Verhalten ändern.

Eine wichtige Rolle spielen aber auch gesellschaftliche Werte: "Es
gibt immer einen Kompromiss zwischen Investition in Konsum,
Produktionskapital und Umwelt", sagt Johanna Grames. "Welche
Investitionen in eine verbesserte Phosphor-Aufbereitung optimal sind,
hängt nicht zuletzt davon ab, welchen Wert wir als Gesellschaft einer
höheren Umweltqualität beimessen."

Die Berechnungen der TU Wien zeigen, dass ein nachhaltigerer Umgang
mit Phosphor nicht nur der Umwelt helfen würde: Die Landwirtschaft
könnte durch die Rückgewinnung den Phosphordünger effizienter
einsetzen als heute. Insgesamt könnte die Landwirtschaft durch
nachhaltigen Phosphoreinsatz sogar profitabler werden,
Preisschwankungen am globalen Phosphormarkt wären dann keine Gefahr
mehr.



Originalpublikation:

Grames et al., Understanding feedbacks between economic decisions and
the phosphorus resource cycle: A general equilibrium model including
material flows; Resources Policy (2019).

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0301420718302964

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713706

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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KLIMA/543: Gletscherschmelze lässt die Ozeane immer stärker ansteigen (idw)


Universität Zürich - 08.04.2019

Gletscherschmelze lässt die Ozeane immer stärker ansteigen



Das Schmelzen der riesigen Eisschilde in Grönland und in der Antarktis
sowie der weltweit verbreiteten Gletscher lässt den Meeresspiegel
ansteigen. Die Gletscher alleine haben seit 1961 mehr als 9000
Milliarden Tonnen Eis verloren und den Meeresspiegel seither um 27
Millimeter ansteigen lassen, wie ein Forschungsteam unter der Leitung
der Universität Zürich zeigt.




[image: Grafik: © Zemp]

Regionaler Beitrag der Gletscher zum Meeresspiegelanstieg von 1961 bis
2016.

Grafik: © Zemp



Die Gletscher haben zwischen 1961 und 2016 mehr als 9000 Milliarden
Tonnen (9 625 000 000 000 t) an Eis verloren, was einem mittleren
globalen Meeresspiegelanstieg von 27 Millimetern über diesen Zeitraum
entspricht. Am meisten dazu beigetragen haben die Gletscher in Alaska,
gefolgt von den Patagonischen Eisfeldern und den Arktischen
Gletscherregionen. In den Europäischen Alpen, dem Kaukasus oder in
Neuseeland verzeichnen die Gletscher zwar starke Eisverluste, ihr
Beitrag zum Meeresspiegelanstieg bleibt aber wegen der relativ kleinen
Gletscherflächen beschränkt.




[image: Abb.: © Copernicus Sentinel data 2017]

Schmelzende Gletscher in der Russischen Arktis. Die Gletscher (blau)
auf den rot-braunen Inseln sind nur wenig mit Schnee bedeckt, was ein
sicheres Zeichen für starke Massenverluste ist.

Abb.: © Copernicus Sentinel data 2017



Kombination aus Feldbeobachtungen und Satellitenmessungen

Für die neue Studie hat das internationale Forschungsteam
traditionelle glaziologische Beobachtungen mit sogenannten
geodätischen Messungen von Satelliten kombiniert. Diese vermessen die
Erdoberfläche digital und liefern damit Daten zur Eisdickenänderung zu
verschiedenen Zeitpunkten. Von weltweit mehr als 19.000 Gletschern
konnten so die Eisdickenänderungen rekonstruiert werden. Möglich war
das aufgrund des umfangreichen Datensatzes des World Glacier
Monitoring Service und seinem weltweiten Netzwerk von Beobachtern, den
die Forschenden mit zusätzlichen eigenen Satellitenauswertungen
ergänzt haben. «Die Kombination der beiden Messmethoden und der neue,
umfassende Datensatz erlauben uns, den jährlichen Eisverlust der
Gletscher für alle Gebirgsregionen zurück bis in die 1960er-Jahre
abzuschätzen», erklärt Michael Zemp, der Leiter der Studie. «Dabei
liefern die glaziologischen Feldmessungen die jährlichen Schwankungen,
während der absolute Eisverlust über mehrere Jahre oder Jahrzehnte aus
den Satellitendaten ermittelt wird.»

335 Milliarden Tonnen Eisverlust pro Jahr

Der globale Massenverlust der Gletscher hat in den letzten 30 Jahren
deutlich zugenommen und liegt derzeit bei 335 Milliarden Tonnen
Eisverlust pro Jahr, was einem Anstieg des Meeresspiegels von knapp 1
Millimeter pro Jahr entspricht. «Weltweit verlieren wir derzeit rund
drei Mal das verbleibende Gletschervolumen der Europäischen Alpen. Und
das jedes Jahr!», sagt der Glaziologe Zemp. Damit tragen die Gletscher
zwischen 25 und 30 Prozent zum aktuellen Anstieg des globalen
Meeresspiegels bei. Dieser Eisverlust der Gletscher entspricht in etwa
jenem des Grönländischen Eisschildes und übertrifft deutlich dem
Beitrag des Antarktischen Eisschildes.

Die Studie wurde durch folgende Organisationen unterstützt:


Federal Office of Meteorology and Climatology MeteoSwiss within the
framework of GCOS Switzerland, Cryospheric Commission of the Swiss
Academy of Science, Irstea Grenoble as part of LabEx OSUG@2020,
Copernicus Climate Change Service (C3S) implemented by ECMWF on behalf
of the European Commission, ESA projects Glaciers_cci
(4000109873/14/I-NB) and Sea level closure CCI (4000119910/17/I-NB).

Die Studie wurde unter der Leitung der UZH durchgeführt in
Zusammenarbeit mit einem internationalen Team von Glaziologen der ETH
Zürich, CH, Universität Fribourg, CH, Université Grenoble Alpes, FR,
University of Oslo, NO, Queen's University, Kingston, CA, Universität
Innsbruck, AT, Institute of Geography, Moscow, RU, und der Trent
University, Peterborough, CA.

Originalpublikation:

Zemp, M., Huss, M., Thibert, E., Eckert, N., McNabb, R., Huber, J.,
Barandun, M., Machguth, H., Nussbaumer, S.U., Gärtner-Roer, I.,
Thomson, L., Paul, F., Maussion, F., Kutuzov, S., and Cogley, J.G.
(2019): Global glacier mass changes and their contributions to
sea-level rise from 1961 to 2016. Nature. 

Doi: 10.1038/s41586-019-1071-0

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch
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MELDUNG/383: Agrarministerkonferenz - Chance für Umbau hin zur naturverträglichen Landwirtschaft (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 10. April 2019

Weniger Pestizide, weniger Nitrat und Umbau hin zur

naturverträglichen Landwirtschaft 

BUND richtet sich mit Liste von Forderungen an Agrarministerin Keller



Erfurt. Am 11. und 12. April treffen sich Vertreterinnen und Vertreter
der Länder zur Agrarministerkonferenz in Landau. Auf der Tagesordnung
steht neben den nationalen Themen Pestizide und Düngeverordnung, die
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP). Im
Vorfeld der Veranstaltung richtet sich der BUND Thüringen mit klaren
Forderungen an Landwirtschaftsministerin Keller.

"Jetzt bietet sich die Chance, die Agrarpolitik auf Umweltschutz,
biologische Vielfalt und Tierschutz sowie auf eine wirtschaftliche
Perspektive für bäuerliche Betriebe und ländliche Gemeinschaften
auszurichten. Und die Agrarminister*innen der Länder können jetzt auf
diesen Prozess Einfluss nehmen", erklärt Ron Hoffmann,
Landesvorsitzender des BUND Thüringen.

Im Mittelpunkt der Reform stehen die Förderinstrumente der
europäischen Agrarpolitik. Sogenannte "Eco-Schemes" sollen in Zukunft
die Honorierung von freiwilligen Leistungen für den Umwelt- und
Klimaschutz ermöglichen, beispielsweise für Ökolandbau oder die Anlage
von Landschaftselementen wie Blühstreifen. Für diese sowie für
ökologische Vorrangflächen (Greening-Kriterien) fordert der Verband
klare Standards für alle EU-Mitgliedsstaaten, um einen Wettbewerb nach
"unten" zu vermeiden.

Damit die Interessen von Natur und Umwelt bei der Reform auch
ausreichend berücksichtigt werden, fordert der BUND Agrarministerin
Keller dazu auf, sich dafür einzusetzen, dass sowohl die Umwelt- und
Naturschutzbehörden von Bund und Ländern als auch die relevanten
Umweltverbände aktiv und von Beginn an in die Erstellung des
nationalen Strategieplans einbezogen werden.

Eine Überarbeitung mahnt der Verband auch für den Zulassungsprozess
für Pestizide an. In besonders schutzbedürftigen Bereichen wie Natur-
und Wasserschutzgebieten solle komplett auf diese verzichtet und auch
der Ausstieg aus der Glyphosat-Nutzung zügig vollzogen werden. "Der
bedrohliche Rückgang vieler Insektenarten, vor allem von Wildbienen,
zeigt deutlich, es ist fünf vor zwölf. Wenn wir jetzt nicht handeln,
sind die Folgen unumkehrbar", erklärt Hoffmann.

Diese Gefahr bietet aus Sicht des Verbandes auch der nach wie vor zu
hohe Einsatz von Nitrat in der Landwirtschaft. Hoffmann: "Der aktuelle
Entwurf zur Anpassung der Düngeverordnung an die EU-Nitratrichtlinie
ist noch immer nicht ausreichend. So bieten die vorgegebenen
Obergrenzen weiterhin Spielräume für individuelle Auslegung und
Vorschriften für die Reduktion in nitratgefährdeten Gebieten sind
unzureichend."

Hoffmann richtet sich mit einer klaren Forderung an
Landwirtschaftsministerin Keller: "Jetzt sind die Agrarminister*innen
an der Reihe, den Umbau hin zu einer natur- und umweltverträglicheren
Landwirtschaft voranzubringen, die mit einem geringeren Einsatz von
Pestiziden sowie niedrigeren Nitrateinträgen auskommt und stattdessen
mehr Raum für Natur in der Agrarlandschaft schafft."

 * 

Quelle:

Presseinformation, 10.04.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt
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Internet: www.bund-thueringen.de
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RECHT/091: Pestizidzulassung - BUND legt Widerspruch gegen zwei Pestizide ein (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 10. April 2019

Pestizidzulassung: BUND legt Widerspruch gegen zwei Pestizide ein.


Unverantwortlicher Vorgang seitens der zuständigen Behörde



Berlin. Ende Februar hat das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) 18 Pestizide bis Ende des Jahres für den
deutschen Markt zugelassen, obwohl das Umweltbundesamt (UBA) sein
Einvernehmen für die Zulassung nicht erteilt hatte. Zu den
zugelassenen Mitteln gehören die Insektizide FASTHRIN 10 EC und
ALFATAC 10 EC mit dem Wirkstoff alpha-Cypermethrin, die beide als
bienengefährlich und schädigend für Populationen relevanter
Nutzinsekten, wie Schwebfliegen, Käfer und Wildbienen, eingestuft
sind.

"Angesichts des dramatischen Insektensterbens ist eine solche
Zulassung unverantwortlich", erklärt Hubert Weiger, Vorsitzender des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). "Auf der einen
Seite versucht die Bundesregierung einen Insektenaktionsplan zu
verabschieden und andererseits prescht das BVL vor und genehmigt den
Einsatz bienenschädlicher Pestizide. Nach dem Alleingang des damaligen
Agrarministers Schmidt bei der Glyphosat-Zulassung auf europäischer
Ebene, hatten wir ein solches Foulspiel eigentlich nicht mehr für
möglich gehalten."

Der BUND erwartet, dass das BVL die Zulassung für die Insektizide
zurückzieht, die von dem Amt selber in der Vergangenheit als
bienenschädlich eingestuft wurden. Weiger weiter: "Wir fordern
Bundesministerin Julia Klöckner auf, ihrer Aussage, dass Bienen
systemrelevant seien, Taten folgen zu lassen. Sie muss die ihr
nachgestellte Behörde anweisen, die Zulassungen für die Insektizide
FASTHRIN 10 EC und ALFATAC 10 EC zu widerrufen. Bleibt es dabei, dass
die Ackergifte auf den Markt kommen, wird der BUND gegen die Zulassung
klagen."

"Im Rahmen der Abstimmungen zum Aktionsprogramm Insektenschutz müssen
sich die Ministerinnen Julia Klöckner und Svenja Schulze zudem dazu
verpflichten, das Zulassungsverfahren für Pestizide zu überarbeiten
und Umweltauswirkungen von Pestiziden insbesondere auf sensible Arten
stärker zu berücksichtigen", fordert der BUND-Vorsitzende. Der BUND
unterstützt außerdem die Forderung des Umweltbundesamts, in der
Zulassung der insgesamt 18 zugelassenen Pestizide Auflagen zum Schutz
der Biodiversität zu machen. "Aufgrund der Gefährlichkeit der Gifte
müssen Betriebe, die solche Ackergifte einsetzen, etwas für die
Artenvielfalt tun. Dies ist zwingend notwendig, um so wenigstens einen
Teil der Schäden auszugleichen. Zehn Prozent Biodiversitätsflächen zu
schaffen, die als Lebensraum- und Nahrungsflächen für die betroffenen
Nichtzielorganismen dienen, wäre ein wichtiger Schritt, um dem
Insektensterben zu begegnen", erläutert Weiger. Aus Sicht des
Umweltverbandes ist es unverständlich, dass das BVL nicht einmal diese
minimalen Auflagen akzeptiert hat - bieten sie doch die Chance, die
Interessen der Landwirtschaft einerseits und die des Insektenschutzes
andererseits zu vereinen.

Der BUND hat in den zurückliegenden Tagen das BVL um Akteneinsicht zu
den Pestizid-Zulassungen gebeten. Bislang ist die Behörde diesem
Anliegen nicht nachgekommen. Weiger abschließend: "Wir sind über diese
Wagenburg-Mentalität sehr erstaunt und bitten erneut um
Akteneinsicht."

Weitere Informationen:

BUND-Hintergrund zum Widerspruchsverfahren:

www.bund.net/widerspruch-pestizide

Aktuelle Kampagne des BUND: www.lass-brummen.de

BUND-Umfrage zum Insektensterben finden Sie unter:

www.bund.net/insektensterben-umfrage

BUND zum Insektenschutz:

www.bund.net/insekten

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 10.04.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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VERBAND/378: Klimakabinett muss Chance für CO2-Bepreisung ergreifen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Gemeinsame Pressemitteilung vom 10. April
2019

Klimakabinett muss Chance für CO2-Bepreisung ergreifen



Am heutigen Mittwoch tagt erstmals das neu eingesetzte Klimakabinett,
das mit der Aufgabe betraut ist, die gesetzliche Umsetzung des
Klimaschutzplans zu intensivieren. Die Bioenergieverbände fordern,
dass das Klimakabinett die Chance ergreift, eine Grundlage für die
Einführung einer CO2-Bepreisung im Energiesektor zu schaffen. Dieses
Instrument findet in der Wirtschaft und in der Gesellschaft inzwischen
breite Akzeptanz und ist geeignet, weitere Einsparungen in den
Sektoren Strom, Wärme und Kraftstoffe marktwirtschaftlich anzureizen.

Mit Einsparungen in Höhe von 64,3 Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten
leistet die Bioenergie bereits heute einen essenziellen Beitrag zum
Klimaschutz und erzielte 2017 einen Anteil von ca. 36 Prozent an den
insgesamt durch Erneuerbare Energien eingesparten
Treibhausgasemissionen. Sie sparte im Stromsektor laut Umweltbundesamt
27,1 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente ein. Im Wärmesektor vermied die
Nutzung der Bioenergie 30,2 Millionen Tonnen und im Kraftstoffsektor
7,0 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Gleichzeitig stellte die
Bioenergie 2017 mit 230 Terawattstunden 55 Prozent der Erneuerbaren
Energie bereit. Diese klimafreundliche Wirkung der Bioenergie als
Ersatz für fossile Energieträger muss jetzt gestärkt werden angesichts
des national gesetzten Ziels, bis 2030 den Anteil Erneuerbarer
Energien am Bruttostrombedarf auf 65 Prozent zu steigern. Sollte - wie
2020 - das Klimaschutzziel erneut verfehlt werden, verliert
Deutschland endgültig seine international wichtige Vorreiterfunktion
im Klimaschutz.

Die Bioenergieverbände fordern daher das Klimakabinett auf,
unverzüglich die Einführung einer CO2-Bepreisung auf den Weg zu
bringen und die geltende Energiebesteuerung neu auszurichten. Zur
Intensivierung der Klimaschutzbestrebungen der Bundesregierung müssen
darüber hinaus weitere Maßnahmen eine CO2-Bepreisung flankieren.
Hierzu haben die Verbände eine Reihe an Vorschlägen in einem
gemeinsamen Positionspapier erarbeitet.


Über die Bioenergieverbände

Der Bundesverband Bioenergie e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband
e.V. (DBV), der Fachverband Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband
Holzenergie (FVH) bündeln im Bereich Energiepolitik ihre Kompetenzen
im Hauptstadtbüro Bioenergie (HBB). Gemeinsam bilden sie im HBB die
gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten, Anlagen- und
Maschinenbauern, Energieversorgern bis hin zu Betreibern und Planern.
Das HBB setzt sich als starke Stimme der Bioenergie
technologieübergreifend in den Sektoren Strom und Wärme für die
energiepolitischen Belange seiner Trägerverbände ein. Im Kontakt mit
politischen Entscheidungsträgern kann das HBB außerdem auf ein breites
Unterstützernetzwerk zurückgreifen und kooperiert insbesondere mit dem
Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE).



Gemeinsames Positionspapier 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719586

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. April 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 0, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MARKT/4177: Wertheim - 3. Saatgutfestival am 14. April 2019


Stadt Wertheim

Drittes Wertheimer Saatgutfestival

Verkauf, Tausch und Wissensvermittlung



Wertheim. Während des Ostermarkts in Wertheim findet am Sonntag, 14.
April, von 11 bis 17 Uhr in der Main-Tauber-Halle zum dritten Mal das
Saatgutfestival statt. Das Festival soll unter dem Motto "Saatgut,
Jungpflanzen und kulinarischer Genuss" zum Erhalt und zur Förderung
der Kulturpflanzenvielfalt beitragen. Der Obst- und Gartenbauverein
Sachsenhausen organisiert die Veranstaltung in Zusammenarbeit mit der
Stadt Wertheim. Der Eintritt ist frei.

Verkaufsstände bieten Kräuter- und Gemüsesaatgut, Jungpflanzen,
vielerlei regionale kulinarische Spezialitäten, Naturholzprodukte,
Flechtkörbe, Gartenbücher und einiges mehr. Zusätzlich gibt es
Informationsstände zu den Themen Saatgut, Gärtnern, Naturerlebnis und
Imkerei sowie eine Ausstellung zu Getreide- und Bohnensorten. Mit
interessanten Inhalten befassen sich zudem Vorträge, die stündlich
stattfinden. Darüber hinaus können Besucher an einem Extra-Tisch ihr
überschüssiges Saat- und Pflanzgut tauschen oder verschenken.

Auch für das leibliche Wohl wird gesorgt: Die Obst- und
Gartenbauvereine aus Sachsenhausen und Nassig laden ab 11.30 Uhr zu
Kaffee und Kuchen. Leckeres Essen verspricht auch der Mittagstisch.
Auf der Speisekarte stehen Wildgerichte aus regionaler Herkunft sowie
Wiener Würstchen mit Brot und ein vegetarischer Gemüseeintopf.

Zur Einstimmung auf das Saatgutfestival präsentiert der Obst- und
Gartenbauverein bereits am Donnerstag, 11. April, um 19.30 Uhr eine
Filmvorführung im Wertheimer Roxy Kino. Gezeigt wird die Dokumentation
"Unser Saatgut - Wir ernten, was wir säen": Die Filmmacher Taggart
Siegel und Jon Betz thematisieren darin den weltweiten Kampf von
Umweltschützern, Aktivisten und Bauern, die bedrohte Samenvielfalt zu
bewahren. Es wird Eintritt erhoben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TOUR/7411: Hanau - Führung durch die Steinheimer Altstadt am 20.4.2019


Stadt Hanau

Führung durch die Steinheimer Altstadt

Ein Angebot der Tourist-Information Hanau am Samstag, 20. April



Die Steinheimer Altstadt mit ihren wunderschönen mittelalterlichen
Gassen und Fachwerkhäusern ist am Samstag, 20. April, das Ziel der
einer Stadtführung der Tourist-Information Hanau. Stadtführer Rudolf
Müller trifft Interessierte um 14 Uhr auf dem Altstadt-Parkplatz am
Hotel "Villa Stokkum". Weiter geht es entlang der alten Stadtmauer zu
den besonderen Sehenswürdigkeiten des Stadtteils: Indaginehaus,
Schloss Steinheim und Marstall, Kardinal-Volk-Platz, Haus Volk,
Gerichtslinde, Altes Maintor, Häfnergasse und Huttenhof stehen unter
anderem auf dem Programm.

Die Teilnahme an der rund 90minütigen Tour kostet sieben Euro für
Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine Voranmeldung ist unbedingt
erforderlich, da die Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird.
Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus per Telefon
unter 06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de
oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99.
Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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